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Borrede 


R Ye guͤtige Beifall, kin mehrere vers 
diente Männer dem erften Bande 
dieſer Abhandlungen fihenften, und die taͤg⸗ 
lich mehrere Bemerfungen, die ich mache, 
daß, obwol wir an einzelnen vortvefflichen Abs 
handlungen über den Weſtphaͤliſchen Fries 
dengfchluß feinen Mangel haben, es den 
noch bis jetzo an einem Commentar über das 
Ganze, dergleiche Zuverläßigfeit undZulängs 
lichkeit hätte, fehle, find mir Beweggründe, 
| Durch diefen zweiten Band einen Fortſchritt zu 
meinem Plan zu thun, zu einem Plan, der 
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vi Vorrede. 
weniger nicht iſt, als durch die Fortſetzung 
dieſer Abhandlungen, und (wenn ſie ja bis 
zum Schluß kaͤmen) alsdann durch eine 
einerſeits den ſyſtematiſchen Zuſammenhang. 
und anderntheils ihre Verbindung nady 
Ordnung des Texts darſtellende allgemeine 
Ueberſicht, einen ausfuͤhrlichen Commentar 
über dieſes Geſetz, das in mehrerlei Be; 
tracht mehr als viel andere Geſetze commen⸗ 
tirt zu werden verdienet, zu liefern. Frei—⸗ 
lich iſt dieſes Vorhaben fo weitichichtig, 
daß deſſen ‚Erreichung vielleicht immer ein 
frommer Wunfch bleibt, und deswegen ift 
jeder Band fo eingerichtet, Daß er eine 
- felbftftändige von dem, was etwa nachfolgt, 
unabhaͤngige Ausführung darftelle,; mithin, 
wenn das Ganze des Plans fpät oder fruͤh 
unvollendet bleibt, doch das Publikum im⸗ 
mer an dem, was es hat, etwas Bollendetes 
habe; dabei wird der Vorſatz, dad Ganze zu 
bearbeiten, in jeder einzelnen Abhandlung 
den PVortheil gewähren, daß, weil alles 
desfalld nach einer fehon aus dem Ganzen 
muͤhſam entwifelten Zufammenftimmung al 
ler Sage bearbeitet wird, die Unvollkom— 
menheiten, die mancher anderen in ſich vorzuͤg⸗ 
lich guten dergleichen Schrift, anfleben, daß 
"N rd ’ um 
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um eine Stelle zu erklaͤren, Saͤtze aufge— 
‚ftellt werden, die, wenn man deren Anwen⸗ 
dung auf andre von dem Verfaſſer dabei 
nicht im Auge gehabte Stellen fortfegen 
will, fich nicht ohne Anomalien behaupten 
laſſen, bei Verfolgung eines folchen allge- 
meinen lang leichter vermieden werden koͤn⸗ 
nen. Daß ich aber eben die Stellen zum 
Gegenſtand erfohren habe, woruber zmis 
fhen Herrn Geheimenratd Koch und 
Herrn Hofgerichtsrathp Roth dermalen fo 
ausführlich controvertirt worden ift, dazu 
hatte ich folgende Urfachen. Einmal a). 
war die Grundlage hierzu fchon lang vorher 
‚gleich nad) Vollendung des eriten Bandes - 
aus Anlaß der aufgehobenen Jeſuiter-Kloͤ— 
ſter und in der Vorausſetzung, daß bei den 
damals eben anfangenden Klofterreformen 
die Speculation über diefe Materie der 
gelehrten Welt von Wichtisfeit fen werde, 
erwaͤhlt. Zum adern b) hatten jene 
Schriftſteller die Sanction von Klofterren; 
ten nur in der einen von ihren vielen Ruͤck⸗ 
ſichten, wenn ein Klofter aufgehoben wer; 
de , bearbeitet, mithin dadurch eine fie 
nach. allen ihren eigenthümlichen Rüds 
ſichten Darftellende Abhandlung, wie folche 
— a 4 mein 
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mein Plan. erfodert, meinem Bebünfen 
nach nicht unndthig gemacht. - Drittens C) 
glaube ich bei dieſen Schriften, obwol jes 
de in ihrer Art ihre unverfeunbare Vorzüge 
hot, und befonderd des Herrn Hofgerichtsr 
rath Both feine, da ihr der. Vortheil 
der Wahrheit nad) meinem Gefühl zur 
Seite fteht, alles:erfchöpft zu haben fcheint, 
dennoch das zu bemerfen, was faft von ab 
len Steeitfchriften das Loos ift, und Der 
Natur ver Sache nach kaum irgendwo das 
von entfernt ſeyn kann; nemlich, Feine hat 
die Wahrheit ohne Zuſatz, Feine hat aber 
auch) ihre Spur ſo ganz verloren, daß nicht 
noch charafteriftifche Zuge derfelben darinn 
übrig wären. ine dritte aus den Mtaterias 
lien beeder Schriften nach nöthiger Schei—⸗ 
dung und erfoderlihen Zuſatz gefertigte 
‚ Eompofition mußte mir alſo keineswegs 
überflüßig , ja fie. mußte meinem: Plan, 
ohne andere leicht auf Abwege leitende 
Beranlaffung ‚-blos aus der Abſicht, Wahr: 
heit — fen fie dem] oder jenem oder feis 
nem vortheilhaft — zu finden, . angez 
meſſen ſcheinen. Endlich d) komme ich 
ja zue Vollendung ‚meines Plans; fo hät 
te Doch eben dieſe Arbeit ſpaͤt oder fruͤh 
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geſchehen muͤſſen; das befte war alfo wohl, 
ge in einer Zeit zu thun, wo fie für das 
| ent noch das meiite Intereſſe haben 
kann. 
So entſtand dieſe Abhandlung. — Da 
alle: Schriftfteller, die über dieſe Materie 
gefchrieben haben , : dabei auf das allge neis 
ne Staatörecht zuruͤckgreifen, hier meiſtens 
gleich in das Fach der landesherrlichen 
Rechte auf Vacantgüter gerathen, und das 
zinn Recht zu Abtrennung auswartiger Mens 
ten bei vorgehender Veränderung des Haupt⸗ 
guts finden, ohne die Scheidewand zu bes 
merfen , welche die. Natur der Staates 
verfaſſung meines Dünfens. hier zwijchen 
Privat- und Gemeindsguͤter gefezt hat, 
und dann, weil fie in dieſem Punft in dem 
Friedensſchluß auffallende Abweichung zu 
finden glauben, an dieſem und feiner Sans 
ction modeln und befchneiden, bis fie in 
das möglichit Fleinefte Format hineingepreßt 
ift: fo duͤnkte mir eine kurze Zergliederung 
der wahren Grundſaͤtze des Staatsrechts 
überhaupt, (die gewiß auch die Pacifcenten 
damals vor Augem harten, indem fie Pro: 
vinzen und Sander und Städte veraͤuſſerten 
SR as und 
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und. umfosinten ; ;, ohne daran zu den 
daß deren auswaͤrtige Gefaͤlle e hierdure 
Janfend werden. fönnten ,. mi ithin zu ihrer 
is jest dennoch fortgedauerten Beihehal⸗ 
tung einer eignen Sanction beduͤrften) an 
ihrem. Ort zu ſeyn, die deswegen in der 
Einleitung, doch nur als Skizze einer 
vollſtaͤndigen Abhandlung, vorangeht. =; 


| Möge diefe Abhandlung nicht ohne Nu— | 
gen im dad) der Bifenſcheſun fen! — 


| Geſchrieben Carlsruh im 
| Auguft 1783. 





Der Verfaſſer. 








Innhaltsverzeichniß, 





: ‚Einleitung 


Bon dem Verhältnis der Kirchenftiftungen und 

befonders ihrer ausländifchen Zugehörden gegen 

die Staatsgewalt nah den Grundfägen des 

| natürlichen und deutſchen Staatsrechts 
uͤberhaupt. 


I, Jzoranmertung: Das natürliche Staatsrecht 
ift bei Auslegung des Weftphälifchen Friedens 
zu Zeiten eine Hülfsquelle ($. 1) 


II. Säge des narhrliben Staatsrehts: Der Res 
gent kann Fiſci⸗ und Landeseinkünfte anordnen 
($ 2) bat aber ein ausfchließliches Recht auf Ers 
werbarten, die nach dem Naturrecht jedem gemein 
find, nicht cher, bie es ihm durch vorhandene 
Staatsgeſetze beigelegt ift; ($. 3) bat alfo ohne 
folche pofitive Geſetze Fein ansſchließlich Necht auf 
ledig Gut. (9. 4.) Vermögen von Privatgefell: 
fmaften Fann ledig Gut werden, kommt aber ſel⸗ 
ten in die Umflände, es wirklich zu werden $.5.) 
Ueber dag Vermögen der Staatsgefellfhaften hat 
der Regent poſitive Diſpoſtionsrechte; (9. a .) 


xu 


Innhaltsverzeichniß. 
Dieſe Rechte des Staats ſind ein wahres ober⸗ 


"eigenthum: ($, 7) und laffen ſich keinesweges 


aus andern Zweigen der, Staatdgemalt ableiten. 


.($. 3) Deren Güter werden daher durch den ins 
tergang der Gefellfchaft nicht ledig Gut, fondern 


IE 


fallen dem Staat heim ($. 9.) welcher Heimfal 
von ‘dem. Fifeirecht auf ledig Gut weſentlich ver⸗ 
—— iſt; (9 10) Daher das Vermögen ſolcher 

Geſellſchaften in. fremden Landen nicht dem Regen⸗ 
ten, diefer Lande, fondern dem Herrn der Gefells 
fchaft heimfaͤllt. ($. 11.) Eben diefe Staatsbefugs 
nis finder auch bei rehigiofen Sefellſchaften ihre Ans 
wendung. ($. 12.) 


Säge des gemeinen deurfihen: Srästerichtn, 


Obige Wahrheiten beftättigt ‚dag. deutfche Reichs⸗ 


berfommen fomwol bei ſtehenden weltlichen Staats⸗ 


geſellſchaften. ($. 13) als auch bei folden, bie 


untergehen, CS. 14.) Religiofe Geſellſchaften konn» 
ten in älteren Zeiten ohne befondere ausdrüfliche 


Staatsbewilligung Guter erlangen; ($.15) noch 


vielmeniger bratichte e8 ja bet auswärtigen Pertis 


‚nenzitüden. eines.erwerbenden Guss der Bewilll⸗ 
gung der. Territorialodeigfeit. ($. 16.) Bei freie 


willigen Veraͤuſſerungen beburften fie wohl er Ein: 
willigung ihrer Landesheern, nicht aber deſſen, uns 


ter dem die Guͤter lagen, (F. 17.) Warticulärer 
> Untergang’ von Stiftungen war nicht ſelten, und 
der Landesherr der Stiftung hatte dabet feine Mit⸗ 
vwirkung. (F. 18.) Gleichwirkſam zeigte ſich die 
Regentengewalt bei den Guͤtern des allgemein aufs 
gehobeneu mpelherrenordens ſowol auſſer Deutſch⸗ 
laud, ($. 19.) als auch in Deutfchlandg einzelnen 

. Zerritorten, (FJ. 20.) Nie aberdachte der Landes— 


Yu * 


herr, unter dem einzeine Gefaͤlle lagen, daran, durch 


‘erden ſolchen Untergang ein Recht auf deren Abs 
trennung von ber. Hauptſtiftung erlangt zu haben. 
A 21.) In dieſem Verhaͤltnis bleiben - bei 


den 
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"den Katholifchen unter ſich die Güter eingehender 


Kirchengefellfchaften gegen den Staat big jezt un: 


© verändert. ($.22.) Das deutfihe Reichsberkom— 
>. men beftatigt alfo obige Saͤtze des natürlichen 
“ » Gtaatsrechts ($.23.) und der Einwand, daß 


der Untergang folcher Geſellſchaften eine die Diſ— 
membration ihrer Gefaͤlle rechtfertigende Veraͤnde— 
rung der Umſtaͤnde ſey, iſt weder hiſtoriſch richtig, 
noch der Sache anpaſſend. ($. 24.) 


— Erſtes Stük 


R 


Von den Normen in Beurtheilung des Ver 
haͤltniſſes verfchiedener Neligionsverwandten ge 


L, 


gen einander. (ad J. P, Osn. Art. V. 


$. 1.) — 


Vorbemerkungen: Der Religionsvertrag iſt nicht 


blog ein zufaͤlllger, ſondern ein weſentlicher Theil 
des Weſtphaͤliſchen Friedens: (9.25) er tft da: 


: ber in gepiffer Nücficht ein Vertrag Überhaupt, 


in anderer ein Vergleich insbeſondere; (K. 26) 


Deſſen Eingang beſtimmt den alacmeinen Gegen» 


u 


ſtand defjelden. (9. 27.) Diefes find, der Regel 
nach, nur Verhaͤltniſſe zwiſchen Foangeltfchen und 
Katholtſchen, ($ 28.) e8 mögen nun diefe ganze 
Reichstheile oder einzelne Stände, Kirchenſachen 
oder weltliche, worauf die Religion einen Einfluß 
bat, betreffen ($. 29.) ar 2 


Erſte Norm: der Religionsfriede! Deſſen dus⸗ 
drückliche Beſtaͤttigung hat ihrennguteu Grandund 


ſichere Wirluag, ($ 30) geht aber nicht aufden 


eg). 


gerftlihen Vorbehalt und -das derdiugn delſche 


— 


iM, 
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I. Andere Norm: der Osnabrücker Vertrag über 
die Religionsbeſchwerden! Er iſt von dem Reli⸗ 
gionsfrieden die vollſtaͤndige Auslegung, ( $.:32.) 
‚enthält, aber auch viele wirklich neue Sanctionen 

(F. 33) iſt alſo nicht doctrinale, fondern eine oft 
von dem vorigen abweichende authentifche Ausle⸗ 
gung, 1$. 34) darf alfo aus dem eingefchräntteren 
Gehalt des Religionsfriedeng nicht refiringirt wer: 
den, ($ 35) er dauert bis gu-einer gütlichen Res 
ligtonsvereinigung. ($. 36.) Widerfprüche gegen 
ihn und thaͤtliche Uebertretung find in fich felbf 
nichtig: (8. 37.) Auch Nechtöverfolgungen fins 
den ihm entgegen nicht flat. ı $. 38.) u 
IV. Dritte Norm: Rechtegleichheit ! Auch jener Ver⸗ 
frag konnte nicht alle mögliche Faͤlle beſtimmt ents 
halten, mithin blieb eine Regel für das Berhals 
ten in unentfchiedenen Fällen norhwendig (F. 39. 
Zu einer folden Norm fann daß gemeine bürgerlis 
che Recht nie gebraucht werden: ($. 40) Gleich⸗ 
beit ward früh hierzu, aber in einer fehr verſchiede⸗ 
nen Deutung vorgefchlagen, (K. 41.) dabei ward 
in der Wortfaffung oft geändert, ($. 42.) und 
dennoch Fam man einander in der Sache felbft richt 
näher, (8.43) bis fich endlich auf eine-Durchges 
bende, wechfelfeitige, von’aller Gewalt entfernte 
Gleichheit verglichen ward. (9. 44.) Diefe iftfür 
alle Fälle gemeint, die Feine beftimmte Norm has 
ben, ($. 45.) und gilt es dabei gleich), ob Fälle 
gar nicht, oder zweifelhaft oder nur. für einen 
Theil ausdruͤcklich entfchieden find; ($. 46.) es 
.- Tann alfo nicht behauptet werden, daß, mo für einen 
Theil etwas entfchieden und von dem andern nichts 
gefagt ift, die Anwendung der Nechtägleichheit aufs 
böre. ($. 47.) Diefe gebt einzelne Stände gegen 
einander ſowol als ganze. Neichstheile an: ($.48) 
fie miße jedem gleich viel Nechte in Nebendingen 


wie in Daupffachen zu, ($. 49.) . und mil, daß 
zu 9 ‚ee 
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er fich feiner Rechte: nur fo gebraudhe, wie er des | 
„ren Anwendung gegen feine Partie auch zu leiden, 

entfchloffen ift: ($. 50.) Diefe Gleichheit darf 
- nicht dazu gebraucht werden, etwas zum Umffurg. 
. ber Staatsverfaſſung zu verlangen ($. 51) auch 
ſchlaͤgt fie nicht an, wo ausdrücklich eine Ungleich⸗ 
; beit in den Neichdgefegen geordnet ift, ($. 52) 

Nie darf in einem unentfchledenen Fall ein Theil 
. gegen den andern mit Gewalt vorfchreiten, ($.53.) 
. womit aber die Selbfihülfe in entfchiedenen Fällen 
nicht ausgefchloffen iſt, ($. 54.) daher bei Ans 

wendung diefe8 Verbots bie verfhiedenen Ums 

ftände mohl von einander unterſchieden werden 
muͤſſen. (F. 55) 


Zweites Stüͤck 


Geſchichte der Entſtehung und Auslegung der 
Sanction uͤber auswaͤrtige Kirchenrenten und de⸗ 
renStaats⸗und Kirchen⸗ Laſten. (ad I. P Osn. 
‚Art, 5. 5. 45747.) 


L, Einfluß der Religionsſpaltung in dieſem Punkt. 
Die Reformation machte in der vorigen Verbin⸗ 
dung ($. 1724) imlaͤndiſcher Zugehoͤrden mit 
ihrer Hauptfliftung feine Uenderung , ($. 56.) die 
ausländifche. wurden aber, ohnerachter des unver⸗ 
ändert gebliebenen Grundſatzes der Untrennbarteif, 
Dennoch oft von den Fatholifchen Grundherrſchaf⸗ 
ten zum Vortheil der Orden, die vorhin die Haupts 
ſtiftung genoffen hatten, zuruͤckgehalten; ($. 57.) 
aus Retorſion brachten daher bie und da bie Evans 
‚gelifche gleiche Grundfüße gegen katholifche aus⸗ 
waärtige Stiftungen in Yusubung. (6. 58.) Die 
— * auch zu Ausdehnung = 


VI’ Amnbaltsvengeihniß. 


# 
„»w 


& 


I. 


‚Kirchenlaften und zu Beſtreitung der Tertitorial⸗ 


— * über Kloͤſter und ihre Renten Anlaß, 
(3.59. ren 


Seſchichte der deefalfigen Religionsgefeze vor 


den Weſtphaͤliſchen Srieden.‘ Gleich die: erfte 


Religionsgeſetze erklärten durch eine deutliche Fols 
. de bie Renten ausmärtiger Klöfter für Vermögen 
des Staats, wozu dieſe gehören: (F. 60.) ihnen 
folgte die Verordnung nach, daß feiner den ans 
dern feiner Gefälle des Glauben wegen entfeßen 
Pole. (F. 61.) Beeden Sanctienen ward in der 
Folge Unteriaffung aller Reformation und Wieders 
“:herfielung eingegangener Stiftungen angehängt 


($. 62,) doch befchränkte dieſes der Reichsabſchied 
von 1541 nur auf kuͤnftige Aenderungen, und lied 


‚ das Vergangene auf fih beruhen. ($.63.) Der 
Reichsabſchied von „1544 fezte zuerfi die Untrenns 
‚ barkeit der. Renten von dem Hauptgut auch im 


Fall einer eingetretfenen Reformation feft, ($. 64. ) 


< die jedoch bei unmittelbaren Stiftern ohnbeſchadet 
der Sreiheit der Reſtdeuzverlegung, und beimittels 


baren mit Ausnahme einiger fehon vorher volles 
gener Trennurgen, zu verſtehen ift: ($. 65.) DA 


‚bet wurde erfimalg wegen ber Staatsunterwuͤrfig⸗ 


keit und det Kirchenlaſten folcher Nenten auswaͤr⸗ 
tiger Stiftungen eine Drdaung gemacht ; ($. 66.) 
Auch ward verſehen, wie die über. Anwendung fol‘ 


eher Kegel in eingelnen Fallen entſtehende Strittig? 
feiten beizulegen ‘feyen, ($. 67.) Andere unent 
fchiedene Religionsſtrittigkeiten legten. aber der ds 


folgung diefer Sanctionen unüberfteigliche Hinders 


niffe in den. Weg, ($. 68.). welche zu heben ein 


. nener Verſuch verabredet. warb. (4%. 69.) Bei die 
ſem Verſuch wünfchte der Kaiſer die durch jene 


Sonction den Evangeliſchen zugewachſene Bor 
theileihnen wieder aus den - Händen zu winden— 


(9.70) mußte aber dieſen Gedanken fahren af, 


’ 





” 
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4.. and fich vielmehr auf die von den Evangeliſchen 


verlangte Ausdehnung des Friedſtandes auf andere 


Paunfte einlaffen, ($.71.) wobei die Saͤtze des 


I 


er 


1. 


vorgedachten Reichsabſchiedes alle entweder aus⸗ 
druͤcklich oder folgeweiſe beſtaͤttigt wurden. ($. 72.) 


I, Traktaten über die Beſtimmung der im Weſt⸗ 


pbälifdyen Frieden befindlichen Sanction. Es 


hatte die Folgezeit eine Menge Beſchwerden beeder 
Keligionstheile, nicht über Unbilligkeit, wohl aber 


uͤberſſchlechte Beobachtung jener Sanction, aufzu⸗ 
weiſen; ($. 73.) Diefe wurden auch. bei dem 
weſiphaͤlifchen Friedenskongres vorgebracht. ($. 74) 
Die Evangeliſche verlangten eine die Anwendung 


jener Saͤtze auf die Renten ihrer Stiftungen an 
e 


— de Sanction, nicht aber eine Aenderung jener 


(8.75.) Beederſeits ward ſich bei dieſen Tracta⸗ 
ten auf die Verordnung des Reichsabſchiedes von 


“1544 al$ eine wechfelfettige Wirfung habende Sana 


cfton berufen. ($. 76) An der erfien Faſſung ga⸗ 
ben in der Folge die Evangeltfche einige Fleine mine 


der beträchtliche Uenderungen nach: ($: 77:) da 
pie Katholiſche fih damit nicht begnügten, mad 


ten die Schweden einen lateinifchen yon dem 009 


x 


igen nicht viel abmeichenden Entwurf,. ($. 78) 


bet dem die Evangelifche mit einigen Aenderungen 


auch nachmals verblieben, ($.79.) worauf end⸗ 
- Jich beederſeits dieſe Faſſung zur Grundlage ges 


„y 


- nommen, und nur noch. über einzelne Ausdruͤcke 
trattirt ward, ($. 30) wodurch man endlich zur 


Annahme der Faſſung, die jezt Im Friedens inſtru⸗ 
ment ſteht, gelangte. (9. 71) | | | 


IV. Staates und Litteraͤr ⸗ Geſchichte diefes neneften 


Geſetzes. Bel der Friedensvollziehung kam nes 
benher ein und ander8 vor, fo bieher einſchlaͤgt, 


> (8 82) übrigens fielen nach und nach bet dieſer 


«+4 


Stelle folgende Zweifel vor: a) ob die Katholiſche 
J 6 auch 
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auch den Beſitz der Renten im —— zeigen 
muͤſſen; ($.83) ſodann b) ob dieſe Verordnung 
auch auf Proteſtanten unter ſich gehe; (9.84.) 
ferner c) ob zu Behauptung obrigkeitlicher Rechte 
oder firchlicher Kaften von folchen Renten der Be— 
weiß des entfcheidenden Beſitzes geführt werden 
muͤſſe; ($.83.) endlich d) ob die Verordnung 
wegen eingehender Klöfter blog von Evangelifchen 
—3— zerfallenden Stiftungen zu verſtehen 
ey? (F.8 


Drittes ©tüd. 


Bon den Kirchengefaͤllen katholiſcher Stiftun⸗ 
gen in auswaͤrtigen Evangeliſchen Landen und 
deren Rechten. (ad I. p. Osn. An, V. 


6. 45.) 


I, vorbemerkung: Die vorhingedachteSanction theilt 
ſich in mehrere beſondere Abſchnitte. ($ 837) Dies 
ſer erfte Abſchnitt redet von auswärtigen Nenten 
katholiſcher Stiftungen: ($. 88.) er muß aus 
dem Keligiöngfrieden , vornemlich jedoch im Zuſam⸗ 
I*8 mit dem WeRpbällfgen, erHlärt werden, 
(9.89) 

1. Acrivfubjeft diefer Sanction. ‚Die Landesherren 
find Hauptſubjekt dieſer Verordnung, den lands 
ſaͤßigen Kloͤſtern kommt ſie nur mittelbar durch jene 
zu gut, ($. 90.) und gehoͤren daher nur jenemit« 
telbare Kloͤſter hieher, welche katholiſchen Landes⸗ 
herrn unterworfen find. ($. 91), 

III, Paßivfubjeft derfelben. Nur die Schuldigkeit 
der evangeliſchenStaͤnde wird bier feſtgeſezt, (F. 92.) 
weil Landſaſſen nie in den Fall kommen ap 
| ‚ bie 
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die hier verbotene Trennungen vorzunehmen, ($:93) 
iu dem hier allein von Trennungen, die aus dem Re⸗ 
formationsrecht flieffen, die. Rede iſt. (6. 94) 


IV. ©bjeft derfelben. Die Schuldigfeit bezieht ſich 
"auf ‚alle Berigungen folder katholiſchen Stände 
uund ihrer Landſaſſen, beſonders auf ıhre aus waͤr⸗ 
tige Renten 9. 95. und auf alle Arten von her⸗ 
gebrachten Gerechtſamen, ($.96.) welche fie rechts 
un, mäfig ‚erworben haben, (9. 97.) mobei es auf 
vie Erwerbtitel des gemeinen Rechts und deren 
Gültigkeit, dem Stan des Religionsfriedens zus 
folge, anfam. ($. 98.) Ob es aber noch jezt dars 
auf oder nur auf den Beſitz des Gefälls ım Ents 
ſcheidjehr anfomme, wird beftritten. ($, 99.) 
Dabei ut fovielgewiß, daß, welcher Religionstheil 
den Beſitz im Eutſcheidjahr erweiſet, dabei bleiben 
muüſſe, (F. 100.) und daß der, wer bei dem Schluß 
des Friedens Reſtitution zu ſuchen hatte, den 
Beſitz im Entſcheidjahr zeigen mußte, ($. 101.) 
Wer aber aus diefer. Stelle bloß bet feinem Befiß 
Schuß ſucht, bedarf des Beweiſes über dag Cuts 
ſcheidziel nicht; (102.) der aus einer hierburch 
- entftebenden Ungleichheit flieffende Einwand ift uns 
erheblich, ($.103.) und eben fo unerheblich iftder, 
— als ob es gegen bie politifhe Wahrſcheinlichkeit 
Aaufe. ($ 104.) Diefe Stelle geher alfo im Grund 
> auf feine Renten, welche die Katholiſche am Ents 
ſcheidtag nicht befallen, enthebt fie aber doch des 
Beweiſes uͤber folchen Befiß. (9. 105.) Zu 


W. wirkung diefer Sanction. . Die bier feftgefezte 
Schuldigkeit der proteftantifchen Stände iſt, ſich 
aller mittelbaren oder unmittelbaren Einztehung 
oder Beſchwerung ſolcher Renten zu enthalten; 
- €. 106.) fie verſtehet ſich aber ohne Schmaͤlerung 
der Darauf haftenden Kirchenlaſten, (F. 107.) und 
ſcchließt bürgerliche Brivatanfprüche und beren rechts 
ur u b 4 | Ä lichen 


{ # 
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lichen Betrieb nicht aus; (5. 108.) ſondera dehalt 
dieſen nicht undeutlich vor. (F. 109.) Sie wirft 
alſo keine Reſtitution auf Entſetzungen, die dem 


Zrieden vorgeben, wohl aber auf nachgefolgteʒ 


($. 110,) leidet aber bei unmittelbaren geiſtlichen 
Stiftern eine Ausnahme in der Art der Auwendung 
bei Reſidenzverruͤckungen, ($. 111) ble jedoch auf 


„mittelbare Stiftungen nicht mit gu beziehen’ iſt. 


bezʒugs. ($. 113.) J 


C. 112.)Aus allem dieſem flieſſen einige mertwuͤr⸗ 
dige Rechtsſaͤtze von der Natur dieſes Reuten⸗ 


5138845 y 


Viertes Stil — 


| Bon den Kitchengefällen evangefifcher Stiftun, 


gen in auswärtigen Fatholifhen Landen und 


deren Rechten. (ad I. P. Osn. Art. V. 
0.46) 


I. Objekt diefer Sanction. Alle Arten von Rechten, 


vie die Evangelifhe ald Zugehörden einer Stifs 
tung fordern, gehören hicher: (F. 114) vonden 


Renten foldyer Stiftungen , die mittelbare Evans 


&: 


gelifche brfisen, fcheint zwar nach dem Buchftaben 
nicht die Rede zu ſeyn, ($. 115) fie find-gber 
unter dem Gehalt der Ausdrücke dennoch begriffen, 
($. 116.) Hingegen gehören blog weltliche Rens 
ten oder Staatsgefaͤlle nicht hieher. ($. 117.) 
Erforderniffe zu ihrer Anwendbarkeit, Diefe 
Renten werden für folche erklärt, die den Proteftans 
ten kraft des Neligiongfriedeng gebühren, ($. 118.) 


. nicht aber in der Intention, als ob, um dieſer Sans 


“ 


ction zu genieſſen, die Evangeliſche noch die. Zus 
fandigfeit aus dein Religlonsfrieden zeigen müßs 
| — — um 
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‚arten: ( (66. 119) fondern ihnen-iff genug, den Be; 

fig im Entfcheidjahr darzuthun, ($. 120.) jedoch 
. nicht bloß den Befiß des Hauptguts, ſondern ins⸗ 
beſondere ‚den der zugehörigen Rente: $. 121.) 
dieſer zu beweifende Befig wird Duafibefit genannt, 
 ($. 122.) weil hier von unförperlichen Dingen bie 
+; Mede ift, deren Befiß alfo ‚genannt zu werden 
> pflege! (9. 123.) und keinesweges ın der Abs 
» fit, einen.andern ald wirklichen Beſitz sugulaflen. 
(124) 


II. wirkung dieſer Sanction. Diefe Stelle wirft 
| vollſtaͤndigen Schutz bei dem Bezug ſolcher Renten, 
(8. 125.) und zwar nicht blos auf die Form, uns 
ter deren im Entſcheidziel beſeſſen ward, ($. 126.) 
ſondern aufalles, was dem befeflenen Geräll von 
Rechtswegen anhaͤngig iſt, (9. 127.) wie ſolches 
durch Beiſpiele erläutert wird. ſ. 128.) 
IV. Incidentbetrachtungen. Hei Proteſtanten unter 
ſich fprechen einige dem Herrn der Stiftung dag 

‘ Recht auf auswärtige Renten gu; (8. 129 ) an: 
bdere legen dem Herrn, unter dem bie Gefälle liegen, 
das Befigreht darauf gu: ($. 130.) es kommt 
aber auch bier alles auf den Beſitz im Entſcheidſahr 
an. ($. 131. ) 


günftes@ti 


| Bon dem Verhaͤltniß der auswärtigen —— 

ter und Renten gegen die weltliche Obrigkeit, 
(ad, P. Osn. Art, V. G 45. und 46) 

Ä % Vorbemerkung. Der Anlaß zu dieſem weiteren 


Theil der Staats- und Kircinlaften ſolcher Rens 
‚eu ® 132, ) \ 


Er 


% 
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IE; 


Wiederhölte Sanction des Religions friedens. 
In Vezug auf Staatslaſten, ward den Landenherren 


Ihre weltliche Obrigkeit vorbehalten; (6. 133): fo 


vorbehalten, daß ber Evangelifchen “ Kırchenz 


gerichtebarfeit nicht mit unter den Vorbehalt. ge⸗ 
zogen werden konnte, (9. 134) weil nach dem 
Sinn des Religionsfriedens die Gerichtsbarkeit 


über ſolche Renten der katholiſchen Geiſtlichkeit 
bleiben ſollte, €$. 135) . die: jedoch nunmehr kraft 


anderer Stellen des weftphalifchen Friedens ben 
Evangelifchen nun auch zukommt. ($, 136..),, Je⸗ 


ne weltliche Obrigkeit iſt aber an feinen Bewelß 
ehemaliger Ausuͤbung gebunden. (9. 137.) Eben 
ſo find den Obrigkeiten die Renten und Privatge; 
rechtigkeiten, die fie an ſolchem Kirchenvermögen 


gehabt, vorbehalten. ($..138.)  /., 


II, Weitere &anction des weſtphaͤliſchen Sriedens, 


Diefe iſt in ihrem. Gegenftand und Ausdehnung: 


von ber vorigen verſchleden, ($. 139) und tif 


daher feinesmegeg uͤberfluͤßig. {$, 140). Die bier nas 
mentlih vorbehaltene. Rechte find. lauter folche, 
welche tatholiſche weltliche Perſonen auf Kirchen 


guͤtern beſitzen koͤnnen. ($. 141. ) Die allgemein 


angehaͤngte andere Rechte muͤſſen alſo von gleicher 
Art ſeyn. (F. 142.) Doch iſit von jenen Rechten 
nur fo weit die Rede, als fie auf Kirchengütern hafs 
ten, $. 143.)° ohnerachtet der charakteriſtiſche 
Auedruck anders wegen der katholiſchen Stiftungen 
($. 144) und anders wegen der. Evangeliſchen 
gefaßt iſt; (F. 145.) übrigen iſt eg etnerlei, ob 


‚bon mittelbaren ober unmittelbaren Kirchenguͤtern 


dabet die Sragefey. ($. 146.) Diefe Kechtegrüns 
den nicht im Zufland des Entſcheidtags, ($. 147.) 


welches auch der Natur und Beſtimmung diefes 


Zermind gemäß iſt. (H. 148.) 


iv. 
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IV. Vereinigung. diefer Sanction mit einer andern 
| = Parakleleike. Sie ſcheinet nemlich dem Art. 5. 
5. 26. V. quod ſiquoque, zu widerſprechen. ($. 149.) 
Es kann aber dieſer von ähnlichen kirchenobrigt elite 
"Then: Rechten vornemlich, und fo erflärt. werden, 
daß nur, mo diefe gemeint: find, das Entſcheidjahr 
„eintrete, .($-250.1: und ſollte auch nach ‚dem 
+, Bufammenhang: ‚und. den Traftaten feinen, andern 
Sinn haben. ($. 151.) - —— 


V. Modification dieſer Sanctionen. Dieſe Modi⸗ 
ficatlon betrift fowol-die Kirchen- als dir Staats. 
Laſten, denen ſolche Gefaͤlle unterworfen find, 
($. 152.) undwill, daß ihrenthalben kein mehre— 

.» ker Aufwand gemacht merde, als zu Ereapbung 

bei Zwecks ſolcher Raften nothwendig iſt ($. 153.) 
Dieſer nothwendige Aufwand aber Fann nicht vers 
* weigert werden, wenn ſchon bie ndattongregelm 
R darunter leiden, (F. 154). noch darfder Gebrauch 
er ſolcher Rechte dem Regenten Rn eine —— 
—— werden. 69. 255.) u 


a ann Je; 


Sehe tie 


Don. dem Verhaͤltniß der Renten auswaͤrtiger 
Kirchen gegen die Kirche des Landes, worinn die 
Renten — (ad I. P, Osn, Arı, V. 


re 45.) 


s biete ü dieſer Sanction: die Kirchenlaſten geiſtli⸗ 
cher Renten find von ſehr verſchiedener Gattung; 
($. 156.) mancde aus Anlaß der Reformation 

: ‚entftandene Collifionen machten hierüber ein Geſetz 

nothwendig: ($. 157.) - alle dergleichen Kirchens 

Jaſten werden bier durch das — —— 

verſtanden. (9, 158.) | 

m. II, 


EZ 


u, 
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wirkung dieſer Sanction. Jene Laſten finden bier 


‚Schuß, fo weit fievormals fchon darauf gelegen hats 


ten, ($. 159.) : wobet es nicht mehr darauf ans 


fömmt, mie rechtsverbindlich die vormalige Aufs 


birdung der Laſt geweſen; ($. 160) doch fezt diefer 


.: Schutz voraus, daß fie ferner nothwendig find, 


($. 161.) und kommt es wohl auf die Qualität, 
nicht aber auf die Quantitaͤt der vorigen Beftellung 


an. ($. 162.) 


Iu, 


Av. 


Subjekte dieſer Sanction. ‚Sie gebet auf alle 
Fälle, wo Katbolifhe und Evangeliſche in ihrem 
Sintereffe collidtren. ($. 163.) | | 


Entſcheidungsweg diefer Sanction. Auch die 
Verordnung des Religionsfriedens von der befons 


deren Art der Erörterung ber Strittigfeiten, die 


hierüber eutſtehen, iſt vor beſtaͤttigt zu halten. 
($. 164.) Ste beitehet In der Entfiheidung durch 


fchiedsrichterlichen Austrag. (F. 165.) Diefer 


Austrag iſt nothwendig, wenn ein Theil darauf 
ſich beruft; doch beede gemeinſchaftlich koͤnnen ihm 
entſagen: (.$. 166. ; nach. Betretung dieſes 
Wegs kann kein Theil einfeltig einen Abfprung an 


= den Richter nehmen; ($. 167,) ‚er ſeſt die Frage, 


# 


ob folchen Gefaͤllen einige Laſt obliege, als under 
ftritten, voraus, ($. 168.) | Ä 


vVorſorge für deffen Ausfuͤhrbarkeit · Mer biefen 





Austrag abzuwarten bereit it, darf nicht mit Ar⸗ 
reſten befchwert werden: (F. 169.) erfolfihaber 
auch unterdefjen der liquiden Schuldigkeit nicht 


entziehen. (F. 170.) 


Vi, Shlußbemerkungen. Diefer Entſcheidungẽweg 


bat feine Unbequemlichketiten, weswegen er ſelten 
betreten ward, (F. 171.) dadurch aber hat er 
feine Verbindlichkeit nicht verloren. CI, 172.) * 

in 


— 
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‚Ein erwiefener Befig im Entſcheidjahr gründet auch 


Schuldigkeit oder Freiheit von folhen Kırchenlas 
fen. (8173) 00 * 


Siebentes Stuck. 


Bon den auswärtigen Renten derer Kirchenſtif⸗ 


J. 


tungen, die vor dem Jahr 1624, zerfallen 


waren. (ad 1. P, Osn. Art. V. $.47.) 


Bingang. Bor dem weftphälifchen Frieden war 


es fancirter Staatsgrundſatz, daß geiſtliche Renten 
dem Schickſal ihrer Hauptſtiftung folgten. ($. 174.) 
Diefen für die Zufunft beizubehalten, feine Ans 
wendung für dag verflojjene aufs Entfcheidjahr außs 
zufegen, und zu beftimmen, wir dad Reformations⸗ 


recht auf Stiftungen anſchlage, mußte die Abſicht 


der Pacifcenten bet dem weſtphaͤliſchen Congres 


ſeyn. ($. 175.) Sie festen dabei die Anwend⸗ 


II. 


barfeit des lezteren auf Kirchenſtiftungen, nicht aber 
auf-einzelne Renten feſt, und legten feiner Schaͤd⸗ 
lichkeit einen Damm entgegen. (F. 176) Dar⸗ 


‚neben machten fie zugleich über die Zugehoͤrden ſte⸗ 


hender (f das 3zte und a4te Srück.) ſchon ein⸗ 
gegangener (f. das 7te Stück) und kuͤnftig eına 
gehender Stiftungen (ſ. das 8te Stück.) Diſpo⸗ 
fitionen. ($. 177.) a; 

vergleichung diefer Sanction ‚mitibrer Parallele _ 
Stelle, Bet dem erften Theil des 47ſten Abſatzes 


Am weſtphaͤliſchen Srieden ift Subjekt, Objekt, :und 


Wirkung die nemliche, wiebei dem 46ſten. ($. 178.) 
Mer unter den Katholifhen die von Evangelis 


— ſchen im Entſcheidziel nicht beſeſſene auswaͤrtige 


Zugehoͤrden evangeliſcher Stiftungen haben ſolle, 


laßt jene, wie diefe, unentſchleden: (K 10) 
Be — — re 


ct 
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J 


k; 


ihre Abficht iſt nur zu erflären, daR ein vor 1624 
gefchehener Zerfali die Anwendbarkeit der im 46ſten 
Abſatz aufgeftellten Saͤtze nicht aufpebe.. ($. 130.) 


ui. Beſondere Bemerkungen uͤber deren Umfang. 


A) Die Katholiſchen bedurften für ſich gleiche 


Diſpoſttion; ($. 181) Ausdruck obiger Sanction 


und Zufammenhang des Ganzen fehlieffen fie auch 


nicht. davon aus; (F. 182.) auch die Tractaten 
und nachgefolgte Beiſpiele widerlegen die Behaup⸗ 
tung eines ausſchlieſſenden Sinns. (F. 183.) — 
B.) Dieſe Sanction aͤuſſert ihre Wirkung auch bet 
Evangeliſchen unter ſich. (F. 1384.) — C.) Es 


iſt gleichgültig, ob dieſe Stelle auf phyſiſche oder 


moraliſche Deftruction ber Stiftungen befogen 
‚werde, ($. 135.) Ä j . 


Achtes Stuͤck. 


Von den Renten der Kirchenſtiftungen, die 
nach dem Entſcheidjahr eingegangen ſind, oder 


kuͤnftig eingehen, (ad I. P. Osn. Ari. V. 
BE 47.) 


Objekt dieſer Sanction. a) Dieſelbe geht auf 
tatholiſche und evang Uſche Stiftungen in fatho> 
lifchen und evangelifhenkanden: (6. 186.) deffen 
gun Veweiß ſtimmt der Zuſammenhang mit den 
Ausdruͤcken überein, ($. 187.) und die Tractas 
ten liefern weiteren Stof zu deffen Unterſtuͤtzung; 
(F. 188.) auch mit der Regel der Gleichheit und 
politiſchen Wahrſcheinlichkeit harmonirt diefe Deu⸗ 
tung. ($. 189.) b) Die Verordnung begreift 
alle feit vem ıten Senner 1524. eingegangene Stifs 
tungen unterfih, (S. 190.) ohne Unterſchied, ee 

. ä n * ie R 
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fie gewaltſam zerſtoͤrt worden, oder nach und nach 
‚zerfallen find. ($ 191.) c) Moraliſch aber muß 
> ihre Deftruction dem MWortgehalt der Sanition 
zufolge ſeyn (.$, 192.) eben diefed muß fie nad 
“der von den Paciſcenten bei den Tractaten erfläts 
ten Abficht ſeyn; (F. 193.) fiemuß ed auch ver⸗ 
maoͤg des Zufammenhangs feyn. ($. 194.) So ver⸗ 
ſtſanden endlich harmonırt diefe Stelle mit den Res 
ligionsfrieden, der Rechtsgleichheit, und der por 
litiſchen Wahrſcheinlichkeit, ($. 195.) d.) Si⸗ 
diſponirt über alle Arten von Gefallen, die Zuges 
börden einer foldhen Stiftung find, ($. 196.) und 
beziehet ſich nicht blos aufausmwärtige, fündern auch 
innlaͤndiſche ſolche Renten, (F. 197.) ohne jes 
doch die verſchiedene Art ihrer Entrichtung zu Ans 
dern. (F. 198) e) Die Sanction gilt bei Stifs 
tungen, ihre Eriftenz oder ihr Rentenerwerb mag 
älter oder jünger als das Entfcheidjahr feyn. 
($. 199.) 
U. Paßivfübjefe derfelben. Ste äuffert re Kraft 
nicht bloß gegen andre Neligionsverwändte, fons 
dern auch zwiſchen Proteflanten unter fi. 
($. 200.) 0 u ; 
UL. Activſubjekt derfelben. Diefe Verordnung ift dem 
Zerritorialherrn., unter dem dad Klofter lag, zu 
ut gefchrieben, ($. 201) nicht dem geiftlichen 
rden, der etwa vorher Befiter der abgegangenert 
Stiftung war, ($. 202.) . und eben fo wenigdem 
 ‚Disbcefanvorfieher folcher Stiffung. ($. 203.) 
IV, Wirfung derfelben. Sie. beflimmt das Erhes 
bungsrecht, nicht aber'die Art und Form :der 
Verwendung. (5. 204.) Ser ——— 
V. Schlußanmerkung. Nicht Reſtriction, ſondern 
Sicherheit der Anwendung der älteren desfalfigen 
Staatsgrundfäte mar alſo Plan dieſer Sanstion. 


+ ® 
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Neuntes Stud. 
Von dem Neubruchzehendrecht, ſo weit die Reli⸗ 
gionsgeſeze daraufEinfluß haben. (ad L. P. Osn. 
Art. V. 9,47. 


1 Enlenung Das Zehendrecht uͤberhaupt wird, 
ſo wie anderwaͤrts im Staatsrecht, alſo auch im 
weſtphaͤliſchen Friedensſchluß, fuͤr ein Kirchenrecht 
angeſehen. ($. 206.) Wegen bed Neubruchze⸗ 
hendens blieb aber immer einiger, Streit zwiſchen 
dem Staat und ber Kirche; ($. 207.) ber, da er 
durch die Religions- Trennung heftiger ward, 
eine Entfiheidung notbmwendig machte. ($. 208.) 
Erſter Standpunfr dıefer Sanction. Hier iſt 
Gegenſtand der Neubruch,ebenden Eatholifcher fo 
gut als evangelifcher Stiftungen; ($. 209.) , jes 
doch nur in auswärtigen Territorien, und fo weit 
es Proteflanten und Katholiſche, oder erſtere unter 
ſich mit einander zu thun haben. ($. 210.) Das 
bet foll auf feine Berechtigungstitel, ſondern blos 
auf den wirklichen Beſitz im Entſcheidziel geſehen 
werden: ($. 211.) eine Stiftung, die ſolchen Bes 
fg in einer Gemarkung vor ſich bat, darfaud vor 
künftig entftehenden Neubruͤchen den Zehenden bes 
ben. ($. 212.) 

an. Anderer Standpunft derfelben, Der weitere 

+ Theil diefer Sanction gebt auf alle andre Fälle, 
wo über bie Zehendberechtigung auf Neubrücen 
Streit if, ($.213.° und verordnet, daß zuerſt j 
auf Verträge; dann b) auf Drisherfommen ; fer: 
ner c) auf Verhalten in vorigen Fallen; endlich d) 
auf dag — ———— geſehen werden 
wi. a 214.) | 


* 


F ge 





- Einleitung 
Won dem Verhältnis der Kirchenftiftungen, 
und befonders ihrer ausländifchen Zugehörden, 
gegen die Staatögewalt, nach den Grund, 
ſaͤtzen des ‚natürlichen und deutfchen 
Staatsrechts überhaupt 


w Zar §. I» | 
Das natuͤrliche Staatsrecht ift bei Auslegung 
| des Weſtph. Sr. eine Hülfequ Mr 


| 






a2 1 ©&o oft zwiſchen verſchiedenen Religions 
rn verwandten die Frage entficht: was 
in ift wegen auswärtiger Güter einen 

Kirchengeſellſchaft Nechtens, wenn 

dieſe seine Aufhebung oder hauptſaͤchliche Ders 
Anderung erleidet? ſo kommt es zwar vornemlich 
(Zweiter Ch.) 4 darauf 
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darauf an, was bringen die Religionsgrundgeſetze 
Deutfchlands mit, Selbſt wo dieſe nichts bes 
ſtimmen, leiden die gemeine Rechtsſaͤtze nicht im⸗ 
mer Anwendung. Aber als Hulfsmittel der 
Auslegung, um beſtimmen zu koͤnnen, wie weit 
im Zweifel es wahrſcheinlich ſey, daß Religions⸗ 
verfihicdenheit ‚einen Grund zur Abweihung ges 
be, kommen ſie doch immer’ in Betracht, und 
find in dieſem Punkt noch nicht fo auseinander⸗ 
geſezt, daß eine naͤhere Unterfuhung darüber. 
hier eine uͤberfluͤßige Einleitung wäre 


$. 2 4, — 


Der Regent kann Fiſei/ und Landeseinkuͤnfte 
anordnen. 7 


Was bringt das allgemeine Staatsrecht, 
oder mit andern Worten die bloße Natur folder 
Geſellſchaften im Staat, mit ih? ift dabei bile 
lig die erſte Frage. In deren Beantwortung 
muß man die Herrſchaftsrechte der Staats gewalt 
und ihre Eigenthumsrechte wohl unterſcheiden. 
Der Begrif der Negentengemwalt deutet auf.das 
Recht, tiber alle unter diefem gemeinfchaftlichen 
Staätsverband Hereinte Perfonen diejenige Dis 
ſpoſitionen vorzunchmen, die der allgemeine Zweck, 

Wohlfahrt des Staast, erfordert. 1) Dieſer 
Zweck iſt moͤglichſte Gluͤckſeligkeit aller im. 
Staat: das beſondere Intereſſe des: Staatss 
oberhauptes iſte dabei nichtserfter, ſondern uns 

— — tr en des 
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fergeordneter Zweck. 2) Geſellſchaften fi nd 
nicht ohne gemeinfhaftliche Beduͤrfniſſe; ja diefe 
find um deſto groͤßer, je groͤßer die Geſellſchaft 
ſelbſt iſt: in der Staatsgewalt liegt daher auch 
das Recht die Beduͤrfniſſe des Staats und die 
Art ihrer Erhebung zu beſtimmen, mit ihm die 
Befugnis die Renten zu beſtimmen, welche des 
‚nen nad) dem Geiſt jedes Landes und Zeitalters 
verſchiedenen perfonlihen und Familienbedurf: 
niſſen des Megenten gewidmet find, Mennt 
man jene Einkünfte, deren Verwendung 31 
nächft 5) die Staatsbeduͤrfniſſe im Ganzen 
zum Gegenftand hat, Landeseinkünfte, (redi- 
tus aerarii , wie fi) das vömifhe Recht auss 
druͤckt,) jene aber, die zunaͤchſt den Beduͤrf⸗ 
niſſen des Regenten gewidmet find, Fiſciein— 
kuͤnfte, 6) fo ſteht freilich das Recht dem Re⸗ 
genten zu, bie einen wie die andern zu beftims 
men, dod) immer unter Beobachtung der Schrans 
fen, welche die Staatsgewalt überhaupt in jeder 
einzelnen Sandesverfaflung befommen hat, 


1) %.H. Böhmer jus publ. univ. L, 1. C. 4. $. 5. 
Juſti Natur und Wefen der Staaten, $. 
138 » 141. 
2) Böhmer a. a. D. €. 5. $,25. Juſti $. 34136, 
3) Böhmer B. 2. C.9. Juſti $. 2435245 
4) Böhmer 3. 1. C. 4 $. 10, B. 2. €, 10. $, 
104 14. 

—5) Ich ſage, zu naͤch ſt; denn fie muͤſſen freiltch 
auch mir zum Unterhalt: des Negenten bieten; 
wo die Privats und Fifcieinkünfte dazu nicht 
vhingeichen aber ſo rd bay gezogen wer⸗ 

d 
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den, kommen ſie alsdann als Staatsbeduͤrf⸗ 
nis in Anſchlag. Der Unterſchied von bei— 
den zeigt ſich in jenen Landen am deutlichſten, 
wo Landſtaͤnde von der Verwaltung der Staats⸗ 
einkuͤnfte mit Einſicht zu nehmen haben, wo 
ihnen wohl von der Verwendung der Landes— 
abgaben, nicht aber von jener der filfalifchen 
Einfünfte der Regel nah Kenntnis gegeben 
wird: von Zreirmayr ad Cod. Bav, Th, 2, 
C. 1.9.5. N. 6. Lit. g. ie 
6) Daries Jurispr, univ. $. 691. 


& % 

Dat aber ein ausfchliesliches Recht auf Erwerb⸗ 
arten,, die nach dem Naturrecht jedem gemein 
find, nicht eher, bis es ihm durch vorhane 
dene Staatsgefege beigelegt ift. 


Wenn aber die innere Gerechtigkeit erfordert, 
Daß der Megent die Freiheit der Unterthanen 
nicht weiter befchränfe, als es der Endzweck des 
Staats erfordert; 1) jedod die Beurtheilung, 
was und wieviel zu deffen Wohlfahrt erforderlich 
ſey, nicht den Unterthanen, fondern allein dem 
Megenten zuſteht: 2) fo folgt aus eben dieſen 
Grundſaͤtzen, daß nicht alles, was zum Vortheil 
des Staats gereichen, was alſo der Negent der» 
ordnen Fann, ſchon Verbindlichfeit fiir den Uns 
terthanen fen; fondern nur das iſt eg, was der 
Megent durch einen verfaflungsmäfig öffentlich 
erklärten Willen, das iſt, durch gültige . 

| en dafur 
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dafuͤr erklärt hat. 3) Alle die Beweife, welche 
zeigen, daß disfer oder jener dem Regenten zur 
geeianete Mugen die leichtefte Art Staatsbeduͤrf⸗ 
niffe zu erheben fey, beweifen mehr nicht, als 
daß er ohne Unbiligfeit unter die fogenannte 
geringen Megalien gerechnet werden Eönne. 
Dazu aber, daß er in einem einzelnen Staat 
wirklich dazu gehöre, werden Gefege oder ihnen 
gleichgeltende Dbfervanzen erfordert. 4) Es ift 
daher in dem allgemeinen Staatsrecht, als eine 
entfchiedene Wahrheit, anzunehmen: jede nad 
dem Maturreht erlaubte Handlung ift dem 
. Staatsbürger auch erlaubt, fomeit fie nicht durch 
das Woefen eines Staats an ſich, oder die weiter 
Binzugcfommene Gefege einzeiner Staaten vers 
‚botten if. 5) Bon der Megentengewalt oder 
den Herifihaftsrechten,, die in den ausdruͤcklichen 
oder ſtillſchweigenden Werträgen mit dem Volk, 
oder bei untergeordneten Staaten zugleich in dent 
Willen der höheren Staatsgewalt ihre Quelle 
haben, ift die Perfonlichkeit des Regenten und 
fein Privatz oder Eigenthumsrecht verfhicden, 
Das glei den Rechten jedes einzelnen Bürgers 
von den durch Gefege und Herfommen eingeführs 
sten Beflimmungen fein Dafeyn erhalt. In feis 
nem Privateigentkum hat der Regent nicht mehr 
Vorrechte vor jedem Bürger des Staats, als 
ihm die Gefege feines Landes zufchreiben. 6) 
So wie er die Rechte des leztern durch feine ges 
- feggebende Gewalt erweitern und einfhranfen 
kann; fo kann er auch dadurch (immer vorauss 
F — A3 geſezt, 
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geſezt, was kuͤnftig jedesmal ſtillſchweigend mit⸗ 
verſtanden ſeyn ſoll, daß es landesverfaſſungs⸗ 
maͤſig, und auffer dem Fein Geſetz habenden Noth⸗ 
fall, ohne Kraͤnkung wohlerworbener Rechte an⸗ 
derer geſchehe) die Grenzen ſeines Privateigen⸗ 
thums erweitern und ſchmaͤlern. Ein Recht, das 
die Natur jedem giebt, kann er ſeinem Privatei⸗ 
genthum ohne vorgaͤngige poſitive Geſetze eben ſo 
wenig ausſchlieſſend zueignen, als irgend. ein 
Buͤrger dieß zu thun vermag, 7) Als Regent 


in Bezug auf feine Regentengewalt, als unabs _ 


haͤngige Perſon im Staat; in Anfehung. feiner 
nicht auf das Mein und: Dein des Staatsbuͤr⸗ 
gers Bezug habenden Handlungen ift ex an feine 
Geſetze nicht gebunden; als Befiger von einzels 
nen Gutern und Rechten im Staat, welche nicht 

aus ber Staatsgewalt felbft flieffen, die alfo fos 
wol ein Eigenthum eines Unterthanen als des 
Megenten ſeyn fonnen, und deswegen auf dag 
Mein und Dein des erfteren eine Bezichung has 
ben, genießt er gleiche Rechte mit dem Bürger 


% 


im Staat: 8) das heißt: Feinen Vorzug vor 


gedem andern, als den vorhergehende Geſetze 


ihm beigelegt haben. 


1) J. 3. Böhmer a. a. O. L. 180. 5. Een 
2) Abendaf. $. 25. 

3) Ebendaf. C. 4 $ 5. lit. . &L. 2. C. 3. 553 
4) Ebendaſ. L. 2. C. = $. 12-14 
5) Zuflia aD. 23 


6 ) Yon Vattel ðVohaent, 1. B. 4 — F. * 


49. 
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3) Das ift eben ein. Srundzug der bürgerlis 
ben Sreibeir, daß man nur alleın gegebenen, 

alſo vorher befannten Geſetzen zu gehorden 
habe. Diefelbe beftebe noch, wenn gleich die 
natürliche Fretheit Durch Geſetze noch fo fehr 
eingefchränft iſt; hoͤrt aber auf, fobald in eins ‘ 
zelnen Fällen der Regent fich heraus nimmt, 
dem einzelnen Bürger etwas als Echuldigkeit 
aufzulaven, maß feine Geſetze vorher nicht 
dazu erhoben hatten. 

8) Struben Vindiciae juri⸗ — en 
Germ, GC, r. i 


Ss 4 


gut alſo ohne ſolche Poſitivgeſetze kein aus⸗ 
ſchlieslich Recht auf ledig Gut. | 


Die Solgen hiervon auf erblofe, herrenloſe, 
und verlaſſene Guͤter, laſſen ſich leicht ziehen. 
Nach dem Naturrecht ſtehen fie dem zu, der ſich 
ihrer am erſten bemaͤchtigt. Im Staat ſind ſie, 
wie alle andre Guͤter, den Normen der Geſetze 
unterworfen; ſind, wo noch keine geſetzliche Re⸗ 
geln vorhanden ſind, Gegenſtaͤnde, woruͤber ſich 
die Geſetzgebung verbreiten, wovon fie dag ‘Ber 
maͤchtigungsrecht für die Zukunft der Perfon des 
Regenten defto leichter zueignen kann, je gewiſ—⸗ 
fer: dadurch feinem an ſchon erworbenem Eigen⸗ 
thum etwas abgeht; 1) find aber fo lang dies 
nicht gefhehen ift, Sachen, deren Ergreifung 
‚eben fo gut jedem Bürger erlaubt iſt, und die 
| — diefem Falls: wenn ex fie durch den Ges 
Kr 44 _ brauch 


! 
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brauch dieſes Bemaͤchtigungsrechts zu dem Sei⸗ 
nigen zu machen angefangen hat, ehe ein ſolches 
die natuͤrliche Freiheit beſchraͤnkendes Geſetz da 
war, ihm von dem Regenten nicht ohne Eingrifs 
fein die bürgerliche Freiheit, (das heißt: nice 
ohne Anmafung einer Defpotengewalt) entzogen 
werden Föunen, 2) J— J 

1) Böhmera.aD. B 2. €. 10. $, 12. 
2) Julia O. F. 73 und i4853. 


| En 

Vermoͤgen von. Privargefelfchaften kann ledig 
But werden, kommt aber ſelten in Die Um⸗ 
7. ‚fände es wirklich zu werden. 


Fuͤr erblos, herrenlos, oder verlaſſen, koͤn⸗ 
nen aber in dieſer Ruͤckſicht nur die Guͤter geach⸗ 
‚tet werden, auf deren Gebrauch und Verbrauch 
niemand en wohlerworbenes Recht mehr hat. 
‚Hier wirft die Natur des Staates. einen wefenß 
lichen Unterfchied unter verſchiedenen Gattungen 
von Guͤtern, der, wenn er unbemerkt bleibt, in 
‚die Anwendung jener Säge große Ungereimthei⸗ 
ten einſchiebt. Das Eigenthum des Bürgers 
wird durch den Staat geſichert, wird durch ihn 
modifteirt, daß es nicht zum Nachtheil der Gluͤck⸗ 
ſeligkeit aller gebraucht, daß von dem Ertrag ein. 
ne verhälfnismäßige Beiſteuer zu den Staatsbe⸗ 
durfniſſen gefchehe, aber (den Mochfalsa — 

te ie i F nei} 
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‚ met) hat.der Staat auf deſſen Verwaltung und 
-Merwendung. Fein Recht; becdes bfeibe dem 
Burger überlaffen; bei beeden iſt der Zweck nur 
Der ohne Nachtheil des Staats daraus zu heben 
De moͤglichſte Vortheil des Befigers. Solche 
Güter einzelner Bürger, wenn fie ihren Eigen⸗ 
thuͤmer verlieren, find ledig Gut, meil nies 
mand exiſtirt, der auf Verwaltung und Verwen⸗ 
dung derſelben ein erworbenes Recht haͤtte. 
Eben fo. giebt es auch Geſellſchaften im Staat, 
deren naͤchſter Zweck der iſt, den Privatnutzen 
der einzelnen Glieder zu befoͤrdern; man denke 
zum Beiſpiel an Handelsgeſellſchaften. Auf 
dieſe hat der Staat ebenmaͤſig nur ein negatives 
Recht, naͤmlich zu verhindern, daß ſie ihre 
Kraͤfte und Eigenthum nicht zum Nachtheil des 
Staats anwenden, nicht aber ein poſitives, die 
Art und den Zweck der Verwendung und der 
Verwaltung ihnen vörzufthreiben. Bei den Gis 
‚teen folder Geſellſchaften, wenn fic herrenlos 
werden, wird bei aleicher Befhaffenheit auch 
die gleiche Anwendung voriger Säge feinen Ans 
fland leiden, Nur Fann, fo lange die Geſellſchaft 
ſteht, gemöhnlich der Antheil eines. Mitgliedes 
Nicht herrenlos. werden ,. wenn auch diefer gar 
feine naher berechtigte Erben hinterläßt, wei 

alsdann, wenn ‚deffen Miteigenehum erloͤſcht, 

eben dadurch dag Miteigenthum der ubrigen um 
fo viel freier wirfen kann, fein Antheil durch dag 
Recht der übrigen Geſellſchaftstheilhaber ver⸗ 
ſchlungen wird. ı). Eben fo kann in dieſem 
Eger ” As 0... Fall 
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Salt. die bloße Zertrennung der: Geſellſchaft für 
feinen Weg gelten, wodurch die Guͤter herrens 
108 werben, fo lang die einzelne Mitglieder ders 
felben noch uͤbrig Bleiben, da durch die Trennung 
nichts alg die Bisherige Art der Verwendung des 
ihnen allen zu ihrem Privatgebrauch zuſtaͤndigen 
Eigenthums, die gemeinſchaftliche Beförderung 
ihres Privatnutzens aufhört, an deſſen Stelle 
nun TIheilung des gemeinfchaftlichen Eigenthums 
zum Genus der einzelnen Theilhaber eintritt. 2) 


1) Die Spuren bavon- find noch in * cömifhen 
und. deutſchen Erbrechten übrig. Koch\de fuc- 

. cefs, ab intel. $. 102 & 110. Reinhardt, die 
Gemeinſchaft als ein wahrer Grund der Erb⸗ 


folge. 
2) L. 3. pr. ff. de colleg. & — 


— a . 
Ueber das Yermögen der Staatsgeſelſchaften 
hat der Regent pofitive Difpofi tionsrechte. | 


ö Es giebt aber auch ferner Verbindungen im 
Staat, deren nähfter Endzweck nicht die Bes 
‚förderung des. Privatnutzens der einzelnen Glies 
der, fordern die beffere Erreichung der Wohl⸗ 
fahrt des ganzen Staats ift, 1) Die Vereinis 
gung in Dörfer, Städte und dergleihen, wird 
jedem hierbei einfällen! Bei ſolchen aͤuſſern fich 
Die Rechte der Regentengewalt in ganz anderer 
| Maafe, als bei eingelnen Buͤrgern und Ft 
2 geſell⸗ 


— 
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- gefellfchaften. Da bei ihnen der Zweck in der 
Beförderung der gemeinen Wohlfahrt ruht; da 
‚fie nur als Mittel zu diefer .eriftieen: "fo muß 
nothwendig diefe Beflimmungsgrund zu ihrer 
Eriften,,. Dauer und Wirkung werden. 2) 
Worinn aber die gemeine Wohlfahrt beftehe, das 
vonift das Ermeffen allein der oberſten Staates 
gewalt. eigen. 3) Bei ihr muß alfo nicht blos 
die. Errichtung folder Gefelfhaften, die dem 
Staat nüglid) find, und ihre Zertrennung, wenn 
durch fie die geſuchte Beförderung der gemeinen 
Wohifahrt in der Folge nicht mehr erreicht wer⸗ 
den fann, beruhen: 4) fondern ihre ftcht eben 
daher aud) das Recht zu, die Handlungen folcher 
Geſellſchaften, mithin allen Gebraud) ihres Eis 
genthums und ihrer. Kräfte, anzuordnen, fo oder 
anders zur beftimmen, je nachdem fie finder, daß 
die von ihr allein zu beurtheilende Wohlfahrt des 
Ganzen, und mithin der Zweck des Staats 8 

‚erfordert, Ueber dag Eigenthum ſolcher Gefel- 
ſchaften hat alſo der Negent nicht blos das negative 

Recht zu hindern, daß fie dem Staat nihr zum 
Machtheil gebraucht werden; ſondern ein pofltis 

ves Hecht zu fordern, daß fie zunächft zu deſſen 

Mugen verwender werden... Anftatt daß jeder - 
- Bürger oder jede Privargefelfhaft um ihrents 

‚willen exiſtirt; fo exiſtirt eine: öffentliche des 
Staats wegen, ift Unterabtheilung des Staats⸗ 
Förpers, iſt integrirender Theil des Ganzen, das 
aus dem unter der Staatsgewalt verbundenen 
Aggregat. aller. ſolcher einzelnen. mehr ‚oder min⸗ 
en. a Ä . Dee 
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der wichtigen Staatsgefellfichaften beſteht. Das 

ven gemeine Güter find daher als Güter des Gan⸗ 

gen, die ſolchen einzelnen Geſellſchaften durch die 

Staatsverfaſſung vorzuͤglich angewieſen oder 

von ihnen vorbehalten worden find, anzuſehen. 

1.1) J. 8. Böhmer a. a. O. L 2.04.69. 

2) Daries.a.a.D. |. 689. ae 

3) Böhmer a. a. D. 1.1.0.5. $. 25. 

4) &bendaf. L, 2. C. 4. 6.9.6, Reiher in Conf, 
poſihum. Conf. 34. | ee : 


| a 
Dieſe Rechte des Staats find ein wahres 
00 Dbereigenthbum. J 


Auf die gemeine Guͤter ſolcher Staatsgeſell⸗ 
(haften (die wohl von dem Vermoͤgen der einzel⸗ 
ven. Glieder zu unterfcheiden find) ſteht den Ges 
meinden Fein volles, fondern nur cin Untereis 
genthum zu. Das; Eigenthum beſteht nemlich 
in der Befugnis eine Sache zu. gebrauchen, zu 
‚verbrauchen, und andere davon auszuſchlieſſen. 
So oft diefe Rechte an einer Sache mehreren zus 
ſtehen, fo daß dieſe in dem Gebrauch und Vers 

brauch durd einander eingefihränft find, und 
Das Ausſchlieſſungsrecht gegen jeden dritten, 
‚aber nicht in gleicher Maafe gegen fid) ſelbſt uns 
‚tereinander, haben; fo nennt man dag Eigenthum 
getheilt. Sind diefe Rechte alle mehreren in 
‚gleicher Ruͤckſicht zuftändig, fo ift eine Gemein⸗ 
; | | | ſchaft 
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ſchaft da; find fie aber in verfchiedenen Ruͤckſich⸗ 
ten diefen mehreren —— zuſtaͤndig, ſo hat 
jede ein minder volles Eigenthum, wovon 
man dasjenige, das zunaͤchſt und unmittelbar ein 
Recht auf ven Gebrauch gicht, das nutzbare 
oder Untcreigenebum, dasjenige aber, das zus 
naͤchſt nur auf das Ausfhlieffungsrecht fi be— 
zieht, das Öbereigenchum nennt, So hat des 
Lehenmann nur ein Iintereigenthum, weil, 0b 
er gleich das Recht des Gebrauchs allein hat; 
dennoch das Recht des Verbrauchs ihm nur una 
ter Bewilligung des Lehenherrn zufteht, er das 
Ausſchlieſſungsrecht alfo gegen diefen nicht, wie 
gegen jeden dritten, hat. Der Lehenherr hat ein 
Dbereigenthum, weil in den vornehmften Stüfs 
fen des Eigenthums, nemlidy dem Verbrauchs 
und Ausſchlieſſungsrecht die Befugnis des. ans 
dern von feiner Anordnung abhaͤngt. Noch viels 
mehr verdienet alfo das Verhältnis einzelner 
Staatsgeſellſchaften gegen den Staat in Abſicht 
anf das gemeine Eigenthum den Namen eines 
getheilten Eigenthums, Denn da find alle 
Theile des Eigenthumsrehts zwifchen der Ges 
fellfchaft und der Staatsgewalt, wiewol ungleich 
getheilt, fo nemlich, daß fie zwar von Feinem 
öhne Beiwirkung des andern ausgeübt werden 
koͤnnen, der vollzichende Theil aber der Gefells 
Schaft, der dirigirende dem Staat gebuͤhre. So⸗ 
bald ſolche Güter zu anderem als dem hergebrach⸗ 
ten, alſo fhon vom, Staat ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend gebiligten Gebrauch angewande 
J— | To wer⸗ 
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werden ſollen, hat die Geſellſchaft der Bewilli⸗ 
gung des Regenten noͤthig; dieſer hat in deren 
Ertheilung nicht blos auf den moͤglichſten Nutzen 
der Geſellſchaft, ſondern vornemlich auf einen 
ſolchen zu ſehen, wodurch der moͤglichſte Nutzen 
des Staats erreicht werde; er kann denjenigen 
vorſchreiben, den er dem Staat am nuͤtzlichſten 
erachtet, doch immer fo, daß, fo lang die Gefells 
fchaft ſteht, er das Ausſchlieſſungsrecht, das fie 
mit ihm gemeinfhaftlic gegen alle ubrige in und 
auffer dem Staat hat, nicht einfeitig kraͤnke. 
Eben fo ift eg mit dem Derbrauch folher Ges 
meindsguͤter. So ift es auch mif dem Aus⸗ 
ſchlieſſungsrecht, das die Gefellfhaft und der 
Staat gegen jeden dritten, Feinesjaber gegen das 
andere hat, fo lang die Geſellſchaft ficht; fo 
daß alfo der Staat fie nicht zu Verwendungen, 
wobei die Gemeinheit von der Difpofition und 
dem Gebrauch entfernt wurden, ‚wenn fie glei) 
fonft dem Staat au nuͤtzlich wären, aber aud) 
die Geſellſchaft nicht zu Endzwecken verwenden 
fann, die zwar allen Gliedern der Gefellfhaft 
nütlich wären, wodurch aber die Abſicht der Bes 
förderung der Wohlfahre des. Ganzen verfehlt, 
alfo der Staat. von dem in dieſer Maafe darauf 
habenten Recht des mitrelbaren. Gebrauchs auss 
gefhloffen würde Man muß daher offenbar 
annehmen, daß dem Staat auf die Guter der 
Staatsgefellfhaften ein von dem Maͤchtrecht 
(döminium eminens) wohl zu unterfcheidendes 
Ober⸗ oder Staatseigenthum. (dominium regni) 


! , 


auftehe, 1) 2 | 1) 


über öffentliche Gefellfchaften.  . 15 


1) Anderer Meinung iſt zwar nebfl den mehrſten 
Lehrern des pofittven Rechts von Varrel a. a. 
9.3.1. €. 20. $. 247. aber in den Beweiſen 
ift offenbar der Unterſchied zwiſchen Staates 
und Privatgefelfhaften, den Böhmer a.a.D, 

B. 2. €, 4. $. 9, lit. b. wohl bemerft,. aufer 
Acht gelaſſen. ee | 


| §. 8. 1J 
Sie laſſen ſich keineswegs aus andern Zweigen 
der Staatsgewalt ableiten. 


Die Eoneurrenz der Obrigkeit in dem Ge⸗ 
brauch und; Verbrauch der Gemeindsguͤter, des 
zen Richtigkeit niemand laugnen kann, und 
welche die Erfahrung aller Meiche. (freilidy mit 
eirwm Mehr oder Minder, je. nahdem. die 
Staatsgewalt völligee oder eingefchranfter ift) 
beſtaͤttigt, laͤßt fi) einmal aus feinem andern 
als dem Staatseigenthum erklären. : Nicht aus 
dem Herrſchaftsrecht über die Güter, (imperio.) 
denn dies ftcht der Obrigfeit auch über die Guten 
aller Privargefelfchaften . und Unterthanen zu. 
ohne fie zu gleicher Conkurrenz zu berechtigen, 
Nicht aus dem Herrſchaftsrecht uber die Geſell⸗ 
fhaft, denn dies ſteht ihr auch über alle Privarz 
geſellſchaften, (3 DB. über einen Handlungsver« 
ein) zu, ohne ihre gleiches Eonfurrenzrecht zu ges 
ben. Nicht daraus, daß folhe Geſecllſchaften 
wie Minderjährige anzufchen find, denn dies iſt 
nur ein Satz des Poſitivrechts, 1) der nur 
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fo weit anfchlägt, als fie ihre Gefchäfte nicht in 
Corpore verrichten fönnen, alfo der Leitung an⸗ 
derer uͤberlaſſen muͤſſen, und welcher der Obrig— 
keit nicht mehr Conkurrenzrecht geben würde als 
fie bei den Handlungen jedes. Minderjährigen 
und feines Vormunds hat, das von jenem Cons 
kurrenzrecht noch weit unterfchieden if. Es 
Fann nur aus dem Obereigenthum exfläre wers 
den, folgt aber aus dieſem ganz ordentlih. Der 
Unterfchied zwifhen dem Herrſchaftsrecht, auf 
das allein. manche die. obrigfeitliche Rechte auf 
Güter . einzelner Gemeinheiten befchränfen wol⸗ 
Ien, ‘und dem Obereigenthum ift nicht deutlicher 
zu fehen, als bei Guͤtern, die eine ſolche in einen 
andern Staat befij, Dem Staat, unter dem 
fie Tiegen, ſtehen unſtrittig darüber die Herr⸗ 
fhaftsechhte zu, und der Staat, dem die Gemein⸗ 
' De unterworfen ift, kann ſich dieſelbe darauf 
(mithin aufferhalb der Grenzen feines Territos 
riums) nicht anmaffen, 1) Was daher uber die 
Güter jedes Privatmanns zu verfügen der Obrig⸗ 
keit zujtcht, das Fann über ſolche nicht der Herr 
der Gemeinde, ſondern der, unter dem die Güter 
liegen, verordnen. Die Conkurrenzrechte, die 
aber der Obrigkeit Auf Gürer von Staatsgefells 
ſchaften vorzüglich zuſtehen, kann dem ohnerach— 
fet niemand als der Staat, zu dem die Geſell⸗ 
{haft gchört, fi anmaffen ; ter Regent, in 
deſſen Staar die Guter liegen, kann ſich keine 
Diſpoſition tiber den Gebrauh und Verbrauch 
dabei anmaſſen; er hat nur vasineganve Recht 

i = j zu 
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zu verhuͤten, daß fie nicht zum Nachtheil der 
Wohlfahrt feines Staats angewendet. werden, 
muß. im übrigen fig gleich dem Eigenthum jeder 
Privatperſon vefpeftiren.. 2) Dffeubar folgen 
alfo jene Conkurrenzrechte nicht aus dem Herr⸗ 
ſchafts⸗ ſondern dem Eigenthumsrecht, das auch 
ein Fremder, und alſo ſelbſt eine ganze Nation 
oder ein Theil derſelben, in einem fremden Staat 
xxlangen kann. — nee 


5 * 
rl — 


| 1) don Pattel.a. a. 9, 1. B. 20. C. 6. 247. u 
2) sebenderfelbe 8. 2, €.7. 30583 ° 
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Deren Guͤter werden daher durch den’ Untere 
„gang der Geſellſchaft nicht ledig But, ſon⸗ 


in nn « 
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Bun n-fönpen,,‚Ohie 
in er Rechte de Scaete ee | 
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fen, dem ſtatt des poſitiven Rechts, durch de⸗ 
ren Gebrauch Einrichtungen zu des Staats Bes 
ſten zu unterhalten, nur das negafive Recht 
daß ſie nicht zu ſeinem Nachtheil gebraucht wer 
Ben, bleiben wiirde, Eben fo wenig fönnen fie 
ledig Gut werden; da nur derjenige Theil des 
Gebrauchs, Verbrauchs und Ausſchlieſſungs⸗ 
teihts, den die Geſellſchaft vorhin hatte, das 
durch ledig wird, derjenige aber, det vermöge dee 
Widmung folher Güter der Staetsgewalt zu⸗ 
ſtand, noch bleibt. PBermöge deffen muß fie noch 
ferner über den Gebrauch und Berbrauh dem 
GStaatsintereffe gemas difponiren, und andere 
von deren Erwerb und Befig ausſchlieſſen koͤn— 
nen, und nur die vorige Einſchraͤnkung diefes 
ihres Rechts, daß es nicht anders als unter 
Mitwirkung der Geſellſchaft ausgeübt, und nur 
zu jenen Staatsvortheilen, die durch die Geſell⸗ 
ſchaft erreicht werden koͤnnen, angewendet wers 
den duͤrfe, hat aufgehoͤrt. Wo alſo Unterthas 
nen noch die natürliche Freiheit haben, ſich ledi⸗ 
gen Guts zu bemaͤchtigen, erſtreckt fich dieſes kei⸗ 
fieswegs auf folche Güter. Wenn aber auch die⸗ 
ſes Bemaͤchtigungsrecht durch die Geſetze eines 
Staats dem Privatelgenthum des Regenten aus⸗ 
ſchlieslich zügeeignet iſt, erſtreckt es ſich eben ſo 
wenig davanfı Diefe Güter ftehen nun'nad er 
ledigter untergeordneter Diſpoſition der Geſell⸗ 
En Me unter, alleiniger al ion der oberften 
taͤatsgewalt/ durch die ſie aber’ freilich eben ſo 
aut zu dein” Ikmterhalt des Reg ten, als‘ zu an⸗ 
dern 
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fern Staatsbeduͤrfniſſen, je nachdem es — 


Wohl des Staats am gemaͤſſeſten erachtet wird, 
ausgeſezt werden koͤnnen. | u 


a. | $ 1 | — — 
Welcher Heimfall von dem Fiſcirecht auf ledig 
Gut weſentlich verſchieden iſt. 


Vielleicht denkt mancher hierbei, es ſey eine 
gleichguͤltige Sache, ob man das Recht die Guͤ⸗ 
ter eingegangener Gemeinheiten einzuziehen aus 
dem Recht auf herrenloſe Guͤter insbeſondere, 
oder aus der Staatsgewalt überhaupt, und dem, 
ihr auflcbenden Recht des Obereigenthums her⸗ 
leite. Es ijt aber diefer Unterfhied Feine uns 

use Grile Denn a) Rechte, die aus der - 
Natur der Staatsgewalt flieffen, ſtehen ihr .in, 
jedem Staat. zu, wo fie nicht namentlich durch 
Grundverträge eingeſchraͤnkt find; das Recht 
auf herrenlofe Guter tritt aber nur da ein, wo. 
es die Grundgefege ihr beigelegt haben, Dort 
muß. die Eremtion, bier: die Juftändigfeit des 
Rechts erwiefen werden, Jenes tritt .alfo im 
vielen Fallen noch ein,. wo, diefes nicht ſtatt fine 
def. Alle Staaten haben die Majeſtaͤtsrechte; 
nicht bei allen find. die ‚gleiche zufällige Regalien 
hergebradit. Mo aber auch b) der Fiſcus dag 
ausſchliesliche Recht auf herrenlofe Guter hat, 
bleibt ,-dody nody ein. dreifacher, Unterfhicd.:.-w. 
Daß, wo die Bemaͤchtigung folher Güter aus 
ber Staatsgewalt fließt, die Guter nicht in. das 

F B 2 Pri⸗ 


— 


20 Einleit. Grundris der Staatsgewalt | 


Privateigenthum des Negenten, fondern-in da 
Territorialeigenthuum des Staats gehoͤren; ap 
folglih 8) fie nicht nothwendig dem Fiſcieigen⸗ 
thum des Megenten gewidniet werden müffen, 
ſondern von der gefeggebenden Gewalt (die in 
gar vielen Staaten, zumal was Staatsgut und 
Einkünfte betrift, nicht von’ der freien Willkuͤhr 
des Regenten abhängt ) auch zu andern Staats» 
beduͤrfniſſen verwendet werden koͤnnen; ja viel⸗ 
mehr‘, wenn in einem Staat die Beduͤrfniſſe 
nach gewiſſen Klaſſen abgetheilt ſind, deren jeder 
ihre beſondere in Adminiſtration, Widmung und 
Verwendung verſchiedene Guͤter angewieſen ſind, 
es von einem Regenten, der der Grundverfaſ⸗ 
fing, das heißt, der inneren Gerechtigkeit ge⸗ 
maͤs handeln will, nicht einmal abhaͤngt, ſie zu 
andern als jener Klaſſe von Beduͤrfniſſen, zu 
der es vorhin gehoͤrte, zu verwenden, ſo lang in 
dieſer noch Gegenſtaͤnde der Verwendung übrig‘ 
ſind. Endlich y) wenn fie durch die Staatsge⸗ 
walt — * den Privatbeduͤrfnuͤſſen des Re⸗ 
genten gewidmet werden, fo wird nur der jaͤhr⸗ 
liche Ertrag derfelben Eigenthum eines jeweili⸗ 
gen Regenten, indes bei ſolchen, die ihm aus der 
Fiſcirecht zufallen, das zufallende Gut felbft als 
die angewiefene Nutzung aͤnzuſehen ift, 1) und 
alfo der- Perfon ‘des Kegenten‘, den es teift, 
zum vollen Eigenthum "zu Gebraudy und Ders 
brauch heimfält; er hier über die Subſtanz wie 
jeder‘ Eigenthümer, dort aber nur als Regent in 
‚ber Maafe wie über andere ——— diſpo⸗ 


niren kann.2 
dr J 
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) Pufendorf de jure Naturae & Gentium L. %. 
i 2) Ba Vattel a. 0. N. I. Dr; '$e 49. 259 und 


art ae 


“ *1 | 


ER RE Re a WERE I Bu 
: DE $ SEre | von 
Daher das Vermögen ſolcher Staatsgefellfchaf: 
sen in fremden Banden nicht. dem Negenten Die» 
“fer Lande, fondern dem Herrn der Gefels 
chaft heimfaͤllt, 


Eine Nation, fo wie eine Gemeinde und eins 
zelne Privatperfonen, Eönnen in einem fremder 
Staat ohne Bewilligung deg Regenten keine 
Guͤter oder Rechte erwerben, wohl aber mit ihr, 
ſeye fie num ausdrücklich oder ſtiliſchweigend. 1) 
Haben fie folche erworben; fü bleiben dieſe Guͤ⸗ 
ter zwar unter der Grundherrſchaft des Staats, 
in welchem ſie liegen: 2) abet das Eigenthum 
und der davon abfallende jaͤhrliche Nutzen gehoͤrt 
in das Vernisgen” der Perſon die’ fie erworben 
hat, alfo zum Grundvermögen, des Staats, 
don dem fie ein Mitglied iſt, 3 ). darf als ein ſol⸗ 


ches von diefem geſchuͤzt, muß als ein ſolches von 
jenem reſpektirt werden.“ So wie aber. das Recht 
des Regenten über diefes Grundvermögen vera 
fhieden iſt, je nachdem es Privars oder öffentlis 
he Befigungen find: ($. 6 date fich diefe 
Verfihiedenheit auch bei‘ nA en auswärtigen - 
Guͤtern und Nenten, —— | 
me: 3 nien 
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nen oder Geſellſchaften; fo hat. er nur das negas 
tive Recht, zu verhuten, daß fie nicht zum Nach⸗ 
£heil des Staats misbraucht werden: gehören fie 
aber öffentlidhen Gefellfchaften ; - fo hat er das 
pofitive Recht zu verordnen, wie.deren Nutzen 
von der Gefellfhaft zum. Wohl feines Staats 
angewandt werden ſoll. Werden jene von ihren 
Eigenthuͤmern uͤberlaſſen; ſon koͤnnen entweder 
alle in, ſolchem auswärtigen Staat; oder der 
Regent allein (je nachdem eg die Verfaſſung mit 
ſich bringe) fi) deren bemaͤchtigen. Der Res 
gent des andern Staats, deſſen Bürgern fie 
vorhin gehörten, hatte damals Fein Difpofitiongs 
recht darüber, ihm entgeht alfo durch jene Bes 
mähtigung nichts. an wohlerworbenen Rechten, 
und ex kann ohne Bewilligung des andern Staats 
eiye Bemaͤchtigung nicht vornchmen, weil er fo 
wenig als eine fremde. Privarperfon in einem anz 
dern, Staat ohne Vergunftigung- Rechte ausüben 
Tann, Gemeindsguͤter hingegen, die durch den 
- Untergang, der. Gemeinheit nichr ſedig werden, 
fondern dem Staat heimfallen,, in deffen Eigen» 
thum fie. ſchon vorher mitſtanden, und das nun, 
nachdem jene der Gefellfhaft. Untereigenthumss 
echte, die des Staats-Öbereigenthum. befchränfs 
ten, aufgehört haben, feine Wirkung allein dufe 
ſert, muflen diefem nach wie vor verbleiben. 
Der Staat, in dem ſolche einzelne Guter liegen, 
kann fie. weder aus, dem Fiſcirecht auf herrenlofe 
Güter an fih ziehen „ weil fie nicht herrenlos 
Aid... noch) ans, dem Ybczeigentfum auf Ge 

; a —— * BI er. . 
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meindsvermögen, weildiefes, da es nur durch die 
Gefelfhaft und deren Endzweck einem Staat 
uwaͤchſt/ auch nur der Obrigkeit derreingegähr 
genen Gemeinde zur Seite ſteht; noch endlich 
aus der Grundherrfchaft, weil diefe nur die For⸗ 
derung, daß die Benutzung unabbruͤchig der 
Territorialunterwürfigfeit des Guts nach wie vor 
gefhehen muͤſſe, nicht aber Eingriffe in wohler⸗ 
worbene Eigenthums⸗ und Genusrcchte anderen 
in: oder. auſſer dem Staat rechtfertigt: fondern 
da. ein folder. Staat es einmal hat geſchehen laſ⸗ 
fen; daß die. Nutzung und das Privateigenthune 
eines: ſolchen Guss: ein integrirender Theil eines 
andern Staats und ein Gut werde, das zu 
Befoͤrderung der Wohlfahrt dieſes Staats ge⸗ 
widhtet iſt, woruͤber dieſer die Erkaͤnntnis allein 
hat: fo muß er dieſes gleich jedem andern Eigen⸗ 
thum des andern: Staats tefpeftiven, und wenn 
deſſen Regent finder ;;-daß ‚durch: die: vorige Ge⸗ 
felfchaft und deren Beſtimmung die Wohlfahrt 
feines. Staats zweckmaͤſig nicht mehr erreich 
werde, und deswegen: eine andere Verwendung 
davon anordnet; Fann jener-fo hang ſich darüber 
nicht beſchweren, als ſie nicht zu einem Nachrheit 
ſeines Staats eingerichtet wirde 
DE" αν vo N 3 2 — * 
1 Don Vattel a. a. O. B. 2.C. 8. 5. 114. 
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u. —FJ F. #1 er a : n ser rt, 
Eden dieſe Staatibrfugnig findet ‚bei religioſen 
2. Bei-lkihaften ihre Anwendung, 1° 


u: Was. von PVerhäftniffen der Staatsgeſell⸗ 
ſchaften und ihrer Guͤter gegen die Staatsgewalt 
geſagt worden, das gilt auch und zwar im aller⸗ 
eigentlichſten Sinn von: zehigiofen Geſellſchaften. 
Kein Staat kann ohne Religion, keine Religion 
in. die Länge ohne Perſonen, deren eigne Beftima 
mung: Befoͤrderung und Erhaltung der Reis 
gion ift,: und keine hierzu noͤthige Anzahl Perſo⸗ 
wen Jeicht ohne befondere geſelſchaftliche Verbin⸗ 
dungen beſtehen. Alle Staaten von Anfang der 
Geſchichte an. Tiefern daher Beifpiele von ſolchen 
mehr oder weniger: gebildeten religioſen Gefels 
ſchaften, je nachdem der Staar-felbft mehr oder- 
weniger polizirt war. Iſt je eine Geſeliſchaft, 
deren Verfaſſang das Wohl des Staats vorzuͤg⸗ 
lich befoͤrdern oder hindern kann, ſo ſind es reli⸗ 
gioſe; fie gehoͤren um deſto mehr unter die Staats⸗ 
geſellſchaften, je weniger bei ihnen eigner Vor⸗ 
cheil, und. je mehr dagegen Befoͤrderung des 
gemeinen Beſtens ihr urſpruͤnglicher Zweck iſt. 
Der Begrif von, Religion ſezt zwar hier der 
Staatsgewalt gewiſſe eigere: Schränfen 5: fie 
darf nemlic mit den Keligionsgefellfchaften feis 
ne obwol zum Beſten des Staats gereichende 
Dperation vornehmen, die der fir wahr erkann⸗ 
‚ten und angenommenen, Norm von Goftesvereße 
I 1% zung 
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fung entgegen ſteht. Auſſer dem giebt aber das 
Natur- und Voͤlker- oder allgemeine Staats⸗ 
recht keinen Grund an die Hand, die Staatsge— 


walt in engere Schranfen zu weiſen. Vielmehr 


je. wichtiaer Vortheil und Nachtheil ift, der von 
folden ing Staat entfpringt, und je mehr fie 
nür allein um der Erzielung, ſolches Vortheils 
willen, und nıcht für eigne mehrere Bequemlich⸗ 
keit eriftiven ;. deſto ſtaͤrker kann und darf ſich die 
Staatsacwalt über fie verbreiten. Wie bei ans 
dern Staatsgefellfehaften, alfo aud) hier, haͤngt 
Errichtung und Zertrennung, Direftion der ges 


felfchaftlihen Handlungen, mithin alles Ge» 


brauche. ihres Eigenthums und ihrer Kräfte vom 
der Staatsgewalt ab. 1) Diefe har über fie 
nicht blos das negative Recht, zu verhüten, daß 
fie dem Staat nicht zum Schaden gereihen, 
fondern aud dag pofitive Recht, zu beflinnmen, 
sie ſolche zu deſſen möglichfiem Vortheil dienen 
follen. Nur immer nicht zu vergeſſen, daß der 
Staat keine den Religionsgeſetzen entgegen lau⸗ 
fende Anordnung "darin: machen könne; mithin 


uͤberhaupt dieſes pofitiva- Recht ſich nicht auf die 


Religionshändlungen, ſondern bios auf die.ges' 
felfchaftliche Verbindung und deren’ Folgen ers 
free. 2). Von den: Gütern folder eingehenz 


den religioſen Geſellſchaften iſt daher das: nemli⸗ 
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1) Ich ſage von der Staatsgewalt. Das Na⸗ 
turrecht kennt in geſellſchaftlichen Verfaſſungen 
keine andere oberſte Gewalt, als die des 
Staats. Hat alſo irgendwo bei religiofen Ge⸗ 
felifchaften. die Kirche oder ein VWorfteher ders . 
ſelben dieſes Recht: ſo iſt es nur gin Zeichen, 
daß nach ſolcher Landesverfaſſung dieſer Theil 
der Staatsgewalt ihr uͤbertragen ſey, nicht 
aber, daß es deswegen minder ein Ausfluß ders 
er felben fag. 72 Sr2 EEE EN 
23:9 Böhmer L. 2. C. 4. ‘9: 10, lie Bi:C, g. 
vn ch Nr lie u ji RE RETED 


Obige Säge beftättigt das: deutſche Reichsher⸗ 
kommen, ſowol bei‘ ſtehenden weltlichen 
Staatsgefelfchaften —: 


Das; Staatsherfommen Deutſchlands be⸗ 
gründet die Anwendung diefer Saͤtze auf welt 
lie: ‚Staatsgefelfihaften unſtrittig. Städte 
konnten nicht entſtehen, ohne in aͤlteren Zeiten 
der Kaiſer, oder ihrer Reichsbeamten, in neue⸗ 
ren Zeiten ohne der Landesherrn Bewilligung. 1) 
Bei Dörfern und Zuͤnften finden ſich von folhen | 
Bewilligungen in älteren Zeiten wenig oder Feine: 
‚Spuren, und es iſt daher allerdings anzuneh⸗ 
men, daß babe.die-Frlaubniseingehinng. Damals 
nicht nöthig erachtet worden, _ Der Grund, hier 
von kann jedoch nicht darinn gefucht werden, als 
ed man geglaubs hätte, fie koͤnnten ſich one 
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Willen des Staats zuſammen thun, welches um 
fo weniger anzunehmen iſt, da in beeden eine ges 
wiffe Act von. Gerihtbarfeit und Zwangsrechten 
ruhet, die keine andre Duelle in einem Staat 
haben koͤnnen, als die oberſte Staatsgewalt, und 
die daher mit unter die Kennzeichen einer Staats⸗ 
geſellſchaft gerechnet werden koͤnnen, da auch 
nad) und nach durch die Staatsgemalt in ſolchen 
und.ihrer inneren Verfaſſung mehrere VBerändes . 
zungen veranſtaltet wurden. Die Urſache liegt 
vielmehr darinn, daß man in den damaligen 
Zeiten, wo ſich die Staatsgewalt noch nicht ſo 
ſehr auf das Feinere, und das, mas blog zum 
Wohlſtand gereicht, verbreitete, bei dieſen der 
Staaisſicherheit nicht fo..gefahrlih erachteten 
Geſellſchaften der Unterthanen, ſo lang ſie nicht 
in verbottene ſchaͤdliche kin File 
ausarteten, mehr... Sreiheit, lies, within ſtill⸗ 
ſchweigende Nachſicht die Stelle ausdruͤcklicher 
Bewilligung vertrat. 2) Adminiſtration des 
kaͤdtiſchen Vermögens und ihre gemeine Hands 
lungen (fo. weit nicht manche Städte durch Pri⸗ 
vilegien eine groͤßere oder geringere Autonomie er⸗ 
langt haben) ſtehen nicht blog unter der Oberauf⸗ 
ſicht, ſondern unter der wirklichen Leitung ihrer Lan⸗ 
desherru, die ihnen die Art und Welſſe, ſie zur 
ſchicklichſten Erreichung des gemeinen Beſtens ein⸗ 
zurichten,, vorſchreiben kann. 3) Sie koͤnnen ohne 
Landesherrliches Gutfinden weder Veraͤuſſerungen 
ihrer gemeinen Guter noch Veränderungen derſel⸗ 
ben vornehmen: Dagegen kann ihnen die Staates. 
* — gewalt 
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ewalt bei befundener Erfordernis der gemeinen 
ie allerdings auch wider ihren Willen 
dergleichen Veraͤuſſerungen und Vevaͤnderungen 
efehlen oder unterſagen. 4) Sie kann ihre ge⸗ 
eliſchaftliche Statuten nach Erfordernis der ge⸗ 
meinen Wohlfahrt mindern, oder mehren, oder 

at abthun. 5) — Alles dies freilich bei einer, 
rt — Staatsgeſelſchaft leichter, als bei der 
ndern. Je weſentlicher eine Art von Geſell⸗ 
— zu der Exiſtenz oder Wohlfahrt eines Staats 
iſt, je mehr deren Glieder nicht blos wegen ge⸗ 
meinnuͤtziger Zwecke, ſondern auch ihrer Pri⸗ 
vatwohlfahrt wegen in ſolcher geſellſchaftlichen 
Verbindung ſtehen⸗ (dies iſt z. B. der Fall bet 
Staͤdten und Doͤrfern) deſto mehr beſondere 
Umſtaͤnde muͤſſen zuſammen flieffen, deſto ſelte⸗ 
ner kann der Fall eintretten, wo das Aufhe⸗ 
bungsrecht ſtatt haͤtte. Je minder weſentlich ei⸗ 
ne ſolche Geſellſchaft zum Wohl des Staats iſt 
(dies iſt in manchen Landen der Fall mit Zuͤnf⸗ 
ten) und je weniger die Glieder ihres Privatvor⸗ 
theils we gen in folher geſellſchaftlithen Verbin⸗ 
dung fichen (dies ift der Fall micdenen hit und 
da aus den Zeiten vor Entſtehung der ftändigen 
Kriegsmannſchaft übrig gebliebenen ſtaͤndigen 
Schuͤtzengeſellſchaften, mit einzelnen Schoͤffen⸗ 
und dergleichen) deſto leichter kann jenes 
uſhebungsrecht eintretten. Aber bei jeder kann 
er doch eintretten⸗ liegt alſo innerhalb der Gren⸗ 
e der Stantsgewalt, 6 ih, | | 


I) 
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⸗ 


1) Strube Nebenſt. Th. 4. ©. 50. Th.6. ©. 503. 
Eichel‘ de jure civit. P, ı. C. 5 Woſers 
Staatsrecht Th. 5. ©. 325. | 

2) Titzus jus priv. Germ. L. 8. Cc. 3. 6. 3 Rey. 

“ her in Cons poftham, 34. 

3) L.26. pr. &$. 4. C. de epiſe. audient. L. 13. C, 
de oper. publ, Leifer Spec. 559. Med, 8. & 9. 
4) L. 3. $. 3. L. 6. ff. de oper. publ. L.'3., C, de 

vend, reb.civ. "Zum Beweis. diefer Saͤtze ſehe 
man bie Sürftl, Badifche Communs und faft 
alle Eandesordnungen. 

5) L. unic. C. de expens. lud, L..5. f. de oper. publ. 
L. 1. C. de pafcuis publ.. L. 18. C, de oper. publ. 
Rec. imp. nov. $. 106. Capiti Caef. Art. $. 3. 
Städte und Dörfer find die mwefentlichften 
Staatsgeſellſchaften. In ihrer: Verbindung 
ruht der Staatskörper.- Selten fann daher 
ber Ball da feyn, .foiche aufzuheben. Aber 
man denfx fich eine in Aufruhr entweder mehr⸗ 
mals oder nach allen verfuchten gelinden Mits 
teln hartnäcig. ſich vergebende Gemeinde. 
Bei einem daraus erfcheinenden Hang zu fo. 
ftaatSverberblichen Unteruchmen,, wird mohl 
niemand dem Megenten das Recht abiprechen,. 
eine folche auf; uheben. Co liefert die Römts 
ſche —— von dergleichen ſtaͤatsabſichtli⸗ 
hen Aufhebung von Städten per induktionem 
aratti mehrere Beiſpiele. Sothofredus ad 
L. ar. ff. quib. modis uſuſfructus No. eodem 
quo &c. - Man: wende.etwa nicht ein, dies 
gefchebe hier aus dem Strafrecht. Died kann 
nur Schuldige mit Billigkeit treffen: nicht 
| leicht wird eine Gemeinde feyn, wo nicht noch 
ein Unſchuldiger wäre; da nun auch in Einem 

noch die Gemeinheik fortdauern kann, L. 7. 

FF. qnod eujusque univ. ‚nominey fo wuͤrde nie 
aus dem Strafrecht eine ſolche en 


6 
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mit Peftand der inneren Gerechtigkeit zu rechts 
fertigen feyn ; aber aus dem politifchen Refor⸗ 
mationgrecht iſt fie. ed. Degmegen finden auch 
bei den Römern zwar die Guͤter der. einzelnen 
Glieder dem Fiſcus, Die der ganzen Gemeinheit 
aber vem Staat zur andermweiten Vergebung 


— in ſolchen Faͤllen heim. Tonaras L. 2. Nice- 
phorus Gregoras hi. 6... = 


= E97 
Als auch bei ſolchen, die untergehen. 


ESo oft irgend eine ſolche weltliche Staatsge⸗ 

ſellſchaft eingehet, ſo ſtehet ihrer Obrigkeit die 
Macht zu, ſolcher Guͤter zu anderweiter Beſtim⸗ 
mung ihrer Staatsverwendung ſich anzuneh⸗ 
men; 1) eine Macht, die nicht aus dem Recht 
der vacanten Guͤter, ſondern aus dem Staatsei⸗ 
genthum, oder, ob man dieſen Ausdruck ſcheuet, 
vermoͤge des vorhin ſchon darauf gehabten Rechts 
die Verwendung zu beſtimmen, und alle auffer 
der Geſellſchaft, die ein. erworbenes Recht das 
rauf hatte, felbft alsdann, wenn die Gefellfchaft 
darein -willigte, dennoch davon auszuſchlieſſen, 
alsdann, wenn, die’ Gefelfchaft erlofchen ift, 
jeden andern von deren, Ergreifüng und einer 
niche dem Staatsregenten genchmen VBerwens 
dung ausſchließt. 2) So wie nun überhaupt 
Zugehörden ‚einer Sache ſelbſt mie der Sache 
auf jeden Befiger übergehen, wenn fie nicht nas 
Mmentlih ausgenommen find, daher auch jederzeit 
| bei 


aber öffentliche Sefellfchaften. - 31 
Bei erledigten Ländern oder Burgen in Deutfchs 
land dem Kaifer oder Reichsſtand, dem ſolches 
Hauptgut heimfiel, alle deſſen Renten, Rechte 
und Zugehoͤrden, ſie mochten liegen wo ſie wollten, 
mit zufielen, und deswegen auch unter jeder 
neuen Begebung wieder vor mitbegeben geachtet 
wurden: 3) fo zeiget fi ich auch daraus der Sat 
als richtig, daß nach deutfcher Reichsverfaſſung 
bei ſolchen erledigten Staatsautern alle, auch 
austoärtige, Menten dem Herrn, dem mit der 
Staatsgewalt über das Hauptgut auch das 
wohlerworbene Recht auf alle ihre Zugehörden 
zuftand, beimfaͤllis 4) 

1) din ward, wie obgedacht, bei den Roͤ⸗ 
mern das gemeine Gut nicht in den Fiskum 
geworfen’, ſondern vom Staat vergeben. 
Deswegen hieſſen auch die Einkünfte der 
a Städte res civiles ae ad JUSTUBLICUM 
pertinent, -L, unic. C. de petit. bonor. Siehe 
Meier Coll. Jur. Arg. z 47..T. 22. $. ı2. Law 

5 terbach Coll, Th. pr, L. 47 T. 22. 6.4 
— 2) Vergl. Carpzov. P. 2. C. 6. Def. 17, Fritſch 
“de colleg. opificum P, 1. % 6. Beier de colleg. 
a epif C,ı2. $.16. Titins J. Pr. Germ, L. 8. 
3 C..5.$. 13. ee Leifer Spec. 559. Med. 
12. man muß fich aber nur an die Sründe hals 
ten und den unpaffenden ' Ausdruck de bonis 
vacantibus überfehen. er | | 

3) Gail, L 2 Obi 6r. & 62. 

| 1 Man gehe nur die Gefähtdite des mittleren Zeits 
alters durch: kein Land wird ſeyn, mo nicht 
vom Kaifer oder von Landesherrn Burgen, 
und dergleichen Güter, denen Renten, 7 
dp | | & 
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‚te und eigene Leute, auch einzelne Güter, ans 
haͤngig Maren, kingerogen wurden; wenig 


Kalle merden fi finden, mo nicht ein Theil 


foiher Zugehörden auffer dem Fand lagit‘, 
worinn das Hauptgut befindlich war; und 


feiner, wo die Zugehörben des Hauptguts 
Ceinzelne dur daß, Fauſtrecht entfchiedene 
Bälle ausgenommen) von dem Herrn, ‚dem 
das Hauptgutzufiel, nicht mit ſolchem wären 


. erlangt und befefjen. worden; zum Beweld, 
wie unbezweifelt der Sag war, daß durch Erz 


Jedigung des Hauptguts, das Eigenthum der 
Zugehoͤrden nicht erledigt werde... Frizfch de 
univerfitate C. 6. 6. 6- _ Modefinus Piforius 
V.r. Conf. 36 & 42. — ‚Ganz ein andere 
ift e8 mit einet Erbfehaft deren verſchiedene 


Stuͤcke nicht Zugehörden eines Hauptguts 


find; ſondern die nur aus dem Aggregat aller 
einzelnen ‚Güter und Rechte beſteht, we alſo 
jedes einzelne Eigenthumsrecht ein Hauptgut, 
ihre Einheit ‚nur bürgerlich, voruͤbergehend 
und zufällig iſt, nemlich in dem Umſtand liege, 
daß fie sufälligerweife zu gleicher Zeit von eis 


ner Perſon befeffen werben; und ganz ein anz 


Deres mit Zugehörden, deren Verbindung mos 


raliſch, bleibend und mefentlich iſt, ‚nicht ig 


der zufälligen Qualität der befißenden Perſon, 
fondern in der. Art und dem Zweck der Verbins 
dung felbit liege. — Ein Schlus von einzela 


nen Stücken einer Erhfibaft, deren Eigenthum 
ledig wird, auf einzelne Zugehoͤrden eines 
Hauptauts, daß feinen Eigenthümer verliert, 


tft, fo haͤufig er auch gefchleht,, dennoch logis 
kaliſch nu 


* 
*4 
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| Rellgioſ Geſellſchaften konnten in älteren Zeiten 
‚ohne befondere ausdrückliche Staatsbewilli⸗ 

| gung Güter erwerben. 


Ob aber obige Saͤtze bei religioſen Geſell⸗ 
ſchaften ohne Ruͤckſicht auf Verſchiedenheit der 


Religion Anwendung finden, und ſchon vor der 
Religionstrennung gefunden haben? das zu bes 
jahen wird manchem bedenklicher ſcheinen. Hier 
muß die Geſchichte Wegmweiferin werden. So 
wie unter den erften hriftlihen Kaiſern die Relis 
gionsgeſellſchaften mit dem Buͤrgerrecht die Er⸗ 
werbfaͤhigkeit erlangten: ſo mehrte ſich auch 
ſchnell ihr Vermoͤgen, 1) da ſolche Geſellſchaf⸗ 


ten fruͤh die Kunſt lernten, dem Geiſt der Wohl⸗ 


thaͤtigkeit bei den Laien eine vorzuͤgliche Richtung 
auf ſich zu geben. Mit dieſer Erwerbfaͤhigkeit 
geſchmuͤckt, gieng die ſchon ziemlich in die Form 


einer geiſtlichen Republik gekleidete Religion 


nach Deutſchland uͤber. Die deutſche Kaiſer, 
die von ihrem weiten Reich damals den Nutzen 
nicht ziehen konnten, der nach den zetzigen aus⸗ 
| gebildeten Grundfagen davon zu. heben geweſen 
wäre, die aud) durch ſolche ſich verbreitende Re⸗ 
—— —— und deren Einflus auf das 


olk, ihr Anſehen bei dieſem am ſicherſten er⸗ 
halten konnten, fanden es ihrem Intereſſe unter 


jenen Umſtaͤnden eher gemaͤs, als zuwider, die⸗ 
ſer Erwerbsfaͤhigkeit freien Lauf zu En * 
—— Ch. I € 


h 
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den mehrſten Faͤllen war alſo dieſe allgemeine 
Erwerbsfaͤhigkeit den religioſen Geſellſchaften zu 
Dem Rechtsbeſtand jedes einzelnen Erwerbs hin— 
‚Sanalid, 2) Doch findet man auch Spuren, 
wo in Urkunden über den Erwerb ganzer zuſam⸗ 
menhangender Grundſtuͤcke, eigentlicher Tiegens 
der Gürer, bald des Beiſeyns, bald der wirflis 
chen Beiftimmung der Kaifer, oder der Herzoge 
amd Graveu, nahmals der Sandesherren ges 
dacht wird. 3) Bleichwie aber fehr viele, viel⸗ 
leicht die meifte diefer Fälle folhe find, mo der 
DVeräufernde ein Minifteriale derfelden war, 4) 
der vermoͤg dieſer Eigenſchaft Feine freie Diſpoſi⸗ 
tion über feine Perſon und Güter hatte, 5) wo 
alſo der Conſens nicht wegen der erwerbenden 
Kirche, ſondern wegen des veraͤuſſernden Mini⸗ 
ſterialen noͤthig war; weswegen ſich zu Zeiten 
die Kloͤſter Privilegien geben lieſſen, daß ſie von 
Miniſterialen, ohne des Herrn Bewilligung, 
Guter empfangen koͤnnten: 6) fo laͤßt ſich auch 
von jenen wenigern Faͤllen, wo ohne Bemerkung 
einer Miniſterialqualitaͤt eines Conſenſes Erwaͤh⸗ 
nung geſchieht, 7) anf eine damals geglaubte 
Nothwendigkeit Biefer Bewilligung: nicht ſchlieſ⸗ 
fen, weil eben foviel, ja werin man es genan Fals 
kulirte, wohl weit mehrere Beifpiele ſich finden, 
wo von einer Staatsbewilligung nichts erfcheint, 
mithin der Grund der bei einigen gefchehenen Eins 
Holung derſelben scher in Befondern ,"Jezt unbe⸗ 
Fannten Umſtaͤnden zu fuchen ift, zumal da auch 
das alte Landrecht,“ der Schwaben⸗ und der 
Be Pa Sach⸗ 
% 


Pu 
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Sahfenfpiegel, jedem freien Mann das Recht, 
fein Gut der Kirche zu geben, ohne Erwähnung 
der Nothwendigkeit einer obrigkfeitlichen Bewilli⸗ 
gung, zufchreiben. 8) | u | 


e 1) Siebe Novell. Leonis 12. & Juftiniani 43. a 
3) Siehe z. B. Gudenus Cod, Dipl. T. ı. Nro. 37. 
3) Siehe z. B Ibidem Nro. ı. | | | 

4) Sıehe 5. 3. Ididem Nro. 48. Efor Opufc. Germ, 
| T. 2. pag. 199 
5) De Plönnies de Minifterialibus Thef. 11- 20, 
Altes Landrecht $. 31. in Schannar Sanıl. hiſt. 
Schrift. Th. 1. 188.  - 
6) Chronicon Gottwicenfe L. 2. C. 14. $. 8. Ä 
7) So menig fich aus der faiferlichen Beſtaͤttigung 
Reichsfuͤrſtlicher Verträge eine Nothwendigkeit 
derfelben erarebt. en | - 
8) Altes Kandrecht $. 30. Schannat 4.0. 

: e $ 16, Ka 2 
Noch vielmeniger brauchte es je bei auswärtigen 
Pertinenzſtuͤcken eines ertverbenden Guts der 

Bewilligung der Territortalobrigkeit.. 


Dem fen indeflen wie ihm wolle, denn ein - 
alle Zweifel, in: allen “einzelnen Fällen loͤſender 
Satz vor den Zeiten des fünfzehenten Jahrhun⸗ 
derts, wo man fihon hie und da die erſte Grund⸗ 
lagen zu Fünftigen Amortizationsgeſetzen fine 
det, 1) laͤßt fich ſchwerlich aufftellen; allemal 
bleiben · nachſtehende Säge richtig, beſtaͤttigen 
ſich immer mehr, je mehr man Urkundenſamm⸗ 
| N  °° lun⸗ 


⸗ 


N | 
36 Einleit. Grundris der Staatsgewalt 


lungen durchließt, und deren ununterbrochene 
Uebereinſtimmung bemerkt: a) Zu bloſen Zin⸗ 
ſen und Abgiften von Gütern oder Perſonen, die 
jemand der Kirche ſtiftete, ward nie eine obrig⸗ 
keitliche Bewilligung zugezogen, 2) nie alſo eine 
noͤthig erachtet. b) Wenn auch bei ganzen Guͤ⸗ 
tern, die an die Kirche uͤbertragen wurden, der 
Bewilligung der Obrigkeit, worunter die Guͤter 
lagen, gedacht wird; ſo ward doch niemals jene 
Dbrigfeit, unter deren blos einzelne Gefälle oder 
Rechte, Furz Pertinenzftüce folher Güter ſich 
befanden, darum befragt, 3) Endlich e) noch zu 
zeiten der auffeimenden Neligionsfpaltung,, als 
die Facholifhe Dbrigfeiten auf die allzugroße 
Ausdehnung der Hierarchie aufmerffam wurden, 
klagten fie zwar darüber, daß die Geiftliche ihre 
neuerwerbende Güter der weltlichen Obrigkeit 
und Steuerlaft zu entzichen füchten, auch allzus 
viele Guter an fih riflen; 4) eine Klage die eben 
vorausſezt, daß bis dahin ihr Erwerb einer obrigs 
keitlichen Bewilligung nicht untergeben gemwefen 
ſey, durch welche ſonſt das Uebermaas in der 
Beguͤterung haͤtte verhindert werden koͤnnen. 


1) Siehe zum Beiſpiel die Fundation des Stifts 
Baden von 1453. in Schoepflin Cod. Diplom, 
Bad. N. 402. desgleichen die Fundation eineg 
Fobanniterhaufes im Herzogthum Kleve, im 
Tefchenmacheri Annal. Cliviae pag. 185. .ein weis 

teres Beiſpiel bei Eſtor a. a. 9, ©. 198, 
» 92). Siehe z. B. Gudenus q a. O. Nro. 322, item 
Mro. 145. ee BT. 


⸗ * wet “+. . = B x er. 
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| 3) Siehe j. B. Eſtor a. a. O. S. 194. Exempel 
find zwar ſonſt feine Beweiſe zu allgemein vers 
neinenden Sägen; an einem Drt aber, wo 
durch volftändige Induktion fie darzutbun, zu 
weit vom Zweck führte, find fie fo lang hinrei⸗ 
chend, als nicht aus gleichzeitigen entgegenges 
festen das Widerſpiel gezeigt. werden fanı. 
Wer dem Befchichtfchreiber in feiner Bemer⸗ 
fung nicht trauet, muß nur die Urfundenfamms 
‚lungen feldft durchlefen. 
4) Gravam. Nat. Germ, de 1522. Cap: 28 & 30%, bei 
— im — Cont. ı. PR, 433. ' 


. S 17. = Ä — 
Bei freiwilligen Veraͤuſſerungen bedurften ſie 
wohl der Einwilligung Ihres Landesherrn, nicht 

aber deſſen, unter dem die Guͤter lagen. 


Mar einmal eine Sache Kircheneigenthum, 
ſo war ſie ſo ziemlich aus dem uͤbrigen Staats⸗ 
kommerz hinausgeraͤumt, und auſſer denen des 
Schutzes wegen, in den mittleren Zeiten, oft 
noͤthigen Lehensbegebungen oder Randionirungen 
bei ungluͤcklichem Ausgang von Fehden, durften 
die Laien ſich eben nicht viel Hofnung auf deren 
Ueberkommung machen. Zwiſchen den verſchie⸗ 
denen Kirchengeſellſchaften unter ſich, waren 
Veraͤuſſerungen haͤufiger. Dabei dachte die, im 
Beſitz einer unumſchraͤnkten Diſpoſition ihres 
Eigenthums ſich befindende Kirche, nicht daran, 
die weltliche Obrigkeit um einen Conſens zu be⸗ 
——— Die Mitwirkung ihres Advokaten war 

| & 3... we⸗ 
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wenigſtens — den alteſten Zeiten mehr nicht, als 
eine, durch deſſen Perſon geſchehene Erſetzung 
der ihr abgehenden Faͤhigkeit, vor Gericht zu 
ſtehen, er war hierin nicht ihr Herr, ſondern ihr 
Diener, Vollzieher ihrer Entſchluͤſſe. 1). Hat 
te m mittlern zeiten hie und da ſolche Stiftes 
advofatie in wirkliche Oberherrſchaft ſich verwan⸗ 
belt, und war nun die kaſtenvogteiliche Bewil⸗ 
ligung zu der Veraͤuſſerung gleich. nothwendig; 
fo war es doch auch diefe allein, die neben der 
- Bewilligung des geiftlihen Oberen dem ganzen 
Geſchaͤft ſeine Wellfommenheit gab... 2) Den 
‚Sandesheren unter dem ſolche einzelne veräuflerte 
‚Gefälle lagen, um eine Bewilligung zu begruͤſ⸗ 
fen, war eine Sadje, welche weder zu fordern, 

ber Sandesherr, noch nöthig zu haben, die Kira 
he damals dachte. Doppelt müßte alles dieß 
bei Zehenden feine Anwendung finden, welde 
die Kirche, als cin aus geglaubter goͤttlicher 
Einfeßung vindicirtes Eigenthum, nicht einmal 
der Nachſicht vielweniger einer Bewilligung des 
Staats verdanken zu dürfen glaubte. — So⸗ 
viel von feeiwiäigen Veraͤuſſerungen! 


I) Lehmann Speieriſche Chronik B. 2. Kap * 
Rechenberg de Advocatis, Struu. fyn’agma J. 
E C. 18. $. 22. Buder Repert, jur. BR V. 

dvotat 16. 


2° Aber öffentliche: Geſellſchaften. 39 
Partikularer Untergang von Gtiftungen wat 
nicht felten, und der. Landesherr der Stifs ö 
=. tung hatte dabei feine Mitwirkung. 


Nothwendige Veraͤuſſerung — jene nemlich, 
die in der Deſtruction des Stiftungsorts, Diſ⸗ 
ſolvirung der Geſellſchaft, die vorhin den Beſitz 
eines Kirchenguts genoß, Verlegung oder Um⸗ 
bildung derſelben ihren Grund hat — kann par⸗ 
tikular oder allgemein ſeyn, je nachdem ein fol 
ches Schickſal eine einzelne Stiftung oder eine 
ganze Klaſſe trift. Von beiden fehlt es auch vor 
der Meformation,: und in älteren Zeiten,. nicht 
an Beiſpielen. Wäs die partikulaͤre anberrift, 
"fo zeugen davon alle Spertalgefhichten, die hier 
auszufchreiben viel zu weitläuftig wäre; 1) Alſo 
zum Beweis des Satzes nur einige Beiſpiele! 
»Durch Kriege und Fehdezeiten enftanden‘ häufig 
Verheerungen von: Klöftern,  wo.denn bald der 
Biſchov, bald’ der Kaſtenvogt, (freilich wenn 
feine -Difpofition: bei dem hierarchiſchen Genio des 
Zeitalters bleibend feyn ſollte, nicht ohne. des 
Biſchovs Benilligung ) über die Guter und Ren⸗ 


‚ten des Kloftere diſſonirte. So ward das Klo⸗ 


ſter Kempten int Jahr 94 1 von den Hunnen zer⸗ 
ſtoͤrt, deſſen Renten von Kaiſer Otto mehrere 
Jahre einem zur Belohnung (in Commendam) 
‚übergeben, bis es endlich wieder aufgebaut 
ward. 2) So ward das im Jahr 1071 geſtif⸗ 
er Vi — C45 erg 
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tete Klofter Banz nicht lange nach feiner Stif⸗ 
ung zerjtört, deflen Guter von feinem Scir.ngs 
heren eingezogen, bis endlich im Jahr 1 127 der 
geiſtliche Bannftrahl ihn zu. Wiederherausgabe 
der Güter vermochte, worauf das. Klofier als⸗ 
dann neu gebaut ward, 3) Go brannte im 
Jahr 1546 das Detilienflofter im Elfas ab, und 
der Bilhov von Strasburg 09 deflen Renten 
ein...) — Dft veröderen Kloͤſter durd die 
freiwillige Verlaſſung ihrer alten Bewohner, 
und ser Biſchov oder Laudesherr, oder beede zus 
gleich difponirten über die anderweitige Verwen⸗ 
‚ dung des Stiftungseinfommens, So gieng 
1306 das Kloſter Joſingen ein „und der Biſchop 
son Koftanz raͤumte deffen. famtliche Einkünfte 
feiner Schwefter zum lebenslaͤnglichen Unterhale 
ein, 5). So wiefen die Herzoge von Kleve nıch- 
rere dergleichen verlaflene Klöfter mit ihren Eins 
Eünften andern Orden oder Kirchenſtiftungen 
an. 6) —  Dft wurden Klöfter, wegen ges. 
glaubter vortheilhafterer Anwendung ihrer Eins 
kuͤnfte, oder. wegen befundener Schädlichkeit der 
‚Stiftung, aufgehoben. So ward das Frauen. 
kloſter Moffenchal bei Minderau, mit Aufhes 
"bung dee Nonnen, gefchleift, und das dazu ges 
‚widmete Einfommen andern milden Stiftungen 
zugewendet. 7) So hob Kaifer Sriderich in 
‚feinen Erblanden, mit paͤbſtlichem Tonſens, die 

oͤſter Obernburg und Milſtatt auf, und wen⸗ 
dete die Einkuͤnfte von jenem dem Biſchov von 
Laibach, von dieſem aber dem Orden der Geor⸗ 
** 3 | gianer, 
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gianer, 31.8) — Go ward das Klofter St. 
Matthaͤi in Trier dem Kloſter St. Germann 
im Jahr 1478 einverleibt, beede zuſammen aber 
in der Folge aufgehoben, "und die Kenten einem 
Schulinſtitut gewidmet.. y„) © ward dag Pres 
digerkloſter in Koftanz im Jahr 1537 aufgchos 
ben, ‚und, zu: einem Waifenhaus gemacht. ı0) 
So ward 1540 das Klofter Deningen aufgcho- 
ben, und deflen Einkommen dem Biftum Kos 
ſtanz einverleibt, 11) - &o ‚ward Anno ı540 
das Kloſter St. Walburg zur Probftei Weillens 
burg, fo wie diefe.in. der Folge zum Biſtum 
‚Speier „gezogen. :2) — Oft wurden Klöfier 
‚nur umgebildet, Das heißt :- ſtatt eines Ordens 
darin ein qanderer eingeſezt. — So ward das 
Kloſter Backnang aus einem Benediktinerklojier 
zum Chorherrenſtift. 13) So machte Erxjherr 
zogl Leopold! aus dem Chorherrenſtift zu Meduͤch, 
ein Moͤnchskloſter. 14) So würden aus dem, 
dem Stift Mainz, mit allen Einfünften, wo jie 
auch gelegen, zu Lehen gegebenen Klofter Lautes⸗ 
heim die Benediktinermoͤnche vertrieben, und 
Ciſtercienſer eingeſezt, dieſe von jenen wieder 
vertrieben, daruͤber das Kloſter einige Zeit gar 
ledig gelaſſen, dann von dem Erzbiſchov den 
Prämonftratenfern eingeraumt, 15) — So 
ward Bafelid im Trierifhen, aus einem Tem⸗ 
:pelhof ein deutſches Haus, dann ein Ehorherren⸗ 
ſtift, und endlih ein Monnenklofter, 16) — 
Oft blieb die Stiftung, aber der Stiftungsort 
‚ward verändert, So verlegte Biſchov Adelwin 
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von Negensburg, mit kaiſerlicher Bewilligung, 
die Reſidenz vom Kloſter St. Emmeran, zu der 
Kirche St. Stephans 17) Go ward von dent 
Herzogen von Juͤlich im Jahre 1257 das Stift 
zu Heimsberg, nebſt allen ſeinen Gefaͤllen, in ei⸗ 
ne andere neuerbaute Kirche verlegt. 18) — 
So hies der Landgrav Sermann von Heffen . 
die Johanniter ihre Reſidenz zu Weſenfeld ver⸗ 
laſſen, und ſie kuͤnftig zu Frankenberg neh⸗ 
men. 19). Nirgend finder ſich Einige Spur, 
daß die Stiftungen deswegen an irgend einigen 
Renten waren verfütze worden, daß auswärtige . 
Obrigfeiten wegen der unter ihnen liegenden Zus 
gehoͤrden, an melden es nicht leicht einer Stifs 
sung fehlte, den Gedanken an eigne Rechte, 
eignes Intereſſe, bei foldyen Rmpoßtionen gel⸗ 
tend gemacht haͤtten. 


..z) Roth Vertheidigu ung fe x vechtlichen. Staatsbe⸗ 
Be trachtungen u. $, 
2) Brufchii — Monißerisrum Fol, 29. b. 
3) Ibidem Fol. ı5,a  " | 
4) ‚Ibidem Fol. 126. 
5) Ibidem Fol. 163. a | 
6) Teschenmacheri Anm, cin, Pag — 
7)Brusccliius l. c. Fol. 
— Anonymi Chranicon, Salsburg (in. Pes. Script. 
Reaer. Auftr, T. 2. pag. 436.) ° ; 
9) Bruschius 1, c, Fol 124.:2) Go ward auch das 
Kloſter Eberbach . aufgehoben und mit feinen 
‚Renten. dem Klofter Biſchovsberg einverleibt, 
Gugenus Codex ne T. 1. Nro 35. 
10) Ibidem Fol, 99 b, 5 
v2) Ibidem Kol, g7.a °. | 
— 12) 
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’ 32) IhidamFol,6.b, RR 
3) Sundhemit:- Genealogia Wirtembergica (in Oe- 
felii Script, Rer, Boicar. T. 2,pag.602) - 
» 14), Bernardi, Chronicon Bavarie & de Hafelbach 
».- , Chronicon, Auftriac. (in Pez Script, Rer.. Außr; 
>. 1. 2: Pag 70 & 704) ng 
5) Chronicon Laurisyamenfe (in Freheri Script, 
:2 x Rer, Germ, T. 1. pag. 168) 
? » 26 »: Broweri Annales Trevir,'pag. 279. - 
: 27) Hochwarr' Gatalogus Episcop: Ratisbon, L;. 2 
Cap. 5, (in Qefelio l. c. pag 167) 
18) Teschenmacher I. c, Pag. 371. - en 
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29) @flore lieine Schriften 1. Th. S. 198... 
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Gleich wirkfam zeigte ſich die Regentengewalt 
bei den Guͤtern der aufgehobenen Tempels 
herren aufler Deutfhland, 
Auch allgemeine dergleichen Veraͤnderungen 
"wären in der katholiſchen Kirche nicht unbekannt, 
So ward im ızten Jahrhundert, nachdem fon 
vorher ein gleiches‘ mit einem andren Orden in 
Spanien gefhehen war, der Orden ver Beghi⸗ 
nen und Begharden aufgehoben, ‘) der aud) 
in Deutſchland feine Anhänger harte, und ob⸗ 
wol ‘die meiſten Feine ſtaͤndige Verſammlungs⸗ 
orte hatten, ſondern in Privathaͤuſern Ich» 
ten, 2) dennoch auch nicht ganz blos an Guͤtern 
war. 3) In eben dieſem Jahrhundert ward 
der Tempelherrenorden aufgehoben, ja man ger 
dachte damals auch einige Bettelorden aufzuhe⸗ 
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ben, das jedoch unterblieb, 4) Seit diefer Zeit 
haben. ſich mehrere dergleichen Drdensaufhebuns 
gen begeben. 5). Bon allen diefen , fo weit fie 
vor die Neformationgzeit fallen, ift die Aufhe⸗ | 
bung des Tempelherrenordens, theils wegen des 
Borwands, unter dem fie gefhah, theils wegen 
der großen Reichthuͤmer die der Drden hatte, die 
merkwuͤrdigſte. So: wie folhe der katholiſchen 
Kirchenverfaffung gemäß von dem Pabft geſchah; 
ſo unterlies dieſer auch nicht, dabei eine Diſpoſi⸗ 
tion uͤber deren Guͤter zu machen, daß nemlich 
ſolche alle beiſammen und zu Vertheidigung der 
Chriſtenheit beſtimmt bleiben, des Endes nebſt 
allen Privilegien und Zugehoͤrden den Johanni⸗ 
tern eingeraͤumt werden follten. 6) Hier wur⸗ 
den aber die Regenten der Staaten aufmerk⸗ 
famer auf ihre Rechte und auf den billigen Ein⸗ 
flus ihrer Staatsgewalt in die Diſpoſition uͤber 
dieſe Güter; freilich mehr oder weniger, je nach⸗ 
dem der Thermometer ihrer Devotion gegen dag 
Oberhaupt der Kirche höher . oder, niederer 
ftand, Frankreich, das. Die Aufhebung des 
Drdens hauptfählid; betrieben hatte, bat zwar, 
am den Schein eigennügiger. Abſichten von fid 
‚abzulehnen, den Pabfi febit, anderweit über dies 
fe Güter zu. difponiven; 7.) fieß jedoch auch in 
fein Placet über die paͤbſtliche Bulle die Bemer⸗ 
kung mit duͤrren Worten einfließen, daß zu lde⸗ 
ren Rechtsbeſtand die Staatsbewilligung noth⸗ 
wendig ſey, 8) und raͤumte den Johannitern den 
Veſitz nicht anders, als gegen Erlegung großer 


—. 
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Siummen Geldes ein, fo daß fie im Grund ihn 
ohnangeſehen der pabftlihen Schenfung von der 
Krone, die fie an ſich gezogen hatte,. anfaufen 
mußten. 9) Der Gran von Provence befolgte 
die paͤbſtliche Difpofttion nur in Anfehung der 
liegenden Güter; die Mobilien alle zog er zu 
feiner Schagfammer. 10) Der König von 
Kaſtilien zog alle Guter gegen des Pabftes Gunſt 
zu feinen Domänen ein, rı) Der König von 
Arragonien drohte ein gleiches zu thun, went 
der. Pabft nicht. den von dem König begunftigten 
Ritterorden von Calatrava beftättigte, und die 
Güter der Tempelherren folhem zuwendete; 
wollte hier der Pabſt fein Anſehen und feine 
Difpofition für die Johanniter zu einem Theil 
aufrecht halten, ſo mußte er durch Vergleich 
den groͤßeren Theil nach des Koͤnigs Willen je⸗ 
nem Orden uͤberlaſſen. 12) Der König vorn 
‚Portugal diſponirte, ohne dem Pabſt lang gute 
Worte zu geben, über die Guter zum Vortheil 
des Chriſtordens. 13) Der König von Sici⸗ 
lien 308 ihre Einfunfte vor den Staat ein, 14) 
Die Republik Venedig difponirte darüber auch) 
nach Guffinden durch Bertheilung an mehrere 
Orden. 15) "In England Fehrte man fi) auch) 
‚an die pabftliche Difpofition nichts; der König 
309 die Guter ein, und gab fie bald kirchlichen, 
bald Staarsbedienten in Genuß, ı6) bis endlich 
die Johanniter den Beſitz, den fie aus der päbftlis 
chen Bulle vergebens fuchten, 17) ducc eine Par⸗ 
lamentsakte anzunehmen ſich ———— N 8 ) 
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In Ungarn endlich erhielt man gar noch lange 
Zeit eine Congregation der Tempelherren, bis, 
da diefe in Abgang gerieth, die Renten anges 
mwandı wurden, um verdienten Staatsbuͤrgern 
daraus Penfionen zu fhöpfen. 19) — So ſah 
es mit dieſen En BR Deutſchland 
aus. ni Ä 


1) Red. Hofpinianus de Monachis pa. 316. Mencken 
Script, Rer, Germ, T, 3. pag. 325 & 371. Fre- 
her Script. Rer. Germ. T. 1. pag 593. Clem. 1. 

de Relig, Domib.‘c, unic. Extrav, eh, XXI. 

2) Stetten Geſchichte der Stadt Augsburg. Kap. 6x 


I9- 
3) Sundhemii Geneal. Wirtemberg. (in Oefelio 1. cs 
pag. 602.) Sattlers hiſtor. Befchreibung des 
Herz. Wüurtemberg Th 1. S. 42. ° 
4) Pez Script. Rer. Auftriac T. 2° pag. 6 
5) Korb a. a. O. 5. 40.” ' 

‚ 6) Augerius. de Piterris- hiftoria Pontif. Rom, (in 
‚Eccgrdi Corp. hiftor.. pag 1812.) Du Puy (five 
Pureanus) de la Condamnation des Templiexs 
( Paris 1654 in 4to.) pag. 15 

7) Du Puy, c. pag 61. ° 
8) Ihidem pag. 70: » + | 
. 9) Du Tilet Eveque de. Meaux — Br 
pag. 79 Saxii Pontihicium ‚Arslatsrife (in Men- 
cken Script, Rer: Germ T ı. pag 306. ) 
10) Du Puya. a. D. pag. 59. 
11) &bendaf. pag: 17 & 72. Mariana Rer. hifpa- 

| nic, C. 10, L. 15. 

- 12) Du Puu a. a. O. pag. 78 —* ag 

kauf 1. pag. 391. 1q Bus 

. 13) Du 'uy a, 0, O. Sceronis Arnales ad An, 1319 

Ä (in reher Seript. Rer, Germ, T.-ı. pag. 590) 

14) Daniel hiſt, de France T. 3. pag. ‚8 | 
15) 
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15) — Stanssgefgiäte von Venedig PR L, 
10) ya Acı. publ. Angl. T. ı. p. 4. Pag. 202- 


—* Aig a a. O. x. Th. Fottſetz. im Anhang 
pag. 39. 

18) Ebendaf. pag 94. Du Pay a. a. D. pag- 72. 

19) De. Hafelbach Chron, Auftriac, (in Pez Script 
‚Rer, Auftr, T. 2. pag. 733. Ä i 


ur | 6, | 
Auch Deutſchlands Fuͤrſten vergaſſen eben ſo we⸗ 
nig, die Ihrige dabei geltend zu machen. 


In Deutſchland verfuhr man nach gleichen, 
ja gewiſſermaſſen noch weitergreifenden Grund⸗ 
ſaͤtzen. Denn man urtheilte vor allen Dingen 
über die Rechtmaͤſigkeit der Aufhebung felbft , 
ſprach auf einer Synode zu. Mainz die Tempels 
herren von den zw Aufhebung ihres Ordens ges 
brauchten Befchuldigungen los, und begnigte 
fich der gemeinen Ruhe wegen, fie unter die os 
hantiter unterzuſtecken, und ſie mit ihren Guͤtern 
dieſem Orden einzuverleiben. 1) Die Landes⸗ 
herren machten auch hier weder die muͤßigen Zu⸗ 
ſchauer, noch die Jaherren. Sie nahmen nicht 
allein gleichbalden die Guͤter unter ihre Verwal⸗ 
tung; ſondern gaben auch die Güter nicht blos 
den Iohaunitern, fondern auch andern. Orden, 
oder für die Armen, zonen auch hie und:da die 
| Site, wel fe nur hir biefen, nicht aber‘ 
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Orden geſtiftet geweſen ſeyen, kein: 2) ehe 
‚aber in einem wie in dem andern Fall weniaft: 18 
in Sachſen die Kirchen und Gebäude niederges 
ziffen wurden, 3) So wurden zu Meg ihre Guͤ⸗ 
fer zwifchen Be Sohännitern, und den Nittern 
der heil, Elifaberh von Ungarn getheilt, it dem 
übrigen Sothringen aber theils an mehrere Drden 
abgegeben, theils zu den landesfuͤrſtlichen Domaͤ⸗ 
nen eingezogen. 4) So wurde in Weftphalen 
eine anfehnlihe Stiftung zu tipfpringen dem Kas 
pitel zu Paderborn eingeraumt, eine andere zu 
Rheda von den Graven von der !ippe an ſich ges 
zogen, andere zu andern Stiftern und Klöftern 
gefchlagen. 5) Im Braunſchweigiſchen wurden 
die Güter nad: Stiederreifung der Drdensgebäus 
de fheils den Johannitern und Deutfch + Ordens, 
rittern cingeraumt , theils zu andern milden 
Stiftungen verwender. 6) Im Meflenburgis 
fchen wurde der Tempelherren Reſidenz Wredens 
hagen nebſt allen Zugehörden zu der fürftlichen 
Kammer eingezogen. 7) Kin gleiches gefchaf 
bei, Halle mit einem ſolchen Gut Namens Mis 
cheln. 5) Im DBrandenburgifhen Famen i re 
Güter zum Theil in Privarhände. 9) In der 
Oberlauſiz wurden fie auch zum Theil zu buͤrger⸗ 
lichem Gebrauch verwendet, 10) Im Trieriſchen 
kamen fie an verſchiedene Order. 11) In Auges 
burg ward ihre Hof, Wohnung und Zugehörde 
von dem Rath mit Bewilligung des Biſchoven 
den Mönchen des Predigerordens eingegeben, 12) 
Ss" Baiern erhielt unter andern. das Klofter 
— 
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Walpfaffen einigevom der Tempelherren Gütern, 
nemlich die — zu Horburg und Barngau, 
durch Schenkung Kaiſer Ludwigs von Baiern, 
zum Erſatz des ihm durch den Burggraven von 
Nürnberg zugefuͤgten Schadens, 13) Durch⸗ 
gängig alfo wirkte hierbei der Landesherr vor⸗ 
dringend oder gemeinfhaftlid mit der geiftlis 
chen Gewalt, - Fer * 


1) Serrarius Rer. Mogunt. L. 5. ſub Petro Archiep. 
F. 5. Olenfchlagers Geſchichte der röm. Kaife 
in dererften Helfte des 14. Jahrhundert8. 28. 
2) Bahns Reichshiſt. Th. 5. ©. 252. Barre hit. 
ener. d’Allemagne T. 6. pag. 410. Tritheinũi 
hronicon adAn, 1307. Conradi Ursperg. Chron. 
‚ad An, 1307. | Kr 
3) Bothanis Chron. Brunswicenfe (in Leibnizii Script, 
Rer. Brunsw,. T. 3. pag. 374 ) u” 
4.) Calmer hiſtoire de Lorraine T. 2: pag. 470. 
>.%5) Schottenä .Annal, Paderborn. L. 12. ad An, 1308, 
Gj Antiquit. Goslar. L. 3. (in HeinesciiScript. Rer.. 
- Germ, pag. 325. Rimius Geſchichte des Hauſes 
Braunſchweig ad An. 1314. _ Bu 
7) .Bechr Rer. Meclenburg, L. 2. C. 5. pag. 221. 
8) Bundlings Reichshiſtorie Per. 7. 9.136. | 
9) Dirhmer v. Meifterthum des deutſch. Ordens 


BR, | | 
10) Anton Verſuch einer Geſchichte des Tempel⸗ 
herrenordens S. 321. — ER 
y1) Broveri Annales Trevirenf, pag. 197. w 
12) Gaferi Annales ( in Menken |, c. T. 1. pag, 1473) 
| Stetten a. a. D. 8.6.1. 19. 

- 13). Chronicon:Waldfafienfe (in Oefelio 1 ci T. 1. 
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Sie‘ aber dachie der Landesherr, unter dem ein⸗ 
zelne Gefaͤlle lagen, daran, dadurch ein Recht auf 
deren eean von der Haupiſtiftung er⸗ 

an 2 ‚ Jangt zu haben. 


Aus — ganzen Hergang dieſer Aufhebung 
leuchten dreierlei Hauptſaͤtze vor. a) Der Vers 
; waltung der Kirchenguͤter von ihrer Erledigung 
an bis zu ihrer Wiederbegebung, nahmen ſich die 
Regenten bald allein, ı ) bald mit Zuzug der 
Geiftlichkeit an. 2) by Die Wirderbegebung 
Hieffen feine Negenten ohne ihren Conſens zu 
Stand kommen, und modificirfen die von der ‘ 
Kirche reſolvirte Wiederbegebung in ihren Landen, 
je nach ihrem Ermeſſen über deſſen Beduͤrfniß. c) 
Jede Wiederbegebung, ſie mochte zu Staats⸗ 
oder Kirchenbeduͤrfniſſen geſchehen, geſchah im⸗ 
mer zugleich mit allen zu dieſer oder jener Stif⸗ 
tung gehoͤrig geweſenen Renten, Gefaͤllen, oder 
Zugehoͤrden, ohne Bemerkung. eines Unterfchies 
des, ob fie in dem nemlichen Land, Provinz oder 
Staat gelegen waren, 3) Nirgends kommt eine 
befondere von der Difpofition über die Haupts 
ſtiftung verſchiedene Anordnung uͤber deren aus⸗ 
waͤrtige Pertinenʒſtuͤcke vor. Nirgends geſchieht 
auch nur eines Streits, über eine in dieſen Fällen 
verſuchte Abtrennung folcher Pertinenzſtuͤcke, Er⸗ 
waͤhnung, der doch, bei der vorhin in der That 
fell ſt allgemein angenommenen Untrennbarkeit, 

u und 
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und, bei: der.verfchtedenen Geſinnung der verfchies 
denen Regenten über die befte Anwendung diefer 
erlcdigten Güter, gewiß. eritftanden feyn wuͤrde, 
wenn in irgend einen Sand oder Staat gen 
den andern folhe Trennung verſucht ed. 
rc, und der eben fo gewiß in einer oder der and 
dern der vielen Annalen ‚folder Zeit angemerkt 
wochen feyn würde, ‚wenn er je .eriftiet hätte, 
deſſen Nichtbemerkung daher einen ſichern Grund 
giebt, ſeine Nichtexiſtenz wenigftens fo lang bis 
' das Öegentheil gezeigk ‚wird ,; zu. behaupten. 
Endlich d) das Verhaͤltniß das die Guͤter vor 
der Aufhebung gegen den” Staat hatten, (wie 
denn zum —— — Theile der Staats⸗ 
gewalt/ 3. B. Gerichtsbarkeit, u. d. gl, damit. 
——— waren) litte durch diefe Veraͤnderungen 
keine Schmälerung , ſie blieben nach wie vor 
gleichen $aften, unterworfen, 4. ).weswegen eben, 
da hier und. da einige Geiſtlichen zu dergleichen 
Eingriffen Mine. gemacht haben mochten, wo⸗ 
durch der Pebſt befuͤrchten mußte, die Regenten 
muoͤchten zu einer allgemeinen Losreiſſung ſolcher 
rer, von. der Kirche ſich bewegen laſſen, er nicht 
blos dem Koͤnig in Frankreich, 5) fondern übers 
aupt allen Regenten eine eigne — 
unde ausuußehen dienlich von: 6). - 


gt Mur Ei 


— ©: „von Gafilien. Mariane 9 a 8 Non 
en eis Rymer'' a, 8. D. Pig. 195 1.199. Von 
Deutſchland Titl,untus a. a. O. 
2) Si 8. von Frankreich Zu Puy a, a. O. Pig. 19: 
er: 30.von — Stetten a. a. O. 
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X 3) Du Puy @. a. O. pag "ıg2: & 72. Rymer a. O. 
7 Pag. 199. Beehr. 1. ©. "5 5. ne 
4) Rymer a. 0 O. pag 200. — 

) Du Puy 0. a. O. pag. 16. 


. 


6) Ibidem pag. 73. 
er U 5. * 1 
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V Sn - * 3:8: 22: ; nn 2 J . 
In dieſem Verhaͤltniß blieben bei den Katholis 
ſchen unter fich Die Güter eingehender Kirchen, 
geſellſchaften gegen den Staat bis jest 
5 mnverändert.. | 
Weiter entſtand bis zu den’ Reformationszei⸗ 
ten“ in diefem. Fach "Feine Hauptveranderung. 
Jene ftärfere Ausübung der Staatsgewalt war 
ur wie ein Blitz im Winter den befondere Con⸗ 
juncturen hervorlocken, ‘der aber bald wieder 
verſchwindet und. vergeffen iſt. Im einzelnen 
dauerte die vorige Erfhlaffüngdes Verbands 
der Kichengütet mit dem Staat fort. Die Re⸗ 
Kigionsfpaltung brachte eine dauerhaftere Aende⸗ 
zung hierin ‚hervor, häuptſaͤchlich zwar nur in 
Verhaͤltniß besder Religionen! gegen einander, 
nebenher" aber doc auch in denen der Fatholifchen 
Kirche  anhangenden: "Staaten Deutſchlands. 
Die gegen Ende des ſechszehnten Jahrhunderts | 
faſt in allen Sanden entworfene Sandrechte und | 
Landesordnungen, die faſt allgemein das Vers 
bot liegender Guͤter an Ausländer enthielten, 1) | 
und in die Reihe dieſer liegender Güter: auh | 





Guͤl⸗ 
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Guͤlten, Renten und Zinfen rechneten, 2) ſez⸗ 
ten wenigftens dem Erwerb ausländifher Stifter. 
in andern Landen folhe Schranfen, die auf der, 
einen Seite für die damalige Zeit den Geſetzen 
des roͤmiſchen Hofs, die ein. Verbot ben, Da 

dels mit den Geiſtlichen mit einem Bannflud bes, 
legte, 3.) nicht fo geradezu. entgegen waren, und 
doch von der Geiftlichfeit nicht. ohne ‚Ausbrinz, 
gung ‚des fparfamer . erteilten landesfürftlichen, - 
Eonfenfes überfchritten werden konnten. Die, 
inr ‚vorigen und, Anfang des jetzigen Jahrhun⸗ 
derts nachgefolgte Ymortizationggelete, 4) fe 
ten alsdann weiten auch der Geiſtlichkeit im Lad: 
gleiche Erwerbsſchrauken. ‚Mit der in eben Ien 
nen Sandesorbnungen feſtgeſezten Tersitäriglg 
oder Markloofung, 5) ward auch ein wiewol 
ſchmaler Weg eroͤfuet, um der: Geiftlichen-anders 
waͤrts gelegene Guͤter, wenigſtens alsdann, 
wenn ſie ſelbſt eine Veraͤuſſerung — 
wieder in den Staatsumlauf zuruͤckzubringen. 
Durch alles dieß ward hauptſaͤchlich nur dem wei⸗ 
teren Steigen der kirchlichen Beguͤterung Ein⸗ 
| halt gethan, alfo dag nach: und nach erzielt, was 
gleich Anfangs in den Beſchwerden der deutſchen 
Nation vom Pabſt war gefordert, aber von ihm 
und ſeiner Kirchenverſammlung zu Trident ver⸗ 
gebens erwartet worden. Seit der Zeit gri * 
auch katholiſche weltliche Regenten zu einer. | 
feren Ausuͤbung ihrer Staatsrechte zusid;' Hefe. 
fen feine Entftehung , 9 feine, notable Veraͤnde⸗ 
rung mit Kirchenguͤtern ihrer Lande ohne ihre 
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Mitcognition und Bewilligung Vorgehen; tiefere 
aber auch, nad) wie vor, jene in andern Fatfotiz 
(hen Landen auf die in den ihrigen liegende Zus’ 
gehdtden fortwirfen. 6) Alles dich, und die 
jejt am Ablauf des achtzehnden Jahrhunderte 
von manden katholiſchen Staaten bei dem bes 
ſtaͤndigen Wachsthum der Staatsbeduͤrfniſſe 
und der dadurch immer groͤßer werdenden Dispro⸗ 
rege ihnen und den’ von deren Tragung 

befreiten Kirchenmitteln, nöthig gefundene wirk⸗ 
Ude Verminderung der Kicchengefelfhaften und 
Einziehung ihres Vermoͤgens dieß alles find 
Begebenheiten‘, ‚deren‘ Utquelle in der durch die 
Religionsſtrittigkeiten veranla tem enge 
* weltlichen Siagreie his lie 


- 


"x) Siehe}. B Badiſche vkeũdeborbm 3. 67.2 

Cannengiefer:Dec; Trib. Caffel. Ti :r.. Dec. 107: - 

| 20) 3: Bi Bad. Landrecht Th: 4, Ei 8%. — * 

a PR Th. 2. u, 5 

a un erst h "Ar; en 

2) De Selcho»» Jüs Germ, g.5 ie a 

5) 3. B. Bad. Kandesorde. A 6, T. — | 

6) * Vertheibigans ui f * I * ber o& 36 * 
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DE mar 7 her * —D—— Be 
Ba deuſſche Keiefspertomirien beſtattigt alfo 
„abige Saͤtze des. ‚algemeiyen, Staatsrechts. 


Dis Reſultat von ͤllem diefem ſind folgen⸗ 
aeg der Stasserhiswiffenferaft 5 
Au a) 


„ber öffentliche Gefelſchaften, ) Ir 


a) Zu allen Zeiten unterlagen ſolche Kirchenge⸗ 
felfchaften einem politifhen Reformationsrecht: 
. b)- Diefes. äufferte fih nicht. blog duch Direk⸗ 
tion ihrer aͤuſſeren Verfaflung, und ihrer Ver⸗ 
moͤgensverwaltung „ſondern vornemlich auch 
durch Veraͤnderung, Theilung, Verlegung oder 
Aufhebung der religioſen Geſellſchaften: c) Da⸗ 
bei aͤuſſerte ſich beſtaͤndig die Staatsgewalt des 
Landes, in dem die Geſellſchaft geſeſſen war, 
obwol nach dem in verſchiedenen Laͤndern und 
Zeitaltern verſchiedenenVerhaͤltnis gegen die 
geiſtliche Gewalt in verſchiedenen mas d) 
In dieſem politiſchen — auch 
‚die Dberdifpojition über die —— des Ei⸗ 
genthums, und der Nutzung ih e) 
Niemals fo lang die — fanden, und 
eben fo wenig, wenn fie durch irgend eine Ereigs 
nis zu erijtiten aufhoͤrten, hat der Landesherr 
oder Biſchov, ‚unter dem. einzelne Reuten lagen 
die Zugehörden eine Haupfftiftungsförpers was 
ten, ſich einer Difpofition darüber Atgemaßts 
f) Das politifche Reformationsrecht Batte:alfo . 
zum unmittelbaren Gegenftand nicht Guter, fon> 
been Geſellſchaften und Stiftungsförper; es fies 
— * Perfon gehörige Güter: rn diefe 
Diſpoſition. . Es ſtimmte mithin vor der Reli⸗ 
gionstrennung (ſobald man nur hinzudenkt, daß 
die geiſtliche Vorſteher jedes Orts mehr oder we⸗ 
niger Antheil an dieſem Staatsrechtoehatten) die 
Reichsobſervanz mit der allgemeinen Staats⸗ 
Ru DD 4 rechts⸗ 
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rechtslehre hierin auf das freundſchaftlichſte uͤber⸗ 


ein. 1) Soviel hievon! Was die Religions⸗ 
trrennung für einen. Einflus gehabt habe, zu zeis 


gen, ift a Abhend 


lung. 


1) Siehe Barthel * jure übe autiquo novoy 
der nur dag firchliche Neformattongrecht von 
dem poditifchen- nicht hinlaͤnglich unterſcheidet, 

and daher der Kirche dabei zu viel eigne = 

walt beimißt, und der daher aus J. J. V 

Pehem Verſuch über die Rothwendigkeit einee 

vorzunehmenden Reformation Der geiftlichen 

‚- Brden $- 09 = Ei 5 in dieſem Stud berichtigt wer⸗ 
den ‚muß. — Siehe auch, Reinkard de jure prin« 

| ipum ikea \; facra ante tempora zeformadionis, * 


7 I 


* 
re Br 


Der Einwand, daß der Untergang folcher Geſell⸗ 


ſchaften eine die Disimembration ihrer Gefälle | 


zechtfertigende Beränderung ‚der. Umftände fep, 
Ei weder hiſtoriſch richtig, noch der — 
anpaſſend. 


Ein Einwand Fönnte manch noch beifallen 
newlich der: der Stifter ſolcher auswärtigen Mens 
ten wuͤrde nicht geſtiftet, der austwartige Laudes⸗ 
herr wuͤrde ſeine Bewilligung dazu nicht gegeben 
haben? wenn er eine ſolche Eingehung der Stife 
tung vorausgefehen haͤtte. Dieſe ſey daher eine 
ſolche weſentliche Aug; wodurch die * 

ar 
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Verbindung des Gefalls mis dem Haupfgut auf: 
‚gelößt, mithin jenes felbft Hauprgut werde, und 
alsdann als ledig Gut niemand anders als dem 
Regenten, in deflen Sand es gelegen, heimfallen 
Eönne. Dis jego ift aus diefem Gefi ichtspunkt 
dDas Recht des Regenten noch nie gefolgert wor⸗ 
den, und wird auch ſo leicht daraus nicht gefols 
gert werden: denn, wann alle Vorderſaͤtze wahr 
waͤren, fo würde in den wenigſten Fallen daraug 
für den Landesherrn eine vortheilhafte Folge ente 
ſtehen. Nicht alle ſolche Zugehörden find' ge 
ſtiftet, viele auch durch Kauf, Tauſch, u. d. gl. 
‚erworben; auf die koͤnnten jene Vorderſaͤtze oh⸗ 
nehin nicht paſſen. Bei wuͤrklich geſtifteten, 
wuͤrden bloße Zinſen und dergleichen Renten 
als Dienftbarfeiten, ‚deren dominirendes Haupt⸗ 
gut untergangen iſt, nicht einem andern zufallem 
ſondern gar. erloͤſchen: 1) wuͤrkliche Güter aber, 
wenn dergleichen Aufhebung eine ſo weſentliche 
Aenderung der Umſtaͤnde enthielte, wuͤrden da⸗ 
Durch nach der Natur der Clauſel: Rebus fic ſtan 
cihus, ‚in die Umftände zuruͤkfallen, als ob nie ge⸗ 
fliftet worden waͤre, das geſtiftete Gut wuͤrde 
‚wieder Eigenthum des Stifters oder feiner Rach⸗ 
kommen, 2). und nur wann die geordnete Uniters 
ſuchung voragsgegangen wäre, und niemand ſich 
zun Erbrecht legitimiert hätte, koͤnnte auf dieſem 
Weg eine ſolche Zugehoͤrde als Vacantgut dem 
lan desherrlichen Fiskus zufallen. 3). eſer 
Weg iſt aber bei den vielen Erledigungen vor 
und nach der Reformation nie gewandelt worden; 
nr D 5 \ zum 
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zum ſichern Beweiß daß man niemals geglaubt 
habe, daß die Claufel wegen veraͤnderter Umſtaͤn⸗ 
de hier eintretten, und die zum Vortheil einer 
gewiſſen Stiftung von den Stiftern geſchehene 
Entaͤuſſerung aufheben koͤnne. Es hat auch dies 
ſeinen guten Grund. Die Stiftungen geſchahen 
zu "Beförderung der Religion, ihrer Anftalten 
und Pflichten und zu intendirter Loͤſung der 
Seelen der Stifter und ihrer Vorfahren. Kann 
dieſer Zweck auf jenem beſonderen von den Stifs 
fern aewählten Weg nichtimehr erreicht werden, 
ſo laͤßt fi deswegen nicht behaupten: fie würden 
unter folhen Umſtaͤnden jenen Zweck nicht mehr 
gewollt haben. : Denm wer dies behaupten wollte, 
muͤſte feinen Begrif don dem damaligen Nelis 
gionsgeiſt haben. Nein! jener Zweck iſt das 
weſentliche, der gewählte Weg nur etwas zufaͤlli⸗ 
ges wird dieſer durch Einziehung verändert, das 
‚geftiftete aber nod immer zu andern milden Abſich⸗ 
ten und gufen Werfen verwendet, ſo bleibt das 
weſentliche des Endzwecks ſtehen; ſo lauge aber 
dies ſtehet, kann /die Clauſel wegen veraͤnderter 
Umſtaͤnde eine verbindliche Einrichtung nicht 
aufloͤſen. Die Erfahrung vollfuͤhret den Be⸗ 
weiß;, Indem die Stiftungen‘ nichtaufgehoͤrt 
haben, nachdem: fhon. in vorigen "Zeiten haͤu⸗ 
fie. dergleichen Veränderungen tet Stiftungs- 
Formeir, ja gar wirkliche" Einziehungen zu 
bloſem weltlichen Staatsnutzen ($ 18⸗220,) bei 
benen doch die Anwendbarkeit jener Elanfel noch 
am erſten —— werden koͤnnte, geſchehen 
| Wa⸗ 
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waren. — Daß der Landesherr nicht würde eins 
gewilligt haben’, läßt fich eben ſo wenig behaup⸗ 
ren. Einmahl rühren viele Stiftungen von jes 
rien "Zeiten her, ‘wo die Sandeshoheif in Deutfchs 
tand noch nicht gebilder wat, wo man alfo nicht 
fügen kann: die Stiftung har eine ſolche aus» 
wärtige Reute aus Bewilligung des Landesherrn, 
fondern vielmehr fagen muß: vieſer erlangte 
die Landeshoheit' Über feinen Staat und "dejlen 
Geſellſchaften fo, dag damals ſolche Renten nicht 
mit dazu gehoͤtten, sondern fhon in Anſehung 
ihter Widming" (denn von der Grundherrſchaft iſt 
hier die Rede nlhe, ‘) ein ergaͤnzender Theil eines 
aͤndern Staats und ſeiner Geſellſchaften war. 
Aber, aͤuch der’ nachher geſtifteten finder fich 
dus’der Geſchichte nicht, dag die Eoncurrenz 
eines ſolchen gandesheren vor der Reformation 
dazu nöthig. erachtet worden wäre, . fonderu es 
Fonnten freie Leuiteihe Vermögen, den Kirchen oh⸗ 
ne ſolche zuwenden, wo er concurzirte, geſchah 
ſolches bei Miniſterialen und Leibeigenen, nicht in 
der Qualitaͤt als Regent, ſondern in jener als 
Dienſt- oder Leibsherr. (F. 16.) Wo aberauch 
je die Bewilligung des Regenten, als Regenten, 
noͤthig geweſen und geſchehen, war wieder der we⸗ 
ſentliche Beweggrund der, ein gutes Werk zuchun, 
und das Beſte der Meligion, und zwar natürlis 
herweife in dem Sand, wohin die Stiftung ges 
(ah, nice in feinem, (denn fonft hätte er die 
Stifter anweiſen müffen, den Kirchen feiner Lande 
die Stiftungen zuzuwenden ) zu befördern, ‘Bei 
u . | jeder 


60. Einleit. Grundris der Stantögewalt sc. 


jeber Aufhebung. oder Weranderung einer Stif⸗ 
fung, wobei die Renten zul Jandern, frommen 
Verwendungen beftimmt ,, nicht direct vor den 
landesherrlichen Beutel eingezogen. merden, dau⸗ 
ert alſo das weſentliche der vorigen Bervrgurfade | 
noch fort, indes nur das zufällige Gewand eine, 
Aenderung erlitten hat. Da nun auch vor⸗ 
gaͤngige Beiſpiele von ſolchen Veraͤnderungen, 
ja von Einzichungen zum bloßen Staatsnugen 
‚die auswärtige Stiftungen, mithin auch die lan⸗ 
desherrliche ausdruͤckliche oder ‚ilfepweigende 
Bewilligungen nicht feltener madhten; fo würde, - 
«8 gegen alle Gedichte laufen, zu | be aupten, es 
ſei ſtilſchweigende Bedingung ſolcher Bewillis 
gungen gewefen, daß die Renten beider urfprüng« | 
lich gewählten Stiftungsform bleiben „ bei deren 
Umſchmelzung wieder wegfallen müßten, t 


1) Lauterbach Coll. Th, Pr. L. 8 73 6, Ss 3. erh 
.2) Kopp de Clauıf, rebus fic ftant. or 
3) L, 5 C-deiboris vacantibus‘" | 
N Roth ri der, zeigen Sranstte 
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Erſtes Stud. 

Bon den Normen in Beurtheilung des Ber; 
yaltniffes verſchiedener Religionsverwandten 
gegen einander, ad I. P. Osn. Art. V. 
Br ap. 9,0% | §. l, 2 
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Fa EEE. "RE: 
Der Religlons vertrag ift nicht blog ein zufälligen, 
ſondern ein weſentlicher Theil des malt: 
pyhaͤliſchen Friedensſchluſſes. 


u dem ganzen Vertrag über die Religions⸗ 
J beſchwerden machen folgende Worte den Eins 
jang: Daraber zu Yegenwärtigem Krieg 
großen theils die Beſchwerden, welche zwis 
(chen beeder Religion Churfuͤrſten, Fuͤrſten, 
und Staͤnden des Reichs obgeſchwebt, Ur⸗ 
ſach und Anlaß gegeben, ſo iſt ſich daruͤber, 
wie folgt, vereinigt und verglichen wor⸗ 
den. 1) ' Diefer Eingang iſt nicht ohne Nutzen. 
Es konnte Fein Friede geſchloſſen werden, ohne 
daß man ſich über die Urfachen des Kriegs mit 
inander verglich. Denn iſt der Krieg nichte ans 
ders als eine gewaltfame Duchführung der von 
wei Voͤlkern gegen einander gemachten und bes 
ſtrittenen Forderungen; fo laͤßt ſich auch der Frie⸗ 
N nn | de 
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de nicht ohne eine Vereinigung uͤber die Anſpruͤche, 
derentwegen der Krieg gefuͤhrt ward, denken. 


Die innerliche Unruhen in Deutſchland gaben um 


firietig den Schweden und Franzofen die Giles 
genheit zu diefem Krieg, ſie wurden aber auch 
als deſſen wahre Urfache von. ihnen von Anfang 
an vorgefchoben. 2) Als folhe brachten ſie auch 
den Vergleich dieſer Beſchwerden gleich in ihren 
erften Propofitionen mit unter. die zu behandelnde 
Gegenſtaͤnde, und die Kaiferliche lieſſen fid) folches 
gefallen. 3) Die, Farholifhen Stände hätten 
zwar licher geſehen, daß die Traftaten über die 
Beſchwerden nicht hieher gezogen worden wären, 
in Hofnung, anderwaͤrts einen vortheilhafteren 
Verglich erhalten zu Eönnen, „brauchten dazu den 
mit dem Anſehen der Wohlgemeintheit gezierten 
Vorwand, damit nicht die Uebereinkunſt mehr 
einer duch Zucht und Drohung erpreßten, als 
einer. guͤtlichen gleich fehe. +). „Allein da die 
Evangelifche fi durch einen ſolchen, alle aus dem 
Völkerrecht flieffende Werbindlichfeit der Fries 
densfhluffe belcidigenden Vorwand. nicht irre mas 
hen lieſſen, aud die Franzoſen und Schweden 
ihnen darinn flandhaft beiflunden , daß. fie. die 
Ausgleihung jenee Befhwerden; ale einer Ur⸗ 
ſache des Kriegs, zu einer unabweichlichen Bedin» 
gung ihrer Sriedenshandlungen machten; 5) fo 
mußten fid jene ‚gefallen -laffen, ‚daß, diefer Ver⸗ 
‚gleich dort behandelt, abgeſchloſſen, und duch 
obige Worte diefem Friedensfhluß als ein ergam 
zender Theil eingeruͤlt ward. Wenn alfo hier. 
| wre m die 
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je vorgenannte Beſchwerden fuͤr eine Urfache 

nd Anlaß des damaligen Kriegs gemeinfam 

‚Flärt wurden ;. fo. ift damit feſtgeſezt, daß deren 

zeilegung, ohnerachtet fie zunaͤchſt das. Inte⸗ 

fe der Reichsſtaͤnde und des deutſchen Reichs 

meren Zuftand betraf, dennod Feine Particu⸗ 
rconvention zwifchen den Meichsftänden, fon, 
en ein wefentliher Theil des Friedensfhluffes 
{oft ſey. Daß eine weitere Qualität hierdurch 
wer Verbindlichkeit zumuchs, ift noch deutlicher | 
us dem Münfterifhen Inſtrument zu erfennen, 
orinnen es ausdrüudlid heißt: dieſer Relis 
ionsvertrag jolle eben fo gelten, als ob er 
arin wosrtlich eingerüche wäre. 6) Hie aus 
lat dann: a) daß alle damals friedſchlieſſende 
Nächte zu Beobachtung und Aufrchthaltung 
iefes Vertrags berechtigt und verbunden, find: 
nd b) daß alle: jene Mittel, die zu Handhabung 
es Friedens überhaupt vorgefihrieben find, auch 
uf diefen Religionsvertvag, als einen wefentlis 
ven Theil deffelden, Anwendung leiden, Bee⸗ 
e Folgerungen bejtättigt dieſes Friedensinſtru⸗ 
ſent ausdruͤcklich.7) Mit andern 8) aber.c) 
ieraus flieſſen zu wollen, daß auch ohne Mit 
eiftimmung aller fchlieffenden Mächre dieſe blos 
a8 Intereſſe der Stände betreffende Theile def 
Iben nicht ausgelegt, noch von ſaͤmtlich interefr 
rten Reichsftänden allein geändert werden koͤnn⸗ 
n, ift eine der Natur, der Sache, die jedem feis 
er Vortheile fi) zu begeben erlaubt, und der 
Sfaatsfreiheit des deutſchen Reichs zuwiderlau⸗ 
F = fende,. 
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fende ‚ weder von dem Geſetz felbft irgendwo ber 

günftigte, noch mit der Art der Traftaten, kraft 
deren die Stände niht nad Worfchriften der 
auswartigen friegführenden Kronen, fordern‘ 
nad) eignem Gutduͤnken diefe Abrede traffen, 
harmonirende Folgerung, 9) welche Elaren Vers 
ordnungen berjelben felbft widerſpricht. 10) 


1) Cum autem prefenti bello magnam partem gra- 
vamina, qua inter utriusque religionis Ele&ores, 
Principes & Status imperii verrebantur, caufam 
E& occafıonem dederint, de iis, prout fequitur, 
conventum & tfansaltum eft: IP. Om Art. 5, 
.. proem. | 
2) \Theatrum Europ. T. 6. pag. 973. | 
3) Adami Rel. hit, P. W.'Cap. .s 2. . 6. 3. 
Meine Abhandl. B. 1. $. 
A) Adami a. a. O. B. 7. $- 3 
—33 Weiern W. Fr. Handl. >. $. 37 und 64. und 
II $. 90, | 
-,6) I. P. Monaſt, Art. 6. ge . 
9) I. P. Osn. Art, ı7. $. 47. 
8). -_ ren Diszerich in prim. lin. j jur, publ, ecclef, 


9) S. ode neuer Aufſchlus über die, Stellen des 
WB. ge. welche dic Mediatkloͤſter, deren Güter 
und Gefälle betreffen. ©. 207: 
10) 1. P..Osn. Art, 5. $. 50, Art, 8. 9, a. coll, cum 
Art, 17: $. dr. 


— 
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Iſt daher in gewiſſer Ruͤckſicht ein Vertrag 
überhaupt, in anderer ein Vergleich inss 
- befondere, 


Der obige Hauptfaß, daß diefer Religlons⸗ 
vertrag in doppeltem Licht, als Vertrag, nem⸗, 
lich der intereßirten Reichsſtaͤnde, und als Frie⸗ 
Densbedingung zwiſchen den kriegfuͤhrenden Maͤch⸗ 
ten zu betrachten ſey, erlaͤutert zugleich die ge⸗ 
brauchte Ausdruͤcke: iſt ſich vereinigt 
und verglichen worden, (conventum &£ 
tran actum et) und erhält eben dadurd) feine naͤ⸗ 
here Beftättigung. Cinmal find die Worte niche 
befonders auf die vorbergenannte Reichsſtaͤnde, 
von deren Beſchwerden die Rede war, bezogen; 
fondern ohne perfönlichen Bezug (imperfonaliter) 
gefejt worden: koͤnnen und müffen alfo vermög 
dieſes unbeſtimmten in der Megel mit einem all⸗ 
gemeinen gleichvielgeltenden Ausdrud, ı) auf 
"alle Perſonen, die bei Schlieflung des Friedeng 
konkurrirten, gedeutet werden, Zum ander 
find die Ausdruͤcke: Vereinigung.und Ders 
gleich, zufammengefezt, Diele find ‚nicht, . wie 
Senniges meint, 2) entweder gleichvielbedeu⸗ 
Zend, oder wenn man ja unterfcheiden wollte, fo 
zu nehmen, daß erfleres die vorgängige Trakta⸗ 
gen, lezteres aber den wirflihen Abfchlus andeu⸗ 
ge: denn fo mie jene Auslegung den’ Gebrauch 
| Pe Wörter als überflüßig darſtellet, das 
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ohne Noth nie gefhehen darf; 3) fo würde dies 
Ir. ohire im Grund diefem. Schler auszumeichen, 

och dazu gegen allen Sprachgebrauch anftoffen, 
nach dem das Wort: Vereinigung, fo wenig ale 
dag weitere: Vergleich, blofe Traffaten bezeidh- 
nen Fan. Sondern nachdem rechrlichen Begrif 
veeder Worte, (der hier ale Sprachgebraud) der - 
Verfaſſer in Ruͤckſicht kommt) 4) fert der Aus⸗ 
druck: Vergleich, wechfelfeitige Anſpruͤche, und 
deren durch Nachlaß und Gegennachlaß gefchehes 
ne Beilegung voraus, 5) kann alfo nur in Bes 
zug auf Uebereinkunſten von folhen Perſonen, 
die auf: diefe Art durdy Nachlaß und Gegennach— 
laß wechfelfeitigee Anfprüche ihre Rechte gegen 
einander beftimmt haben , gebraucht werben, 
Der Ausdruck: Vertrag, Vereinigung, (con- 
ventio) ‘hingegen’ ift allgemeiner, bezeichnet jede 
Einwilligung zweier oder mehrerer in Feftfegung 
gewiſſer Verbindlichfeiten, 6) kann mithin auch 
cbereinkunften "über Gegenflände, wobei die 
Eontrahenten Fein eignes Intereſſe haben, vie 
zum DBeften und Vortheil eines. dritten geſche⸗ 
hen, 7) wodurch nicht wechfelfeitige Forderun⸗ 
gen und Rechte der Contrahenten alfein beſtimmt 
werden, in ſich faſſen. Jener paſſet alſo allen 
auf die bei dieſem Vertrag interegirte Reichs⸗ 
ſtaͤnde, dieſer zugleich auf die friedſchlieſſende 
Keonen: beede in Verbindung Farafterificen dies 
ſen Vertrag noch näher als einen folhen, der 
neben dem, daß er die wechfelfeisige Anfprüche 
der Reichsſtaͤnde duch guͤtliche Uebereinkunft 
— * ne ga 
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beilegt, zugleich. ein Theil des zwiſchen den Kro⸗ 
nen geſchloſſenen Friedeus iſt. | 


1) Meine Abhandl. 1. B. Einl. $. 4. 

2) Hennizges Meditat. ad l, P, —* Art, $, — 
ing 

3) feine Abhandl. a. a. O. 

4) Ebendaf. F. 3. 

5) Qui En quali de re dubia &lite incerta pa- 
cifcitur, L. 1. ff de sransadt. & hoc nullo dato, 
vel retento, leu promiffo non procedit, L. 38. 

C, ibidem, 

6) En pa&io duorum pluriumve i in idem placitam 

nen. L. I. $. 2, ff» de pactis. | 


* $. 27. ; 
Defien Eingang beftimmte den allgemeinen Su | 
genitand deſſelben. 


Neben: dem Anlaß diefer eingeruͤckten Con⸗ 
ention wird hier ferner deren Gegenſtand bes 
immt. Ueberdie Beſchwerden, wels 
3e bisher zwiſchen beeder Reli— 
ionen Ständen des Reichs obge—⸗ 
H»webt, ift diefe Webereinfunft getroffen, 
terbei muß man voraugfeßen,. daß die mehrere 

dem Friedensinftrument ein Ganzes ausmas 
nde Gegenftände bei den: Traftaten befonders 
ch gewiſſen Klaſſen verhandelt und abgeſchloſ⸗ 
wurden, und jenes Inſtrument aus deren 
reinigung entſtand. So wurde die Amneſtiez; 
wurden die politiſche Beſchwerden, welche den 
E 2 Stamm 
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Ständen ohne Unterfchied der Neligion gemein 
waren; die Genugthuung für die Friegführende 
Maͤchte; der Friedftand zwiſchen den beeden pro⸗ 

teftantifhen Neligionscheilen unter ſich; die Sis 

herheit und Vollziehung des Friedens; fo wur⸗ 
den denn aud die Religionsbeſchwerden mit der 
davon abhangenden Juſtitzverbeſſerung, Fur: 
die Befchmwerden nicht blos im Kirchlichen, fon« 
dern auch im Politifhen , wovon man voraus 
wußte, daß wegen des verfhiedenen Intereſſe bees 
de Neligionstheile entgegengefezfe Gefinnungen 
hegten, (wie die Evangeliſche während der Trakta⸗ 
ten in Bezeichnung des Umfangs diefer. Klafle 
ſich ausdrudten) ı ) in beſonderan Entwürfen 
verhandelt. Bei lezterem, der nün im fünften 
Artikel des Inſtruments enthalten ift, ward obis 
ger Eingang verglithen, hatte nur auf ihn bei 
den Traftaten und der Abfchlieffung diefes Ders 
trags feinen Bezug, behielt ihn alfo aud nur 
darauf bei der Einrüdung in bie Convention. 
Er bezeichnet daher die Gegenflände des fünften 
. Artikels allein. 2 : 


1) Yon Meiern a. 0. D. B. 10. |. 1. 
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Solcher Gegenftand find der. Regel nach nur 
WEHR zwiſchen Katholifchen und 
 Evangelifchen. 


Unter den bezeichneten Ausdrücen ift gleich 
er erfte der: Die Beſchwerden. (ine 
solge davon ift: a) daß, weil ein unbeflimmter 
lusdruck mit einem allgemeinen gleichvielgeltend 
kt, man hier von allen jenen Beſchwerden, 
yelche vormals obgefhwebt, die Entfcheidung zu 
hen habe; ein Sag, den die becderfeits zum 
zrund der Traftaten gelegte gemeinfchaftlihe 
rklärungen hinreichend beftätfigen, ı) Wenn 
erner von Befhwerden beeder Religion 
5tände geredet wird; fo find b) allein diefe 
er Hauptgegenftand diefes Artifels: Beede 
rofeftantifche Slaubensbefenntniffe machen nur, 
vei Theile einer Religion nad) deutfhem Staates 
schte 'aus, 2). das Verhaltniß ihrer Bekenner 
egeneinander hat alfo hier feine Beſtimmung 
icht zu erwarten. Alles was Verhaͤltniſſe zwi⸗ 
ben Religionstheilen beſtimmt, iſt weder auf 
‚atholifhe unter ſich, noch auf Evangeliſche einer 
ver der andern Parthie unter fi, ‚oder gegen 
nander, zu deuten, wo nicht namenslich eine 
(he Ausdehnung, auch auf die Verhaͤltniſſe 
ehrerlei Perſonen eines Glaubens gegen einan⸗ 
rt geſchiehet, wie es deren Falle giebt. 3) 
uf @äte hingegen, zu denen zwar das ſtrittige 
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Verhaͤltniß zwiſchen Proteſtanten und Katholi⸗ 
ken den Anlas gab, die aber nicht deſſen Beftims 
mung, ſondern Feſtſetzung gewiſſer Rechte aus⸗ 
drucken, die ſich auch ohne dieſes Verhaͤltniß 
denken laſſen, oder in dieſem nicht feſtgeſezt wer⸗ 
den koͤnnen, ohne in ihren Folgen auch gegen jes 
den dritten zu wirken, leidet jene Regel Feine 
Anwendung ; fondern nad) den natürlichen Ges 
ſetzen der Spradlehre und Ausleaungsfunde 
werden ſolche allgemeine Rechtsbeſtimmungen 
aud) allgemein verftanden, mithin gegen jeden 
ohne Unterfchred der Religion fo lang angewande 
werden müffen, als nicht die übrige Zufäge eine 
Beſchraͤnkung auf das Verhaͤltniß beeder Reichs⸗ 
religionen und ihrer Glieder ‚gegen einander bes 
eichnen. Bon jener Gattung ift z. B. das Res 
— das daher, fo wie es jedem fans 
desheren hier zugeſprochen ift, 4) nicht blos eis 
nem  Evangelifch » $urherifchen gegen Karholifche, 
ſondern aud gegen Neformirte und feine eigne 
Slaubensgenoflen zufommt, nur daß, bei jenen 
er die das Verhaͤltniß beftimmende Norm des 
Entfheidyahrs, bei diefen die anderweice im fies 
benten Artikel abgeredete Norm, und bei feinen 
eignen Glaubensgenoflen. Feine andere, als jene, 
die aus der Matur eines gleichen Religionsbes 
Fenntnifles fließt, zu beobachten hat. Wenn alfo 
‚einige e8 als eine Regel ganz unbeſchraͤnkt hin⸗ 
ſtellen, 5) dieſer Artikel beſtimme allein Rech⸗ 
te der Katholiken und Proteſtanten gegen einan⸗ 
der; ſo r diefen Satz eben ſeiner zu er 

R en 
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en Allgemeinheit falſch, der nur als Regel 
inter obigen Beftimmungen umd Ausnahmen 
jelten kann. 6) Ä 


1) Weine Abbandl. Th. 1. $. 19. 
2) I. P. Osn. Art, 7. 9. 1. 
3) 3. B. die Ausübung der geiftlihen Gerichtbars 
keit, LP.NMsn. Art. 5, $. 48. dag Verbot feinds 
feliger Schriften, Art. s. $. so. die Beobach⸗ 
tung der Inſtanzprivilegien, Ars. 5.9.56. 4. fi f. 
I. P.Osn. Art. 5. 6.30... 9 
55 8. B, Roch a. a. O. S. 15. | 
) Der Sa folgt auch nicht aus den ‚Worten: 
beeder Religionen Stände u. f. m. denn bewei—⸗ 
fen diefe gleich, daß Beftimmung ihres wechſel⸗ 
feitigen Verhaͤltniſſes Anlaß und Hauptgegens 
ftand der Difpofition fey; fo.läßt fich Doch ganz 
vernünftig der Fall denfen, mo biefe mit dem 
. ganzen Staatsverhältniß fo verwebt waren, 
daß fie ohne Feſtſetzung eines allgemein, auch 
aufferhalb ſtrittiger Religionsverhaͤltniſſe, ans 
wendbaren Grundfages nicht ausführbar waren. 
In einem folchen möglichen Fall war alfo diefe 
Feſtſetzung ein norhmendiges Stück, zu Beile⸗ 
gung der Religionsbeſchwerden, und diefe Mögs 
lichkeit ift Beweis genug, daß aus ber Abſicht, 
bie Irrungen beeder Religion Stände zu vers 
gleichen, ‚nicht der Schluß auf. eine. genzliche 
Ausfchlieffung folder Normen folge, die auch 
‚aufjerhalb der Religionsdifferen,, anmendbar 
| rg Siehe unten das vierte Stücd am 
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5 029 en 
Es mögen nun dieſe Verhäitniffe ganze Reichs⸗ 
theile oder einzelne Stände, Kirchenſachen oder 
weltliche, worauf die Religion einen Eins 
Zu flus hat, betreffen. 


Es wird ferner von den Befchwerden beeder 


Meligion Rurfürfien, Sürfien und 
‚Ständen, nihtvon den Befchmwerden der beeden 
Religionspartheien genen einander geredet. Man 
hat daher c) bier nicht blos die Entfheidung‘jes 
ner Strittigfeiten zu fuchen, welde von beeden 


Religionstheilen gegen einander, ſondern auch 


jene, welche von einzelnen Ständen gegen eins 
ander in Sachen geführt wurden, mo die Reli⸗ 


gionsverfchiedenheit eine Verſchiedenheit der Mei⸗ 


nungen von Recht oder Unrecht wirkte. Es 


wird dieſes beſonders aus dem folgenden klar; 


da nemlich von Fällen, worin der Religions⸗ 
und Weſtphaͤliſche Friede nichts entſcheide, geſagt 
wird, es ſollen zwiſchen allen und jeden 
Reichsſtaͤnden (omnes & ſingulos) eine durchge⸗ 
hende Gleichheit gehalten werden, zum Beweis, 
daß er nicht blos Faͤlle, welche zwiſchen allen Staͤn⸗ 
den zuſammen, ſondern audi ene, welche zwi⸗ 
ſchen einze nen ſirittig geweſen, zu entſcheiden 
die Abſicht hege. (F. 48) Dieſes beſtaͤttigt auch 
die zum Grund liegende Abſicht, alle Strittigkei⸗ 
ten jo zu vergleichen, daß auch nicht der Saas 
me zu neuen Fusatm, eg bleibe, 1) und alles 
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ag zum Gegenſtand zu nehmen, woruͤber man 
ie Verſchiedenheit der Geſinnungen der verſchie⸗ 
»enen Religionspartheien voraus vermuthen 
oͤnne. (F. 27.) Die Behauptung eines Unger 
tannten, 2) als feyen hier Feine Strittigfeiten 
nefchieden, welche nicht vorher auf NReichstägen 
wifchen den beeden durch die Neligion getrennten 
Reichstheilen als ſtrittig zur Sprache gekommen 
eyen, iſt alſo eine den Worten und der Abſicht 
3er Pacifcenten widerfprechende Verdrehung. 3) 
Wenn hiernachft von dieſen Beſchwerden zwar in 
Beziehung auf beeder Religion Stände und deren 
jerrennte Meinungen, aber ohne alle Befchrans 
fung auf einen gewiffen Gegenftand, geiftlidy oder 
weltlih, geredet wird: fo ift es d) dieſem alls 
zemeinen Ausdruck, fo wieder Natur der Sache 
und der oben bemerkten Stelle aus den Trakta— 
ten (F. 27) gemaͤß, hier die Entſcheidung nicht 
bloß von allen kirchlichen, ſondern auchvon 
jenen politiſchen Rechtsfaͤllen zu ſuchen, 
worinn die Religionsverſchiedenheit die Geſinnun⸗ 
gen uber Recht und Unrecht verſchieden mach⸗ 
te. +) NMur ſolche politiſche Haͤndel jedoch, und 
keine andere, mithin alle jene nicht, wobei die 
Religionsverſchiedenheit keine Abaͤnderung der 
Erfentnißgrunde von Recht und Unrecht wirkte, 
gehören hteher, fonft ftünden die Worte zwifchen , 
beeder Religion Stauden vergeblid da, 
welche nichts anders als Befchwerden, zu denen 
der Grund oder Anlaß in der Religionsverſchie⸗ 
— liege, andeuten Fönnen, Cs HERR übrigens 
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die Bejahung eines Satzes keinesweges zugleich 
Verneinung eines andern, der neben ihn befte- 
hen fann, mithin folgte) daraus, daß vorhers 
gegangene Beſchwerden als Anlaf diefes Ders 
trages genannt werden, gar nicht, daß man num 
über feine andere Sachen, als wovon vorher 
würflich ſtrittige File fich ereignet hatten, fich - 
verglichen habe. Gefchehene Faͤlle wiefen alles - 
mal auf andere connere, obwohl nod) nicht ges 
fhehene, dennoch mögliche Falle hin, und diefe 
wie jene hinzulegen war die Flar ‚ausgedrüdte Abs 
ficht der Pacifcenten; falſch find .alfodie Behaups 
tungen jenes Ungenannten, 5) daß ber weſtphaͤ⸗ 
liſche Friede nicht weiter fuͤr modificirt zu achten 
ſei, als ſoweit vorher deſſen Auslegung ſtrittig 
geweſen, und daß die Diſpoſitionen des weſtphaͤ⸗ 
liſchen Friedens nur da eintretten, wo die Um⸗ 
ſtaͤnde zuſammentraͤfen, die den vorher ſtrittigen 
Fall, der Anlaß des Theils der Convention gewe⸗ 
fen fei, begleiter hätten. Beedes heißt auf eine 
unerlaubte Art Ginfhränfungen in das s Selen bins 
eintragen. 6.) 


1) Meine Abhandl. Th. r. 8. 27. 
2) Obfervationes jur. publ. de civit. jur, eccl, & pol. 
Cap. 1: $» 8. 
3) Struben rechtl. Bedent, Th. 3. Cap. 101 
4) Daber fommt die Ausdehnung des Entfcheibs 
ahrs auch auf gemiffe politifche Gegenftände, 
bie Difpofition von den bürgerlichen Nechten 
anderer Religtonsverwandten Unterthanen, von 
der Reichsjuſtizverfaſſung u. fı f. 
8) Obfervationes cat. $. 5 


| 6) Weine — * I, Eul. $, 4 
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Die ausdrückliche Beftättigung des Religions 
friedens hat ihren guten Grund und fihere 
Wirkung. ze 


Nach Worausfegung diefes Eingangs, der 
Anlaß und Gegenftand des Vertrags beftimmte, 
var nun die erfle Sorge der Parifcenten, die 
Auellen anzuzeigen, woraus für folhe Gegen 
tande die Entfcheidungen gefhöpft werden follen. 
Die erfte derfelben ift der paffauifcye Vererag 
md der Relinionsfriede. - Erfterer ward 1552 
u Paſſau, Iczterer aber 1555 zu Augsburg ae 
chloſſen, und nachmals auf dem. Neichstag zu 
Regensburg im J. 1557. auf dem zu Augsburg 
566, und auf dem zu Megensburg 1641. ber 
tattigt, Bei alle dem fehlte es an Privarfihrifts 
teffern nicht, die bald aus der Natur der Reli—⸗ 
jon und'geiftlihen Guter, bald aus dern Sys 
tem der Fatholifchen Hierarchie, bald aus deffen 
orgeblic von den Proteftanten gefchehenen Les 
ertretung, Gründe für deflen Unverbindlichkeit 
erholten. Wie e8 dann gewöhnlich geher, fa 
ufferten ſolche Privarbehauptungen in vorfoms 
nenden Streitfällen ihren Einfluß, blieben alfo 
ur das Staatsſyſtem nicht gleichauftig. Diefes 
‚ab den Anlaf, daß während den Traktaten gleich 
on Anfang auf ausdrudliche Beftättigung jener 
Hefene angetragen ward, 1) die dann hier mit 
mer Einſchaͤrfung heiliger und ———— 
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Brobachtung erfolgte. 2) Hieraus folgt, a) 
daß in allen Punften, wovon eincs oder das ans 
dere diefer Neichsgefege deutlich, und der weft 
phalifche Friede nichts diſponirt, noch heutiges 
Tages jenen nachgegangen werden muͤße; und 
daß b) wo jene Deutlich, "der weftphälifche 
Friede aber etwas dunkel und zweifelhaft 3) 
‚verordnet, der Sal nicht vor ftrittig, fondern vor 
liquid zu halten, und die Stelle aus lezterem dem 
erſterem gemaß auszulegen ſey. 4) 


1) v. Meiern a. a. O. B. 15. 6. 4. und 9. 

2) Trausactio anno milleſimo quingenteſimo quinqua- 
-  gefimo fecundo Paſſayii inita, ethancanno mille- 
ſimo quinquagelimo quinto fecuta pax religionis , 
prout ea anno millefimo quingentefimo fexage- 
x fimo fexto Augufte Vindelicorum et poſt in di- 
verlis facri romani imperii Comitiis univerfalibus. 
confirmata fuit, in omnibus fnis capitulis unarimi 
Imperaror:s, Electorum, Principum et Statuum 
utriusque Religionis confenfa initis ac conclufis 
rata habeatur fancteque £&t inviolabiliter fervetur. 
| I. P. Osn. Ar V. æq. . — 
4) Dunfes und zwelfelhaft das ſchon zn nennen, 
was nicht namentlich entfchieden iſt, ware Vers 
Drehung. Henniges 4. a. O. $. 1. lit. a. Nur das 
gehoͤrt daher, was weder durch eine anwend—⸗ 
bare. Generalregel, noch durch eine besfalfige 
Specialfanktion: feine Beflimmung hat, oder fie 
nur. fo bat, daß nach den Auslegungsregeln der 

‚ . Sinn davon nicht erforſcht werden kann. Meine 
| Abhandl. Th. ı £inl.$. 16. ı | | 
. 4) Meine Abbandl. a. a. O. $. 10. 
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Seht aber nicht auf den geiftlichen Vorbehalt und 
das ferdinandelfche Edikt. 


Zwei Punkte waren aber bei dem Religions⸗ 
frieden, deren Verbindlichkeit von Anfang an 
mechfelfeitig beftritfen war; nemlich der geiftliche 
Vorbehalt, und das: ferdinandeifche Edikt wegen 
der Meligionsfreiheie mitfelbarer Unterthanen, 
leztere, die gar nicht in den Religionsfrieden 
eingeruͤkt war, ſtellte ſich eben dadurch gleich bei 
dem erſten Anblick als eine nicht aus einem Vers 
trag zwifchen den Ständen, fondern aus Kaifers 
licher. Verordnung. ihren Urfpeung nehmende 
Sanftiondar; underflerer, wenn er gleihindem | 
Keligionsfrieden fland, trug doc) die ausdruͤckli⸗ 
he Auffchrife eineraus Kaiſerlicher Machtvollkom⸗ 
menheit von dem roͤmiſchen Koͤnig Ferdinand 
gegebenen Entſcheidung. 1) Von beeden Fonns 
ten daher beeder Religion Stände nie laͤugnen, 
daß fie zwifchen den Reichs ſtaͤnden nicht einheilig 
abaereder und befchloffen worden feyen. 2) Die. , 
Evangelifche verlieflen gleich Anfangs der Traftas 
ten die Behaupfung des ferdinandeifchen Edikts, 
veil fie eine ganz andere vortheilhaftere Sanftion 
iber die Autonomie der mitrelbaren Unterthanen 
erlangten, Eben fo wollten fie aber auch den 
hnen von Anfang an verhaßten geiftlihen Vor⸗ 
yehalt ausdruclich aufgehoben wiſſen. 3z) Des 
to fefter beitanden bis Sa auf feiner, Bes 

ſtaͤt⸗ : 
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ftättigung als eines Subftantialtheils jenes Fries . 
densfchlufles, 4) und erklärten, daß fie nich. zus 

geben Eönnten, daß ihm diefe Qualität abgefpros 
chen werde ; wogegen die Evangelifche erwiederten, 
wie fie cben fo wenig zugeben koͤnnten, dag ihm 
dieſe Qualität beigelegt werde. 5) Man vers 
fiel daher beederfeits auf den Ausweg, über den 
Gegenftand diefes Borbehalts. eine neue Convens 
tion. ohne Erwähnung der vorigen zu machen: 
Als die Kaiferliche hiernach ihre Entwürfe bilde⸗ 
ten, fezten fie indeflen den Innhalt diefer neuen 
- Convention ganz -gleihförmig mit jenee Stelle 
des Meligionsfriedens, und richteten dabei die Bes 
ftattigung des Neligionsfriedens ganz allgemein 
ein, ohne etwas vor oder gegen jenen Vorbehalt 
iu fagen. 6) Die Evangelifcye befchloflen aber, 
daß ob mar „, wohlden geiftlichen Vorbehalt nicht 
„ für Recht halte, muͤße doc) vermoͤg der Gleich— 
„, heit den Evangelifchen eben das, deſſen fich die 
„» Katholifche anmaßten, erlaubt werden. Es 
„ſet alſo, ſo viel die Beſtaͤttigung des Kelis 
„gionsfriedens betreffe, in den geiſtlichen Vor— 
„behalt als ein⸗Subſtantialſtuͤck deſſelben nicht 
zu willigen, doc aber koͤnne deſſen Meldung uns 
„terlaſſen und. dee Paſſauiſche Vertrag und Res 
„‚ Tigionsfeiede nur in den zwiſchen beeden Theilen 
„ohnſtrittigen Punkten beftättigt werden, * 7) 
Sie verlangten daher, daß ſtatt der vorhin von 
ihnen vorgefhlagenen Beſtaͤttigung des Melis 
glonsfriedens in feinen Subſtantialtheilen 
(welche Worte die Katholiſche ganz wegliefen) 
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zeſezt werde: in allem feinem swifchen geſam⸗ 
en Rurfürften, Sürften und Ständen berder 
Religion verglichenem Innhalt. 8) Dem 
ufolge formirten. die Kaiferlibe in ihren Ent 
vürfen die Stelle, wie fie jezt lautet, und die 
Fyangelifche ftelten die ihrige damit gleichfoͤr⸗ 
nig. 9) Beede obige flrittige Punfte find das 
neh offenbae von dem Umfang diefer wies 
erholten Beſtaͤttigung ausgegrenzt, Es iſt un⸗ 
ntfchieden geblieben , ob durch Uebertrettung 
iefes Worbehalts vorhin die Evangelifhe Recht 
der Unrecht gethan hätten, 10) ‚Daher leiden 
ie vorhin ‚($. 30) erzählte Regeln auf diefe 
Sunfte Feine Anwendung ; fo weit von ihnen 
er weftphälifhe Friede nichts oder dunkel difs 
onirte, Fönnte aus jenen Artikeln und Anhans 
en des -Meligionsftiedens eine Erklärung und 
Zerbindlichfeit nicht gehoben werden, fondern 
n folcher Fall (wenn es einen gabe) wuͤrde als 
nentfchieden oder zweifelhaft zu. gütlicher Ver⸗ 
leichung beeder Religion Stände 11) ausgeſezt 
eiben muffen, Ä I cr 


1) Relig. Sriede $ 18: — J 

2) v. Meiern W. Fr. Handlı im Reg. V. geiſtl. 
Vorbehalt. - | | 

3) v. Meiern a. ds O. B. 15, $ 4. 

4) Ebendaſ .9. | ' 

5) Allda B. 20, $, 20, Nro. 1 u. 2% 

6) Ebendaf. $: 24: Nro, 2, 

7) Allda $ 26. Nro, 34 . 

8) Ebendaf. DB. 25.9. 5« 

9) Allda 5. 24 U.25 Ä ' 
— | to 
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10) Desmegen konnte und mußte dieſes Recht BR 


Unrecht für die Zukunft hier wie in andern folben 
Faͤllen nach dem Durhfchnitt der Ent ſcheidjahrs 
regulirt werden. J. P. Osn. Art, V. 6. 14. 2 

| 11) 1. P. ae Arı, V, $. 5 


un $ 32. 


Von den Religionsfrieden ift dieſer Vernas 


die vollſtaͤndige Auslegung. 


Aber auch in jenen Puncten des Religions⸗ 
Friedens, die unffreitig mit gemeinfhaftiicher Ben 
willigung der Stande aus beeden Religionen ges 
ſchloſſen waren , hatte ſich vorhin oft Streit über 


‚ den währen: Sinn des Gefeges oder die Folgen 


deſſelben auf untergeordnete nicht namentlich augs 
gedruckte Falle erhoben. Dieſer gehörte mit zus 
denen Befchwerden, deren Beilegung diefer Vers 
glich zur Abſicht hatte, 1) Seinethalben ward 
‚ bier verordnet, daß dasjenige was in dieſem 


Verglich uͤber einige ſtrittige Artikel des Re⸗ 


ligionsfriedens durch der Intereſſenten ge⸗ 
meinſchaftliche Bewilligung feſtgeſezt ſey, 
vor eine beſtaͤndige Erklaͤrung des Reli⸗ 
gionsfriedens gehalten werden ſolle. 2) Da⸗ 
mit ward alſo eine zweite Norm für Stritrigkeis 
ten zwiſchen verfchiedenen. Religionsverwandten 
aufgeſtellt, nemlih der gegenwärtige 
«Mergleich. Hieraus Fann ‚man mit Grund 
Schließen: a) Alle Strittiafeiten, die ihre Quelle 
in, dem Sinn und der Anwendung des en 

| | | 17 
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friedens hatten, und bei dem Congreß zu Os na⸗ 
bruͤck und Muͤnſter vorgekommen waren, muͤßen 
durch dieſen neueren Vertrag ihre Entſcheidung 
erhalten ; er muß alſo durchaus ſa verſtanden 
werden, daß dieſes geſchieht, nichts von ihnen 
uneroͤrtert bleibt, wo nicht allenfalls von einem 


einzelnen Punkt die gemeinſchaftliche Abs 


fit, feine Erörterung ausgeftellt feyn zu laſſen, 
bewiefen if, 3). Wenn aber b) noch einige ges 
gruͤndete Zweifel uͤber feinen wahren Sinn übrig 
bleiben, deren damals bei den Unterhandlungen 


nicht gedacht würde, und deren Gegenftand nie 


ſonſt durch den weftphäfifchen Frieden fein befon- 
deres Negulativ erhalten hat; wobet es mithin 
noch jest allein aufden Rel igionsfrieden ankommt; 
ſo verliert deſſen Sanction durch jene Nichter⸗ 
waͤhnung ihre Verbindlichkeit nicht, es iſt auch 
dadurch weder des einen noch des anderen Reli⸗ 
gionstheils Auslegung angenonimen; . fondern 
der Sal, fo weit er vorher wuͤrklich zweifelhaft 
war, +) ift und bleibt. es god, und beruht vers 
moͤg dieſer Eigenfchaft auf weiterer gütlihen 
Vereinigung: zwiſchen beeder Religion Ständen 
Denn es heißt nicht, ‚alle zweifelhafte Artikel ſoll⸗ 
ten erklaͤrt ſeyn, fondern’ nur von einigen wird 
dieß geſagt kann alfo der Marie: jedes Vers 
gleichs gemaͤs 5) auf die damals bekannte, oder 
vorausgeſehene nur bezoͤgen werden, und ſchließt 
nicht aus, daß noch andere Zweifel uͤbrig ſeyn 
koͤnnten, deren Aufloͤſung hierin nicht enthalten 
ki, weswegen anderwärts auch nicht blos Zwei⸗ 

——— ——— F fel 


\ 
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ſel, die etwa aus dieſem Vergleich entſtehen, ſon⸗ 
dern auch ſolche, die aus dem Religionsfriedere 
übrig ſeyn möchten, der kuͤnftigen guͤtlichen 
Uebereinfunft beeder Beiterpele aufseſpart wer⸗ 
— ei ut m 
“2 Meine Abhandl. Th.1. &.ı. £ 19. j 
Quz: vero de nonnullis in ea (fc- Pac. relig, ) ar. 
ticulis controverfis hac transaltione communi par- 
tium placito ftatuta funt, ea pro perpetua dictæ 
pacis declaratione, tam in judiciis, quam alibi 
obſervanda habebuntur, donec per Dei gratiam de 
Rauli gione ipſa convenerit, non attenta cujus vis 
* feu ecelefiaflici, feu politici, intra vel extraimpe- 
rium, quocunguetemipore interpofita contradi£tio- 
ne velpröteftatione, quæ omnes inanes &nihili vi- 
;gore'hörum :declarantur.. I, P. Osn. Art, 5. 6. 1. 
* Meine Abhandl· Th. 1. Einl. du 12, 
“4 ee. ER 


B* 


— p. Oim. "in, 2 . so, — er 2 


Ad * 
sy 4 


-& enthält aber — — wirkt neue 
Sanctionen. 


Wenn —— ‚die vorige Zwei⸗ 
fel nicht blos ſtrittige Auslegung von Diſpoſitio⸗ 
nen, die auf gewiſſe Faͤlle gerichtet waren, ſon⸗ 
dern off auch den gaͤnzlichen Mangel einer von 
beeden Theilen anerfannten auf ſolchen Fall mo⸗ 
Den. — ION Ike. zum — 
0, Hatten 


/ 
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hatten: fo iſt's begreiflih, daß gleich Anfangs 
beeder Seite zu einem Grundſatz der Behands 
ling angenommen ward, es müßten nicht nur 
die Zweifel uber. den Sinn des Religionsfries 
dens, fondern auch die übrige kirchliche und polis 
tifche Beſchwerden — ſolche nemlich, fuͤr die in 
jenem Geſetz noch Feine beſtimmte Norm lag — 
gaͤnzlich und. gründlich beigelegt werden, 1) 
Diefer Sag ift die Grundlage des aus ıhm ges. 
floffenen Verglihs , der wahre Geſichtspunkt, 
aus dem diefer betrachtet werden muß, und ei, 
weſentlicher Theil dieſes Geſetzes. Eben deßwe⸗ 
‚gen wird mehrmals der. Vertrag über die Reli— 
gionsbefhwerden in. dem weſtphaͤliſchen Frieden, 
ſowol ein Vergleich als eine Erklaͤrung des Res. 
ligiongfricdeng genannt; 2) anzudeuten, daß ee 
nicht blos ftrittige Stellen des Religionsfriedens 
erklären, fondern auch andere ftrittige Verhaͤlt⸗ 
niſſe beeder Religionsverwandten, die darin noch 
keine beſondere Vorſchrift hatten, vertragsweiſe 
beſtimmen ſoll. 3) Er wird deswegen nament⸗ 
lich mit in den Stuͤcken, die nicht ſowol Ausle⸗ 
ung des Religionsfriedens als neuer Vergleich 

2 für ein ewig verbindliches und unwandele 

res Reichsgeſetz erklärt 4) 

1) Adamil. c. Cap: 5. ® is "und Cap. 6. F. I» 


“By 7, P. Osn. Artz 5. $. 16 . &. 50, Art, ı7. 9. 2. 
3) Henniges Lc. Art, 5. $. so.“lir. h, — 


4) I. P,Osm, Art. 5. $ 16. 25250, verglichen mit. 


Atrtt. 17. 9. 2. 


— 


Een 
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Iſt alfo nicht dokteinafe, fondern eine oft vom. 

dem vorigen abweichende authentifche 
Auslegung. 


Es ift alfo eine offenbare Misdeutung, 
wenn man den Morten: was in diefem Vergleich 
von ſtrittigen "Artikeln feſtgeſezt tft, den enger 
Sinn gegen die unläaugbare Abſicht der Pacifcens 
ten beilegt, als muͤſſe alles, - was der weftphalis 
ſche Frieden enthält, Auslegung einzelner 
firittiger Verordnungen des Religionsfriedens 
feyn, mithin fo verftanden werden, daß es ſich 
auf folhe Steistigkeiten über einzelne Stellen 
beziehe. 1) Freilich war alles indem Betracht 
eine Feſtſetzung über die ſtrittige Artikel, . weil 
der Meligionsfriede das einzige durchaus gemeins 
ſam beliebte Grundgeſetz über. das Verhaͤltniß 
beeder Religionstheile war, daher bei Strittige 
keiten zwifchen beeden naturlicherweife jeder auf 
ihn zuruͤckgieng, und durch Folgerungen aus fols 

chen feinen Sag zu behaupten, den Saf feines 
Gegners zu widerlegen fuhte. Dann aber war 
doch eigentlich nicht der’ Sinn diefer oder jener 
Stelle, fordern der Umfang ihrer Verbindliche 
keit m entfernteren Folgen, oder das konklu—⸗ 
dente folder Folgerungen, und der. desfal 
ſige Geiſt des. Geſetzes in Steit. Man fann 
alſo in ſicherem Betracht allerdings ſagen, daß 
der Religionsvertrag ganz eine ———— = 
2 | e; Ä elis 


x 
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Religionsfriedens ſey, in wiefern er nemlich 
theils ſtrittige Stellen deſſelben erklaͤrt, theils 
unentſchiedene Faͤlle, fuͤr welche jeder Theil aus 
deſſen Geiſt und Generalregeln eine andere 
Entſcheidung herleitete, fo beſtimmt, daß nun 
dieſer Streit fuͤr die Zukunft aufhoͤren mußte. 
Man kann es aber ohne handgreifliche Misdeu⸗ 
tung nicht ſo nehmen, daß nun jeder Sanction 
im weſtphaͤliſchen Frieden, eine Stelle im Reli⸗ 
gionsfrieden, die von dem nemlichen Öegenftand: 
ſchon gehandelt und einer Erklärung bedurft ha⸗ 
be, correfpondiren muͤſſe. m ee os 
1) Dieß thut der Ungenannte in Obf, jur. publ, 

| a0 D. re, | : ea . — 
| | 3 | — 
Darf alſo aus dem eingeſchraͤnkteren Gehalt des 
Religionsfriedens nicht reſtringirt werden. 


Kurz! der Vertrag über die Religionsbe— 
> ſchwerden, wenn er hier allein Auslegung jenes | 
älteren Geſetzes genannt wird, iſt nicht doktri— 
nale Auslegung, die fih auf Entwicklung der im 
Geſetz enthaltenen Falle nad) den vorhandenen 
Beſtimmungen befehränfen muß, fondern cr ift 
eine authentifche, welche die Anwendung des vo⸗ 
rigen Gefeges. auch auf einzelne im vorigen Um⸗ 
fang namentlich nicht begriffene Falle nad) den 
öft erweiternden, oft einſchraͤnkenden Deftimz- 
mungen, worauf man durch Vergleich uͤberein⸗ 
‚kam, feſtſezt; alſo freilich: off ganz anders fefts 
J | 3 ,. ſezt, 


* 





pe 
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ſezt, als es ein Richter, der blos nach vorge⸗ 
ſchriebenen Regeln der Auslegungskunde der. 


Meligionsfrieden darauf hatte anwenden dürfen, 
thun könnte. Die Folgen hiervon find dide: 
=) eine deutliche Difrofinon des weftphäliichen 
Friedens darf deßwegen nicht für zweifelhaft auss 
gegeben werden, weil bei hermenevtiſcher An⸗ 
wendung. des Meligionsfriedens auf den in jener 


Diſpoſition ausgedruckten Fal cine ganz andere 
Entſcheidung hätte folgen muͤſſen; man darf 


noch vielmeriger unter ſolchem Vorwand ſich ih— 
ver Befolgung entjichen. Es kommt alfo b) in 
folbem Fall auf das Wahre oder Faiſche und 
das Uebergewicht der einen oder andern Gruͤnde, 


durch welche man ehemals uͤber ſolchen Gegen⸗ 
ſtand aus dem Religionsfrieden ſchon eine Ent⸗ 


ſcheidung zu behaupten ſuchte, nicht mehr Ar, 
Endlich c) weil nur das, was mit gemeinfas 
mer Bewilligung der Intereffencen bier 
ausgemacht worden, als Erklärung gelten foll, 
fo kommt es bei einzelnen Stellen des weftphalis 
fihen Friedens nicht darauf an, mas ein oder ana 
drer Theil Anfangs bei Proponirung der in dag 
Sriedensinftrument eingefloffenen Worte (wenn 
folhe etwa eine zweifache Deutung zuliefen) in 
Gedanken hatte; fondern blos darauf, was für 
einen Sinn der andre, der fie annahm und bea 
willigte, nach dem feiner oder andrer-Geits ge⸗ 
thanen Aeufferungen damit verband oder verbins 
den mußte, 1). als den jener, wenn er diefe Aus⸗ 
druͤcke ohne andere ra ſeines Sinns in 
das 
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das Inſtrument ſelbſt übertragen lieg, ‚eben da⸗ 
mit für gemeinſchaftlich bewilligt erklaͤrte. 2) 


1) Secundum promiſſorem interpretomur quia ſtipu- 
Ilatori liberum fuit verba late concipere. L. 38. 
699. J. de Verb, obl. Vid. L. 1.6. 3. ibid. 
2) Meine Abhandl. Th. 1. Einl. $. 6. 


; EEE da F. 36. — V 
Der Vertrag dauert bis zu einer guͤtlichen 
Religionsvereinigung. | 

Die Dauer diefes Vertrags wird dahin bes 
ſtimmt, daß er beftändig für und für, bis 
man dur Gottes Gnade über die Aklis 
ion felbft einig werde, beobachtet werden 
ſolle. Es ſteht Hier unbeſtimmt: bis man 
einig werde, ohne zu bemerken zwiſchen 
wem dieſe Vereinigung und in welchem Umfang 
ſie geſchehen ſeyn muͤſſe, um jene Verbindlichkeit 
aufzuheben. Man muß aber deswegen nicht die⸗ 
ſes für einen Mangel halten, und den gleich aus 
einer der folgenden Stellen erganzen wollen, ı ) 
wo die Dauer Bis zu gürliher Vereinigung der 

Stände aus beeden Religtonen, über die Nelis 

gion ſelbſt, beftimmt wird: 2) fonft legt man 

diefer Verordnung eine Eigenſchaft bei, "die 
wicht allgemein paffend ift, und die fie eben des— 
wegen: hier noch nicht haben ſollte. Es reduci⸗ 
von fi nemlich die Religionsrechte der Reichs⸗ 
ſtaͤnde auf zwei verfchiedene Klaffen iind wurden 
i 54 ‚nad 


n 
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nach dieſer Verſchiedenheit bei den Traktaten be⸗ 
ſonders behandelt. Die eine Klaſſe umfaßt das 
Verhaͤltnis der Staͤnde unter einander, gegen 
das ganze Meih, und gegen die katholiſche 
Hierarchie, dahın gehört unter. andern der De 
ſitz mittelbarer und unmittelbarer Kiechengüter: 
die andre ıft dem Verhaͤltniß einzelner Stande 
gegen ihre Unterthanen gewidmet. Jene koͤn⸗ 
nen nicht geandert werden, ohne daß dadurd) 
ein geaͤndertes Berhaltnig gegen das ganze Reich 
entſtehe, wohl aber dieſe. Der Dauer dieſes 
Vertrags wird daher in der Folge in Bezug auf 
die erſtgenannte Klaſſe ein allgemeiner Vergleich 
beeder Reichstheile uͤber die Religion, z) in Be⸗ 
zug auf die lezterwaͤhnte aber alternativeine 
ſolche allgemeine, oder eine beſondere Vereini⸗ 
gung zwiſchen Herren und Unterthanen uͤber die 
Religion 4) zum Ziel gegeben. Hier alſo, wo 
von der Verbindlichkeit des jene beede Klaſſen um⸗ 
faſſenden Ganzen die Rede war, mußte eben 
deswegen, wenn vorläufig deren Meldung ges 
ſchehen follte, diefe in fo allgemeine Ausdrude 
gefleidet werden, daß fie die verfihiedene Beftims 
‚mung für beede Klaffen unter fi) begrif, Was 
man: einftweilen aus diefer allgemeinen Anzeige 
der Dauer zu erlernen hat, beftehet darin: a) 
fie gehet in allen Fallen bis zu einer Relis 
 gionsvereinigung. b) Sie geht bis zu: 
einer folden, die durch} Gottes Gnade 
oder befondere Leitung geſchieht, dag heißt, wie 
Rn. der. — ” und, biefer Vertrag 
an 


x 
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an andern Orten 6 ). ausdeudt, die durch guͤtli⸗ 
he Mittel geſucht, und erhalten wird, Vor⸗ 
fchriften ‚einer ::geiftlichen oder - weltlichen Madit, 
oder einer Kirchenverfammlung in dem jüngeren 
Sinne diefes Worts, (auf die Anfangs die 
 Evangelifche provocirt, und die Reichsabſchiede 
die Sache ausgefezt hatten) find feine Wege zu 
einer Religionsvereinigung. » Wurden fie betre⸗ 
ten, aud) von dem groͤſten Theil betreten, vor 
den Einen oder: die-wenigen, die ihn nicht gehen: 
wollten, blieb diefer Friedensſchluß noch immer 
Vormauer gegen: alle widrige Eingriffe. 7) 
Endlidy ce) wenn diefe Vereinigung allgemein 
ſeyn müfle, oder in welchen Fallen: eine partiku⸗ 
lare in diefem oder jenem Neichslande hinlaͤnglich 
ſey, um einer oder der-anderen Verordnung dies 
fes Gefenes ihre fernere Anwendbarkeit zu neh⸗ 
men, das Fann nicht aug diefer Sanction, fons - 
dern lediglich aus den folgenen. Bperisistipofie | 


tionen RER werden, ar eg 


_ 


1) Henniges a. a. 9 Art, 5. a I. ik. n. 
2) IP, Osn. Art. 5. 9. 25. 
‚3)1P,Om.1.c.&$.ı14. — — 
4) Ibid. $. 31: | — BET 
5) Rel. Fr. $. 1 JF 
-6) I. P. Osn. * 5.6.14. 1B1: amicabiliter con- 
veniti $. 25. 1BI: amicabili partium compoſitione 
univertali . 30. 1BI: mutuo conſenſu conventum. 
7) ibid. $, 14. V. Si vero--ſemper duratura, 
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| ae 
Miderfprüche gegen ihn und thaͤtliche Uebertre⸗ 
tungen find in ſich ſelbſt nichtig. 


Es ſoll ferner dieſer Vertrag in und auſſer 
Gericht ohne Buͤckſicht auf einige zu ir⸗ 
gend einer ‚Seit. einkommende Widerſpruͤche 
und Proteſtationen irgend eines Geijtlichen 
oder Weltlichen, in oder-auffer dem Reich, 
als: welche kraft Diefes. vor vergeblich und 
von Unwuͤrden erkläre werden, in Anwene 
dung Fommen, Jede Erklärung, daß man fich 
dadurch, für ‚nicht gebunden achte, geſchehe fie 
nun ohne Seierlihfeit durch Worte oder Thaten, 
als Widerfpruch, oder geſchehe fie mit feiers 
lihem Vorbehalt. vorher- gehabter. Rechte oder 
Anfprühe, als Procefiation, wird hier 
durch befeitiger;: nicht. blos die, welche vor 
Perfonen, auf die ſich die WerbindlichFeit diefes. 
Vertrags erſtreckt, von den Friegführenden Kros 
nen, und ben: Meichsfiänden ‚oder deren Unter 
shanen, geſchehen, fondern auch alle von ande- 
gen, obwol auffer dem Deich geſeſſenen Derfos 
nen herruhrende Widerſpruͤche. Eine Stelle, 
die auf die vorher fhon mehr gefchehene, daher 
auch damals voraus erwartete Proteftationen des 
zömifchen Hofs gegen diefen feiner Hieraschie fo 
nadıtheiligen Friedſtand zielet. 1) Solche Pros 
teſtationen follen vergeblich und von Um 
würden feyn; Ausdrüde die eben dag mit 


fid) 
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ſich bringen, als wenn fi e vernichtet und vor wi⸗ 
derrechtlich erklärt worden wären, nemlih, daß 
‚fie feine Wirkung herporbringen, Feine Aufmerk⸗ 
| famfeit verdienen, der. Bollzichung des Friedens 
nie. entgegen geſtellt werden folen, dic aber, fo 
wie‘ an einen andern. Ort eine das nemliche be» 
‚zielende Stelle des Innhalts, daß Paͤbſtliche 
Proviſionen keine Guͤltigkeit im Reich und keine 
Voliziehung vom weltlichen Arm erlangen ſol⸗ 
len, 2) fo milde gewählt waren, weil es die mit- 
pacifeirende katholiſche Reichsſtaͤnde allzuanſtoͤſ⸗ 
ſig fanden, Handlungen ihres oberſten Kirchen⸗ 
haupts in ſich geradezu zu kaßiren. Endlich 
nicht blos auſſergerichtliche, ſondern auch alle 
gerichtliche Widerſpruche werden hier beſeitiget. 


| 1) Obrecht Expof, Pac, Astı;. $. 1. Henniger Arts, 
$. 1. lit: p- 
Be Osn,. Art. Eure 


' 


$. 3% e: 2 
Auch Rechtöverfolgungen finden dem entgegen 
| nicht: ſtatt. 


Aus allem diefem. folgt: a) Niemand im 
Reich darf aus ciner ſolchen Proteſtation des roͤ⸗ 
miſchen Hoſs, oder irgend eines andern geiſt— 
oder weltlichen Standes ein Recht oder eine 

Entſchuldigung herleiten, um Handlungen die 
gegen biefes Geſetz —— zu begehen oder zu 
dul⸗ 
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dulden. Die Vertheidiger der tömifchen Curie 
uͤbernahmen alſo eine fruchtloſe Muͤhe, wenn ſie 
dennoch eine Wirkſamkeit der Paͤbſtlichen Proteſta⸗ 
tionen zu zeigen ſuchten, 1) weil dieſe, ſo lang 
die Religlonsverſchiedenheit fortdauert, nimmer 
mehr eintreten kann, und wenn fie durch Verei— 
nigung gehoben wuͤrde, mithin dieſer Vertrag 
ſeine Endſchaft erreicht, es ohne das nicht mehr 
darauf ankommen kann, ob diefer Vertrag guͤl⸗ 
tig oder unguͤltig geweſen, indem in einem wie 
in dem andern Fall die Paͤbſtliche Rechte, wenn 
ſie nach der Religionsvereinigung noch denkbar 
blieben, und die Regenten dieſem Kirchendeſpo⸗ 
tismus ſich wieder untergeben wollten, eintreten 
wuͤrden, und wenn dieß nicht waͤre, alle dieſe 
Proteſtationen ihre Auflebung nicht erwirken 
moͤgten. Dieſer Vertrag begegnet b) nicht blos 
jedem thaͤtlichen oder eigenmaͤchtigen Beginnen, 
ſondern auch allen Rechtsverfolgungen, die ihm 
entgegen angeſtellt werden. 2) Endlich c) alle 
Vebertretungen, fie gefhehen durch Worte oder 
Thaten, find in fich felbft ohne Wirfung,. alfe 
nicht blos erft von der Zeit an, wo jemand, der 
Dabei intereßirt ift, fidh dagegen beſchwert, oder 
wo der Michter die: Beſchwerde gerecht erfennt, 
fondern unmittelbar, fo wie fie gefhehen, kraft 
diefes Vergleichs ‚(ipfo jure & facto) nichtig, 
Fönnen alfo, fie mögen nur einmal gefchehen oder 
oft wiederholt worden feyn, Fur; oder lang ges 
Ä bauest haben, Feine En ai eigene 
gen. 3 EM | 
‚ — | ı) 
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7) Ab Ickßatt in Opufc. T. 2. Op: %.. Schwide ia 
2 Thef. fur. Eccl, T. 1. Nro. ı2, 

2) Conf. I, P. Osn. Art. 5. $. 14. 1B1: fenin judi« 
cio, feu.extra negotium faceffere $. 25. 1Bl:ab 
omni perfecutione juris & facti. $. 29. IBt: five 
judicialiter (ve extrajudicialiter gravarz. ' 


3) Meine — * — — s I 


| 5. 39 — 

Auch dieſer Vertrag konnte nicht alle mogliche 
Säle beitimmt enthalten,’ mithin blieb eine Ro 
ge nd das Verhalten in unentſchiedenen 
Faͤllen nothwendig. 


tie &o viel von dieſer zweiten Rorm des en 
haͤltniſſes zwiſchen verſchiedenen ug 
wandten! Ruͤckerinnerung an die. bisherige 
Schickſale deg Reihe, und an die Unvollfonmens 
heit aller menſchlichen Handlungen, muſte den 
Paciſcenten den Gedanfen ‚herbeiführen, daß 
auch: durch diefe erweiterte Convention nicht alle 
Bälle, ‚die jemald in Zukunft exiſtiren koͤnnten, 
eine ausdrückliche und folche Entſcheidung erhals 
ten wurden, wobei die Möglichkeit alles Streits 
wegfiel. Diefer Gedanfe mußte den Wunſch ers 
regen, auch da vorzukommen, daß nicht ſolche un⸗ 
vorgeſehene Faͤlle zu ſo vielen Thaͤtlichkeiten wie⸗ 
der Anlaß geben moͤchten. Solche Faͤlle konnten 
nun eben deswegen, weil ſie unvorgeſehen waren, 
eine RER in dieſem —— nicht erhal⸗ 

| ven; 
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ten; alles was man thun fonnte, umihnen einer 
ſchaͤdlichen Einfluß auf das deutſche Reich zu be⸗ 
nehmen, war, diefe Falle moͤglichſt ſelten pi mas 
hen, die Art und Weife feflzufegen, wie, wenn 
dennoch cin ſolcher Fall ſich zutruͤge, die mangeln⸗ 
de Norm ſollte ergaͤnzt werden, und das Vers 
halten zw beſtimmen, das bis zu einer foldhen 
Entfcheidung der flrittigen Frage beobachter wers 
den ſolle.  Eingedenf der vielen Nachtheile, 
welche die von den Katholiſchen vorhinbehauptete 
Ueberftimmung | in folhen Sachen veranlaßt hatte, 
ward mit deren Beſeitigung nur ein guͤtlicher 
Vevtrag für ein zulaͤßiges Mittel, neue Normen 
zu erfinden, erklärt. ı). Davon ift aber im diefer 
Stelle die Rede nicht; ſie hat nur zur Abſicht, zu 
bezeichnen, was als eine ſchon eriftirende Morm 
betrachtet: werden ſolle. Deswegen ward in Bes 
sug auf ſolche unvorgefehene Fälle hier nur anges 
geben, wie fie: möglihit felten gemacht, und, da 
ſich einer zutruͤge, wie ſich bis zu verglichener ges 
ſetzlicher Norm verhalten werden ſolle. Fuͤr bee⸗ 
des: mard die Beobachtung einer — 
nr zur — Ren 2 


. 


S A) IP. Om Ar Vi, * 


2.2) In’ reliquis ‚omnibus autem inter utriusque Roli- 
cionis Ele&ares,.. Priucipes, ‚Status, omnes & ſin- 
* ſit zqualitas ex. cta mutusque, quatenus 
orma .reipublice conttitutionibus imperii & 

= F bprꝰſenti Conveationi conformis eſt, ita ut quod 
re ynf patıi juſtym eſt, altori quaque fit juftum, 
vig- 
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ent: ‚violentia amni.& via faci at alias ita & hic inter 
utramque partsm perpetuo prohibita. I, P. Om 
Art. V. u 


F Rs 4 
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Bar einer folchen Norm kann das senein din 
| gerfiche Recht nie gebtaucht werden.“ | 


‚Schon duch den Speieiſchen Reichabſchie⸗ 
non 1544 hatten die augfpurgifche Eonfeßiongs 
verwandte erlangt, daß ſich der gemeinen geſchrie⸗ 
benen Rechte gegen fie nicht bedient werden ſol⸗ 
les 1) Bei Behandlung des Religionsfriedens 
haͤtte der; Kaiſer dieſen Artikel gern wieder weg 
gehabt, ‚weil er am Ende auf die Ungereimtheit 
. führen, koͤnnte, daß auch in allen buͤrgerlichen 
Strittigfeiten die Proteftanten fich dem entziehen, 
und. mithin ganz zegellog leben Eönnten ; er tm, 
— daher ſeine Geſandten, ſolchen Artikel da⸗ 

n zu richten, daß ſich deren gegen die Evanges 
uͤſche mit Beſcheidenheit bedient werden folle, 2) 
Dbwol;. nun die, Evangelifde. jene: Befeitigung 
der gemeinen Rechte in der Allgemeinheit; won 
Durch fie ganzıregellos geworden wären, niemals 
zur Anwendimg gebracht hatten, noch foldyes zu 
- hun verlangten; fo war ihnen doch die Beſchraͤn⸗ 
Sun ihres Gebrauchs anf: eine folhe unbeſtimmte 

Beſcheidenheit, die zumal nach der ihr-in jener 
“ Snftrnetion. durch Beifpiele ‚gegebenen Erlautea 
zung: ziemlich auf: eine ‚nad Konvenienz. zu for 
mende Willtuͤhr — * wurde: = Ä 
m.‘ 
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zu verdaͤchtig da die Erfahrung ſie ſchon gelehrt 
hatte, wie ſolche Beſcheidenbeit am Ende doch 
darauf ausgieng, daß man die Verordnung der 
gemeinen Rechte von dem Vorzug der Recht⸗ 
glaͤubigen allein auf die Katholiſche deutete, jene 
von Zuruͤckſetzung der Jrrglaubigen aber ven 
Evangelifchen entgegenſtellte. Sie mochten alfo. 
eine ſolche Reſtriktion oder Aufhebung jener 
Sufpenfion der gemeinen Rechte nicht bewilligen. 
Die kaiſerliche Gevollmaͤchtigte mochten jener 
Inſtruktion zuwider dieſe nicht beſtattigen Man 
mußte alſo den dritten. Ausweg waͤhlen, und fol 
. hen Punkt ganz unberührte laſſen, wobei die 
Proteftanten ſich um ſo eher beruhigen Fontten, 
weil; wenn die vorige: Reichsabſchiede nur in 16 
nen Punkten, 100 fie diefem Religionsfriedſtand 
entgegen wären, aufgehoben wurden, 3) eben 
dumit jene mit dem Religionsfrieden nicht collis 
dirende Suſpenſion der gemeinen Rechte bei- ih⸗ 
rer vorigen Kraft blieb. Als deswegen bei den 
weſtphaͤliſchen Friedenstraktaten die Katholiſche 
den Proteſtanten, die anf Abſchaffung des geiſt⸗ 
lichen Vorbehalts drangen, entgegen ‘hielten, 
daß auch nach deſſen Aufhebung ißrieit die ve. 
Rechte das: nemliche: gewähren’ wfttden; 4) 

verſezten dieſe mit Recht, wie ſie ſich davor ni 

zu fuͤrchten haͤttenweil ſchon der —æe 
Meichsabfchied gẽgen fie bie zur Retigionsbereinis 
gung die gemeine beſchriebene Rechte ſo viel die 
Meligion und deren Friedſtand berreffe; 
** 5) welche Sufpenfion nach dieſer 
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tigen Beſtimmung auch der weſtphaͤliſche Frie⸗ 
de zur Folge hat: 6) So daß dieſes nie zur 
Norm unentſchiedener Reeligionsſtrittigkeiten wer⸗ 
den kann. 7) ' 


1) NE, Abſch. v. 1544. 

2) Lehmann Acta Pac, Rel. L. 1. c. ‚29. Cosreji 
Obf, ad. Pac, Rel, Prem, Obf. '33. | | 

3) Rel: Sr. $. 28. 

49 v. Meiern a. a. 9, L; 16. $. 1. Nie, 1. 

| 5) Ebendaſ. $, 3. _ 

.. 619. P. Osn. Art, 


17. | 
7) ERRN B. i. Fi ‚30, $. 25 


. 41. 


Gleichheit ward fruͤh hierzu, aber in einer fe 
verfchiedenen Deutung vorgeſchlagen. 


Damit war aber nicht beſtimmt, was fuͤr 
eine Richtſchnur an deren ſtatt fuͤr ſolche Reli⸗ 
gionsbeſchwerden gelten ſolle. Schon 1559 in⸗ 
des und nachher oftmals. hatten die evangeliſche 
Stände darauf gedrungen, daß zu allen Theilen 
zwiſchen den Ständen eine Gleichheit gehalten 
werde, 1) ohne jedoch ſolches erhalten zu koͤnnen. 
Eben diefe proponirten fie auch wicder auf dem 
Congres zu Osnabruͤck, 2) und brachten als 
Beweggruͤnde an, es ſey bei dem Religionsfrie⸗ 
den auf eine durchgehende Gleichheit, und darauf 

geſehen worden, daß feiner den andern uͤbervor—⸗ 
sheile, die auf. Grund gebaute Staaten 
ER ch.) - G be⸗ 
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beſtůnden am beſten, und wuͤnſchten ſie nichts 
mehr, als mit den Katholiſchen gleichen Rechts zu 
leben, das um fo billiger ſey, weil fie mit ihren 
Unterthanen gleihen Stande und Würden wie 
die Katholifchefeyen. 3) Eine ſolche durchgaͤngi⸗ 
ge Gleichheit war nun freilih "das nicht, "was 
man andrer Seits nachzugeben gleich Anfangs 
gefinnet war: um die Sache jedoch nicht ganz weg⸗ 
zuwerfen, ſuchte man die Gleichheit dahin auszules 
gen, daß was einmahl abgehandelt und beſchloſſen 
worden ſey, einem jeden Theil wohl und wehe 
thun muͤße, hingegen eine andere Gleichheit, als 
welche im Religionsfrieden und allen ſeinen Ar⸗ 
tikeln und Punkten begriffen, nicht zugegeben 
werden koͤnne. 4) Dies war der verſchiedene 
Standpunkt aus dem beede Theile ausgiengen, 
da dieſer Gegenſtand zur Sprache kam. Aller 
Rechte deren ſich die Katholiſche bedienen, aller 
Vorzüge, die dieſe im Reich genieſſen, ſollen die 
Evangeliſche auch faͤhig ſeyn, Feiner folim Staat. 
vor dem andern etwas voraus haben, war die Meis 
nung der Evangeliſchen. Nichts ſollen die Evange⸗ 
liſche mit den Katholiſchen im Staat an Rechten 
und Wuͤrden gemein haben, als was der Reli⸗ 
gionsfriede oder dieſer weitere Vergleich ihnen 
beilegt, war die Meinung der Katholiſchen. 5) 


1) Woſers groͤßeres Staatsrecht B. 3. Cap. 14. 
52. 
2) Ebendaf. F. 53. | 


/ 


3) 
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4) 9. Meiern a. a. O. B. 15 $. 11. Neo, 6. 

4) Ebendaſ. F. 11. Nro. 7. Moſer a a. Di 
— 5) Adami. 3 N A 
Dabei warb in der. Wortfaflung oft geändert, 
Die Evangelifche bemerften diefe Verruͤkung 
des Gefichtsfreifes wohl, Tieffen fih aber damit 
an ihren Planen nicht irren. Um den Ausdruck 
ihrer Meinung über allen Vorwurf von Zwei⸗ 
deutigkeit zu erheben, ſezten ſie in ihre Projefte: 
in allem übrigen aber, worin diefer Vergleich 
„ nichts befonders difponirs, fol eine ſolche Gleiche 
,, heit zwiſchen den Ständen beeder Religion ges 
„ halten werden, daß Feiner in Anfehung der Res 
„, ligion an Rechten, Würden, noch ſonſt in 
‚ einigerlei Wege, dem andern vorgezogen und 
und ungleich geachtet werden folle, über das 
‚, al dasjenige, weſſen ſich die Katholifhe in ih⸗ 

;, zen fanden gebrauchen, auch den Evangelifchen 
5 in ihren $anden frei und unverboten fei. „ 1) 
Die Kaiſerliche ruͤckten darauf in ihr Projekt blos 
das ein: „was die Katholiſche in ihren Landen 
„befugt, folle den Evangelifhen auch nachge⸗ 
„ en feyn, fowohl wegen des Rechts, die Auss 
wanderung zu befehlen, des Meformationss 
„„ rechts, der Aufnahm und Duldung der Geiſt⸗ 
„lichkeit, u. d. gl.” 2). Sie fuchten alfo die 
Gleichheit auf eine Gleichheit des Gebrauchs der 
Territorialrechte zu beſchraͤnken, und damit we⸗ 

25686 G 3 . nig⸗ 


d 2% 
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nigſtens durch Stillſchweigen Sen andern Theil 
des Begehrens, nemlich Gleichheit der Stände 
in Verhältniß gegen einander und gegendge ganze - 
Deich, zu verwerfen. Ya! dieubrige Katholiſche 
wollten dieſe Nachgiebigfeit nicht einmahl gucheifs 
fen, fie richteten den- Entwurf dahin „ es follein 
,, allem übrigen eine ſolche Gleichheit zwifchen ein 
z, und andern Theils Ständen gehalten werden, 
2, wie. eg dem jezigen, Vertrag und dem Melis 
„gionsfrieden gemäß fey. ” 3). Eine Faßung, 
die darum dem Begehren der Proteflanten ſich 
näherte, daß ſie einftimmig alles übrige 
zum Wirkungskreis der, Gleichheit beftimmte, 
bie aber zugleich - An die. Beſchreibung der 
Gleichheit, die beobachtet werden. folle, in dem 
Nachſatz eine folhe Befchranfung gab, daß fie 
dennoch auf.nichts anders, als die in jenem Ders 
‚trag entfchiedene Punfte, haͤtte wuͤrken Fünnen, 
Eine Faßung, die nur inmehr Dunkelheit eins 
gehüft, noch auf dem erſt erwählten Standpunft 
feſt hielt. Im Ganzen war man folglich einans 


der noch um nichts naher geruͤckt. 


, ‘ 


2) Alda $. 20. Nro. 1.2 | 
3) Ebendaſ. $. 24. Nro, 2. Mofer a. 0,2. 


we 


1) v. Meiern a. a. O. B. 20. 8%. 14: Nro, 1. 
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und dennoch kam man einander in der Sahe 
nr ſelbſt nicht nähen, er 


Dieſes veranlaßte die Augsburgiſche Confeſ⸗ 
fonsvermandte unter ſich zu befchließen: „ Es 
„ſey wegen ‚Gleichheit. zwiſchen beeden Religio⸗ 
m nen aus beeden Koncepten ein drittes zu faßen, 
„ damit es auf’ eine durchgehende Gleichheit, 


nr und nie ſchlechtweg auf den Religionsfrieden 


„und dieſen Vergleich. zu: richten, “ wobei dann 
baut der diefem Schluß. vorausgegangenen Stims 
men die Meinung dahin gieng, „ daß da der 
„Religionsfriede in klaren Stellen ein beſtaͤndi⸗ 
„„ges SGeſetz bleibe, dieſes nur auf zweifelhafte 
u und nicht ausgedruckte Falle gehen muͤße; daß 
‚ was fih die Katholifhe in ihren Landen ans 
„ maflen, den Evangeliſchen in den ihrigen un⸗ 
„ verboten ſeyn muͤße, dagegen auch. umgekehrt 
„alles eben fo den Katholiſchen nachzulaſſen 
ſey.“ 1) Dieſem Schluß gemaͤß ſezten ſie in 
ihre Projekte: „es ſolle in allem übrigen eine 
„durchgehende Gleichheit zwiſchen Kurfuͤrſten, 
„Fuͤrſten und Ständen beeder ; Religion ſamt 
„ und fonders gehalten werden; ” 2) außerten 
aud zu deflen Erläuterung auf einige nad) der 
Meinung der Katholifchen daraus ‚folgende Uns 
gereimtheiten: „ die Gleichheit verftünde ſich nicht 
„» auf das Quantum fondern vielmehr auf. 
das Quale, gleichen und — Rechtens 
G | müße 


* 


/ 
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„muͤße man mit einander ſeben. “.3) Sie tru⸗ 
gen deshalb auch in die Aufzeihnung der Dife 
ferenzen -beedfeitiger: Entwürfe" mit ein: vor 
„, den Katholifchen' werde die Gleichheit auf den 
„Religionsfrieden und jezige Kompofition bes 
„ fhränft, Evangeliſchen Xheils aber auf eine 
„durchgehende Gleichheit ausgedehnt, ” 4). Noch 
hatten alfo die Proteftanten nichts. gethan, als. 
mit Beibehaltung des nemlichen Sinnes ihm durch 
eine Fürzere und allgemeinere Faßung des Auss 
drucks einen. Eingang zu ſchaffen, der aber da. 
die Katholifche auch noch bei ihrem vorigen Plan: 
blieben, die Sache einem VON um te 
näher bahn ee 


I)m. meiern a. a.O. 8 ” $.26; — ug. 28. 
2) Wofer a.0.9, 

3) v. Meiern a. a. O =. 21, . 23 

4) Auda S. 36. Nro. 1. 


5. 4. 


Bis endlich die Sache auf eine durchgehende 
wechſelſeitige, doch von aller Gewalt ent⸗ 
fernte Gleichheit verglichen ward. 


Da beſonders die Katholiſche gegen die lezte 
allgemeinere Faßung den, wiewohl aus den vor⸗ 
hergehenden Aeuſſerungen der Evangeliſchen ſich 
von ſelbſt hebenden Anftandaufferten, „ daßwas 
„ von einer durchgehenden Gleichheit zwifchen den 
u Siaͤnden beeder Deligten erregt werde, wor 

wei 


BT: ; 


* 


— 


verſchiedener Religionsverwandten. 1o3 


„weit ausſehende Generalitaͤt und Obſcuritaͤt 
„nach ſich ziehe, indem nicht wohl abzunehmen 
„was darunter zu verſtehen fey: „1) fo ändere 
ten die Proteſtanten ihre Faßung dahin ab: 
„Sollten im übrigen ſich etwa, weiter Strittig⸗ 
„keiten ereignen, fo fol hierinn und fonft zwis 
„ſchen beeden Theilen eine durchgehende Gleiche 
„‚ heit gehalten werden, 2) fu der hierauf ges 
haltenen Konferenz gaben die Kaiferliche Gefandte 
diefe Differenz vor ziemlih gleihgultig aus, 
glaubten cs Fönnte fo gelaffen werden ,- wie fie eg 
in ihrem Aufſatz gefeze hätten, fügen doch bei, | 
fie wollten ſich endlic) die vorgedachte Worte nicht 
zuwider feyalaffen ; 3) ließen aber dennoch in ihrem 
gleich darauf abgelieferten Entwurf. ihre vorige 
Ausdruͤcke unverandert, 4) Die Evangelifche 
griffen daher. auch wieder zuihrer früheren Faßung 
zuruͤck: in allen übrigen (hies eg nun wieder) 
ſoll zwiſchen beeder Religion Aurfürften, 
Sürften, und Ständen, allen und jeden, 
eine durchgebende und wechfelfeicige Bleichs 
beie feyn, Endlich ‚gaben die Kaiferliche die 
Sache naher, und erklärten, jenen lezten Vor⸗ 
fhlag annehmen zu wollen, wenn das Wort: 
wechfelfeieig, weableibe, und am Schluß 
beigeruckt werde: fo weit folche (Gleichheit) 
der. Sorm des Staats und Kegenwärtigem 
Vertrag gemäß iſt; damit nicht unter diefem 
Vorwand entfhiedene und bisher unbeftrittene _ 
Dinge ihnen entzogen, werden möchten, - Die 
Proteſtanten ließen 2 die Beibehaltung des 


Bei⸗ 


1 
» 
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Beiivorts: wechfelfeitig, nicht nehmen, gas 
ben aber den vorgefhlagenen Zuſatz fo, daß daw 
rinn zugleih-der Reibsverordnungen 
gedacht werde, zu. In beedes willigten nun die 
Kaiferlihe mit der weiter, beigeruͤckten Erläutes 
zung: alfo, daß was einem Cheil Recht iſt, 
auch dem andern Recht fey. Die Proteftans 
ten lieſſen ſich dieſes, als ihrem anfänglichen 
Vorſchlag und jederzeit geaͤuſerten Abſicht ges 
mas, gerne gefallen, und durch den Zuſatz der 
zwifchen den Pacifcenten ſchon lange vorher eins 
ſtimmig beliebten Norm, daß alle Gewalt und 
Eigenthaͤtigkeit wie fonft alfo auch hier ewig 
zwiſchen beeden Theilen verboten ſeyn ſolle, 
"war num die Stelle ſo verglichen. wie fie obges 
dachtermaßen in der Friedensurfunde ſteht. 5) 
hieraus muß alfo jezt die Nichtigfeit jeder Ausles 
gung nad) : allen ihren, Abſchnitten ih pruͤfen 
laſſen. 6) 


) v. meiern a. a. D. 8 21. . 13 Le: 3. 
: 2) Allda B. 25... 5. | 

3) Ebendaſ. B. 25- $. 10. 
. 4) alda ff. I. 
5) Ebendaſ. $. 24. u. 25. Moſer a. > $. 534 
6) Meine Abhandl. Th. 1. Einl. $.6 
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F. 45. 


Sie it für alle Säle gemeint, die Feine beftimms 
tere Norm haben. 


Die Fälle für welche diefe Regel ſeyn fol, 
find dur die Worte: in allem übrigen 
aber, bezeichnet. Das Wort, Aber, drudt 
nach dem Sprachgebrauch aus, daß der dadurch 
bezeichnete Periode etwas enthalte, das unter 
dem vorigen nicht begriffen ift, fondern entweder 
auf etwas weiteres der nemlichen Gattung gche, 
oder einen Gegenſatz mit dem vorigen ausmas 
her 1) Das Wort, übrig, druckt dasjenige 
AUS, was zwar unter eine ‚gemifle Generalgats 
fung von Dingen, wovon die Mede ift, gehört, 
oder dazu gerechnet, hinzugethan werden fann, 
aber unter den vorhergenannten einzelnen Stufs 
fen derfelben ‚nicht: mitbegriffen ift,. 2) Beedes 
zufammengehonmen zeigt alfo an, daß hier von 
Fallen die Rede fen, melde zu einer vorherges 
nannten allgemeinen Gattung gerechnet werden 
Ffönnen, aber unter den einzelnen genannten Arten 
derfelben nicht mitbegeiffen find, Die General⸗ 
gattung, wovon in dieſem ganzen fünften Artikel 
die Rede ift, find Strirtigfeiten, welche zwiſchen 
Ständen verfhiedener Religion in Kirchenſachen 
oder weltlichen Dingen, worauf die Religlions— 
verfchiedenheit einen. Einflus hat, vorfallen, 
(29) Dieſe Strittigfeiten follen duch dies 
e Verfra \ ihre, der gerne erhal⸗ 

G 5 ten 
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ten. (G 27): Zweier Entfcheidungsnoritere 
wurde in dem vorhergehenden Theil diefer Sans 
etion "gedacht, ihnen ihre Wirfung beſtimmt. 

wei Arten oder Interabtheilungen jener Genes 
zalflaffe von Strittigfeiten. entftehen hierdurch: 
folche die im Paflauifhen Vertrag oder Reli⸗ 
giongfrieden, und foldye die in dieſem Religions⸗ 
vertrag. ihre ausdrüdlihe Norm erhalten haben, 
Denn :alfo hier. von dem übrigen geredet 
wird; ſo gehe diefes auf diejenige: Strittigfeis 
sen, die.unter Feine diefer beeden Arten gehören, 
und doch unfer die Generalflaffe derer Handluns 
gen gehören,. die eine Beziehung auf Kirchenfas 
chen oder weltliche der Religion halber geänderte 
Dinge zwiſchen verfchiedenen Religionsverwand⸗ 
sen haben, Eben diefes, daß unter dem uͤbr i⸗ 
gen, Bälle gemeint feyen, die Durch die vorher 
‚genannte Normen nicht ſchon ihre Beſtimmung 
erhalten haben, zeigt. auch die vorausbemerfte 
Gefhichte der Traftaten (G 40745) unwider⸗ 
leglich, und noch niemand. hat es geläugnet, 3) 
‚Hieraus folget; a) in jedem Fall, der anges 
maßte Rechte eines Standes einer Religion ges 
gen einen Meichsftand andrer Religion betrift, 
und nicht in jenen Gefesen feine Beftimmung 
hat, muß diefe Gleichheit in Anwendung kom⸗ 
men, 4) Denn es. heißt ausdruͤcklich: in als 
lem übrigen, Dahingegen b) in allen Faͤllen, 
die nur das. Verhaͤltniß zerfchicdener Perfonen 
ein und derfelben Religion gegen einander betrefs 
fen, ſchlaͤgt dieſe Verordnung nicht an, 5) J 
ie 
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nicht unter die Generalklaffe der Handlungen 
dren, wovon diefer. fünfte Artıfel hauptfächs 
reder, und worunter alfo das, was zu dem 
rigen gehört, fi muß unterordnen laſſen. 
och fchließe dieß nihe aus, daß nicht viele 
gleichen Falle auch nach der Megel der Gleichs 
beurtheilt werden dürfen, als welches viels 
ye Natur der Sahe und Staatsverfaflung 
nothwendia macht, nur daß alsdann nice: 
biefer Stelle die Verbindlichkeit Rn: 


.) Befold thef. pradt V. Aber. 

) Gyland L, 2. Daciſ. 37, N. 9%, Barboje Thef, 
loc, comm, V. RELIQAUVIS, \ 

) Henniges ), c. Arı 5, 6, 1. lit. T. Ich finde 
alſo in dieſer Bemerkung mn — wie Herr 
Geheimerath Koch a. a. O. S 

Buckiſch Obf. ad, luſtr. Pac. Ohr. pr 

) Putter Inftit, jut. publ, $. 4410. Nro. 4. 


5. 46. 


d gilt es dabei gleich, ob Faͤlle gar nicht, * 
zweifelhaft, oder nur fuͤr einen Theil aus⸗ 
druͤcklich entſchieden ſind. 


Welches ſind aber nun die Faͤlle, von denen 
ſagt werden kann, ſie haͤtten durch die vorige 
ormen ihre Beſtimmung nicht erhalten? die 
aktaten druͤckten ſich hierüber fo aus: es ſey 
fe Kegel auf unent ſchie dene und zwei⸗—⸗ 


bat te ‚sale gemeint: (43) Jeder en 
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fer Falle ift wieder von doppelter Art, Unent⸗ 
ſchieden kann etwas ſeyn, in fo fern es beede 
ſtrittige Religionstheile betrift, oder es it in 
Bezug auf den einen Elar entſchieden, und in 
“Beziehung auf den andern mit Stilfhweigen 
übergangen, Eben fo. Fann eine Stelle zweifel⸗ 
haft ſeyn, die ſich auf beeder Meligionsverwands 
‚ren Mechte bezieht, oder fie kann in’ Bezug auf 
- ein? Neligionsparthie klar, und nur in Bezug 
auf die andere zweifelhaft lauten, So ift z. B. 
in der aus dem Meligionsfricden in dem Wefts 
phalifchhen wiederholten Verordnung von den 
Kirhenminifterien Flar entfieden, wie foldye 
von: Fatholifchen geiftlihen Gefallen in evangelis 
fchen Landen beftellt. werden follen, von dem um⸗ 
gekehrten Fal wegen evangelifchen Kicchengefäls 
len aus Fatholifchen Landen ift eine ſolche aus⸗ 
druͤckliche Difpofition- nicht da. Vor dem weft 
phaͤliſchen Frieden behaupteten die Karholifche, 
daß die Evangeliſche auf mehr nicht Anſprache 
machen koͤnnten, als was ihnen ausdruͤcklich ver⸗ 
ſprochen ſey, daß fie nicht berechtigt wären, etz 
was das zum Bortheil der Katholifchen geordnet 
fey, im umgefehrten Falle auf fi) anzuwenden. 
Eben diefes aber gaben die Evangelifche für eine 
unleidſame Zuruͤckſetzung aus ;- wie ernfthaft dars 
fiber geftritten worden, zeigen die Grunde der 
Evangelifhen zu der Reciprocation des im Relis 
gionsfrieden nur auf die Katholifhe geſtellten 
geiftlihen Vorbehalte, 1) Jene Behauptun⸗ 
gen gaben den Anlaß, daß die Evangeliſche dieſe 
Ze | Te gegen. 
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enwaͤrtige Konvention von Gleichheit. vers 
ten; in der deutlich erklärten doppelten Ab⸗ 
t verlangten, dafi Feiner von ihnen an Rech⸗ 
und Würden geringer ftehen folle, als die 
tholifhe, und daß fie in ihren Landen aller 
Rechte ſich gebrauchen durften, deren fich die 
tholifhe in den ihrigen gebrauchten; aber 
h mit der billigen ie ra verlangten, 
3; den Katholifhen umgefehre eben diefes 
hgelaſſen werden muͤſſe; kurz deswegen ver⸗ 
gten, damit ſie mit den Katholiſchen gleichen 
chtens leben koͤnnten. (F.41) Eben jene 
hauptungen waren der Anlaß, daß die Evans 
ifhen die von den Kaiferlihen angebotene 
t der Gleichheit, daß jeder nemlich dasjenige, 
s ausgemacht fen, fih wohl und wehe thun 
ſen muͤſſe, mithin dasjenige, was ausdruͤcklich 

r für einen. Theil ohne Benennung des umges 
Veen Hals bedungen worden, nicht auf fi 
wenden dürfe, ausfchlugen. ($. 41) . Wer 
ß erwaͤgt, wer dabei die Allgemeinheit der ei⸗ 
durchgaͤngig und wechſelſeitige Gleichheit ers 
rdernden Worte, und den Beiſatz, daß was 
tem Theil recht fey aud) dem andern recht ſeyn 
Te, in Erwägung sieht, und wer dabei nicht 
rgißt, daß was in einem Fall ausdruͤcklich ge⸗ 
je iſt, deswegen für einen andern, der daneben 
ftchen kann, nicht-abgefchlagen fey, 2) oder 
e die Friedfchlieffende Maͤchte den Sag auss 
udten, dag was nicht genannt ift, deswegen 
x ansgelaflen oder ausgeſchloſſen nicht geachtet 

— — 


— 
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werden dürfe; 3) der wird es ſehr enident findere, 


dag alle vier oben genannte Gattungen von unent⸗ 
ſchiedenen und zweifelhaften Fallen unter diefe 
Sanction der ju beobachtenden Gleichheit gehoͤ⸗ 
ven 4) | Lu, | 


1) Bon Meyern a. a. O. B. 20. $. 26. Neo, 2. 
2) Unius pofitio non.eft alterius negatio. 

» 31 h.P. Osn. Art. 4. prowm, 

4) Maier geiftl, Slaatsrecht Th, 1. $. 106. 


2 47. 

Es kann alſo nicht behauptet werden, daß, mo 

fuͤr einen Theil‘ etwas entfchieden von dem ans 
dern nichts gefagt ift, die Anmendung der | 

J Rechtsgleichheit aufhoͤre. | 


In dieſem ganzen Umfang haben auch bie 
evangelifche Stände jeweils auf Beobachtung der 
Gleichheit gedrungen, 1) und, fo fehr etwa in 
einzelnen Faͤll eneinige Katholifche ſich bemühen, 
Gründe der Abweihung zu zeigen, fo lieflen fie 
ſich doch nie einfallen, jenen Umfang felbft ins Ens 
gere zufammen zu ziehen. Kinen auffallenden 
Contraſt mit jener offenfündigen Entſtehung die 
fer Stelle macht es daher, wenn neuerlich felbft 
von einem evangelifhen Schriftfieller, als ein 
neuer Auffhlug über diefe Stelle, vorgetragen 
wird, daß diefe belobte Rechtsgleichheit bei eis 
nem im Friedensſchluß blos allein und ausdruͤck⸗ 
Lich im Abſicht des einen Religionstheils vergli—⸗ 
| chenen 


— — — — — 
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enen und entſchiedenen ſtrittigen Punkt/ nicht 
ntrete, ſondern bei einem ſolchen Punkt bei der 
Friedensinſtrument enthaltenen Diſpoſition ſte⸗ 
en geblieben werden muüfle. 2) Soll diefer et» 
as zweideutig ausgedruckte Sa fo viel heiſſen: 
o für einen Religionstheil etwas diſponirt, der 
idre aber ausdruͤcklich davon ausgeſchloſſen, 
ver für ihn etwas anders geordnet ſey, da trete 
ine Rechtsgleichheit ein; fo iſt er freilid) wahr, 
inn von feinem Menfgen gelaugnet werden, 
chört aber alsdann nicht hicher, meil dann 'bees 
: Fälle im Friedensſchluß ihren Entſcheid haben, 
fo nicht zu dem Uebrigen ächören, für das 
ie Nechtsgleichheit geordnet if, Soll er aber 
uf Falle gehen, wo von einem Falle geredet 
id, ohne des umgefehrten zu erwahnen, (und 
as muß er zum Ziel haben, wenn das daraus 
gen fol, wozu ihn jene Schrift benuzt, und 
yenn er den Namen eines neuen Auffchluffes vers 
ienen foll;) fo wird es ewig unmöglich bleiben, 
yn des obgedadhten Contraſts freizufprechen. 
(us dem Wort: übrigen, das den Beweis 
tiefes Satzes enthalten fol, (ohne daß jedoch) 
ee Herr Verfafler den Zufammenhang der Fols 
erung gezeigt hatte,) folgt vielmehr dag Ges 
entheil. ($ +5) Der weitere Beweis aber, 
aß das Friedensinſtrument bei verglidyenen 
Junften, die man fi von beiden Seiten als 
noͤglich dachte, foldyes Flar und deutlich ausge⸗ 
ruckt, und was für den einen Theil verglichen 
T, auch auf den andern ausgedehnt habe, * 
gut 
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ruht anf einem -unrichfigen Vorderſatz und auf 


einer unzuſammenhaͤngenden Folgerung. Uns 
richtig iſt der Vorderſatz, dieß beweißt die San⸗ 
ction von den Kirchenminiſterien, die nur von 
einem Fall redet, ohnerachtet man den entgegen⸗ 
geſezten Fall dachte, und denfen mußte. Unzu⸗ 
ſammenhaͤngend iſt die Folgerung, denn die gans 
ze Friedensg eſchichte zeigt, daß die Bemerkung 
der Gleichheit in einzelnen Faͤllen als eine Folge 
des durchaus angenommenen Grundſatzes der 

Rechtsgleichheit mehrerer Sicherheit halber bes 
ſonders bemerfe worden, daß daher oft diefe 
nur mit kurzen Worten im Dorbeigehen, dages 
gen wo «ine Rechtsungleichheit die Abſicht gewe⸗ 
ſen, ſolche ſehr ausdruͤcklich angemerkt worden. 


Man kann daher nicht ſchlieſſen: wo eine Rechts⸗ 


gleichheit nicht bemerkt iſt, da ſoll ſie nach der 
Abſicht der Paciſcenten nicht eintreten, ſondern 
gerade umgekehrt, wo keine Rechtsungleichheit 
benannt iſt, da muß dem Geſetz der Gleichheit 
nachgegangen werden. 3) Eine aͤhnliche Folge⸗ 
zung wäre es ſonſt auch, wenn man fohlieffen 
wollte: das Friedensinfteument hat in den vers 
glichenen Punkten, worin das Entſcheidjahr oder 
bie Neftitution aus der Amneftie angewandt, wers 
den follte, diefee durch befondere Verordnungen 
ausgedruckt, alfo gilt: die Regel des Entfheids 
jahrs, der Meflitution aus der Amneſtie nur 
da, wo der Fall beſonders ausgedruckt iſt. Wer 
wuͤrde aber nicht gleich dieſes fuͤr eine Verdre⸗ 

bung des Friedens Ulm 
1) 


⸗ 
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1) Die ganze Sammlung der Concluforum Corpo- 
ris ift davon Zeuge. | 
2) Roch in dem angef. neuen Auffhluß &. 16. 
3) Deckher de Pac. civ. rel. L. 1. Cap. 11. Nro. 41. 
Strubena restl. Bedent. Th. 3. K. 101. |. 8 
- Meine Abhandl. Th. 1. Einl, $. 11. 


F. 48. 
sie geht eingelne Stände gegeneinander ſowol, 
als ganze Neichstheile, an. 


Zwiſchen beeder Religion Kurfuͤrſten, 
ärften und Ständen, allen und jeden, 
yder ſammt und fonders,) fol diefe Gleichheit 
ohachter werden. Hieraus ergiebt fih ) die 
ichtigfeit des oben vorausgeſchickten Satzes, 
ß hier nur Fälle beſtimmt werden, die zwiſchen 
rſchiedenen Neligionsverwandten zur Sprade 
mmen, (8. 28) fodann b) daß vermög des 
jeimorts allen (famme, omnibus) diejenige 
ille inbegeiffen find, welche auf die Rechte der 
eichgtheile" von beeden Neligionen Bezug has 
n; daß jedoh auch c) vermoͤg des Zuſatzes 
nd jede (und ſonders, & fine: i ) diefe 
‚tele ſolche Streitigkeiten unter ſich fafle, wel⸗ 
: zunddhft die Rechte einzelner Neichsftände in 
erhältniß gegen die andre Religion und die ihre 
gethane Stände betreffen. Denn det Aus» 
u: Alleund "jede, oder Sammte und Sons 
16 bezeichnet nad dem Sprachgebraud eben 
8, daß das Pradikas denen genannten Perſo⸗ 
(Zweiter Ch 2 nmnen 
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nen oder Sachen, ſowol für fi und einzelne, 
als in Verbindung und im Ganzen zuſtehe. ı ) 
Hier wird diefe Bedeutung folher Worte noch 
ferner daher Flar, daß die Katholiſche Anfangs 
nur eine Gleichheit zwiſchen beeder Religionsvers 
wandten Ständen oder in einem andern Projeft 
zwifhen beeden Theilen ohne nähere Beſtimmung 
geſetzt hatten, die Evangeliſche aber ausdruͤcklich 
aufden Beiſatz, alle und jede, drangen, der 
alſo nicht zufallig,,. fondern mit Vorbedacht um 
diefe beederlei Falle zu umfaflen hineingefommen 
if. 2) Irrig iſt alfo die Behaupfung eines 
Ungenannten, 3) als ob man bei diefen Fries 
Denstraftaten nur um die Entfcheidung der Strits 
tigfeiten welche zwiſchen beeden Meichsrheilen 
Reichsraͤthlich vorfallen, 4) bekuͤmmert gewe⸗ 
* ſey. 


1) Beſold Theſ. Pract. v. Alle & v. Jede. Wehner 
Obf, Pr. V. Sammt und Sonders. 

2) Mofers Staatdrcht DB. 3. 8.14. $- 53. 

3) Obfervationes jur. publ, de civitatum imperii ju- 
ribus ecclefistticis. 

4) Siehe Meine Abhandl. Th. ı. Einl. F. Was 
Putter lac, ſagt, fol nur fo viel fagen: bie Re⸗ 
ligionsgleichheit fee verfchiedene Neligionsvers 

wandte vorauß, nicht aber (mie ed im Buch⸗ 
ſtaben zu laufen ſcheint) daß fie nur wiſchen 
Reichstheilen Platz greife. 


$ 49. 
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4 


ie mißt jedem gleichviel Rechte in Nebendin⸗ 
gen, wie in Haupt achen, zu. J 


Die Gleichheit, ein Zuſtand worin keiner 
e dem andern in derjenigen Derbäleniß, in 
(der fie gegenemander betrachtet werden, 
en Vorzug hat, wird hier noch näher durch 
Beiſatz Farafterifirt, fie ſolle genau ( oder 
chgehend ) und wechfelfeieig feyn, ſo, daß 
18 dem einen Theil recht ifi auch dem ans. 
rn reche feyn ſolle. Wenn man fich zwei 
rfonen A. und-B. denft, von denen A. fünf 
nannte Rechte, B. aber drei davon nur hatz 
Fann man in gewillem Verſtand fagen, der A. 
dem B. gleih, in fo ferne man unter gleich 
n, nie fo viel verficht, nicht geringer ſtehen 
z der andere, mie es zu Zeiten im gemeinen 
sen gebraucht wird, Niemals aber kann man 
ten, es fey auch umgefehre der B dem A, 
ih Wird nun hier gefagt, die Gleichheit 
I wechfelfeieig feyn, ſo folgt daraus ofe 
ıbar, es muß folche Gleichheit heraus Fommen, 
ın mag die Rechte des einen oder des andern 
jeils zum Maasſtab der Vergleichung nehmen, 
ei feinem Theil darf irgend ein Recht gefunden 
rden, das nicht dem andern, wenn es diefe 
iedensgefeße oder die Form des Staats ihm 
ht ausdrücklich aberfennen, ebenfalls zugeftans 
a würde, Diefe Gleichheit fol ferner genau 

| 92 feyn 5 
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ſeyn; damit ift folglich alles Gezänf uͤber weſent⸗ 
licye oder aufferwefentlihe, wichtige oder unwich⸗ 
‚tige Umftände abaefhnitten, es muß nun ine 
Kleinen wie im Großen, in Mebendingen wie in 

Hauptfahen, Fury in allen Studen, welche auf 
das Verhältniß beeder Religionstheile gegen eins 
‚ander einen Einfluß haben, ‚und daher. unter das 
Uebrige, von dem hier die. Rede ift, gehören, 
foldye Gleichheit beobachtet werden. 1) 


1) 3 woier seit, Etaatsr. a. a. O. S. 106, 


S so 2 
Und will, daß et ſich feiner Rechte nur ſo — 
u ‚ wie.er deren Anwendung gegen feine 
Partie zu leiden: auch entſchloſſen iſt. 


Eben dieſe Gleichheit ſoll endlich machen, 
daß was dem einen Theil recht iſt, auch 
dem andern recht ſeyn ſoll. Sie ſezt alſo 
einen Fall voraus, wo nicht entſchieden iſt, was 
fuͤr beede recht ſey, weil man ſonſt nicht von 
etwas reden koͤnnte, das dem einen Theil recht 
ſey, und erſt eben dadurch dem andern 
recht werden ſoll. Dieſer vorausgeſezte Fall 
aber iſt gedoppelt, je nachdem doch das, was 
für einen Theil reihe ſeyn ſoll, klar ent⸗ 
ſchieden, oder in Bezug auf einen Theil ſo 
wenig als auf den andern ausgedruckt iſt, was 
Recht ſeyn ſoll. Wie in dem erſteren dieſer Faͤlle 
u a | die 
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eAnwendung dieſes Geſetzes zu machen ſey, 
hren die duͤrren Worte, nemlich: in dem umges 
zrten nicht ausgedruckten Fall muß dem ans 
en eben. das Recht verftatter werden, das dem 
ien ausdrüclic beigelegt if. Wie die Ans 
endung in dem Fall gefchehen müfle, wo das 
echt für Eeinen Theil beſtimmt ift, laßt fi mit 
enigem Machdenfen auch finden. Es gründet 
h nemlich diefe Verordnung in den Vorſchriften 
© Religion und des natürlihen Rechts: wag 
r nicht wollt, das euch die Leute thun follen, 
is thut ihre ihnen auch nicht, 1) und in ber 
Sanction der bürgerlichen Geſetze, daß jeder das 
‚ccht gegen fich:leiden ſoll, deſſen er ſich gegem 
n andern. bedient hat, 2) Wenn alfo ein fols 
er unentfohiedener Sal vorfommt, der bis zu 
itlicher Vereinigung über eine beftäandige Norm 
cht ausgeſezt bleiben Fonnte, oder woder Theil, 
n er betrift, bis dahin feine Handlungen weder 
nftellen wollte, noch dazu angehalten werden 
nnfe: 3) fo muß a) der Theil der unterdeſſen 
ne Handlung vornehmen will, folche fo einrichs 
n, wie er dem andern MReligionstheil, daßer 
ı ümgefchrten Fall fie cben fo vornehme, zuzus 
ftchen Fein Bedenken fragte, Er darf alfo b) 
fen, wenn der fih im umgekehrten Sal chen 
8 Rechts bedient, daran nicht hindern, Er 
uß aber auch e) fich gefallen laffen, wenn, fo 
ie er feine von dem andern nicht fiir recht gehal⸗ 
ne Meinung unterdeflen zur. Norm , feiner 
andlungen nahm, . alfo auch der andre im ums 

Ä . 93. gefch r⸗ 
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gefehrten Fall, flatt jenem Vorgang zu folgen‘, 
eben ſowol feiner von dem erſten widerfprochenen 
Meinung gemäs handelt, alfo fi) des gleihen 
Rechts, bis zu verglichener Norm nad feinen 
Eınfihren zu verfahren, bedient. Es fol ends 
lich diefer Selbftgebrauc ferner eignen Meinung 
oder des von dem andern angenommenen Grund⸗ 
fages zwifhen Tyeilen ſtatt finden. Diefes 
Mort, das bier nicht durch. weitere Beifage mit 
dem Ausdrud Beichsebeil oder Reli 
gionscheil fononimifch gemacht ift, im Als 
gemeinen aber nah dem juriftifdhen Spradiges 
brauch jede von zwei mit einander über etwas 
flreitenden Perfonen andeutet, harmoniret wieder 
volfommen mir dem oben bewiefenen Sa, daß 
hier nicht blos von allen Ständen der einen Reli⸗ 
gion, gegen alle Stände der andern, fondern 
eben fo gut von einzelnen Ständen einer, gegen 
einzelne Stände anderer Religion geredet wers 
de. 4) 


1) Cortreji Obferv. ad Pac. Rel, Art. 3. 

2) Ur quod quisque n alterius perfona aequum cre- 
didiſſet id in ipfius perfou: quoque valere patia- 
rur L. 1. $. I. ff. quod quisque juris in alse- 
rum &c. 

3 Es fann Fälle geben, wo jemand in Ermang⸗ 

| lung einer Norm damit gar zuruͤckzuhalten ſchul⸗ 
dig iſt, z. B. mo daß Recht dergleihen Hands 
lungen vorzunehmen felbft beftritten und unents 
fchieden ift; aber eben fo find auch Salle mözs 

Ich. mo fih eine ſolche Sc;uldigkeit nicht bes 
haupten ai i = wo dag Recht ſelbſt Air 

tes 
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ſchieden und nur die Norm der vorzunehmenden 
Handlung beftritten if. | 
4) Henniges, c. lit. aa, 


$ 51. 
Die Darf nicht dazu gebraucht werden, etwas 


zum Umſturz der Staatsverfaflung zu 
verlangen. 


Zwei Beſchraͤnkungen erhält jedoch dieſe 
Gleichheitsregel. Die erſte will, daß fie beob⸗ 
bachtet werke, fo weis fie der Sorm des 
Staats, den Rrichsgefegen , und dem ges 
genwärtigen Vergleid; gemäs ift, Die 
Sorm des Staats deutet nichts anders 
an, als das hergebrachte Verhaltniß der oberften 
Staatsgewalt gegen den Staatsförper , und der 
einzelnen Stände im. Staat gegen einander, 
Diefe Form ift bei dem deutfchen Reich freilich 
in fo fern ein ſchwankender Begrif, als fie fid) 
unter keine der philofophifchen Eintheilungen von 
Staatsformen bringen laßt, fondern cin ganz 
individualifirter Staatsförper ift, Dieſe Betrach⸗ 
tung hat. manche verleiter zu glauben, daß des⸗ 
wegen der Sinn: diefee Beſchraͤnkung eben fo 

ſchwankend ſey, und dadurd bie Regel der . 
Gleihheit bis zu einer völigen Ungewissheit durch⸗ 
loͤchert werde, oder das Wort Form des Staats 
in einem uneigentlihen Sinn zu nehmen fen. ı) 
Nein ganz ohne Grund. Denn es fen gleich die 
ia 24 deuts 
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deutſche Verfaſſung noch ſo individuell: fo hat 
ſie doch durch Grundſaͤtze und Herkommen ihre 
Beſtimmungen. Sind dieſe gleich ſo verſchieden 
und abweichend, daß ſie ſich nicht leicht in einem 
ſyſtematiſchen Hauptbegrif aufloͤſen; fo find fie 
doch in ſich ſelbſt nicht minder gewis. Jene Bes 
ſchraͤnkung ſagt alſo den ganz deutlichen Sag: ces 
ſoll keine Gleichheit gefodert werden, wodurch 
das durch Grundgeſetze und Herkommen beſtehende 
Verhaͤltnis der oberſten Staatsgewalt gegen den 
Staatskoͤrper oder der verſchiedenen Staͤnde in 
Deutſchland gegen einander umgekehrt werde. 2) 
Die Traktaten beſtaͤtigen dieſes deutlich, vermoͤg 
deren dieſe Worte von den Katholiſchen einzus 
rucken begehrrmwurden, aus der Beſorgnis es moͤch⸗ 
die Erangelifhe fonft in der Folge eine Reli⸗ 
glonsparitaͤt im Churfürftenrcht, Abwechslung 
des Kammerrichhteramts, ja wohl gar der Kai⸗ 
ferwurde, als ein Recht zu verlangen- fi beige« 
hen lafien, Wäre eine allgemeine Gleichheit ohne 
Meftriftion bedungen; fo Eünnte alles diefes gefos 
dert werden. Soll fie aber nun der Form des 
Staats gemäs ſeyn, und iſt es diefer gemäs daß 
die Kurwuͤrde auf gewiffen fandenruht, und eine 
neue nicht ohne einen Reichsſchlus entftchen kann, 
daf das Kurfürftenfollegium durch die mehrere 
Stimmen einen Kaifer wählen, ver Kaifer nad 
feinem Gutfinden eınen Kammerrichter ernennen 
Fann, fo fern in ein und anderm Fall das erwaͤhl⸗ 
te oder ernannte Subieft nur die Reichsgeſctz⸗ 
möäfige Eigenfchaften hat, unter welche das Bes 
zz re © kennt⸗ 
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enntnis einer von den im roͤmiſchen Reich dag 
Buͤrgerrecht habenden Religionen vorziiglic vor 
‚ev andern niraend gerechnet ift: fo folat daraug, 
aß von den Evangeliſchen eben fo viel Kurfürs 
tens Stimmen als die Katholifche zu haben, einen 
Evangeliſchen Kaifer oder Kammerrichter zu ers 
halten, als ein Recht niemals gefodert werden 
koͤnne, daß aber auch, menn durch Religionsver⸗ 
aͤndernngen oder andere erlaubte Wege die aleiche 
oder mehrere Zahl der Kurfürftenftinnmen Evans 
gelifchh würden, wenn deren mehrere Stimmen 
einen Evanaelifchen Reichs ſtand zum Kaiſer⸗ 
thron, 3) oder der Kaiſer ein evangeliſches qua⸗ 
lificirtes Subjekt zur Kammerrichterwuͤrde bes 
ſtimmten, die Katholiſche eben fo wenig fordern 
koͤnnen, daß eine ſolche der Form das Staats ges 
maͤße Handlung, um ihrer Seits eines Vorzugs 
zu genieſſen, unterbleiben muͤſſe. So koͤnnte aus 
dem Grundſatz der Gleichheit geſchloſſen werden, 
weil ein Katholiſcher Reichsſtand, der ein Evan—⸗ 
geliſches Land bekommt, das Recht hat, daß da⸗ 
rinn die geiſtliche Gerichtbarfeit zwar durch eigne 
evangeliſche Gerichte von ra Willkuͤhr unaba 
hängig, ‚aber doch unter feinem Namen und Ans 
fehen ausgeuͤbt werde; fo müffe dieſes einem 
evangelifhen Landesherrn, der cin katholiſches 
Sand bekoͤmmt, auch gelten, wenn nicht da; die 
Form des Staats ce mit ſich brachte, daß die 
geiſtlihe Gewalt nicht in des Regenten Namen, 
fondern von einem Biſchoven Fraft einnen Rechts 
un werde. So koͤunte umgetehre eo ges 


— ſchloſ⸗ 
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ſchloſſen werden, weil in evangeliſchen Landen 


manche, Dinge, z. B. Schulbeſtellungen, Hei⸗ 


ligenverwaltungen, u. d. gl. vor die geiſtliche 
Gerichte gehoͤren, die alſo der katholiſche Landes⸗ 
nachfolger dieſen uͤberlaſſen muß; ſo muͤſſe auch 
ein gleiches in jedem katholiſchen Land von dem 
evangeliſchen Nachfolger geſchehen, ob gleich 
vorhin dergleichen Rechte von den katholiſchen 
Regenten durch ſeine weltliche Gerichte ausgeuͤbt 
worden, wenn nicht (anderer Verordnungen zu 
geſchweigen) 4) die Beſchraͤnkung der Gleich⸗ 
heit auf die Form des Staats ſolche Forderungen 
niederfhlügee So geſchieht die Prüfung der 
zum Kammergericht. präfentirfen Perfonen in 
vollem Rabe, wo, weun er beſezt iſt, der mehrere 
Theil katholiſch iſt; wenn daher im. 1710, 
wo zufälligerweig zwei evangelifche Affefforen mehr 
waren, die Katholifche als eine Folge der Gleich⸗ 
heit verlangten, daß diefe der Prüfung nicht ans 
wohnen follten, fo war dies verfaflungsmidrig. 5) 


1) Henniges l. c. lit.x, Majer a. a. D. $. 108. Bur- 
goldenfis‘ ad Inftr. Pac. P. 2. Difcurf, 5, 
2 —ſchackwitz Erläuterung des weſtph. Er. Art. V. 
“ q. 1. V. quasenus. | | 
'3) de Selahow Elem. Jur. publ, €. 403. bite Grünbe, 
die Zallwein in Jur, Eccl. T. 3. pag. 592. bages 
gen anführt, daß fein Evangelicher gemählt 
werden könne, gehören ‚unter die gegen feine Ber: 
ordnung des weftphälifchen Friedens anzufühs 


rende jura tam civilia quam canonica &c, I, P. 


"Om. Art. 17. 2. 
4) S. unten. das. 5: Stũck. | 
. 5) Fabers Staatslangl. Th. 15. Cap, 3. Nro. 13. 
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8. 52, 
{uch ſchlaͤgt ſi e nicht an, wo ausdruͤcklich eine 
üngierchhen in den Reichsgeſetzen geordnet 
iſt. + 


Der andere Maasftab diefer Befchranfung 
find die Reichsgeſetze und der Dertrag 
über Die Keligionsbefchwerden. Je— 
ne alfo nur, fo weit ihnen durch diefen nicht deros 
girt iſt. Wo diefer Vertrag oder jene Geſetze 
namentlich eine Ungleichheit, oder etwas, das 
fie, wenn es gehalten werden fol, zur nothwen⸗ 
digen Folge hat, feftfegen; da fallt die Anwens 
dung diefer Gleichheiloregel weg. 1) So wuͤrde 
es z. B. gegen die Reichsgeſetze laufen, wenn 
man aus der geordneten Gleichheit ſchlieſſen wollte, 
die Fuͤrſten muͤßten ſo gut als die Kurfuͤrſten an 
der Wahl des Kaiſers Theil nehmen, weil dieſes 
nad) der güldenen Bulle ein Vorrecht der leztern 
ft. 2) Eswurdegegen den Vertrag Über die Re⸗ 
ligionsbefchwerden anſtoſſen, wenn man fchlieflen 
‚wollte, die evangelifhe Biſchoͤve müßten die Bes 
flättigung von Nom einholen, weil es die Kas 
tholiſche thun, oder die Fatholifhe Bifhöve 
müßten eben fo viel für die Neichsbelehnung zahlen 
als die Evangelifine, u. ſ. w. 3) Auſſer viefen 
Fällen bleibt eg bei der Gleihheitsregel; die Kas 
tholifhe Fonnen fi alfo der Meligion wegen, 
oder weil die ihrige in der Sprache der Reichs⸗ 
| seite die alte Religion heißt, keinen Vorzug 2 
maſ⸗ 
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maſſen.— 4) Sie koͤnnen nicht die Evangeliſche 
Religion für b168 folerivt ausgeben, wenn fie eg 
nicht in einem ſolchen Sinn nehmen, daß fie auch 
die ihrige eben fo file tolerirt, das heißt, gleichen 
Buͤrgerrechts theilhaftig halten. 3) Und was 
dergleichen Folgen mehr find, 6 


1) Deckher de Pac, civ. rel, c. 10. N. 7. 
2) Henniges 1. c. lit, V. 2... 
3) Majer. a. a. D. $. De J— 
4) Mofer a. a. 9.8. 56. Es verdienet alfo Banniza 
de fubfidiis iaterpr, doctrin. pac. rel der diealte 
Behanptung des Vorzugs der. Katholiſchen mies 
der aufwaͤrmt, und Riegger in Pr. jur. Eccl, germ, 
6.169, 172. der bie enangelifche Religion für eis 
nen Gegenftand reichsraͤthlicher Berathſchlagung 
Nhaͤlt, und dog die Katholiſche nicht in gleichem 
Sinn dafür geltentäßt, feinen Beifall, wie denn 
"andere Schriftfteller diefes. wohl bemerkt haben. 
| en Be T. 1. pag. 94 Moſer a. a. O. 


$: 5 
* 5) Wofer U de O. 6. 64. Efior Delin. jur. publ. 
eccl. beneficia Aug, Conf. filtens. C. 6. $. 4. 
‚Barthel Opuscul. recentioraP. 3, C. 6. $. 27. 
6) Barshh — rec. l. c. J. 22 ee c.$, 121. 
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| DL "u 533. 
Ne "darf in einem unentfchiedenen.. Fal ein 
Ddeil gegen den andern mit Gewalt vor⸗ 
ſchreiten. 


Die andere Beſchraͤnkung, die der Gleichheits⸗ 
regel zur Gefaͤhrtin beigegeben ward, um das Ver⸗ 
halten in zweifelhaften und unentſchiedenen Fallen 
zu beſtimmen, ift die, daß alle Gewalchätigs 
keit und eigenmächtiges Verfahren, fo wie 
anderwärts, alſo auch bier zwifchen berden 
Cheilen, immerfort verbotten ſeyn ſoll. Ein 
Blick ruͤckwaͤrts auf die Geſchichte und auf den 
Gehalt der Gleichheitsregel iſt hier der ſicherſte 
Ausleger. Die Geſchichte lehrt, daß vor dem 
weſtphaͤliſchen Frieden die beſtaͤndige Behauptung 
der Katholiſchen die war, ihre Religion als die 
alte, habe alle die Befugnis, beren durch Vertraͤ⸗ 
ge ſie ſich nicht aushrüclich begeben habe, die 
Augsburgifhei Confepion als eine neu eingefoms 
mene koͤnne feine andere anfprechen, als welche 
ihr ausdruͤcklich bewilligt worden fen; 1) daß uns 
gefehrt die Proteſtanten nicht fowolin Worten 
als im Werf ſelbſt in ihren Landen hie und da fi 
Rechte uber andere Meligionsverwandte heraus» 
nahmen , die fie im umgekehrten Fall den Katho⸗ 
lifchen nicht guthieſſen. Eben ſo bekannt iſt es, 
wie ſowol im Reich uͤberhaupt als in einzelnen 
Landen von jeder Seife, wiewol von der maͤchti⸗ 

‚gen Katholiſchen häufiger, 2.) Unruhen, aus 


lige 
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lige Zeiten, oder Schwaͤche des Gegentheils be⸗ 
nutzet ward, um die aufgeſtellte Saͤtze, ohngeachtet 
des Widerſpruchs der andern Partie, in Ausuͤbung 
zu bringen. So weit nun vorhergehende Strit⸗ 
tigkeiten den Gedancken ſolcher ſtrittigen Saͤtze er⸗ 
weckt hatten, ward ihnen hier in dem Friedens⸗ 
ſchlus ihre Beſtimmung dargewogen, und damit 
wurden jene Inconvenienzien abgeſchnitten, oder 
in ſolche Wege gerichtet, daß wenn ſie wieder 
aufgewaͤrmt wuͤrden, nicht mehr zweifelhaft bleibe, 
wie dieſelbe zu erledigen ſeyen. In unentſchiedenen 
Faͤllen, die man ſich damals als möglich dachte und 
denken mußte, blieb noch Raum für folche einfeitige 
Behauptungen, und fr gewaltiame Durchfuͤh⸗ 
zung derſelben. Die Gelegenheit zuerfteren warb 
durch jene geordnete Gleichheit abgefchnitten, 
aber damit noch nicht aller Anlas zu lezterer. 
Denn, wenn nun in einem ſolchen unentfchiedenen 
Fall ein Theil einen Satz aufſtellt, den der an⸗ 
dere Religionstheil nicht billigt, darf jener des⸗ 
wegen, weil er ſich erklaͤrt, dem andern im um⸗ 
gekehrten Fall ein gleiches zu goͤnnen, feine Bes 
hauptung eigenmaͤchtig durchſetzen? darf der ans, 
dere fie mit Gewalt hindern? oder wenn diefer 
folhe nicht gehindert hat, und kommt nun in 
den aͤhnlichen Fall, wie weit darf er feine oder des 
Gegentheils Meinung eigenmahtig durchſetzen? 
oder. wie weit hat er gewaltchätige Hinderniffe 
zu fuͤrchten? Diefes waren. Fragen, deren Erles 
digung durch die traurige Erfahrung der vers 
| | ganger 
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gangenen Zeit nöthig ward, und die in dieſer 
zweiten Einfchranfung liegt. | 


1) &ftor I. c. j Ä 
2) Es märe daher zu wünfchen, wenn Herr Hofs 
gerichtsrath Roth in feiner ſonſt fhönen Schrift 
die Schuld nicht allein auf die Evangeliſche ges 
ſchoben häfte, das zu flarf mit der Geſchichte 
eontraftirt. (RotbVertheidigung der rechtlichen 
Staatsbetradbtungen |. 12. u. f.) Allzugroſſe 
Vorliebe vor feinen Religionstheil fol nie die 
Feder bei Schriften über Staatswahrheiten 
führen, wenn gleich die Neligtonsverfchtedens 
heit ihren Einfluß in die Ueberzeugung verſchie⸗ 
| ng a ie niemals ganz verlies 
ven kann. © © | 


u 


— De 54. 
Womit aber die Selbſthuͤlfe in entſchiedenen | 
| Faͤllen nicht ausgeſchloſſen wird. 


Es heißt allgemein: alle Gewaltthat, 
‚alles eigenmäachtige Beginnen fol, und zwar 
vbeſtandig, entfernt ſeyn. Dieſer allgemels 
ne Saß ſteht hier als ein Theil, oder, vb man 
will, als eine Qualififation der Sanction von 
Dem Uebrigen, das ift von den nicht in den 
Meligionsverträgen entfehiedenen Fällen, Er tft 
aber auf diefe nicht befhränfe, fondern in fols 
hen nur in Gleichheit mit andern Fällen geord⸗ 
net, indem es heißt :- bier, wie ander 
wärre Kein Fall, ſey er alfo befhaffen wie 
| Ä er 
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ee wolle, wenn er unter die Klafle der unent⸗ 
fhiedenen gehört, darf ) zum Anlaß oder Grund 
von Gewaltthätigfeiten genommen werden, ift 
der Hauptſatz der hieraus fließt; dem als Nes 
benfog der untergeordnet ift, -daf da h) anders 
wärts im Staat in gewiſſen Fällen, vornemlich 
in Schügung bei dem Beſitz unftrittiger Befug⸗ 
niffe, Gewalt und Selbſthuͤlfe erlaube ıft, und 
alsdann deren Gebraud nicht als cıne Uebertre- 
fung des Geſetzes von Vergewaltigungen ange 
ſehen werden‘darf, 1) alfo auch diefes hier wie 
anderwärfs anzımwendende, auf das übrige, 
alfo dasjenige worüber Feine, Entfheidung da 
liegt‘, die fonft ale eine unabweichliche Richt⸗ 
Schnur beobachtet werden muß, ($. 37) beitimms 
te Berbot nicht hindern darf, die Selbfihülfe in 
einem Fall zu gebraudhen, wo die Religionsfrie⸗ 
densfchlüffe foldde erlauben, 2) So jene Sau 
ction verjlanden, wie es die Verbindung offen, 
bar erfordert, ſtehet fie in der volfommenften 
Harmonie mit den übrigen Stellen des Friedens, 
ſchluſſes. Diefer will nemlih an einem Drt, 3) 
daß bei allen Zweifeln, die in Sachen die vers 
fhiedene Meligionsverhältniffe beruhrend entſte⸗ 
hen, . nichts anders als gütliher Vergleich Plag 
areifen folle; dieß aber ware nicht ausführbar, 
wenn in folhen unentfchiedenen Fallen ein Theil 
feine Meinung mit Gewalt durchfegen, und den 
andern dadurch nöchigen dürfte, ſich in kuͤnftigen 
Salen an dem Gebrauch aleiher Entfheidung zu 
begnügen, An einem andern Dit 4) wird er⸗ 

| Taube 
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laubt, daß wer gegen dieſen Friedensſchluß beein⸗ 
traͤchtigt wuͤrde, mit Huͤlfe der übrigen Theilha⸗ 
ber des Friedens, wenn guͤtliche oder rechtliche 
Wege nichts Helfen, durd Gewalt ſolches Um 
recht abtreiben-dürfe; 5) welches eben fo wenig 
thunlich wäre, wenn die gegenmwärtige Unterfas 
ging auf alle auch die im Friedensſchluß Elar 
ausgedruckte Falle gienge, mithin ſolche gar kei⸗ 
we Abweichung litte, 


IL. H. C. unde vi. Gail de.pac, publ. Cap. 16. 
12) Schauroni.Concl. Corp. Ev. T, 2. pag. 759. 
2) 6. 50%. ; — — 
AM. P. Om. Art, 17. $. 0. Majer geiſtl. Staatör. 
a 5 cr nt | RB 
—5)Da ed bier meines Zwecks nicht ft, den Sinn 
9. dieſer Stelle zu. erläutern, fo nehme ich. dieſes 
„s' einftmeilen-al8 einen Heifhfaß an. Diejenige,. 
«welche: die. dort erlaubte Selbſthuͤlfe auf die: 
.n; zeit der Friedensvollztehung beſchraͤnken wols 
Jen, und jeho ganz für unerlaube halten, als 
Sundermalier· de poteflate jus fuum vi & armis' 
perfequendi &c. oder fie. nur auf das roͤmiſche 
Reich einer, und die Kronen anderſeits beſchraͤn⸗ 
ten, als Drümmels Verſuch einer pragmati⸗ 
ſchen Erklaͤrung des weſtph Friedens, ſind 
ſchon von Struben in den Nebenſtunden Th. 6. 
pag. I6I. miderlegf, und an andern mehr Hrs 
ten. deSelchew Elem. jur. publ. $. 309. Nro,. 3, 
‚auf die ich mich einftweilen, bis mich einmal: 
mein Plan zu deren Betrachtung führt, beziehe. 


* (Sweiter Th,) u 3 5. 55 


— ——— | 


130.1. Stil. Normen des Berhältniffes 


ar ei ren: er 

Daher bei — dieſes Verbots die ver⸗ 

ſwiaen Umſtaͤnde wohl von einander un 
terſchieden werden muͤſſen. | 


Aus, jenem Hauptſatz flieſſen nun folgende, 
näher beſtimmte Regeln: a) In einem nur für 
einen Theil entfhiedenen Gall, :darf niemand; 
den andern Theil, der im vorfommenden Sal fich 
gleigen Entſcheids ‚bedienen will; eigenthätig 
(via‘fadi) daran hindern, b) In einem von 
beeden Seiten unentfhiedenen oder zweifels 
haften Fall darf kein Theil feine aufftellende Mei⸗ 
nung. eigenthaätig, durchfegen. Geſchieht es in ei⸗ 
nem oder dem andern dieſer Faͤlle doch, ſo wird 
gegen die hier gegebene Vorſchrift gehandelt, 
die Gleichheit, und das Verbot aller Eigenmaͤch⸗ 
tigkeit verlezt. Dem andern Religionstheil ſte⸗ 
hen alle zu Handhabung des Friedens geordnete 
Wege, mithin auch im aͤuſſerſten Fall die Selbſt⸗ 
huͤlfe gegen ein ſolches Verfahren zu. Hat aber 
ein Theil in einem ſolchen unentſchiedenen Fall c) 
Gelegenheit, ſeine Meinung ohne Gewalt und ei⸗ 
genmaͤchtiges Verfahren durchzuſctzen, (weil ſich 
etwa diejenige, die bei dem Vorgang unmittel⸗ 
bar intereßirt ſind, dabei beruhigen, oder der 
Richter, obwol in ſolchem Fall ihm obliegt, vor 
erfolgtem Reichsgeſetzmaͤßigen Vergleich nichts 

zu erkennen, nach ſeiner Intention ſpricht,) ſo 
hat der andere Theil deswegen, weil er in 
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ſolchen gar nicht entſchiedenen Fqll die Mets 
nung von jenem nicht gutheißt, Fein Recht, ſich 
ihrer Ausuͤbung mit Gewalt zu widerſetzen. 
Hieraus wird denn begreiflich, wie, ohnerachtet 
in einem ſolchen Fall der eine Theil Feine Gewalt 
brauchen “darf, un feine, Meinung; geltend zu 
machen‘, dieſe dennoch ohne Beiſtimmung des 
andern jur Ausübung: gefommen feyn, folglich 
der Sag: Anwendung leiden koͤnne, daß was 
einem recht iſt, deswegen auch dem andern recht 
ſeyn ſolle. (F. 50) Iſt nun auf dieſe Art von 
inem Theil feine Meinung zur Ausübung: ger 
zracht worden, fo darf. d):der andre Religions⸗ 
heil in gleichem Fall nach eben der non ihm eis 
zentlich nicht gebilliaten Meinung verfahren, 1) 
ener hat nicht das Recht, ihm daran Hinderniſſe 
n den Weg zulegen; thut er es doch, fo bricht er 
dieſe Sanction des Friedens, giebt dadurch dem 
andern das Recht, durch alle geordnete Handhas 
hungsmwege, mithin im duflerften Fall aud) durch 
Selbfthülfe, fich in der Gleichheit der Rechte zu 
rhalten. So wie aber Feiner durch einfeitige 
Handlungen ein verbindliches. Recht in Fallen, 
vo, wie hiek, gemeinfchaftlicye Hebereinkunft das 
u erfordert wird, machen fann, fo ift e) der 
indre Religionstheil nicht verbunden die gleiche 
Meinung: zur Richtſchnur zu nehmen, . fondern 
hm ſteht eben fowol frei , das zu thun, was ber 
vfte gethan hat, nemlich feiner einfeitigen von 
enem verworfenen Meinung , jedoch mit dem 
‚ben lit. b. und c. für jenen bemerften Mopdififas 

| 2. tionen, 
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tionen, zu folgen. 2) So ſteht die Gleichheit auf 
der einen Seite, die verbotene Gewalt auf der 

andern Seite in dem Ebenmaas zu der Staats⸗ 

verfaſſung, in dem ſie ſtehen mußten, wenn ſie 
nicht zur Anarchie fuͤhren ſollten. Nemlich 
Uebertretungen deutlicher Verordnungen dieſes 
Fundamentalgeſetzes greifen den Staat in ſeiner 
Grundverfaſſung an, zu deren. Handhabung 

konnte und mußte dahero in Ermanglung gelin⸗ 

derer Mittel Gewalt: erlaubt ſeyn, weil die Com⸗ 

paciſcenten in Bezug auf deren Aufrechthaltung 
in den Rechten: und: Verhaͤltniſſen freter Voͤlker 

gegen einander ſtehen: 3) eben aus dem nemli⸗ 

chen Grund aber mußte verbotten ſeyn, in einem 

unentſchiedenen Fall eines Theils Meinung mit 
Gewalt durchzuſetzen, oder, wo der andre fie 

ohne Gewalt in Ausuͤbung zu bringen Gelegen⸗ 

beit hat, ſolches mit Gewalt zu hindern. 4) 


19 Hier liegt alſo der Grund zu dem unläugbaren 
— Reh der Ketorfioön. Barthel.Op..rec. I. eꝛ 
1.9.24 Struben von der im Weltpb. Sr. ers 
laubten Selbfthölfe $. 16. Ein Beifpiel foldyer 
Metorfion ſ. bei Moſer im Staatsrecht L. ı. 

C. 19. $. 98. Don folder Retorfion, (die nur 
daB für Recht gegenden andern annimmt, mas 
—dieſer Thon einmal gegen den erſten als Recht 
2... durchgefest hat,) iſt aber das Recht der Res 
 preffalien (mo man durch eine gegen dem 
andern angelegte Gewalt diefen von feinem Un⸗ 

‚recht abzulaflen bewegen will) wohl zu unters 
ſccheiden. Lezteres folge nicht aus diefer 
—Stelle, jedoch ſo weit es anderwaͤrts als zu 
Bl. | ands 
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Handhabung. des Friedens erlaubtes Mittel ges 
gründet iſt, ſteht ihm auch di eſe Stelle nicht 
AM Wege, Putter Dort jur. publ, $: 42m, * 
29 Struben a. a O. .9. 2 
3) Mieing nbbandt Eh · x. Majer geiſtl. Staats 
recht Th. 1. $ 153 und 154. 
4) :Korshölt :de! abufu; doctrinæ, quod in Cäulfis 
Pacis executio citra procefum ‚locum habeat, 
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14 I. Stud. Geſchichte det 
3weites Stuͤck. 


Geſchichte der Entſtehung und Auslegung 
ber Sanktion über auswaͤrtige Kirchenrenten 
und deren Staats⸗ und. Kirchenlaſten. 
Cad l.P.Osn. Art.V. S.45⸗47.) 


— —— 


D 


Die Reformation machte in der Verbindung 
innländifcher Zugehörden mit ihrer Daupte 
| ſtiftung Beine Aenderung. 


or der Religionstrennung gab es zwar nicht 

ſelten mandjerlei Veränderungen mit dem 
Kirbenftiftungen , die alsdann aud auf deren 
Zuaehörden ihre Wirkung hatten: dieſe beftand 
aber nie in einer Trennung, welche die geiftliche 
oder weltliche Dbrigfeit, worunter Icztere lagen, 
verfucht hätte; fondern ſtets folgen dieſe dem 
Schickſal der Hauptitiftung. Die Augsburgiſche 
Konfeßion machte duch ihre Schren in jene 
Staateobfervanz zwar in fo weit einen Riß, daß 
die proteftantifche Regenten nur den vom Biſchov 
an ſich geriffenen Theil der Staatsgewalt wieder 
an fih zogen, weldes die Katholifhe im Bezug 
auf ihrer Meligion verwandte Sande damals wenis 
ger zu chum ſich getranten, ob fie gleich jego deffen 
rn 4.6; Recht⸗ 
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Rechtmaͤſigkeit ſelbſt einfehen. 1) Den Saht 
aber ;. DaB die Kirchengeſellſchaften und Stiftun⸗ 
ger Giter beſitzen fönnen; daß ihnen bei recht⸗ 
maͤſig erworbenen der Staat fo viel Schuß ſchul⸗ 
dig n als jeder anderen Staarsgefelfhaft, ward 
durch die Religionslehren ſelbſt nicht geaͤndert. 
Aber eine freie ungehinderte Diſpoſition uber die 
Kirchenſtiftungen ihrer fande, das war es, wozu ſich 
evangelifhe Negenten dur ihr Glaubensbekennt⸗ 
nis "erhrächtigt hielten, Sie behaupteten zwar 
nicht, daß ſie befugt ſeyen, Fraft der Territorialob⸗ 
rigkeit uͤber einzelne Rirchenguͤter, ſolche der 
Kirchenſtiftung welcher fie gehörten, wegzuneh⸗ 
nen, gegen welche Beſchuldigung fie ſich vielmehr 
oͤfentlich verwahrten. 1) Mur die Obrigkeit uͤber 
die Stiftungskoͤrper ſelbſt ward ihnen Grund 
zur Anſprache auf das Reformationsrecht, nicht 
die uͤber einzelne Gefaͤlle fremder Kirchen. Sie 
betrachteten die meiſte Kirchengeſellſchaften als 
zweckwidrige Verwendung des Kirchenvermoͤgens, 
woruͤber anders diſponirt werden muͤßte, 2) und 
nachdem der erſte Religionsfriede ihnen das Recht 
zugeſprochen hatte, in Dingen die ſtrittige Reli⸗ 
gion betreffend ſich, ohne Unterdruͤckung beſorgen 
zu duͤrfen, zu verhalten wie ſie es gegen Gott 
and Kaiſerliche Majeſtaͤt zu verantworten getrau⸗ 
sen: 3) fo ſaͤumten fie nicht ſolche Diſpoſitionen 
zu machen. Die Geiſtlichkeit, die einen eigenen vom 
Staat abgetrennten Koͤrper ausmachte, und bis da⸗ 
hin ziemlich im Beſitz der Independenz ſich zu erhal/ 
ten gewußt hatte, wollte dergleichen Reformen der 
| 34 | Evan 
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Evangel ſchen mit ihrem Kircheneigenthum nicht 
zugeben, weder dem weltlichen Landesherrn, weiler 
feine Macht über das Heiligthum Habe, noch ders 
Geiftlichen | weil er nidt Eigenthuͤmer, fondern 
nur Verwalter diefer Macht, und folder Ver⸗ 
waltung nah den fürfihtigen Schranfen des 
cononifhen Rechts duch die in Annehmung evan⸗ 
gelifcher Grundfäge liegende Abweichung von dene 
alten Glauben verluftig fey. So fand jeder fans 
desherr, geiftlih und weltlich, der ſich zur evans 
gelifchen Religion waude, an der durch ganz 
Deutfchland verbreiteten madıtigen und engver⸗ 
einten Klerifei einen algemeinen kraͤftigen Wider⸗ 
ſprecher, dem jeder altqlaubige Reichsſtand aus 
frommen Eifer kraͤftig beiftand, Hatte indefjen 
der Sandesherr einmal den mehreren Theil feiner 
weltlichen linterthanen in der Religionsmeinung 
auf feiner Scite: fo war er, fo lang fein Krieg in 
feiner Gegend war, in feinem $and derftärfere, und 
Fonnte unbekuͤmmert um jenen Woerſpruch feine 
Meforme ducchfegen, zumal aud bald die Parthie 
der zur evangeliihen Religion ſich wendenden 
Reichsſtaͤnde fo groß anmuchs, daß auch die Kai⸗ 
fer, welche die meifte Zeit wegen Tuͤrkenkriegen 
und anderer Anliegen die Hülfeder Stände braws 
sen, jenen Aenderungen ihr oberrichterliches Ans 
fehen nicht fo Fräftig entgegen ſetzen fonnten, als 
wohl von mander Seite gewuͤnſcht ward. 
= 1) Funii Compendium Seckendorf. 3, 3. F. 32. 
“ 2) KEbendaf: $..99. ©. 1X1. 9. 132. am Ende, 
3) * imp. de 1526, (©; 6. 60 Nro. 1. 
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Die auiständifäe, wurden ab 72 ohnerachtet 
des unveraͤndert gebliebenen Grundſatzes der 
Untrennbarkeit/ dennoch oft von den katholi⸗ 
ſchen Grund hertſchaften zum Vottheil der Orden, 

die vorhin die, Hauprfiftung. senofjen bat : 
ten, zurückgehalten, “- \ 


Mi den Renten ſolcher Stifter | in PR 
Territorien. giengs aber wicht immer eben fo, 
Freilich verlangten die Evangeliſche ihrer in den 
Kloͤſtern vorgenommenen Reformationen ohner⸗ 
achtet die Fortzahlung ſolcher Gefaͤlle, als einer 
Zugehoͤrde der Hauptſtiftung, und mußten alſo ſich 
chen ſowol zu deren Fortreichung im umgekehrten 
Fall, unangefehen nach ihren. Grundſaͤtzen deren 
Verwendung nicht zweckmaͤſig war, ſchuldig be⸗ 
kennen. Sie behielten in ihren Grundſaͤtzen die 
in aͤlteren Zeiten geglaubte Untrennbarkeit ſolcher 
Zugehörden bei. Gadere war es mit den Katho⸗ 
liſchen. Die hielten jene Reformen fuͤr unauto⸗ 
riſirte Neuerungen ‚ und die Depoſſedirung der 
Geiſtlichkeit für einen Raub, an dem durch Fortrei⸗ 
chung ſolcher Renten Theil zu nehmen, ſie ſich 
Suͤnden fuͤrchteten. Sie achteten ſich vielmehr ver⸗ 
bunden, dieſe nach wie vor jener Kirchengefellfchaft 
zu reihen, die vorher Beſizerin der Hauprftiftung 
gewefen war, wenn fie gleich diefes Beſitzes, der 
den Zttel des Rentenbezugs ausgemacht hats 

| en 
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entwaͤhrt worden war. 1) Dieſe Trennung der 
Renten ward alſo nicht deswegen von ihnen vor⸗ 
genommen, weil fie ſolches vor eine Folge jeder 
auch rehtmäßigen Veränderung mit der Haupts 
ftiftung gehalten haͤtten; fondern weil fie die von 
den Evangeliſchen vorgenommene Veraͤnderung 
vor unrechtmaͤſig hielten. In Bezug auf ſolche 
auſſerhalb ſeinem Territorium gelegene Gefaͤlle 
war der reformirende Landesherr (wieder den Fall 
des Kriegs abgerechnet) nicht der Maͤchtigere, 
konnte feine Grundſaͤtze von der Untrennbaͤrkeit 
nicht durchſetzeun. So entſtand erſtmals aus 
den Religionsſpaltungen, obwol beede Theile den 
Satz nicht beſtritten, daß eine rechtmaͤſige Aen⸗ 
derung der Hauptſtiftung auch ihre auswaͤrtige 
Zugchörden nach ſich ziehe, dennoch die Idee 
einer Abſonderung der Renten von ihrer Haupt⸗ 
ſtiftung, und die Gelegenheit zu ihrer Ausfühs 
rung. 


1) Rec. imp. Auguſt. de 1530 $. 59, Siehe auch um 
*ten 6. 79, Nro, 2, 


9 5% 
Aus Ketorfi ion brachten daher bie und. da die 
Evangeliſche gleiche Grundſfaͤtze gegen Katho⸗ 
uſche auswaͤrtige Stiftungen in Aus 

J uͤbung. 


eane der evangeliſche Landesherr, deſſen 
frühe und feteg Augenmerk es war, der Reli 
| gion 
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ion wegen in keiner ſeiner Gerechtſame gegen 
jo — der alten Religion zurüͤckzuſtehen 

ng nicht hindern, ſo na 
ct t zu dem en daß es 
ern Lin anderer das Recht leide, deflen 6 
gen: ihn gebraucht habe, und fo ließ mancher 
cn in katholiſchen Landen gelegenen Stiftungen 
ie in feinen Landen fällige Renten, (obwol feinen 
igentlihen Grundſaͤtzen von Recht und Unrecht 
atgegen) auch nicht ausfolgen. — Wenigſtens 
sird man wo nicht in allen doch, in: den 
neiſten ſolchen Faͤllen, dieſe Gelegenheits⸗ 
rſache eutdecken. Denn nur Retorſion konnte 
en evangeliſchen Landesherrn, der die Untrenn⸗ 
arkeit dieſer Renten unangeſehen wie der aus⸗ 
vaͤrtige Landesherr uͤber die Rechtmaͤßigkeit oder 
Nuͤtzlichkeit ihrer Verwendung bei der Hauptſtif⸗ 
ung dencke, zum Vortheil der Fundationen ſei⸗ 
nee Lande behauptete, zu einer. ſolchen mit dieſer 
Behauptung unvertraͤglichen Einziehung der in 
jeiner Gewalt fichenden Renten auswärtiger 
Klöfter bewegen, auf die cr chen deswegen ohne 
den. Vergans des andern — * gedacht 
haben. wuͤrde. —V — — 
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Die Religionsfpaltung gab auch zu Ausdeh⸗ 
nung der Kirchenlaſten und zu Beſtreitung 
der Territotialherrſchaft uͤber Kloͤſter und 


76 ihre Renten Anlaß. 


Wo aber auch ſolche Merten mit ihren Stif⸗ 
tungen vereint blieben,/ und dieſes geſchah nicht 
ſelten zwiſchen Nachbarn, beidenen friedliebende 
Geſinnungen oder oͤfter nothwendige Schonung 
Des einen: oder andermizine von dem Religions⸗ 
intereſſe abweichende Politick bildeten; ſo wollte 
doch immer gern jeder; Religionstheil, der in der 
Verſtaͤrkung des gegenfeitigen Vortheils die 
Schwähungdes Scirigen nicht. ohne Grund er⸗ 
blickte, den moͤglichſten Nutzen davon ziehen: 
Hierzu gaben die auf folhen geiftlichen Gefallen 
beſonders den Zehenden von Alters her mehren, 
theils liegende der Religionsuͤbung des Orts, aus 
deſſen Bann jene gehoben werden, gewidmete 
Laſten, z. E Kirchen⸗ und: Pfarr⸗ Unterhaltung, 
Schulbeſtellung u. d. gl. die bequeme Gelegenheit. 
Je mehr die vorhergegangene traurige Fauſtrechts⸗ 
periode, und die den Religionszwiſt begleitende 
buͤrgerliche Kriege Kirchen und Kirchſpiele zer⸗ 
ſtoͤrt hatten, je mehr uͤberdies durch die Religions⸗ 
veraͤnderung und deren Folgen ſelbſt die kirchliche 
Beduͤrfniſſe veraͤndert und vermehrt wurden: de⸗ 
ſto mehr grif man zu deren Beſtreitung auf —* 
0 | | | ° 
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olchen Laſten gewidmete Gefaͤlle. Da oͤfnete ſich 
ann ein neues weites Feld zu Uneinigkeiten, 
sem ein andres zur Seite lag, ‘das nicht minder 
vefrachtlich.war. Je mehr nemlich der evangeli⸗ 
che Landesherr feine Reforme aus der ihm von 
Zott verlicehenen Obrigfeit herleitete, deſto mehr 
Intereſſe hatte der gefftliche Klofter- oder Stiftes 
eſitzer, dic Obrigkeit: des. Landeshertn über fein 
Stift oder deſſen Guter und Gefälle und die das 
er abhangende Rechte in. Streit, zu. verwideln, 
bozu es bei der ehemaligen. Ertenfion der Hier⸗ 
rchie, bei der. daher in ihrer Ausübung mehr 
ach ‚Zeit und Umfidnden als nach feſten Regeln 
‚eformten Staatsgewalt, und beiden Kolliſionen, 
ie hier zwiſchen dem, der ermarder Lage nach 
andesherr, oder aus altem Herbringen Stifts⸗ 
dvocate war, und zwiſchen dem geiſtlichen Obe⸗ 
en, leicht moͤglich waren, an Stof deſtoweni⸗ 
‚ex; gebrechen: konnte, da ſchon in den gemeinen 
Beſchwerden der deutſchen Nation jene Entzie⸗ 
ung der Guͤter aus der Staatsunterwuͤrfigkeit 
ine gemeine Klage der, Staͤnde 1) war. 


1) Gras, Nat, Germ. Cap, 30. |; 7 
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Gleich die erſte —— erklaͤrten durch 
eine deutliche Folge die Renten auswaͤrtiger Kloͤ⸗ 
ſter fuͤr Vermoͤgen des Staats wozu, dieſe 

, 77. gehören. 


Diefe Beſchwerden kamen alfo nach und — 
auf den Reichstaͤgen, und bei den Religionsver⸗ 
aleihshandlungen vor. In dem Reichsabſchied 
zu Speter, vom 1526 der den Ständen das Recht 
- Beilegte, in Sachen das wormfifhe Neligionsedifs 
betreffend, ſich alfo zu verhalten, wie es ein jes 
der gegen Gott und Faiferlihe Majeftät getrauer 
zu verantworten, ward unter andern auch geords 
net: „ Nachdem aufdiefem gegenmwartigen Reichs⸗ 
tag bedacht worden, wie an vielen Drten die 
Geiſtliche ihres Leibs amd Lebens in Gefahr ftes 
„hen, ihnen auch ihre Zinß, Rent, Guͤlt, und 
Zehenden vorgehalten, und die einzubringen 
und zu verleihen verhindert werden, und aber 
„ niemand des feinen wider Recht fpoliire und 
„ entfegt werden fol, fo fell eine jede Obrigkeit, 
„geiſtlich und weltlich, ihre Unterthauen geiftlich 
„und weltlich, bei dem Ihren, Inhalts und vers 
„muoͤg des Landfriedens oder des heit Reichs aufs 
„ gerishteten Ordnung bis zu kuͤnftigen Concilio 
„ treulih für Gewalt und Unrecht verthaͤdigen 
„ſchuͤtzen und ſchimen.“ ı) Eine VBerords 
nung die fo viel deutlich enthielt, daß die aus⸗ 
wärtige Gefälle der Klöftes ein zu dem Staat, 
wor⸗ 


* 
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worin das Kloſter liegt / gehoͤrige Sache und als 
ein Recht deſſelben vom andern zu reſpectiren, von 
ihm zu ſchuͤtzen ſey. Indeſſen hiermit war von 
jenen Strittigkeiten im Grund nichts eutſchieden. 
Denn es kam alles auf die Frage an: ſind denn 
die. Keformationen der: Klöfter Gewalt und Une 
secht?.:und die war nicht entſchieden. Der evana 
geliſche Sandesherr fagte, nein! und hatte feine 
Religionsmeinung, und die Erlaubnis, nad) feia 
nem: Gewiſſen in. Anwendung feinee Staatsgea 
walt auf: das Kircherifnften zu verfahren, vor 
ſich, Hatte vor ſich, daß eine etwa and) nach der 
Meinung des andern Theils widerrechtliche Ana 
weitdung derfelben, deswegen noch kein Landfrie⸗ 
densbruch ſey, worauf doch jene Sanction 
zuruͤckwies. Der Katholiſche ſagte ja" und be— 
rief ſich auf der Kirche Eigenthumsrecht, deſſen 
Entfremdung cin Spolium ſey. Jeder Theil 
konnte alſo in dieſem Geſetz finden, was er gern 
drin ſuchtee.. 
1) Rec. imp. de 1526 $. 4. und It in Senkenbergo 
Sanml. der Reichsabſchiede P 1, pıg. 273. 


Ihm folgte die Verordnung nad) ‚.. daß Feiner 
den andern feiner Gefälle des ‘Glaubens ° 
a  megen entfeßen folle, 
Die immer fortgehende in voriger. Sanction 

ihren Schuß findende Meformationen gaben den 
— a⸗ 
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Katholiſchen den Anlaß, jene Erlaubniß, fi 3x 
verhalten, wie man c8 verantworten koͤnne, auf 
dem Meichstag zu: Speier im Jahr 1529 dahin 
einzufchränfen: „daß diejenige, fo bei dem Worm⸗ 
ſiſchen Edikt bis anhero blieben, nun hinfüran 
auch beindemfelbigen: bis‘ zu dem kuͤnftigen 
„Concilio verharren, umd ihre Unterthanen das 
ar halten follen und wollen ;. aber bei den ans 
„edern Ständen, bei denen die andere Lehre ent» 
„fanden, and zum Theil ohne merflichen Auf- 
„„ruhr, Beſchwerd, und Gefährd nicht abge 
„wandt werden. moͤgen ſoll doch hinfuͤhro alle 
„Neuerung bis zu kuͤnftigem Concilio, ſo viel 
„muoͤglich und menſchlich verhuͤtet werden. Je⸗ 
do ſoll keiner vom geiſtlichen oder weltlichen 
» Stand den, andern des Glaubens halber vers 
4 ‚gewaltigen, dringen; oder uͤberziehen, noch 
auch ſeiner Rent, Zins, Zehenden und Güter 
„.entwähren. 4 Allein da diefer durch Ueber 
ſtimmung des Eatholifhen Theils zu Stand ges 
Fommene Abfhicd von den Evangelifhen nicht 
ängenommen ward, da diefe alfo mit den Refor⸗ 
matidnen doch fortfuhren, und wenn ſie deshalb 
in ihren Renten angefochten wurden, die lezte 
dieſes verbietende Stelle der Sanction, ſo wie 
die Katholiſche die erſte jenes unterſagende Stelle, 
vor ſich anführen konnten, ſo war diefe ganze Bers 
orduung mehr Saamen zu. neuen Streitigfeiten, 
als Beilegung der alten, Denis war alſo wie⸗ 
der nicht geholfen. EERDEN 

' 1) Re.imp; de 1520. 1% 16 10. bei Senfenberg 

Pag. 293. 
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Welchen beeden aber i in der Folge — al⸗ 
ler Reformation und Wiederherſtellung ein - 
gegangener Stiftungen angehaͤngt ward. 


Noch vielmehr gilt dieſes von dem wider Wil⸗ 
en der Evangeliſchen aus kaiſerlicher Machtvoll⸗ 
ommenheit zu Augsburg im Jahr 1530 publis 
irten Neichsabfchied, worinnen aus Anlaß der 
on den Katholiihen vorgebrachten Klage: „daß 

die Evangelifhe zum Theil Klöfter und Stife 
. tungen gar abgethan, oder in Abgang hätten 
kommen laſſen, auch jene, fo noch ſtuͤnden, 
‚in laiiſche Dienſtbarkeit, Schirm und Ver—⸗ 
traͤg neuerlich gedrungen haͤtten,“ den Pro= 
eſtantiſchen Staͤnden gebotten ward: „die Una 
terthanen wes Stands die waͤren, die noch 
dem alten chriſtlichen Glauben und Weſen ans 
hingen oder anhangen wollten, an ihren Kir» 
hen und Gotteshaufern, Gottesdienſten und 
Ceremonien nicht zu irren oder zu bedraͤngen 
noch einige Neuerung darin anzufangen; e 
orinnen verordnet ward: „wo Kloͤſter und ans 
dere geiftliche Güter und anders weg das wäre 
im heiligen Reich deutfcher Nation gar oder 
zum Theil undilligerweiß verkauft, ver- 
andert, oder in laiifchen Nutz und Brauch ges 
wender worden, ſolches alles folle unbindig, 
nichtig und abgethan feyn, und von Stund: 
an in den alten Stand Br und gelajlen 
(SweicerCh.) „» Weile 
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„ werden: die Biſtum, Stift oder Klöffer und 
„derſelben Güter, fo unbilligerweiß duch Geiſt⸗ 
„liche over Weltlihe für fih felbft eingenom⸗ 
„, men, follten denjenigen, fo fie zuftehen und 
‚ von Recht gebühren, wieder zugeficht, oder 
„wo die Klöfter verwuͤſtet und abgebrochen oder 
veroͤdet wären, wieder gebaut oder aufgerich 
„tet werden:  Mebrigens folle jede Dbrigfeit 
„ geiftlih und welclidy bei ihren Renten, Guls 
„, ten, Zinfen, Zehenden, Rechten und Gerech⸗ 
„tigkeiten bleiben, Feiner den andern des alles 
„, entfegen, verhindern, betrüben, foudern eis 
„, en jeglichen fein Erb, ewige und andere Zing, 
„Guͤlt, Zehenden und andere Recht und Ges 
„rechtigkeit bezahlen, entrichten und folgen lafs 
„ſen, darin auch eine jede Dbrigfeit der andern 
„behuͤlflich ſeyn, und Feiner vom geiftlichen oder 
„ weltlihen Stand den andern des Glaubens 
„ halber feiner Oberfeit, Nent, Zins, Zchens 
„, den und Guter entwahren. * 1) Ye übers 
fpannter ein folder Machtſpruch war, der, wenn 
er gleich die von den Proteftanten verlangte Ins 
theilbarfeit der zu einem Hauptgut gehörigen 
Zugehörden zum Grund hatte, dennoch ihr das 
Verbot die Hauprfliftung zu reformiren an die 
Seite fezte, mithin den Evangelifhen geradezu 


* 


alle aus ihren Religionsgrundſaͤtzen gefolgerte 


Rechte abſprach, jemehr er zugleich mit den in 
andern Stellen gefhehenen Borfchriften im 
Glaubeusſachen felbft verwebt war; defto unfäs 
higer war ex mwechfelfeitiges Vertrauen zu fliften, 
ur und 
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und den vorigen Strittigfeiten ein Ende zu 
machen. 


1) Rec. imp. de 1530. $. 3. 53. 59. 62. & 66. bei 
———— pag. 308. Ä 


§. 63, 
Der Reichsabſchied von 1541 erfirecfte doch dies 
fes nur auf Fünftige Aenderungen, und lies 
das Vergangene auf ſich beruhen. 


Nachdem nun deswegen der Kaifer ſich bes 
woaen fah den Evangelifchen zu verfprechen, die 
Henderung jener Verordnung girlich zu vertras 
gen, 1) dag aber, fo lang er nicht in der Glaus 
yensfreiheit nachgeben wollte, (welches er zu 
yermeiden wuͤnſchte) nicht zu hoffen /war; fo vers 
uchte ee durch eine etwas gemilderte Ordnung 
einen Zweck zu erreichen, Auf dem Reichstag 
u Speier im Jahr ı541 verordnete er daher, 
aß die in Religionsſachen bisher erhobene Pros 
eſſe einftweilen eben fo als alle Thaͤtlichkeiten 
ngeftellt feyn follten, und ein jeder den andern 
ie rechter Sreundfchaft und chriftlicher Lich mei⸗ 
en folle, und begnügte fih nur, weiteren Refor⸗ 
ationen_ durch den“ Beiſatz Einhalt‘ zu thun; 
Es follen jedoch die Klöfter und Kirchen unzers 
brochen und umabgerhan bleiben, dergleichen 
den Geiftlihen, fo ſich der Religion halb Ente 
ranns beflagen, ihre Nent, Zins und Eins 

K2 kom⸗ 


148 11. Stuͤck Geſchichte der _ 


-;, Eommen, fo viel fie deren noch in Poſſeßion 
„» find, hinführo unaufgehalten verabfolgt wer⸗ 
„den. * 2) Da aber im übrigen, alfo eher 
in den Glaubensvorſchriften. die Doch der Evans 
geliſchen Hauptanſtos waren, der Augsburgiſche 
Abſchied beſtaͤttigt ward, der Kaiſer auch ſich je⸗ 
Derzeit über den Friedſtaud uͤberhaupt, undſins⸗ 
beſondere was Religions⸗ oder Profanſachen 
ſeyen, Erklaͤrung zu thun vorbehielt, 3) wo⸗ 
durch aller anſcheinende Gewinn in Anſchung 
Bes Vergangenen den Evangeliſchen wieder haͤt⸗ 
te aus der Hand gewunden werden koͤnnen, ſo 
Zonnte. ihnen dieſe Difpofition eben fo wenig ans 
-nehmlich ſeyn. Sie nahmen ihn daher auch cher 
und anders nicht an, als bis der Kaifer ihnen 
Darüber eine günftigere Deflaration ausgeftelle 
"Hatte 4) womit aber bei dem Nichtanerkenntniß 
der Katholiſchen fie nichts gebeſſert waren, 


1) Rec. imp. de 1532. Tit. 10. $ 1. bei Senfens 
berg pag. 362. | 
2) Rec. imp. de 1541. 9. 26 & 29, bei Senfens 
berg pag. 434. | 
3) Ebendaf. 6. 28. 30. & 32. | 
4) Goldaf Conft. imp. T. 2. pag. 237, Junii Com- 
“ pendium Seckendorfianum $. 101. 
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keit der Renten von dem Hauptgut auch im Fall. 
einer eingetretenen Reformation fell. 


Dieſes veranlaßte den Kaifer endlich, wirflis 
che gitliche Handlung mit den Evangelifchen auf 
dem Keihetag zu Speicr Anno 1544 pflegen zu 
laſſen, die aber zu Feiner Uebereinkunft gedies 
hen. ı) Der Kaifer verfuchte es daher nochmal, 
duch weitere Milderung feines vorigen Madıts 
ſpruchs den aus dem Religionsſtreit entſtande⸗ 
nen politifhen Handeln ein Ende zu machen. Er 
verordnete daher: „ daß die Augsburgifhe und 
„, andere Abſchiede, dergleichen die gemeine be 
‚» fhriebene Rechte gegen den Ständen der 
‚ Augeburgifhen Confeßion, fo vieldie Religion 
„ und diefen Friedftand betrift, bis zu weiterer 
‚ Bergleihung ſuſpendirt ſeyn folisen, * 2) 
este alsdann au in weiterer Erläuterung der 
‚orhin zu Degensburg gegebenen Deklaration 
$.63 Nro, +) beftimmte Maas und Ziel wegen Det 
tiecdjenrenten def Inhalts: „ Deraleichen fols 
len. den Geiſtlichen ihre Ment, Zins und Eins 
kommen, beren fit in Zeit des Megenfpurgis 
(hen Reichsabſchieds in Poffeß gewefen, In⸗ 
halts deſſelben Regensburgiſchen Abſchieds 
verfolgen, ind damit der Kirchenguͤter hal- 
ben ferner Mieverftand zwifchen den Ständen 
verhuͤtet werde; fo follen die geiftlihe Stift, 


\ 
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„ Klöfter und Haͤuſer ungeacht welches Theils 
„Religion die ſeyen, ihrer Rent, Zins, Eins 
„kommen und Güter, fo’ in eines andern Sürs 
„ſtenthum oder Dberfeit gelegen, nicht entfeyt 
„werden alſo und dergeftalt, daß hinfuͤhro eis 
u nem jeden Stift, Pralatur, Klofter, Spis 
„tal, Haus und Kirchen ihre Nent, Zins und 
„Guͤter an das Drt, da derfelbig Stift, Klos 
„ fier, Pralatur, oder Haus gelegen, unmeis 
„ gerlich folgen, oder von dem andern Etand 
„oder Dberfeit , ohnangefehen was Meligion 
„ folh Stift, Klofter, Pralatur, Spital, 
„» Gotteshaus oder ‚Kirch wären, getreulich das 
„zu verholfen werden; “ 3) Hierdurd) ward 
alfo zum erften die aus den verfchiedenen Melis 
gionsbegriffen entftandene Trennung der Gefälle 
von ihrer Hauptftiftung aufgehoben, und für die 
Zufunft der alte Grundfag der Untrennbarkeit, 
mithin der Satz, -daß folche nicht als ein feparas 
tes Eigenthum der kirchlichen Geſellſchaft, die 
vorhin die Hauptſtiftung beſas, ſondern als eine 
dem Schickſal dieſer folgende Zugehoͤrde anzuſe⸗ 
hen ſey, wieder aufgeſtellt. 


1) Ree. imp. de 1544.-$. 81. & 82. bei Senfen: 
berg pag. 510. 
2) Ebendaſelbſt $. 94 
3) &bendafelbft $. 83. und 84. 
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Die jedoch bey unmittelbaren Stiftern ohn⸗ 
befhadet der Freiheit der Mefidenzverlegung, 
- und bei mittelbaren mit Ausnahme einiger. 
ſchon zuvor Holzogener Trennungen zur 
bveerſtehen iſt. 


Zwei Einſchraͤnkungen erhielt aber dieſe 
Sanction. Eine in Ruͤckſicht auf die groͤßere 
Rechte der unmittelbaren geiſtlichen Staͤnde, die 
zugleich ſelbſt Landesherren waren. „Dooch fols 
„len, (heißt es,) die geiſtliche Fuͤrſten und ans 
„dere Staͤnde dem Reich ohne Mittel und ſonſt 
„niemand unterworfen, ſamt ihren zugehoͤrigen 
„Guͤtern, wo die gelegen, hiermit nicht ge⸗ 
„meint ſeyn; ſondern ihnen, ungeacht wohin , 
„ſie ihre Reſidenz verruͤckt und gewendet Härten, 
„‚ ihre Gult, Kent und Einfommen folgen.” ı)- 
Eine Einfhranfung, die deswegen nöthig ward, 
weil manche geiftlihe Furften ihre ſtiftungsmaͤſi⸗ 
ge Reſidenz in Neichsftädten hatten, wo, wenn 
diefe fich zur evangelifhen Meligion wandten, 
die Bifhöne Anlaß nahınen ihre Stiftungsrefir 
den; ganz 2) oder zum Theil 3) zu verlaffen, 
und doch ſolche Fuͤrſten nicht blos als Geiftliche, wie 
mittelbare Kirchengeſellſchaften, ſondern vor⸗ 
nemlich mit als Reichsſtaͤnde jene Renten beſaſ⸗ 
ſen, mithin bei der ihnen als Reichsſtaͤnden zu— 
ſtehenden Freiheit ihrer Reſidenzverruͤckung, es 
— | Ka. | uns 


u 
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unbillig geweſen waͤre, ſie jener Renten durch 
Einziehung oder Sortlieferung an die etwa in die 
Neformation gezogene Hauptſtiftung zu entſez⸗ 
zen. Die andere Einſchraͤnkung bezog ſich auf 
mirtelbare Geiftlihe und hatte zur Abfichr die 
vergangene Falle zu beſtimmen. „Dergleichen,“ 
(ordnet daher der Kaiſer in Verolg der den 
Geiſtlichen ach dem Beſitzſtan zur Zeit des Re⸗ 
gensburgifhen Abſchteds aufefsrodenen. Sicher⸗ 
heit)„ſollen die Praͤlaten und Ordensleute und 
„andere Geiſtliche, ſo von wegen. Veränderung” - 
„der Religion ihr ordentlich Kefidenz verlaffen, 
„‚ und ſich ın anderer Stände, Fuͤrſtenthum und 
„Landen zu wohnen begeben haben, bei ben 
„ Gütern, ihren, Gotteshäufern Stiften und 
" Pfeänden zugehoͤrend, un d wiegemeldt 
„An anderer Srände Landen und Ge⸗ 
„» bieten. gelegen, deren fiezur Zeit des 
Kegensburgifchen Abſchieds 1m Defin. ge⸗ 
„ wejen find, bis zu, endlicher. Vergleihung 

und. Erörterung. der R ligion. bleiben. #4) 
Diefe Stelle erhält alſo ſchon geſchehene Tren⸗ 
nungen der Renten aufrecht, aber nur bei jenen, 
die in dem Lande fallen, wohin ſich ſolche aus⸗ 
wandernde Geiſtliche zu wohnen begeben hatten, - 
wie e8 der Kaifer in. der ſeinen Geſandten auf 
dem Meihstag zu Augsburg don 1555 ch 
Yan Sufteuftion en erllãret. 


2 
= 


I) Rec. imp. eit. ‘6. 35. 
2) 3.38. der Biſchov von Bafrt, der feine in bie 
— — Domtirche san Wa: 


Pe 
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ſen, und anderwaͤrts ſeine Reßden nehmen 
mußte. 

3) 3. B. der Biſchov von Speier, der, wenn er 
gleich das Domftift behielte, doch lieber feine. 
Reſidenz anderwaͤrts waͤhlte. 

4) Rec. imp. cit. $. 86. 
5) Corzreji'ad Pac. Ai in Pro«@m, Obf. 332 0 


§. 66, 


Dabei wurde erſtmals wegen der Staats unter⸗ 
wuͤrfigkeit und Kirchenlaſten ſolcher Renten 
auswaͤrtiger Stiftungen eine Ordnung 

gemacht. Ju 


Auſſerdem kommt hier ferner die erſte Sorg⸗ 
falt vor, wegen der uͤbrigen Strittigkeiten in An» 
ſehung dieſer Renuten und deren Entziehung von 
der Staatsunterwuͤrfigkeit, oder den herkoͤmm⸗ 
lichen Kirchenlaſten. Zu deren Hinlegung ward 
geſezt: „Doch daß gleichwol einen jeden Stand, 
u, unter dem die Guͤlt, Zins oder Güter gele- 

„» gen, bie cinem andern Klofter, Stift oder 
„Praͤlatur, Spital, Haus oder Kirchen in ein 
„ander Sand folgen follen, an denfelben Sir 
„ teen feine weltlihe Dbrigfeit, fo fe vor Ans 

„‚, fang diefes Streits in der Religion daran gez 
„habt und im Brauch gemwefen, vorbehalten, 
„und dadurch demfelben nicht benonimen ſey. 
„ nd follen dennoch auch von folben obgemeld⸗ 
„ten Guͤtern die: — a ag: der: 
Kr ‚Kits 
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» Kichen, Pfarren und Schulen, aud die 


„Allmoſen und Hofpitalien, die fie vormals und 
„in Zeit des Negenfpurgifchen Abſchieds beftelle 
„und zu beftellen fhuldig, von ſolchen obge⸗ 
„meldeten Guͤtern nachmalen verſehen und be⸗ 
„ſtellt werden, ohngeachtet weß Religion die 


„ſeyen. Cs ſollen aber auch die geiſtliche Fürs 


„ſten, hohe Stift, und andere Stande, fo 
„‚ dem Neid ohne Mittel und fonft niemand uns 
terworfen, die ihre Reſidenz, wie obſteht, 


„verruͤckt haben, nicht ferner bie Minifteria 


„‚ der Kirchen und Schulen, dann fie in Zeit 
„des Regensburgifchen Abſchieds gethan, bes 
„ſtellen.“ 1) — — — 


I) Rec..imp, eit, g. 87. & 58. 


re “ . ri » | » 
$, 67. | az 
. 


Auch ward verfehen, tie die über Anwendung 


ſolcher Regel in einzelnen Fällen entftehende - 


Strittigkeiten beizulegen feyen. 


Daß über die Determination diefer Saften in 


jedem einzelnen Fall Streit ſeyn würde, war 
leicht voraugzufehen, und. bei den wechfelfeitigen 
Entfernungen der Gemuͤther würde der nicht leicht 
einen friedlichen Ausgang gefunden haben. . Das 


für auch wollte der Kaifer forgen; er fuhr'daher 


fort: „.n), Welche Stände aber ſich der geifili⸗ 
nu hen Guͤter, Renten, und. Zinß halber vertra⸗ 
Ä 3 | — gen 


* 


4 


.-. 
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Ä gen, "oder ſich nachmale gutwilliglich vertragen 


wurden, die ſollen dabei bleiben: und ob ſolcher 


"Unterhaltung halb Zwiefpalt oder Misverftand 
fuürſielen, ſollen ſich die Partheien etlicher 


Schiedsleute vergleichen, und im Fall da’ fie 
von ihnen nicht vertragen, von uns Kommiſſa⸗ 
rien verordnet werden, die nach fummarifcher 


Verhoͤrung beeder Theile erfennen, was und 
wieviel zu Unterhalinng obgemeldeter Stüde 


gegeben werden fol; doch follen die, foder Uns 


terhaltung halb der Minifterien angefochten 


werden, ehe und dann diefer guͤtliche Austrag 
oder Veſcheid der Kommiſſarien gütlich oder 
rechtlich geörtert wird, desihren, fofiein Poſſeß 


find, nicht entfegt oder auch arxeſtirt und aufs 
‚gehalten werden, „Endlich fchliefl er damit: 


fo follen auch die Klöfter und Kirchen unzerbro⸗ 
hen bleibtn ,. und fonft auffechalb diefer Ver⸗ 


ordnung ſoll ein jeder geiftlihen Stande, uns 


angefehen welches Theils Religion er fey, 
bei: allen feinen Gutern, Einfommen, Renten, 
und Gulten, deren er in Zeiten des Regens— 


‚burgifchen Abfhieds in Poſſeß und Gebrauch 


gewefen , ungehindert bleiben und gelaſſen 


werden. * 


1) Rec, imp. cit. $. 89. 
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Andere unentſchiedene Refigionsfkrittigkeiten leg⸗ 

‚ten aber der Befolgung dieſer Sanctionen uns - 
uͤberſteigliche Hinderniſſe in den Weg. 


Dieſer Machtſpruch gieng eine ſolche billige 
Mittelſtraſſe zwiſchen der von den Evangeliſchen 
geſuchten voͤlligen Religionsfreiſtellung und der 
von den Katholiſchen gar verworfenen Nachgie— 
bigkeit, daß ohnerachtet beeder Religion Stände 
noͤthig fanden, bei der Unterſchrift wegen der 
Art, wie dieſe Diſpoſition ohne ihre Beiſtimmung 
gemacht worden war, ihre Rechte durch einen 
Vorbehalt zu wahren, beede dennoch deſſen Feſt⸗ 
haltung zuzuſagen Feinen Auſtand nahmen.: ı) 
Aber ſo reichhaltig dieſe Verordnung in Betref 
der zu Stiftern gehoͤrigen Renten war, ſo wenig 
enthielt fie etwas von der Freiſtellung der unmit— 
telbaren Geiſtlichkeit, und von dee geifklichen 
Gerichts barkeit: mas etwa in Bezug auf die Re⸗ 
formation mittelbarer Stifter daraus ſich folgern 
lies, war jo ſchwankend, daß eg jeder. Theil zu 
ſeinem Vortheil drehen konnte. Die an die 
Reichsabſchiede fih nicht gebunden achtende geift« 
lihe Dfficialate hatten indeß in ihrer noch ums 
befchränften geifilichen Gewalt dag Mittel, ſelbſt 
jene Klare Verordnungen von den Renten zum 
Vortheil ihrer Geiftlihfeit, und zum Nachtheil 
der evangelifchen Sandesheren zır eludiven. Kam 
‚nun od vollends das von dem Kaifer auf dem 

. Ze en 3 Reichs⸗ 
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Reichstag zu Augsburg publicirte Interim, 2) 
das die Evangeliſche ihrer Religionsficherheit wes 
‚gen aufmerffam machte, und von ihnen geöftens 
theils nicht aufgenommen ward, 3) nebft der aus⸗ 
drüclic gegen die Evangelifhe geſetzten Claufel 
hinzu, der Kaifer wolle der entwahrten geiftlihen 
Surisdiftion und Suter halben durch Kommiflas 
rien gütlihe Unterhaltung pflegen, und im Fall 
der Nichtvergleichung alsdann fold gebuͤrliche | 
Maas und Drdnung geben, dadurd) einem jeben 
das Recht erfolgen, und die Entfegten ohne maͤn⸗ 
niglichs billige Beſchwerde das Ihrige erlangen 
moͤchten: 4) ſo iſt leicht einzuſehen, warum jene 
obwol beederſeits angenommene Diſpoſition Vers 
trauen und Ruhe nicht herſtellen, und chen des—⸗ 
wegen auch ſelbſt zu einer allgemeinen Beobach⸗ 
‚tung. nicht kommen Fonnfe, zumal da ſchon vor⸗ 
her das Kriegsfeuer zwifchen den Katholiſchen und 
Evangeliſchen gusgebrochen war, von deſſen 
gluͤcklichen oder ungluͤcklichen Ansgang das ganze 
Schickſal der Evangeliſchen Religionsrechte „abs 
hieng. 5) 


1) Rec. imp. cit. 6. 103. 

2) Res, imp. de 1548. ı 

3) Rec. imp, daıssı. $. ob Eraenbrgpi. ia, 

4) Rec. imp..de 1548. 9. 3 

5) —— des Aligionefringe (Gotha 1755) 
® 44 7. 
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RE ju heben ein neuer Verſuch verabredet 
ward. 


Eben dieſer Krieg, deſſen Ausgang für bie 
Fatholifhe Parthie nicht fo erwuͤnſcht war, - als 
det Anfang hatte hoffen laſſen, bahnte durch die 
bei dem Waffenftillftand in dem fonenannten 
Paſſauer Vertrag verabredete zeichsrärhliche Ber 
handlung eines Religionsfriedens einer ſolideren 
Ausfunft den Weg. 1) Denn weiter als cine 
Anbahnung eines Fünftigen Vergleichs kommt 
diefer Vertrag felten in Betracht, der in fich 
auſſer der Wicderhohlung der ſchon oft genomme⸗ 
nen Abrede, daß auch zwifchen den verfchiedenen 
Keligionsverwandten die Ruhe durch bürgerliche 
Kriege nicht ferner geftört werden folle, wenig - 
von dem Berhältnig der. beeden ——— 
gegen einander entſcheidet. 


1) Paſſ. vertr. im Anhang $. 4. 


§. 70. | oz 

Hei diefem Verſuch wuͤnſchte der Kaifer die 

durch jene Sanction den Fvangelifchen zuge⸗ 
wachſene Vortheile ihnen wieder aus den 


Händen zu winden. 


Auf dem Neihstag zu Augsburg. im Jahr 
1555, mo der Religionsfriede geſchloſſen wurde, 
Fa Ä war 


* 
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war nun freilich die kaiſerliche Abſicht nicht, den 
Evangeliſchen die Vortheile einzuraͤumen, die 
ihnen ſein Machtſpruch in dem Reichsabſchied 
von 1544 zugewendet hatte, deren ſie aber bisher 
entbehrten, weil ſie ſolchen als einen Reichsver—⸗ 
faſſungswidrigen Machtſpruch, der zugleich in 
Glaubensſachen ihnen Normen auftraug, die ih» 
rem Bekaͤnntnis entgegen waren, nicht feinen 
ganzen $nnhaltnachannahmen. ($. 68.) Denn 
laut der feinen Gefandten mitgegebenen Inſtru⸗ 
ction fand er zwar jene. Verordnungen, daß je> 
den Stand feine weltliche Obrigkeit an, den geifts 
lichen Guͤter bleiben, und daß die Klöfter und 
Kirchen ungerbrochen erh alten werden ſollen, ganz 
billig. Dagegen wollte cr den Artikel, daß den 
Geiſtlichen jene Renten, deren fie zur Zeit des 
Kegenfpurgifhen Abfihieds im Veſitz geweſen, 
folgen follen, weil er die Geiftlihe von denen, 
die fie damale nicht mehrinnegehabt, ausſchlieſſe, 
abgethan, oder mwenigftens die Sache wie im 
Paſſauiſchen Vertrag blos in allgemeine, jeder 
Deutung fahige Ausdruͤcke eingefleidet willen, 
Bon dem Artifel, daß jedem Stift, Kloftr, 
ud, gl, ohngeachtet welher Religion das ſey, 
feine auswärtige Reuten an dag Det, da fold 
Stift gelegen, unweigerlich folgen ſollen, hielt 
derſelbe dafür, daß folder etwas gefaͤhrlich, da 
daraus zufhlieffen, daß die Geiftliche, welßhe von 
ihren Gotteshaͤuſern und Kirchen. vertrieben wor⸗ 
- den, und fo aus Noth ihre Nefidenz veraͤndert 
hatten, ihres Renten in jenen Sanden darum ent⸗ 

| beh⸗ 
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behren follten; indent, wenn gleich in der Folge 
ein Artikel nachfolge, welcher denen vorhin ſchon 
alfo ausgewanderten Geiftliher.ihre Renten ſiche⸗ 
ze, und dadurch jene Unbilligfeit zu verbeflern 
(heine, diefer fih doch nur auf ſolche Renten 
beziehe, die in denen Landen fieien, wohin fie fid) 
zu wohnen begeben hätten, alfo in der That jes 
nen Nachtheil ftehen laſſe. Weiter hielt der Kais 
fer auch für unleidlich, daß den Gefällen der Fas 
tholiſchen Geiftlihen die Unterhaltung der Minis 
ſterien fie die Kirchen der andern Religion aufs 
gebuͤrdet worden, da ſie doch allein vor die Katho⸗ 
liſche geſtiftet ſeyen, ja daß gar im Fall eutſtehen⸗ 
ven Zwieſpalts darüber und bei zwiſchen den 
Obmaͤnnern getheilten Meinungen ev Kommiſſa⸗ 
rien dazu verordnen folle, obmol ihm in derglei⸗ 
chen Sachen gar keine Gerichtbarkeit zuſtehe. 1) 
Er haͤtte alſo alle dieſe Artikel gern abgethan. 


2) Lehmann AR, pac. Reiig. Th. 1. B. 1. Kap. 29. 
| : $. 7u ! 
Mußte aber diefen Gedanken fahren laſſen, und 
ſich vielmehr auf die von den Evangeliſchen ver⸗ 
langte Ausdehnung des Friedſtands auf an⸗ 
| dere Punkte einlaffen. | 
So ſehr der Kaifer diefe Artifel ganz abzits 


thun wünfchte, ſo wenig war dies der Evangelia 
ee | ſcchen 
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ſchen Staͤnde Meinung, die vielmehr neben die⸗ 
ſem auch das Recht der Religionsfreiſtellung ſo⸗ 
wol fuͤr die Unterthanen als die Vorſteher und 
Glieder der unmittelbaren geiſtlichen Stiftungen 
zu behaupten ſich augelegen ſeyn lieſſen, wie das 
im Fuͤrſtenrath entworfene. Projekt des Melia 
gionsfriedens zeigt, im. welchen neben den neu 
begehrfen Punkten aud jene aus dem Speieriſchen 
Meichsabfchied angezogene' woͤrtlich wiederhohlt 
waren. 1) Ueber leztere gab es nun zwar keinen 
Worrtwechſel, deſto mehr aber uͤber die erſtere. 
Die Religionsfreiſtellung auf den geiſtlichen Stif« 
tern konnten fie gar nicht erlangen, vielmehr wur“ 
sten die Katholifche den ihr entgegen geſezten geift« 
lichen Vorbehalt durch Eaiferliche Autoritaͤt durch⸗ 
zuſetzen, und die Autonomie der Unterthanen 
Fonnten fie wenigftens nicht in das Friedensinſtru⸗ 
ment felbft- bringen, fondern mußten fich mit einen 
Hefonderen darüber erhaltenen unter dem Namen 
der ferdinandeifhen Deklaration befannten. Urs 
Ründe begnügen, Da nun auf—, diefe Weife fick 

die Entfhlieffung weit mehr dem anfänglich, im 
Kurfürftenwath entworfenen Projeft.2) näher 
te; fo ward-diefes zum Grund der nachmaligen 
Berhaudlungengenommen, 3) und gab daher nach 
eönvenitten mehreren Aenderungen den Stof- zu 
dem wirklich. angenommenen Friedensinſtrument. 
In diefem war gleich Anfangs die ausdem Speis 
riſchen Reichsabſchied erhohlte Verordnung uͤber 
die Kirchenrenten und deren Laſten kuͤrzer zuſam⸗ 
mengefaßt worden, und hatte dadurch an ihrer 
* —— ) LT DU 


1641 II. Stuck Geſchichte der 


Deutlichkeit und. Vollſtaͤndigkeit etwas verloren, 
ohne daß deswegen die Abſicht davon abzuweichen 
im mindeſten erhellete, die auch aus der Urſache 
nicht unterſtellt werden kann, weil einmal zwiſchen 
den Staͤnden beeder Religion ſo wenig als zwi⸗ 
ſchen den beeden oberen Reichsraͤthen damals ein 
Streit daruͤber war, und weil zum andern auch 
Stellen ausgeblieben ſind, die der katholiſche 
Theil, welcher die Annahme des Projekts vom 
Kurfuͤrſtenrath veranlaßte, 4) fallen zu laſſen, da 
der evangeliſche Theil ſelbſt nicht darauf drang, ge⸗ 


wis nie geſonnen war, zu B. daß die Kirchen und 


Kloͤſter unzerbrochen bleiben ſollten. Vielmehr 
ergiebt ſich hieraus ganz klar das: Als man des 
Kurfuͤrſtenraths Bedenken zum: Grund nahm. 
fo fand man die darinn Fürzer gefaßte Saͤtze aus 
dem Reichsabſchied von 1544 in die woͤrtliche 
Faßung, die im erſten Fuͤrſtenrathshedenken zung 
Grund lag, umzuſchaffen nicht noͤthig, weil mom 
beedes im Hauptweſen für gleichvielwirkend au⸗ 
ſah, da ohnehin die vorige Reichsabſchiede nun, 
fo weit fie dieſem Vergleich in: irgend einigem 

Punkt entgegen, ‚aufgehoben, 5} ‚eben dadurch 
aber in andern. damit harmoniſchen beſtaͤttigt 
wurden, wodurch von felbft in diefem Punkt der 
Reichsabſchied von 1544, als die Quelle, wor⸗ 
ius dieſe Abrede geſchoͤpft worden war, auch zum 
Maasſtab feiner Auslegung ward. 
I) Lehmann ED nn 
EN Ebendet Ch 4. — 
32. Kbendaf, Car- zu und get 10 


Z ri U, 0 er; 2 
1X em“ Fe 7 TR 4) 
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4) Wbendaf. Cap. . ⸗ 
5 Rec, imp. de 1555 $. 28. 


Wobei die Säge des vorgedachten Reichtad 
ſchiedes afle entroeder ausdrücklich oder folge - 
ws weiſe beftättigt wurden. - 


Die Difpofition, wie fie nun in dem Melia 
gionsfrieden ſteht, wich daher in ihrem woͤrtlichen 
Snhalt von ber oben angeführten Sanction des 
Speierifchen Reichsabſchiedes In folgenden Punka 
ten abꝛ a): Die oben-$..64, erzählte Stelle 
blieb ganz weg, und ward nur in den Generalſatz. 
Daß fowol.den Ständen alter Religion ſammt 
amd mit ihren — andern geiſtlichen 
Standes; : als auch den Staͤnden der Augsburgi— 
schen. Ronfefion ihre Renten ſaͤmmtlich unbes 
Schwert folgen, und leztereum die vorhin eingezoa 
‚gene geiftliche Guͤter, fo weit: die Geiftliche zur Zeig, 
Des Paſſauiſchen Vertrags nicht in deren Befik, 
geweſen, nirgends-angefochten werben follten; b) 
‚Die weitere $, 65 erwähnte Stelle blieb auch meg, 
und ward nur, fo weit fie nicht ſchon in vorer⸗ 
waͤhnter Sanftion (jedoch mit Verruͤckung des 
Zermines von der Zeit des Regensburgiſchen Abs 
ſchieds auf die Zeit des Paflauifchen Vertrags) 
lag, durch die kurze bei Erwaͤhnung der geiftlichen 
Stände beigefügte Parentheſe, (ohngeachtet wo⸗ 
Hin fie ihre Reſiden; DR) nach ihrer Te 
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fenheit beftättigt. c) Die Verordnung von Bi 
ftelung der Minifterien (F. 66.) ward gan 
wiederhohlt, nur mit Weglaflung des vorher au 
Die Zeit des Regensburgiſchen Abſchieds geftellter 
Maasſtabs in der Beflelungsart, und mic Weg 


laſſung der befonderen Erwähnung, daß gleiche: 


von den Renten unmittelbarer geiftlichen Stifter 
die ihre Reſidenz verrückt haben, gelte, weld 
durch den Bezug auf die vorhergehende von de 
Reſidenzverruͤckung handelnde Stelle, erſezt wart 
wobei fhon gefagt war, daß es jedoch mir Be 
ſtellung der Minifterien gehalten werden folk 
wie davon ein fonderbarer Artikel: geſezt fer 
Endlih d) die Difpofition über den fchiedsrichte: 
lihen Austrag ($. 67) ward aus dem erwaͤhr 
sen Meichsabfchied wörtlich beibehalten, nur da 
auf den Sal, da zwifhen den Schiedsrichter 
fpannige Meinungen und gleiche Stimmen fieleı 
flatt der vorhin geordneten Ernennung einer Ea 


ſerlichen Kommißion, deren der Kaifer fi ; 


unterziehen Bedenken nahm, und derendie Evaı 
lifche bei der damals allgemeinen Klage über d 
Partheilichfeit folder Kommißionen gern enthobe 


‚waren, nun die Erwählung eines Obmanns g 


ordnet ward, | 
I) Re imp. de 1555 $, 15: 22, 


Veen. 
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Dem ohnerachtet hatte die Folgezeit eine Menge 
Beſchwerden beeder Religionstheile, nicht über 
Unbilligkeit, wohl aber über ſchlechte Beob⸗ 
aachtung jener Sanction aufzuweiſen. 


Mit dieſer Convention, worinn zugleich die in 
den Speieriſchen Reichsabſchied verwebte Auf⸗ 
dringung beſtimmter Vorſchriften in Glaubens⸗ 
ſachen abgerhan wurde, war nun der Stein des 
Anftoffes gehoben, "welcher der Geſetzeskraft des 
blog aus Eaiferliher Machtvollkommenheit hierin 
Decidirenden Neichsabfchieds von 1544 entgegen 
ftand. Allein fo wie der Religionsfriede im Gans 
zen nicht zu Stiftung wechfelfeitigen Vertrauens 
zwifchen den Ständen beeder Meligionen  auss 
flug, fo mangelte es auch in Bezug auf die 
vorliegende Sanction nicht an Klagen über Miß⸗ 
deutung und Uebertrettung. Schon auf dem 
Reichstag vom J. 1559. Elagten die Augsburgis 
Ihen Confeßionsverwandte, daß die Nenten der 
Kloͤſter und Stifter, die ſchon reformirt ſeyen 
von den Herrſchaften der anderen. Meligion, 
unter denen ſolche Gefälle falen, aufgehalten 
und zum Öftern gar entzogen wuͤrden, alles unter 
dem Schein, als folte den Evangeliſchen ſolche 
Klöfter nicht, fordern blos die weltliche Unter 
thanen zu teformiren erlaube feyn, auch wegen 
Beſtellung der Minifterien und Interhaltung der 
Miniftorum- würde ihnen allerley Vefhwerniß, 
on g 3 Eins 
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Ein trag und gefaͤhrliche Bedrohung zugefuͤgt. 1) 
Eben dieſe Klagen widerhohlten ſie auf dem 
Meichstag von 1594 mit der beygeſetzten Urſach, 
wie an der Dichtabfolgung folcher unter katholi⸗ 
ſchen Herfchaften fallenden Renten die Provin⸗ 
sialen. und Prioren ſolcher reformirten Kloͤſter 
ſchuld ſeyen, die darauf bei den Obrigkeiten Arre⸗ 
ſte erlangten. 2) Sie brachten ſolche Klagen 


auch auf dem Reichstag vom J. 1013. wieder 


on. 3) Die katholiſchen Stande waren aber 
dieſer Befchuldigungen nicht geftändig, oder glaub⸗ 
Ten Recht darinnen, und die Befugniß zu Elagen 
auf ihrer Seite zu Haben, Sie befchwerten fich 
daher «uf erſtgedachtem Reichſtag von 1594 
daß ihren Stiftern die unter. evangelifchen Obrig⸗ 
keiten fallende Renten um geringfügiger Urſachen 
willen, wenn fie. glei hinlaͤnglich angefeflen 
feyen, verfümmert würden; dag man fie an Eins 
bringung ſolcher Gefälle dadurch hindere, indem 
man den Unterhanen verbiete ,„ fie Kaufz oder 
Deflandweis anzunehmen, oder in deren Eine 
fammlung gegen billige Belohnung huͤlfreiche 
Hand zu thun; daß man fie an Orten, wo fie 
Lehnherren der geiftlihen Pfründen ( Patroni) 
ſeyen, von den Kicchenrechnungen ausfchlieffe, 
die Gefälle unterdeffen anderswohin verwende , 


und hernach aus Mangel an Kirchenrenten die - 


Baulaften auf fie walge, den Pfarrern und 
Schuldienern erhöhte und übermäßige Kompeten⸗ 
gen ordne, und fie ohne des rechtlichen Austrags 
wm erwarten won ihnen erpreſſe; daß man unter 

| dem 
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wen Vorwand der Miniſterien fie zu unnoͤthigen 
und: allzufoftbaren Bauweſen anhalte, ‘die Zahl 
der Kirchendiener vermehre, beſonders Fiktälen, 
die in Kirchen anderer Obrigfeiten eingepfarzt 
ſeyen, davon abſondere, und. die Kompetenzen 
der neuen Pfarrer auf die Einfünfte aus ſolchen 
Filial⸗Kirchſprengeln werfe, auch wo ſolche micht 
zureichten fie denen Zinnßguͤtern und andern dazu 
gar nicht verbundenen Gefallen; aufbuͤrde. 4) 
Dieſe Befchwerden wiederholten fie auf dem 
Reichstag vom J. 1576. mif dem Bemerken, daß 

befonders auch) der Vorwand der Xheurung von den 
Evangelifchen: dazu gebraucht werde, ihnen Ihre 
auswärtige Kichengefälle. entweder. gar wegzu⸗ 
nehmen, oder deren Berdufferung um den halben 
Werth zu erzwingen; und ſezten die weitere Kla⸗ 
ge bei, daß die geiſtliche Zehenden, ihrer Im⸗ 
munitaͤt ohnerachtet, in den Collectationen zur 
Mitleidenheit gezogen würden. 5) Gleiche Wit 
derhohlung: geſchah von: ihnen:auf dem Reichstag 
vom. J. 1594, mit dem Beiſatz, daß befonders 
duch unnoͤthige koſtbare Gebau und Erhöhung 
der. Competenzen die. Gefälle ſo erfhöpft wuͤr⸗ 
den, daß die Stifter denen fie gehörten Feinen 
Nutzen davon ziehen koͤnnten, fondern wohl noch 
von dem hrigen zulegen müßten. : Dem fügten 
fie weiter bey, wie es unbillig ſei, daß fogar die 
evangelifihe Obrigkeit der eingezogenen oder aus⸗ 
getilgten Kloͤſter deren. Lehnleute die Lehen von ihr 
zu empfangen zwinge, da doch ſolche Lehen als 
Wacantguͤter anzuſehen ſeyen, und in dieſen und 

— 24 der⸗ 
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Bergleichen Fällen billig dem Orden deſſelben Ri 
fters oder dem: Viſae⸗ die — — 
wafiche. 6) 


2) Lehmann a. a. Di 2fe6 Zu t. Cap — 
2) Ebendaf. Cap. 65. —J— 
3) Ebendaſ. AR 74. F 

Auda Cap. 2. 

5) Allda Cap. Zr. und 33. 

6) Allda Cap. leg 


. 


j 7 74. 
Diefe wurden auch bei dem weſtr haͤliſchen gie 
denscongreß vorgebracht. — 


Dieſe wechſelſeitige Beſchwerden ſuchte jede» 
Zeil entweder. zu vechtfertigen , oder zu laͤug⸗ 
wien Rechtfertigen wollten. die. Katholifche die 
Nichtabfolgung der unter ihnen fallenden Nena 
ten von Stifter, die nachdem Paffauifchen Vers 
trag eingezogen worden, : weil deren aa 


eine friedensſchlußwidrige Entſetzung fey : 


rechtfertigen wollten die Evangelifhe, daß Pr ie 
alle-aud; auswärtige Gefälle in die Reforme ges 
zogener Stiftungen: behaupteren „und daß fie, 
wenn neue Kischendienfte oder Gebäude noͤthig 
ſeyen, folches auf die aus den Gemarkungen fal⸗ 
lenden Kirchenrenten legten, und die uͤbliche 
Schatzungen davon erhuͤben, weil die Diſpoſi⸗ 
‚tion über die Hauptſtiftung auch die uͤber deren 
Bugehörben 3 — eine ER so 
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Befikers von jener nicht Vacantguͤter würden, 
nach fich ziehe, auch ihnen die obrigfeitliche Rech⸗ 
te. ungeſchmaͤlert bleiben müßten. Dagegen 
läugneten fie, "daß fie foldhe Guter neuerlich und 
härter als andere ‚Guter in. Schakung zoͤgen, 
daß fie unnörhige Gebäude ihnen aufbuͤrdeten 
oder ſich des Austrags mweigerten, dem Gegen⸗ 
theil-, ‘wenn er feine Schuldigkeit abrichte, die 
Mensen dennoch entzoͤgen oder bedrücten, oder 
Güter zu den Kirchenlaften anjögen,. die denem 
vorhin nicht verhaftet gewefen: 2) und fo läuge 
neten die Katholifche ; daß fie ſich der ordenslichen 
Beſtellung der Minifterien je entzogen hätten: 3) 
Bei diefem Widerſpruch, der.nie zu einer allge⸗ 
‚meinen unpartheiifchen Unterfuhung und Erledi⸗ 
gung Fam, und zu dem das abwechfelnde Kriegs⸗ 
glück im dreifigjähtigen Krieg, daraus jeder Sie⸗ 
ger im vorübergehenden Moment des Gewinnfts 
möglidhften Nutzen zu ziehen ſuchte, ‚nur neuen 
Stof gab, war natürlid deffen Aufwarmung 
der. erſte Schritt, den jeder Theil bei dem weſt⸗ 
phalifhen Friedenscongreß that. Die Evanges 
lifche Elagten allda im Jenner 1646: a) „Rent, 
„ Zins, Gülten, Zehenden undıandre Intra⸗ 
zn den, fo die evangelifhe Stifter, Klöfter, 
„, Hofpitalien ꝛc. in Fatholifchen Landen zu fore 
„dern haben, ſollten vermög des Religions frie⸗ 
„. dens und KReichsabfchiede, ihnen unweiger⸗ 
„lich gefolgt, und b) von geiftlihen Gefälen, 
„ſo aus evangelifhen Drten in Farholifche Sande 
„ gehörig find, ‚die Minifterin, Schulen, Ho⸗ 
na 8 5 [7 ſpi⸗ 
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ſpitalien und Allmoſen, die: fie: vor deſſen zu 
„beſtellen ſchuldig geweſen, auch inskuͤnftige 
„beſtellt werden. Dieſem allen werde ſchnur⸗ 
„ſtracks entgegen gelebt, die Renten nicht ab⸗ 
„gefolgt, zu den Allmofen kein Evangeliſcher 
„gelaſſen, die Miniſterien und Hoſpitalien auch 
„nicht beſtellt, ſonderlich gehe in Reichsſtaͤdten, 
„darin vor dieſem beede Religionen beiſammen 
„geweſen, in dieſem Punkt große Beſchwerung 
vor.“ 4): Darauf antworteten aber die Ras 
xholifhe ada) „ Es gehöre ihnen von den auss 
y, Wwartigen Renten der eingejogenen Stifte gar 
nichts; nicht von jenen die zu Immediatſtif⸗ 
teen gehoͤrten, weil diefe wegen des geiftlis 
„ hen Vorbehalts anders nicht als widerrechtlich 
„in ihre Hande gefommen feyenz nicht von jes 
„, nen die zu Mediarftiftern ‚gehörten, welche 
nah dem Pallauifchen Vertrag eingezogen 
worden, weil fie diefe einzuziehen und zu bes 
figen wieder fein Recht harten; nicht von je 
nen endlich fo vor dem Paſſauiſchen Vertrag 
„, eingezogen worden, weil diefe ihnen nur fo 
„, weit als fie zu der Zeit ſolche befeflen hätten, 
„, überlaflen worden feyen, von deren ausmwärtis 
„ gen Renten aber die Evangelifche felten dem 
or Belig erlangt hatten, Wegen Beftellung der 
„, Minifterien aber ad b) würden die Augsburs 
„giſche Confeßionsverwandte Feine Urſache zu 
„klagen haben, da fie die Renten nicht eher abs 
„‚, folgen lieffen, bis die Minifterienjbeftellt ſeyen; 
w fondern fie, die Katholiſche, Hatten fich viels 

| „ mehr 
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; mehr zu befchweren, daß ihnen won’ dergleis 
„hen ihren Gefällen anders und mehr abzuſtat⸗ 
„ ten zugemuther und an vielen Orten thaͤtlich 
erzwungen werde, fo vor diefem nicht Herkom⸗ 
mens, zu diefer Zeit unerſchwinglich, und fie 
„ (die Evangelifche) aus dem Ihrigen den Kirs 
hendienern zu geben nicht im Brauch hate 
W. ten, en 5) er 


1) Lehmann a. a. O. 3.2. 6.66 
2) Bude Cap. 69. 

3) &bendafelbft Cap.2. _ | 

A) Von Meiern weftph. Fried. Handl. Buch 15: 
TE At ©. De Ze 
5) &bendaf. $. 3. ad Art 4 


“ 


$ 75. 

Die Evangeliſche verlangten eine die Anwendung 
jener Saͤtze auf die Renten ihrer Stiftungen be⸗ 
ſtimmt ſichernde Sanction, nicht aber eine 
Aenderung jener Saͤtze. | 


In nurgedachter Stellung erfhienen die Bes 
ſchwerden auf dem Friedenscongreß, und wurden 
ein Gegenftand der Traftaten. Der erfte Bor 
ſchlag zur Güte geſchah von den Evangelifhen 
im Sebruar 1646 dahin: „, Es folle a) bei dem 
klaren Buchſtaben des Religionsfriedens blei⸗ 
ben, daß Renten, die zu evangeliſchen Stif⸗ 
„tungen, fie moͤchten reichsunmittelbar ober 

Z— I x mit⸗ 
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„mittelbar, vor oder nach dem Religionsfries 
den in der Evangelifhen Hände 'gefommen 
» feyn, aus fatholifhen Landen gehörten, ges 
‚» folgt, auch das auf Fatholifhen aufferhalb 
$andes gelegenen Klöfteen von den Evangelis 
fhen hergebrachte Schutzrecht, Kaflenvogtei 
„ und andere Gerechtigkeit nicht widerfochten 


—„ würden. Sodann follten b) Gefälle die aus 





„ andern Territorien folhen Stiftungen zuftäns 
„ dig, die anjeßo ganz deftruitt und abgegangen, 
„ dem verbleiben, der im Jahr 1613 im Duafis 
„beſitz geweſen, folche Menten zu empfangen: 
„ſollten aber feit 1618 Klöfter defolat worden 
„ feyn, oder Fünftig in Abgang fommen, fo 
follten die Einfünfte, die aus andern Territos 
„rien dahin gewidmet, nachmals in das Terris 
„ torium folgen, darin das abgegangene Klos 
„ fter gelegen. c) Wenn ein Stift im Jahr 
„» 1618 fih im Quafibefig befunden habe, in 
anderen Territorien Rottzehenden zu fordern, 
„ſo folle eg dabei bleiben, welche Geiſtliche aber 
jr 1618 Novalzehemen zu heben nicht in Uebung 
„‚ gehabt, ſollten folches ferner auch nicht be⸗ 
‚„ gehren. d) Was im Meligionsfricden in $. 
„, Als aud) den Ständen ıc, geordnet werde, fen 
„‚, billig daß es unveranderlich gehalten werde, * 1) 
Die Katholifche fanden aber gleicd Anfangs nicht 
fie gut, fih auf diefe Vorſchlaͤge zu erklaͤren, 
fondern festen ihnen im Merz ſolchen Jahres ans 
dere entgegen, darin übergicngen fiedie Nenten, 
welche Evangelifche wegen eingezogener Kirchen⸗ 

| güter 
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giter aus katholiſchen Landen begehrten, ganz 
mit Stillſchweigen, und wollten nur über die ih⸗ 
zen Stiftern aus evangeliſchen Landen fallende 


Einkünfte fo diſponirt wiſſen: — daß 40 Jahr 


„ über davon die Miniſterien, Schulen und ans 
„ ders beftelle werden foßten, wie von. uraltem 
„ Herfommens, dagegen ſolle alle Neuerung abs 
„gethan, Eünftig Feine eingeführt, befonders 
„„ die Pfarrcompetenzen nicht erhöher, nicht der 

„ ganze. Ertrag der Einkünfte zu. Beſtellung der 
„ Minifterien verwendet, viehweniger, dazu et⸗ 
„ was: von andern diefen Laſten nicht gewidmeten 
„ Gütern und Gefallen. genommen, feinem. in 
„freier. Verpachtung oder felbfteignen. Exhes 
„„ bung: und Einführung der Zehenden feines 
Beliebens nah Entrichtung der gewöhnlichen 
„ Pfarrcompetenz von der Obrigkeit Eintrag 
gethan werden. * 2) | | 


ı) Don Meiern 90. D. 5, Art | 
2) Ebendaſ. 9. 9. * 
Beederſeits ward fich bei dieſen Traktaten auf 
die Verordnung des Reichs abſchieds von 1544 

als eine wechſelſeitige Wirkung habende 
— - Berordnung berufen. | 
Bei der merklichen Verſchiedenheit dieſer er⸗ 
en Vergleichenorfhläge, dis Im andern Punks 


ss 


un. 
} ‘ 
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ten noch weit ftärfer war, ſuchte jeder den ſeini— 
gen dadurch Eingang zu verſchaffen, daß er de— 
ren Uebereinſtimmung mit den älteren Reichsge— 
ſetzen zu zeigen ſich bemuͤhte. In den bei diefer 
Gelegenheit erſchienenen Rechtsausfuͤhrungen 
aͤuſſerten die Katholiſche, fo viel die vorliegende 
Materie betrift: ,, Es fey fchon in dem Speie— 
„riſchen Neihsabfhied von 1544 zur Megel 
„feſtgeſezt ($. 64) daß von auswärtigen Ren 
„ten die Sieferung an den Ort⸗ da das Stift, 
„Kloſter oder Haus gelegen, gefchehen: folle, 
„wovon nur zwei befondere Falle ausgenommen 
„ſeien, einmal wenn die Gefälle reichsunmittel— 
„baren Geiftlihen zuftünden, die ihre Mefiden; 
‚‚ verrückt hätten; zum andern, wenn mittelba; 
„re Geiftliche fhon vorher wegen Veränderung 
„, der Religion in andrer Stande Sande zu woh: 
„ nen fi begeben hätten. “ 1) Die Augsbur: 
giſche Confeßionsverwandte antworteten in ih; 
sen Schriften darauf: „ daß denen katholiſchen 
„Geiſtlichen, die unter katholiſchen Obrigkeiten 
„wohnten, ihre unter evangeliſchen Herrſchaf— 
„‚ zen zu hebende Renten vermoͤg des Speieri— 
„ſchen Reichsabſchiedes folgen ſollten, das ges 
„ſtehe man gar gern, Da dieſe Verbindlich. 
„keit dort wechfelfeieig feſtgeſtellt ey, mit 
„hin eben fo den evangelifhen Stiftungen zı 
„ gut fomme 2) Es feien daher die evange— 
„Lliſche Stände nicht blos ihre geiftlihe Suf 
„tungen zu teformiren, fondern zugleich aud 
„alsdann die dazu gehörige DNenten und GM 
| 88%, 
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ste; ſo unter der alten Religion zugethanen 
». Ständen gelegen, zu fordern befugt. Eben 
ſo fielen auch. eingegangene Klöfter den cvans 
„ gelifhen Ständen als ihrer Sande Bifhöven 
„.gleih andern Vacantguͤtern zu, fo gut als 
or. bei den Kasholifchen der Biſchov fi deren ans 
„ nahme, ohne ‚daß andere des nemlichen Or⸗ 
„dens daran. Anfpruch hatten, wie der Jeſuit 
„Raimann: in einem Bud, betittelt: jufta De- 
„.fenfio, ausgeführt habe. ” 3) Beede Melia 
gionstheile waren alfo hier noch einig, daß Uns 
trennbarkeit der auswärtigen Renten von ihren 
Stiftungen Regel fen. . 2... | 
2) Von Meiern a. a. O. 3.16 $ 1. Bell, 4 
Se N ar. WET 
2) Allda Beil.6. Nio. 0.00 

3) Kbendaf. Beil 5. Nro.7, 


N $ mn en 

An der erſten Faſſung gaben in der Folge die 
Evangeliſche einige eine minderbeträchtlis 

\ che Aenderungen nad). Be ie 
+ Sm Fortgang der Verhandlungen gaben die 
Evangelifhe, (nad vorher unter. ſich gepfloges 
ner Deliberation, „daß die Renten der. Stifter 
„, für die Zukunft. billig: mechfelfeitig dem auszu⸗ 
o, Folgen feyn würden, der im Jahr 1620 fid) im 
Auaſibeſitz befunden “) 1) m ihrem zu er 
a — | er 
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ſter im Sul. 1646. entworfenen Projekt ad a), 
fo weit nad), daß die zu ihren eingezogenen Stifs 
tern gehörige Renten ihnen nur fo weit bleiben 
follten, als fie im Jahr 1621 und irgend einem 
Theil deffelben noch dahin entrichtet worden; ſetz⸗ 
sen auh ad c) dem Sag, daß die Stifter, diein 
anderen Territorien zugemeldererZeit Novalzehen⸗ 
den zu haben nichtin Uebung gehabt, ſolches fers 
ner nicht begehren follten,, noch den weiteren bei, 
„daß ſie ihr Recht nicht erweitern. ſollten, ſon⸗ 
„dern wegen der inskuͤnftig etwa ſich herfuͤrthuu⸗ 
„enden Novalzehenden und deren Erhebung, es 
„ nach gemeinen befchriebenen Rechten, jedes 
„Orts Herfommen und rehtmäfigen Verträgen 
„ zu halten ſch.“ 2) Cs waren aber die Evans 
geliſche zu Osnabruͤck mit diefem Auffag nicht 
allerdings zufrieden, und ee wurde deswegen 
den Katholifchen nicht ausgehändigt, fondern 
ſtatt deflen auf einer gemeinſchaftlichen Zufams 
menkunft zu $angerih im Auguft 1646. ein andes 
zer verabredet, und in des Folge ausgeliefert, 
darinn war. ada) die Defchranfung des aus—⸗ 
wärtigen Rentenbezugs der evangelifhen Stifter 
auf ein Entfcheidziel wieder ausgelaffen, denen vor⸗ 
behaltenen weltlihen Rechten auf geiftlihe Güter 
nod) die Benennung der gung Oefnung und 

Sronddienfie beigefegt, auch diefer Vorbehalt 
nicht mehr blos auf auffer Sands gelegene Kirchen⸗ 
guter bezogen, fondern namentlich auf in und 
aufler Sands liegende beſtimmt. ad b) Bei den 
abgegangenen Stiffungen wardftatt des J. 1618 
Zar der 
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der ite Jenner 16021 als Termin genannt. ad c) 
Der Movaljchendbezug der Stifter ward nicht blos 
auf den Befig in dem Entfcheidziel,- fondern alter⸗ 
nativgefegt, nemlich, wo rin Seifedenz. J 
ner ı62 Durch rechtmäfige Vereräge dazu— 
befuge oder ſonſt im Quaſibeſitz geweſen. 
Sodann die übrige Falle von Movaljchenden, 
wo es nach gemeinen Rechten gehen folle, die in 
jenem Projekt durch den Ausdruck: wegen der 
insfün:cig fich eewa berfürchuenden Noval⸗ 
schenden und deren Erhebung, charakteriſirt 
waren, wurden jezt durch den Sag: zwiſchen 
allen anderen Ständen des Reichs aber bleibe 
es jet und künftig ꝛc. 2c. ausgedruckt, mit 
hin das Kennzeichen diefer Fälle nicht mehr in die. 
Natur des Hegenftandes, fonderit in das Verhaͤlt⸗ 
nis der berechtigten Perfonen gelegt. Endlich 
add) die namentliche Beftättigung der betreffen⸗ 
den Stelle ausdem Meligionsfrieden (die eigente 
lid) den gleihen Vortheil der katholiſchen Melis 
gionsverwandten bezielte) blieb weg, ohne daß 
hierzu eine Weranlaffung und Bewegurſache ſich 
zeigt. 3) Die Abſicht, dieſer Stelle kuͤnftig min⸗ 
dere Guͤltigkeit zuzugeſtehen, konnte es wenigſtens 
nicht zum Grund haben, weil im Eingang des 
Projekts der Religionsfriede allgemein beſtaͤttigt 
war 4) und gleich darauf die Evangeliſchen in 
ihren ferneren Deliberationen feſtſetzten, es muͤſſe 
in obigem Punkt bei ihrem Aufſatz oder dem Rea 
ligionsfrieden bleiben, alfo: beedes fir — 
lend anſahen. 


Gweiter Ch.) a 5, 








| 
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1) 9: Meiern a a. O. B. 20. 9.28. © Br 
2) Allda $. 30. Beil, 2.Nro. 18, — 
3) Ebenderſelbe B. 21 $. 9. Beil, 1. Nro 17. 

52uda Nro. To —— 
5 Ebendaf. F11Beil. 1. Art. ı7. 


— | §. 7%. | .} 
Da die Katholifche ſich damit nicht begnägten, 
machten die Schweden einen lateiniſchen von, 
den vorigen nicht: viel abweichenden Ent - 
er 2 wurf. * NER 
So betrachteten es war im: Hauptwefen die 
Katholifhen aud), und dufferten daher in ihrem 
den ‚Faiferlichen: Gefandten zugeftellten Beden⸗ 
ken: Was hier (nemlich im cvangelifchen Vor⸗ 
„ſchlag) von Renten: gemeldet wird, ſolch ala- 
„les ift im Religionsfrieden genugfam verfehen, 


y, dabei: diefer Artikel fo viel ex dem gemäs billig 


verbleibet. Was ſonſten der Novalzehenden 
halber in dieſem Artikel angeführt wird, iſt 
„den Katholiſchen in viel Wege nachtheilig, 
auch ohne das hieher nicht gehörig, daher. dies: 
„ fe Stelle auszuthun, und ce dießfalls bei dem 
„. gemeinen Recht zu. laffen ware.” 1) Da in⸗ 
deffen es mit. diefen Traktaten nicht fortruͤcken 

wollte, fo. verſuchte der Schwedifche Geſandte uns’ 

mittelbar mit den Kaiferlichen uͤber die Beſchwer⸗ 
den ſich in Handlung einzulaſſen. Er fertigte zu 


dem Ende in lateiniſcher Sprache einen Ver⸗ 


F gleichs⸗ 
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gleichs aufſatz, der in der Folge, weil dieſer Res 
ligionsvertrag dem Friedensinſtrument zwiſchen 
den kriegfuͤhrenden Maͤchten, das lateiniſch ges 
faßt ward, einverleibt werden ſollte, alſo auch 
lateiniſch ſeyn mußte, Grundlage des wirklich 
abgeſchloſſenen Verglichs geworden. In dieſem 
hies es: a), Die Renten, Zinſen, Zehenden 
und Guͤlten, welche vermoͤg des Religions⸗ 
„friedens denen unmittelbaren oder mittelbaren 
„vor oder nach dem Religionsfrieden erworbe⸗ 
„nen geiſtlichen Guͤtern der Evangeliſchen aus 
„den Laͤndern der Katholiſchen gebuͤhren, ſollen 
„ohne alle-Einrede entrichtet werden. b) Wo 
„auch die Evangeliſche einige Schutz⸗ Kaſten— 
„, vogtens Einnahmgz (Rec-ptioni ,) Gaſtfrei— 
„, (heitss (Hofpitslitatis, ); Dienfisz (Servitio- 
„ rum) Frohnddienſts- oder andere Gerechtig— 
keiten in den aciftlihen Gütern der Karholis 
„ſchen gehabt haben, oder ‚gleiche Rechte denen 
„, Katholifhen auf geiftlichen Gütern der Evana 
„geliſchen zugeftanden find, ;follen alle ihre von 
„rige Rechte ‚nleihlich behalten. ce) Auch die 
„Renten, Zehenden, Zinfen und Gefälle, wels 
„ be aus: andern Landen folhen Stiftungen ges 
„hören, die ſchon vorhin vorſaͤtzlich oder durch 
„ Zufall, ‚oder durch diefe efende Zeiten zerſtoͤrt 
„worden find, oder in: Zukunft etwa zerftöree 
j, werden, ſollen denen ausgezahlt-werden, . in 
„ deren ; Territorien der zerftärte oder veroͤdete 
„» Det: gelegen iſt. d) Welche Stiftungen: fers 
„ner den. ıfen: Senner 1624 indem Quaſibeſitz 
| % „des 
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des Rechts Zehenden von Neubruͤchen in frem⸗ 
„den Territorien zu erheben ſich befunden ha⸗ 
„ben, ſollen dabei auch in Zukunſtbleiben, aber 
„keine neue Berechtigung geſucht werden dur— 
„fen. e) Zwiſchen den übrigen Ständen des 
„Reichs und Unterthanen fol dag Rechtens 
„ſeyn, was die gemeine Rechte, oder jedes Orts 
„Herkommen von Neubruchzehenden verords 
„net.“ 2) Es kam aber dieſer Aufſatz nicht 
einmal zur Aushaͤndigung, vielweniger zu weiterer 
Verhandlung. 





1) V. meiern a. 0.D. $.13. Art. 17: 
2) KEbendaf. $. 39. yon 


G 79 


Bei dem die Evangelifche mit einigen Aenderuns 
gen aud) nachmals verblieben. 


; Die Faiferlihe Gefandte machten vielmehr - 
| umgekehrt im Februar 1647 einen Verſuch, eine 
neue ihnen angenchmere Faſſung durchzufegen, 
| die dahin gieng: „, wegen der Nenten, Zinfer, 
„ und Gulten der Geiftlihen folle es bei demje⸗ 
„ nigen was besfallsim Meligionsfrieden verords 
„ net worden bleiben, und diejenige Geiftliche fü 
„ aus ihren in der Augsburgifhen Confeßion 
„», Ständen Obrigfeit gelegenen Kirchen, Kloͤ⸗ 
„ſtern, und Stiftungen ausgewichen, und fich 
u unter die katholiſche Obrigfeiten zu wohnen bes 
ern i „ge⸗ 
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geben haben, unter welchen ein Theil derer zu 
ihren anderwaͤrts eingehabten Kirchen, Kloͤ⸗ 
ſtern, und Stiftern gehörigen Renten und Eins 
„‚ kommen gelegen ift, bei fold ihren eingehab⸗ 
„ ten Gütern und Renten ungeftört gelaffen wers 
„den. * ı) — Ein Projeft, das offenbar eine 
Aenderung des Meligionsfrievens und Speieri⸗ 
ſchen Reichsabſchiedes bezweckte, als dem eine ' 
folhe ohne Verluft der Renten vorzunchmende 
Reſidenzverruͤckung mittelbarer Geiftlihen ganz 
nicht gemäß wars ($. 65.) Sie wurden aber 
mit diefem Projekt nie gehört, die Evangeliſche 
übergaben ihnen vielmehr zwei andere Borfhläge, 
den einen deutfch gefaßt , der mit ihrem lezten 
($. 77.) in gegenwärtiger Materie bis auf die 
Herabftimmung des Entfcheidziels von 1621 auf 
1624 gleichlautend war, 2) und ein lateinifches, 
das aus dem Concept des ſchwediſchen Sefandten 
($. 78.) genommen doch in einigen Punften 
in diefer Materie abgeändert war. Denn fo 
war ad a) bei den Kirchenrenten ftatt des Aus⸗ 
drucks: denen geiftlichen Guͤtern, ‚blos gefegt > 
 denenStifeungen---gebühren. ad b) ‘Bet 
Benennung der vorbehaltenen weltlichen Rechte 
ward ſtatt der vermuthlid aus Mißverftand und 
Unvoiffenheit der deutfhen Werfaflung dort bes 
nannten Zinnahmssund Baftfreiheiterechten, 
hier die Benennung Oefnungs⸗ (aperıurz) und 
Asungs» (Hofpitationis) Recht an die Stelle 
‚gefegt, die Benennung der Dienftrecbre (Servi- 
siorum) aber gar weggelaffen, dabei die Ber 
| M 3— | mer⸗ 
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mcerfung des umgekehrten Falls, die dort mit den 
Worten: oder gieiche Rechte den Ratbelis 
feben auf geifttiche Büter der Evangeliſch en 

zugeftanden haben, geſchehen war, hier nur 
ducch den Ausdruck: oder umgekehrt, bezeichnet, 
zugleich auch dieſer Vorbehalt für die Evangelir 
ſche, deſſen Gegen fand vorhin mit dem Ausdrucke 


. geijilichen Güter der Rathohfchen, bezeichnet 


war, nunin Bezug auf Güter der katholiſchen 
Geiſtlichen mit dem Beiſatz, ſie moͤgen in oder 
auſſer Lands gelegen ſeyn, ausgedruckt. ad c) 


Die Faſſung der Stelle wegen eingegangener 


Kloͤſter wurde ganz umgeſchmolzen, und ſo ge⸗ 
ſetzt:“ Die Renten, Zinſen, Zehenden, und 
„Guͤlten, welche den Evangeliſchen wegen ſchon 
„zerſtoͤrter und zerfallener Stiftungen aus ans 
„dern Territorien gebuͤhren, *) ſollen denen ent⸗ 
„richtet werden, die den ıten Jenner 1624 ım 
„ Duafibefiz der Erhebung geweſen; welche aber 
„ſeit dem Jahr 1624 zerflört worden find oder 
„in Zufunfe eingehen werden, deren Gülten 

„ſollen auch aus. fremden Territorien dem: 
„, Hexen des zerftörten Klofters u. d. gl. oder des 

„Orts worinn foldes gelegen gewefen iſt, aus⸗ 
„ bezahlt werden.“ ad d und e)., Die, Vers 
ordnung wegen des: Neubruchzehendens blieb uns 
verändert, nur daß den gemeinen Rechten und 
dem‘ Herfommen, die darinnen für die übrige 
Keihsftände, und, Unterthanen zur Norm vorges 
ſchrieben waren, no lg eingegangene 
— beigeſetzt wurden. — 

I 


Et 


- 1) 
2) 
*) 
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V Meiern a. a. O. L. 25. 5. I. 

Ebendaf. $. 13. Beil 2. Art. 17. 

Sch überfeße: den Evangeliſchen wegen ſchon 
Zerſtoͤrter und zerfallener Siftungen — ge 
bübren. m Grundtexrt beißt es: Evangelicie 
fundationibus jam deftruttis et coilapfıs - - debi- 
tz. Denft man fi hinter dem Abort Evangelicis 
fein Komma, wie denn Wirklich in der von Mei⸗ 
erfchen Ausgabe keines ſteht, fogebören freilich " 


alle Worte gufammen, und Evangelieisijt fo gut 


wie ‚Fundarionibus mit feinenfolgenden Beiwoͤr⸗ 
tern ein Dativus, daß mithin der ganze Satz 


uͤberſetzt werden muß: welche denen Evange⸗ 


liſchen ſchon zerſtoͤrten und ʒerfallenen Stif⸗ 
tungen gebühren. Denkt man ſich aber hinter 
Evängelicis ein Comma, . das doch Jeicht ba „ges 
fanden und in den Abfchriften, die ber von 
Meierfchen Ausgabe zum Grund Hegen, ausge⸗ 
laſſen worden ſeyn fann ; fo iſt nur biefes Wort 


der Dativus ‚ Fundationibus mit ſeinen Bela 
5. wörtern aber der Ablativus, und muß alsdann 
wie oben geſchehen uͤberſetzt werden. Da nun 


die Kathouſche, wenn ſie in der Folge ſtatt des 


Worts Evangelicis, mit Beibehaltung der uͤbri⸗ 


gen Faſſung, Auguſtanæ Confeſſionis Statibus, (Ans 
ſtatt Statuum, wie es hätte heiſſen muͤſſen wenn 
Evangelicis in. jener Beziehung verſtanden 
worden wäre) einrückten, es offenbar in letzter⸗ 


waͤhnter Konſtruktion nehmen, und ſo es in das 


art 


Friedensinſtrument gefloffen tft; fo ſchien es mir. 
viel natürlicher daraus bie Meinung der in fich 
zweifelhaften Konftruftion zu erflären, als die 


‚damalige Katholiſche Schriftverfaffer bey diefer 


Wortwechslung einer falfchen Konftruftion zu 
Befhuldigen , da ohnehin im Hauptwefen bie: 


Sache auf eines hinauglauft. Siehe Rochs 


Snener Auffchloß über die Stelendes MB, Gr. wels 
a2 MM 4 che 
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che die Mediatkloͤſter, deren Guͤter und Gefaͤlle 
betreffen. ©. 130. | 
3) 9. Weiern a. a. D, Beil, 1. Art. 7. 


$. $o, 


Worauf endlid) beederfeits diefe Faſſung zur 
Grundlage genommen, und nur nod) über 
einzeine Ausdrücke traktirt ward. 


Endlich lieſſen fidy nun die Katholifhe naher 
auf die von den Evangeliſchen vorgefhlagene 
Faſſung des Vergleihg ein, legten in ihren im 
Merz 1647 herausgegebenen Vorſchlaͤgen jene 
nad) dem lateinifhen Auffag zum Grund, ſchick⸗ 
ten aber dabei noch den Sag voraud: „ Wegen der 
„» Renten aller Act, die zugeiftlihen Gütern und 
„, deren Befizern gehörig feyen, folle vor allen 
„» Dingen das beobachtet werden, war indem Mes 
„ligionsfrieden S. dargegen ſollen die Stände 
„ſo der Augsburgiſchen Confeßton u. ſ. w. 
„ und im $. Alsdann auch den Ständen der 
„alten Kelinion u. ſ. w. verordnet iſt. In der 
uͤbertragenen Faſſung des evangeliſchen Aufſatzes 
ſelbſt machten fie auch folgende Aenderungen: nem⸗ 
lich ad a) ward anſtatt der Worte: welche den 
Evangeliſchen — — Stiftungen gebühren. 
um den Ausdrud: Evangeliſch, zu vermeis 
den, gefeßt: welche der Augsburgifchen Ron⸗ 
feßionsverwandten Ständen, wegen— — 
geiftlicher Stiftungen gebühren, hiermit - 
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das Wort: Stiftung, durch den Beiſatz: geiſt⸗ 
lich, naͤher charakteriſirt; ſodann ſolcher Renten⸗ 
bezug, anſtatt daß es vorhin hieß: (die Zins 
kunfte — die den Evangeliihen — — ge 
bübren, follten gezahlt werden) nun durd den 
Beifag: (die — gebühren , und bei denen 
fie den Jenner 1624 im Beſitz der Erhebung 
gewefen find,) auf ein Entſcheidziel zuruͤckge⸗ 
füher, fo wie vorher foldies von den Evangelis 
ſchen zu Münfter ſchon einmal war auf die Bahn 
gebracht worden. ($. 77.) ad b) Bei dem Vor⸗ 
behalt der weltlihen Rechte, wo es in jenem 
Auffaglautete: wo die Evangeliſchen — Bes 
rechtigkeiten — gebabt haben, wurde durch 
die Einfchiebung der Worte: durch recht maͤßi⸗ 
ges erbringen oder Bewilligung gehabe, 
der Ausdehnung diefer Sanction auf neue Ans 
maffungen vorzubeugen gefucht, nicht minder die 
Beobachtung des gleichen im umgefehrten Full 
wieder fo ausführlich, wie fie in dem erſten ſchwe⸗ 
diſchen Entwurf ftand, verabreder, mitselft der 
Worte; gleichwie auch die Facholifche Seins 
de / wo etwas dergleichen ihnen auf Rirchens 
guͤtern, welche der Augsburgiſchen Con⸗ 
eßion verwandte Stände erlangt haben, zu⸗ 
ſteht; endlich ward dieſen vorbehaltenen Rechten 
die Einſchraͤnkung beigeruͤckt: jedoch fo daß nicht 
unter dergleichen Vorwand die Renten der 
Rirchengücer allzuſehr uͤberladen und ers 
feböpft: werden und deswe en die Ztiftungs⸗ 
geſetze unbeobachtec. bleiben muͤßten. * 
| | a 





185 1.©tüd. Geſchichte der 


Nahmen die Kaiferliche wegen: der eingegangenen 
Kloͤſter die vorgefhlagene Faſſung an, (F. 79 *) 
nur daß ſie ſtatt der Worte: den SEvangeliſchen, 
festen: denen Ständen, ſo der Augsbürgis 
ſchen Confeßion verwandt; und ſo behielten 
fie ad d und e) die Faſſung wegen des Neubruch— 
zehendens unveraͤndert bei. 1) Die Verſchieden— 
heit beeder Vorſchlaͤge beruhte alſo jetzt nur auf 
wenigen Punkten noch, beirdenen die Evangeli— 
ſche allein ad b) in der neueingeruͤckten Befchrans 
kung der vorbehaltenen weltlichen Rechte, den 
Ausdruck: daß nicht unter dergleichen Dors 
wand, in jenen andern, daß nicht durch den 
Gebrauch ſolcher Hechter, verwandelten, und die 
Worte, erſchoͤpft werden, und deswegen 
die Stiftungsgeſetze nicht beobachtet wer⸗ 
den koͤnnten, weglieſſen, alles andere aber beibe⸗ 
hielten 2) endlich aber wegen lezterer noch ſo 
weit nachgaben, daß die Worte, erſchoͤpft wer⸗ 
den, ſtehen bleiben moͤchten, wenn nur die uͤbri⸗ 

e wegfielen; 3) die Kaiſerliche lieſſen ſich nun die 
abgeredete Faſſung anzunehmen im April 1647 
gefallen und die Evangelifche behielten fie ſeit der 
Zeit auch bei, 4) nur daß jie im Junius folchen 
Jahres bei Ermahnung der Renten von fünftig 
zerfallenden Stiftungen anflatt aus (ex) frem⸗ 
den Territorien, feßten: in —— Rerkiten 
rien, 5) 


1) V. Wfeiern a. a. D. 2. 258. 16. 
2) Allda $, 17. 
3) Ebendafelbfi 9. 19 und 23. 


J 7 


4) 
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4) Allda $. 24 und 285. 
5) Auda B. 30. 5. 2. 
$ 81. 
Wodurch man endlich zu Annahme der Faſ— 
ſung, die jetzt im Friedensinſtrument ſteht, 
rn gelangte, 


So entſtand die Faſſung der im weſtphaͤliſchen 
Frieden befindlichen Sanction, die den Gegen⸗ 
ſtand dieſer Abhandlung ausmacht. Es heißt in 


dieſer Urkunde im ı sten Abſchnitt: „Wegen der 


m Renten aller Gattung die den Kirchenguͤtern 


„und deren Beſitzern gehören foll vor allen Dins 


„ gen das beobachtet werden, was im Religions⸗ 
» frieden F. dagegen follen die Stande der 
Augsburgiſchen Confeßion u, f. w. und $. 


“ 


“ 


y 


* 


“ 


* 


Renten hingegen, Zinſen, Zehenden, und 


„Guͤlten, welche vermoͤg des ſchon genannten 
Reltgionsfriedens den Ständen der Augsburgi⸗ 
„ſchen Confeßion wegen unmittelbarer oder mit⸗ 


‘ 


a) 


„telbarer, vor oder nach dem Religionsfrieden 


„‚, erlangten geiſtlichen Stiftungen aus den Lan⸗ 
„den der Katholifhen gebühren, und deren fie. 
„im Beſitz der Erhebung den 1. Jenner 1624 ge⸗ 
„weſen, ſollen ohne einige Einrede entrichtet wer⸗ 
„den. Wenn auch irgendwo der Augsburgiſchen 


Alsdann auch den Staͤnden der alten 
Religion u. ſ. w. verordnet iſt. Diejenige 


Confeßion Staͤnde einige Schutz⸗ Kaſtenvog⸗ 


+ „tey⸗ 
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tey⸗ Oefnungs⸗ Azungs- Dienſt⸗ undandere Ges 
rechtigfeiten auf den Gebieten und Guürern der 
katholiſchen Geiftlihen, ſie moͤgen in oder auffer 
Lands gelegen ſeyn, durch rechtmaͤßiges Her⸗ 
bringen oder Bewilligung gehabt haben, gleich⸗ 
wie auch die Katholiſche, wo etwas dergleichen 
ihnen auf geiſtlichen Gütern welche die Evan⸗ 

geliſche erlangt haben zuſteht, ſollen alle ihre 
vorige Rechte gleichlich dehalten, jedoch ſ daß 
nicht durch den Gebrauch derartiger Rechte 
die Einkuͤnfte der geiſtlichen Guͤtet allzuſehr 
uͤberladen und erſchoͤpft werden. Auch ſollen 
die Renten, nichtweniger Zehenden, Zinſen, 
und Guͤlten, welche den Staͤnden Augsburgi⸗ 
ſcher Confeßion nach zerſtoͤrten und zerfallenen 
Stiftungen aus fremden Territorien gebuͤhren, 


; denen bezahle werden, die im Jahr 1624 den x 


Kenner im Beſitz der Erhebung gewefen find, 
welche aber feit dem Jahr 624 zerſtoͤrt worden 
find, oder in Zufunft zerfallen werden, deren. 


Renten auch in fremden Territorien follen dem 
Herrn des zerfiörten Klofters, oder Dres wo⸗ 
rinn e8 gelegen war, entrichtet werden, Des⸗ 


gleichen welhe Stiftungenden ı Jenner 1624 


in dem Quafibefig des Zehendrechts auf Neu⸗ 
„bruchguͤtern in fremden Territorien waren, 


follen es auch in Zufunft bleiben, Feine neue. 
Rechte aber gefucht werden, Zwiſchen den 
übrigen Standendes Reichs und Unterchanen 


„ fol das Rechtens ſeyn, was dasgemeine Recht, 


oder jedes Orts Gewohnheit, und Obſervanz 
A von 
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„von Jehenden auf Neubruchguͤtern verordnen, 
odder was durch freiwillige Verireae abgeredet 


4 iſt.“ 7) 1) 
5) I, p. Osn, Ar. Vv. $ cxv) 15147. 45) Ratio- 


‚ne redituum cujusceumque generis.ad bona eccle« 
ſiaſtica eorumque pofleflores pertinentium ante 
omnia obfervatur id, quod in pace Religionis $. 
dagegen follen - bie Stände der -Augsburgifchen 
Confeßion &eı er 6. Alddann auch. denen Stäns 
den berlalten Neltaion &c. dispofitum invenituf, 
46) Illi vero reditus, cenfus, decimae, penſio- 
nes, que vigore jam dit pacis religionis Stati- 
bus auguftanz confeflionis ob immediatas vel me- 
diatas fundationes ecclefiafticas ante vel poft pa⸗ 
cem Religiofam acquiſitas e Catholicorum provin- 
ciis debentur, quorumque in poſſeſſione vel quaſi 
percipiendĩ A. 160 24. d. 1. Januar, fuerunt, absque 
alla exceptione ſolvantur. Sialicubiretiam augu- 
‚Stanz confeflionis Status quædam protectionis, 

‚ advocatiz, aperturz, hofpitationis, Operarumy, 
aut alia jura in Catholicorum ecclefiafticorum di» 
tionibus et bonis, five intra fivecxtra territorium 
fitis, legitimo ufu aut conceflione: habuerunty 
'guemadmodum etiam Catholici: ftatus,. fi quid 
„.ejusmodi iplis circa bona ecclefiaftica Aug, Conf, 
Statibus acquiliracompetit, omnes ex aequo Jura 
fua priltina retineant, ita tamen, ut ne per ufum 
ejusmodi jurium ‚bonorum eccleſiaſticorum reditus 
aimium pr2graventur et exhauriantur- 47.) Re- 
ditus etiam, nec non decimz, canones, er pen- 
fiones Aug. Conf. Statibus, fundationibus Jam 
deftructis et collapfis, ex alienis territoriis debitzy 
üsexfolvantur qui Anno 1624d. 1. Jan, in poffeflio- 
ne perceptionis vel quali fuerunt., Quæ vero ab 
Anus 1624, deſtructæ fustunt, aut in futurum 
con- 
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xoncident, earum penfiönes ‚etiam inalichis.terri- 
toriis Domino deftrutti monaltarii feu locı, in quo 
id fitum fait, exſolvantur, quæ itidem Fundatio-' 
nes die r. Jan. Anni 1624 in poffeffione vet gdaft 
juris decimandi e honis novalibus in alieno terri- 
aorio fueranit, ſint etiam inpofterum „ nihilautem 
onovi quris queratur, Inter .ceteros Starus:impe- 
rii er Sulsditos, id juris eſto, quod jus commune 
«ve! cujuscungue loci confuerwdo et obfervantia de 
©. decimisax banis novalibus conftituunt, aut per pa- 
2 &tiones voluntarias conventum et. * 


Bei der. Friedensvoljiehung Fam nebenher ein 
und anders vor, fü. hieher einſchlaͤgt. 


“Bei der Vollziehung dieſes Friedens finder 
ſich nicht, daß in der Anwendung diefer Verord⸗ 
nung auf einzelne Falle Streit entflanden wäre, 
wie denn überhaupt nicht viele ‚Fälle vorfamen, 
wo auf diefe Diſpoſition geklagt, und..daraus 
Meftitutionsgefuht ward. Was von den Erecus 
tionshandlungen zu merfen iſt, beftcht in folgen» 
den: a) Die Katholifhe wenn fie in gewiſſe 
Renten eingefezt zu werden verlangten, beriefen 
ſich zu Zeiten auf den Befig im Entſcheidjahr, 
öfter aber nur: auf dag der Hauptiiiftung auf 
folhe Zugehörden zugeflandene Eigeathum. 1) 
Bon Evangelifhen finder fih Naſſau⸗Dillen⸗ 
burg, das gegen Hadamar in die in den Landen 

lezterer Linie fallende Renten, die zuder Schule zu 
Herborn :gefiifiet worden, unter — 
| e⸗ 





1.0 
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Beruͤfung auf deren Beſitz im Entſcheidjahr Re⸗ 
ſtitution ſuchte. 2) b) Wegen der Beſteuerung 
der den Erfurtiſchen Kloͤſtern aus dem Saͤchſiſchen 
gebuͤhrenden Renten verlangte Kurmainz eine 
Herabſetzung auf den Stand des ıten Jen⸗ 
ners 1624. ohne daß jedoch erhellete, daß 
ſolche auch erkannt worden, 3). Das aber 
findet ſich, daß der Grav von Pappenheim 
wegen ber geiftlichen Schenfchaft und Kaſtenvogtey 
in dem Stift Kemptifchen Ort Groͤnenbach auf den 
Zuftanddes ıten Jenners 1624. reſtituirt ward; 4) 
wohingegen das Patronatrecht auf die Pfarren 
Haufen, weldes dem Marggraven von Brandens 
burg- Onolzbach abwechfelnd mit dem Biſchov von 
Bamberg ehehin zugeſtanden, ihm eben fo ohne 
Mudficht auf. den. Beſitz im Entfcheidjahr wieder 
zugeſprochen worden, wenn er nur zeigen wuͤrde, 
daß es ihm kraft eigenen oder von andern uͤber⸗ 
fragenen Rechts jugeftanden habe. 5) Eben fo 
ward auch in der beftandigen Wahlfapirulation 
für das Biſtum Osnabrück als. dem Frieden ges 
maß feſtgeſetzt, das Patronattecht bleibe ohne 
Unterſchied der Religion jedem, der es rechtmaͤſig 
hergebracht habe 6) c) Die mehreren Ständen 
zur Kriegsentſchaͤdigung groſſentheils mit der Er⸗ 
laubnis ihren geiſtlichen Stand auszutilgen zuge⸗ 
ſtandene Kirchenguͤter wurden ihnen nicht allein 
* u Theil, ſondern behielten auch nach folder Ver⸗ 
nderung alle ihre, auch auswaͤrtige Renten uns 
geſchmaͤlert, ohnerachtet bei der Abtrettung ſolcher 
Büter und ihrer Ansehen die. Beibehals 
fung 
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tung der letzteren auch nach der. Seculariſation 
nicht befonders und ausdrüdlid dabei gemeldet 
war, J = | 
1) V. Meiern Weſtph. Sr. Erecutionshandl. B. r. 
| $. 27, Beil, 5. “ | 2er 
+2) £bendaf: B. 5. F. ın. » 
3) Allda B 4. 6. 6. Beil, 1. | F 
49) Fabers Staatskanzlei Th. 5. ©. 19. 
5) V. Meiern a. a. O. B. 4. $. 7. Zeil. 3. und 


B. 5. G. II. 

6) Allda B. 11. 5. 8. 

Bei dieſer Stelle fallen folgende Zweifel vor; 
a) Ob die Catholiſche auch den Beſitz de 
Renten im Entſcheidjahre zeigen müffen? 

Doch muß e8 bei der Friedengerecution ſchon 

Gelegenheit gegeben haben, Betrachtungen ans 

zuftellen, ob der Weftphalifhe Friede eine Uns 

gleichheit einführe, daß die Evangelifche neben 
dem. Befis des Klofters auch den Befits der dazu 


geh'rigen Nenten in einem fremden Territorium 
indem Enrfcheidzielbefcheinigen müßten, die Ras 


— — 


tholiſche aber letzteres nicht nothwendig hätten; 


Denn es ward dieſe Frage auf dem Reichstag int 


Jahr 1653. von einigen Geſandſchaften aufges 
worfen, ohne daß fie jedoch zur Berathſchlagung 
und Eroͤrterung gekommen waͤre. 1) Die Rechts⸗ 


lehrer haben ſich uͤber deren Beantwortung in 


verſchiedene Meinungen getheilt. Eirige bejahen 


ſie 
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‚als Deckber, 2) Buckiſch, 3) Koch, 4) 


eh. 5): Andere verneinen fie, und zwar die 

‚mehrften in der Vorausfegung, daß in der von 

den Renten der Farbolifhen Stifter handelnden 

Stelle das Entfheidjahr vor ſtillſchweigend ion 
derholt zu achten fey, alfo diefe wie die Evangea _ 
liſche ihr Fundament in dem Entſcheidjahr fegem. 
müßtens als Henniges, 6) Wiofer, 7) von 
Günderrode 8) Corereji., 9) Kranz 10) 

Maier, 11) einigeaberinder Meinung, es fey- 
den Evangelifchen eben fo gut als den Katholifhen 

hinreichend, wenn fienurden Beſitz der Hauptſtif⸗ 

fung ins Entſcheidjahr erweifen, ohne den befons 

deren Bezug der Renten ———— als 

| ker. 1 2) 






1) Schilter de Pace Relig. Cap 9. 

“ 2) De Pace civ. Rel L. 1. C. ı2 Nro. 2. 

3) Obfervat. ad Inftr, Pac. Obf. 132 

° 4) Neuer Aufſchluß über die Stellen des weſtoh. 
Fr. welche die Mediatkloͤſter und deren Güter 
und Gefaͤlle betreffen. | 

5) Vertheidigung der rechtl. Staotsdetrachtungen 

über die Frage, ob die indem F Heßiſchen Bes 

biet gelegene Guter und Einkünfte der von dem 

Kurfürften von Mainz ım Jahr 1781. aufgebos 

benen drei Klöfter dem Kurfürften von Main 

oder dem Landgraven von Heſſen von Reichs⸗ 
rechtswegen zuſtaͤndig ſi nd. $. 33. 

6) Medit. ad Inſtr. P, Art. 3. $. 45. lit. e, der fi 
jedoch hierinn ſelbſt ungleich it, da er in ber 
Folge wieder eine Ungleichheit in —— 
J zugiebf. Ibidem $. 46. lit. a. | 


GSweiter Ch.) N u » 
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7) Von der Landeshoheit im Geiftlihen B.:: 
Cap. 5. $. 20. Don der beutfchen Religions 
verfaßung B. 2. Cap. 9. $, 11. | 

3) Abhandlung des deutihen Staatsrechts B. $ 
Cap, 2. $. 16. | 

9) Obfervar. ad Pac. Relig. Art. 7.$. 13. 

ı0) De eo quod circa reditus bonerum Eccleſ,. ht 
die juris eft. C. 2. $. 4. ' 

11) Geiftliches Staatsrecht Th. 1. $. 101. 

12) De Pace religiofa C. 8. $. 14. 


$. 84 
Sodann: b) Db diefe Verordnung auch ar 
Proteftanten unter fid) gehe ? 


Eine zweite Berfhiedenheit der Meinunge 
entftand über die Frage, ob diefe Verordnun 
auch auf Strittigfeiten der Evangelifchen unte 
fi anwendbar ſey? Die Stadt Franffurt hatt 
im ſechszehenten Jahrhundert das Weißfrauer 
Flofter reformirt, aus welchem Anlaß der Grau 
von Hanau deflen in feinem Gebiet gelegene Rer 
fen einzog. Hieruͤber verfielen beede vor deı 
Kammergeriht in einen Rechtsſtreit; da nu 
diefer bei dem Schluß des weftphälifhen Frieden 
noch unerörfert war, und nachher wieder aufgı 
wärmt ward: fo fhüste fi) Hanan unter ander 
auch aus diefer Stelle mit dem Beſitz im Ent 
fheidiahr, indeß Franffure die Unanwendbarkei 
diefer Sanction auf Proteftanten unter fich bi 
hauptete. Der Erfolgwar, daß das Kammerge 
xicht diefe Sache auf Beibringung einer 2 

| tiſche 
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tiſchen Erklärung, ob das Entfheidiahr hier auch 
auf Proteftanten unter ſich anzuwenden fey, aus⸗ 
fegte. 1) Eben darüber ift feit der Zeit eine 
groſſe Spaltung unter den Rechtslehrern. Die 
mehreften läugnen die Anmwendbarfeit des Ent 
ſcheidjahrs ſchlecht weg, als Decker 2) Itter 3) 
Schilter4) Henniges 5) Andere aber behaups 
fen, daß, wenn die Frage ift, obdiefem oder jenem 
vorhin durch die Neformarion ein gewiſſes geifts 
liches Gut oder deffen Nentezugefallen fey, allers 
dings ſolche aus dem Beſitz im Entſcheidziel ihre 
Entfcheidung. erhalten mülle, als Buckiſch 6) 
Kranz 7) Pütter 8) — 

1) Henniges in Medit. Spec. 9. in Mantiſſa. 

2) L. cit. Cap. 1% 9. 5. 

3) De Reditibus eccleſiaſticis ex aliono territorio de- 

bitis inter proteftantes controverlis Cap. 3. 

4) De termino reltitutionis bonor, ecclefiaft, 

5) Medit. adl, P, Art, 5. 9.47. lit. d, 

6) L. cit. Mbl. 135. J 

7) L. cit. Cap. 3. ji 

8) Infitur, jur. publ, $, 410, Nro. 2. 


$ 85 
Ferner: e) Ob zu Behauptung obrigkeitlicher 
Rechte oder kirchlicher Laſten von ſolchen Ren⸗ 
ten der Beweiß des entſcheidenden Beſitzes 
gefuͤhrt werden muͤſſe? | 


Eine dritte Verſchiedenheit ift die, ob die in 
diefer Stelle genannte obrigfeitliche Rechte, inte 
i er M 2 auch 
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auch die Beftelung der Minifterien fih auf dag 
Entfiheidjahr gründeren. In mehreren Sachen, 
mworinn Decker bedient war, fprad das Kammers 
gericht auf dergleihen Rechte ohne Zurüuͤck uͤh⸗ 
rung auf das Entſcheidjahr. ı)- Dagegen finder : 
ſich, daß bei der Proceßſache des Klofters Wads 
gaſſen mit feiner Landesherrſchaft diefe mit mans 
chen ſolchen Dbrigfeitlihen Rechten auf den Bes 

- fiß des Entfcheidziels verwiefen worden iſt. 2) 
Wobei man doch nicht fehen kann, ob diefe Rechte 
alt hergebrachte oder aus Gelegenheit der Mefors 
mation neu hervorgefuchte gewefen. Unter den 
Rechtslehrern find auch hier wieder get heilte Mei⸗ 
nungen, Einige behaupten, daß dabei nicht auf 
das Entfcheidjahr zufehen fey, als Henniges 3) 
Decer 4) Majer, 5) andere aber nehmen die» 
fes Ziel auch hier zur alleinigen Norm an, als 
Bundling 6) Wiofer. 7) | 


1) Decker 1. c. Cap. 12. |. 127 135. Be 
2) Mofer Reichsfama Th. 1. ©. 299. 453. 586. 
Th. 2. ©. 329. TH. 3. ©. 445 Th. 9. S. 247. 
| Th. 12. S. 208. 
3) Med, 1. c. $. 46, lit. p. & z. womit jedoch nich 
wohl vereinbarlich ift, daß er an einem andern 
Ort ziemlich das Gegentheil behauptet, Ididem 
2. 26. Lit. ee. und hh, 
4) De Pac. civ, rel, Can 12. $. 125 15. der ſich doch 
! ‚auch nicht' ganz gleich bleibt, da er die Praͤſenta⸗ 
tionsrechte ſchlechtweg auf das Entfcheidjahr 
gruͤndet. Ibidem $. 16. 
5) Seiſtliches Staatst echt Th. 1. $. 104. 
6) Difcours über den weſiph. Frieden. Art, V. & 
=... ‚46: V. Aperturz, Operarum, — 
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9) Er behauptet diefed vonden Kirchenbaulichfeiten 
im Staatsrecht B. 3. Cap 14 $. 43; von ber 
Beft. Dung der Minifterien überhaupt im Buch 
von der deutſchen Religionsverfaflung 2. 2. 
Ep. 9 $. 11; endlich von allen obrigfeitlichen 
Rechten auf folche Kirchengurer uud Renten, 
in der Abhandlung von der Landeshoheit im 
Beiftliben B. 4. Cap. 6. 5. 10. behaupfet je 
doch anderwaͤrts auf eine damit nicht wohl vers 
einbarliche Art, die weltliche Obrigkeit auf- fols 
- he Renten könne bei aller Reltgionsverfchtebens 
—heit dennoch niemanden beſtritten wetden, in 
sen nachbarlichen Staatsrecht B. 3. Cap. 3. 

— | 


G6. 86 
Endlich: d) ob die Verordnung wegen eingehens 
der Klöfter blos von ebangeliſchen Stife 
| tungen zu verfichen fen? 


Zu dem neueften und heftigften Streit giebt 
tie Stelle von den Renten zerftörter Klöfter den 
Anlaß. Schon bei Aufhebung des Jeſuiteror⸗ 
tens verfuchten einige Stande diefe Öelegenheit 
au benugen,, und die unter ihnen fallende Ren⸗ 
fen ausmwärtiger Klöfter von den Hauptftiftung 
zu trennen und vor fi zunehmen, dem ſich aber 
das Kammergericht widerfezte, das dem Fuͤrſtl. 
Haus Draniens Naffau gegen den Graven von 
Wi drunkel ein. Steafgebor, durch Abtrennung 
folher Renten dem Speierifhen Reichs abſchied 
von 1544, dem Religions/- und weftphälifhen 

N 3 Frie⸗ 
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Frieden nicht entgegen zu handeln, aud den 
Fuͤrſtl. Haus Baden gegen den Herrn Vifchor 
von Speier ein gleibes Errafgebot ertheilte, ı 
Mei Faiferlibem Meichshofrath flellfe man eben 
falle zum Orundfag auf, daß diefe Guter nid) 
für vacant angefehen,, noch (weniaftens was di 
Fundationsgüter betreffe, denn in Betref neuer 
worbener Zuaehörden machte man wenigfleng zwi 
fhen Karholifhen unter ſich allerlei Diftinctio 
hen, je nach der vorausgefezten Bedurfnis de 
Hauptſtiftungszwecks) von der Hauptftiftung ab 
gerrennt werden koͤnnten. 2) Bei einzelne 
Klofterabänderungen und Einzichungen, dere 
ſich hie und da indeflen auch zutrugen, gab es bi 
daher no feinen Streit. 3) Als aber im Jah 
1781 Kurmainz einige ferner Klöfter aufhob 
um die Güter und Einfünfte der hohen Schul 
zu Mainz zuzulegen, wurden von verfdiedene 
benachbarten Staͤnden deren auswärtige Rente 
mit Arreft befchlagen, indem diefe einen dadurc 
ihnen geſchehenen Heimfal behaupteten, unt 
dag jene Difpofition des weftphalifchen Frieden 
bier nicht anwendbar, fondern nur zum Vorthei 
evangelifher Stiftungen gemeint fey, auch nu 
phnfifche nicht moraliſche Deftruftion zum Gegen 
ftand habe, vorſchuͤzten, welche Behauptun 
Koch, 4) und Schnaubere 5) zu vertheidige: 
übernommen haben; wohingegen andere Rechts 
lehrer vorher und nachher, daß fie phufifche un 
moralifhe Defiruftion zum Gegenftand habe 
auf Eatholifche fo gur als auf evangeliſche Staͤn 

| di 
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de anwendbar fen, ausführen, als Henniges, 6) 
71.9. Böhmer, 7) ©. 8. Böhner, 8) J. 


| er Böhmer, 9) Schilter, 10) Maier, 14) 


J 


oth. 12) 
1) Roth a. a. D. $. 50. Er | | 
3) Mofire zwölf Reichshofrath6; Gutachten in ber 


36. | 
4) Neuer Aufſchluß u. ſ. w. Cfiebe oben.) 
5) Widerlegung der in Offenbach herausgekom⸗ 


— T Se ar ———— 
8) In der nachfolgenden Diſſertation im Anhang. 


9) Commentatio de jure occupandi ftatuendique de 


2 11) Geiftl. Staatsreht Tb. 1. $. 101 und 102? 


Doch feheint er dabei der Meinung beizuflims 
men, daß die Stelle nur von phyſiſcher Des 
firuftion rede. u — 

12) Vertheidigung der rechtlichen Staatsbetrach⸗ 
tungen u, f. w. (ſiehe oben $. 83-) Ä 


r, 4 
— 
.. . 
J 
« 
. 
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Drittes Stüd, 
Don den Kirchengefällen Katholifcher Stif⸗ 
tungen in auswärtigen evangelifchen |anden, 
und deren Rechten. (ad 1. P. Osn. 
Art.5. 9.45.) ° 





$ 87. | — 
Die vorliegende Sanction theilt ſich in mehrere 
bejondere Abſchnitte. 


4 De vorhergehende Geſchichte zeigt, daß und 
I aus was Urſach man aufler der allgemeis 
.. nen DBerordnung über die Nechte an denen in 
dem Entſcheidjahr nody beftandenen oder eingezos 
genen,’ mittelbaren oder unmittelbaren, ‚Kits 
Henftiftungen, einerbefondere Verordnung über 
deren. Bizugsguflerhalb des Landes, worin fie 
gelegen, zu machen noͤthig fand, und daß diefe 
im $. 45747. unfetes Friedeneinftrumensg liege. 
Der Fall hierbei ift gedoppelt, je nachdem von 
Renten folder Stiftungen, die den Katholifchen 
verblieben, oder folder, die von. den Evangelis 


= fhen am fi gebsacht wurden, die Mede iſt. 
Von lezteren redet der $. 46. deutlih: fol nun 
”. von jenen auch eine Difpofition vorhanden feyn, 





wie man bei der duschgehends fo forgtaltig beob⸗ 
+... 3 achte⸗ 
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achteten Gleichheit billig erwarten darf: 1) fo 
-Fann fie nirgend anders als in dem $. 45. geſucht 
werden, der eine Zuruͤckweiſung auf zwei be—⸗ 
nannte Stellen des Religionsfriedens enthaͤlt. 


9 Weine Abhandl. Th. 1. Einleit. F. 11. 


¶Dieſer erſte Abſchnitt redet von auswaͤrtigen 
Renten Batholiſcher Stiftungen. 


In dieſem Liege fie auch wirklich. Zwar lau⸗ 
ten die Beſtaͤttigungsausdruͤcke etwas allgemei⸗ 
ner, als daß man vorzuͤglich die Entſcheidung 
dieſes einen Glieds der beeden gegenüberfichens 
den Faͤlle darin ſuchen ſollte. Es heißt: In 
Anſehung derer zu geiſtlichen Stiftungen und de⸗ 
ren Beſitzern gehoͤrigen Renten ſolle vor allen 
Dingen das beobachtet werden, was davon in 
dem Roligionsfrieden, und deſſen namentlich ans 
gezogenen Stellen geordnet iſt. Allein ſiehet 
man nün dieſe angeführte Sanction an, 1) fo 
zeigt deren Einſicht gleich, daß darin von den in 
Handen der Katholiſchen befindlichen Stiftuns 
gen fowol überhaupt, als insbefondere von dem 
ren Renten und Gefällen in evangelifcher Herren 
Sande die Rede fen, Nach der befannten Auss 
legungsregel, daß eine bezichende Urkunde aug 
‚jener, worauf fie ſich bezieht, ihre Auslegung | 
empfange, 2) beſtimmt ſich alſo diefe Diſpoſition 
Mg auf 
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auf den vorhin ‚genannten einen der beeden Fälle 
um fo natürlicher, da der andre enfgegengefezte 
gleich in der Folge feine befondere Entſcheidung 
erhält. Verbindet man damit die Bemerkung, 
daß diefe Sanction des weftphälifhen Friedens 
auf mehrmals wiederholtes Verlangen der Kas 
tholifhen eingeruͤckt ward, nachdem die naͤchſt⸗ 
vorhergegangene Entwuͤrfe der Augsburgiſchen 
Confeßionsverwandten nichts davon enthielten, 
(8. 77) woraus ſich die natuͤrliche Folge darbies 
tet, daß fie au deren Intereſſe vorzüglich zum 
Gegenftand haben mufle; fo wırd man an der 
Michtigfeit jenes Sages nie langer zweifeln 
Tönnen, in welder daher auch faſt alle Ausleger 
einverftanden find, 3) 

1) Religiongfriede $ 21. 

2) Auch. ſaquis in aliquo C, de edendis. Leifer Spec, 
264. Med. 2. Berger E e&t. Proc. Execut, $. 6. 

3) Buckifch ad Pac. Osn. Art. V. Obf. 132. Decker 
de Pace civil, relıg L. 1. C. ı2. $. 1. Henniges 
ad Pac. Osn. Art. 5, $. 45. lit. a, KE, Böhmer 

‘de jure oecupandi &c. $, 35. 
‘ 3 Ku | 
$ 89. 
Er muß. aus dem Meligionsfrieden in Zufams 
menhang mit dem WWeftphälifchen erklärt 
J werden. 


Der Inhalt dieſer Verordnung muß alſo 
hauptſaͤchlich aus dem Religiousfrieden, | — 
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fi Tediglich bezogen ward, erlernet werden. Ein 
Grundfag ift aber dabei nicht zu vergeflen. Der 
Religionsfriede ift fo beftätigt, daß jedoch alles, 
was über die nemliche Materie in dem Weſtphaͤ⸗ 
liſchen enthalten ift, als eine ftete Auslegung 
deffelben betrachtet, mithin der Meligionsfriede, 
ee mag an ſich für. einen Sinn haben, welchen 
er will, ‘nie anders als diefen Modiſikationen ge# 
inas verflanden und’ angewandt werden darf 
Es ift ferner verordnet, daß, fo wie alle Generals 
zegeln ın ihrer Wurde bleiben ſollen, alſo fie jee 
doch nie gebraucht werden follen, . um ausdruͤckli⸗ 
che Specialfanctionen damit zu’entfräften. Ends 
li in gegenwärtiger Berordnung: felbft heißt. es 
don den angezogenen Stellen des Religions frie⸗ 
dens: fie follen vor allen Dingen (anıe 


emnia) beobachtet werden; ein Auedrud, den 


der Sprachgebrauch auf Gegenftande bejichts 
die ein Hauptaugenmerf ſeyn ſollen, worau 
man jedesmal zuerft feine Betrachtung richten, 

wobei man in vorfommenden Fällen fo lang vers 
weilen fol, bis hingutretende befondere Umftäns 
de eine Abweichung oder Nebenruͤckſicht erforz 
dern; ein Ausdrud alfo, der die Beobachtung 
gegenwärtiger Stelle zur Regel macht, die zwar 
ihre Zufäße und Ausnahmen haben kaun, bei des 
ten aber jeder zu verbleiben fo lang Grund hat, 
als eine ausdrudlihe Specialverordnung nicht 
ein anders oder mehreres nothwendig macht; ja 
ein Ausdruck, d.r:zugleich anzeigt, daß, weil 
nie dieſes allein, ſondern nur wor —*— 


zT . - 
— — 27 Ser Zu er —X 7 “ 
“ — * —⸗⸗ 
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Dingen beobachtet werden foll, die ganze Difpos 
fition uber diefen Gegenfiand damit nicht ers 
fhöpft fen, fondern dazu. noch ein mehreres ges 
höre, was mit oder naͤchſt dem beobadıtet wers 
den fol. 3) Aus allem. diefem fchlieffe ich: dies 
fe. Stelle, die hier zu einer Hauptregel -erflärt 
iſt, kann durch andere Hauptregeln des weftphäs 
Ifchen ‚Friedens nicht modificirt und enıfräfter 
werden, "weil fie fonft fein vor allen Dingen zu 
beobadıtendes Geſetz bliebe, fie. darf aber auch 
zur Entfräftung. anderer Specialfanetionen. nidye 
misdentet: werden, weil fonft mehr gefchahe, als 
fie blos vor. alen Dingen, d. i. als Regel, zu 
beobachten , und gegen andre. deutliche Ausles 
gungsgeſetze dieſes Religionsvertrags gehandelt 
wuͤrde; fie muß alſo in Verbindung mit den cons 
tieren Stellen des weſtphaͤliſchen Friedens era 
klaͤrt werden. + 0-7. | - 
2) 1. P. Osm.- Art. 5. 6.1. | 
. 2) Ididem Art. 16.9 5. ac — 
3) Henniges a. a. D. lit. d. Die Richtigkeit dieſes 
Sprachgebrauchs in beſonderer Anwendung auf 
den vorliegenden Friedensſchluß erhellet aus 
der Vergleichung mit nachſtehenden Stellen: 
nemlich: I: P: Osn. Art. 4. 8. 2. ifi: ‚ante 
omnia; Art. 5. $. 29. ibi: ante omnia; & 
Art. 15. $. 1. ibi: primo amnium, 
a) Wie Zenniges a. a. D. weiter aus jenen 
Worten fdhlteffen fönne, es gehe diefe Sanr 
tion. vornemlih auf die Renten katholifcher- 
Stiftungen, fehe ich ſo wahr der, Sag auch in 
fh iſt F. 88.) nicht ein. 


9.9 


— 
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. $. 90 
Die Landesherren find Hauptſubjekt, und lands 
fäßige Klöiter nur mittelbar durch jene, 
Subjekt dieſer Verordnung, 


Das Subjeft, dem zu gut die erfte diefer 
Stellen (denn vonder anderen wird ın dem folgens 
den Abſchnitt die Rede ſeyn) geordnerift, bezeiche 
nen die Worte: Die römifch Paiferliche Maje⸗ 
ſtaͤt, Aurfürften, Sürften, und Seände des 
- beiligenrömitchen. Reiche der alten Religion 
Serwandt, ſammt und mic ihren Capitelg 
und andern geiftlichen Stande. - Die Stellung 
diefer Worte, vornemlichder Ausdrud: famıme 
und mit; bemeifet, daß unmittelbare Reiches 
ftände das Hauptfubieft der Rede find, und daß 
mittelbare Kirchengefellfchaften nur in Gefolg von 
jenen, als Anhänge oder Zugehörden derfelben 
und ihres Staats, alfo nicht vor ſich felbft uns 
mittelbar, ‚fondern duch ihr Verhaͤltniß zu jenen 
mittelbar , Subjefte diefer Verordnung finds ı ) 
Eine unrichtige Folgerung wäre e8, wenn man 
hieraus fchlieflen wollte, es fomme alfo ſolchen 
mittelbaren Stiftungen allein der Gebrauch) dies 

fee Rechte nicht zu gut, fie Fönnten ohne Beis 
. ftimmung oder Vortrittihres Sandesherrn daraus 
ihre Dienten gegen einen evangelifhen Reichs⸗ 
Stand nicht verfechten. Mein! fie find einmal 
Subjekte, denen zu gut diefe Verordnung fteht; 
find fie es auch gleich nur vermoͤg jenes Verhaͤlt⸗ 
Mr uiſſes, 
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niſſes, ſo kann doch dieſes, ſo lang jenes Ver⸗ 
haͤltniß beſteht, ſie nicht hindern, Gebrauch von 
dieſer ihnen zu gut geſchriebenen Verordnung zu 
machen. Aber das wird man mit Recht daraus 
herleiten dürfen: weil fie mittelbar in Gefolg ih⸗ 
zes Sandesheren, auc vorzüglich diefem zu aut, 
zur Theilnahme an diefer Verordnung zirgelaflen 
find; fo haben nicht blos fiedas Recht, fich ders 
felben wegen ihrer auswärtigen Renten zu bes 
dienen, fondern auch ihr Sandesherr hat vor fidy 
und unmittelbar ein eignes Recht hierzu Fraft dies 
fes Vertrags. 2) Wenn dahır eine foldhe Kir⸗ 
hengefellfhaft in dem Bezug jener Renten ger 
ſtoͤrt wird; fo kann einmal fie felbft, es kann 
aber auch mit und neben ihr, ja au, wenn ſie es 
nicht Fönnte oder nicht wollte, ohne fie unmittels 
bar, ihr Sandesherr auf Beobachtung viefer 
Sanction Flagen. 3) | 
1) Everhardi a Middelburg loci argumentorum legalas 
L. 109. $. 3. Besold thef, pract. V. Mir, Sampt. 
2) Die Bündlichkett dieſer Schlußfolgen mag ein 
ähnliches Beifpielerheitern.. Wenn 5.3. einem 
Reichsſtand mit allen feinen zugehörigen Lands 
Leuten, und Unterthanen die Zolfreiheit an ges 
wiſſen Zolftädten , oder die Eremtion von 
gewiffen Gerichten, u. d. gl. verliehen wird: 
fo zmeifelt fein Menfch, daß obwol deſſen Unters 
thanen nicht für fi, fondern vermög ihres Vers 
bands mit ihrem Landesherrn, an jenen Freihei⸗ 
ten Theil nehmen, dennoch der. Untertyan , der 
biergegen beſchwert wird, für ſich ſelbſt daraus 
jene Freiheiten zu verfechten berechtigt ſey; aber 
eben ſo mit und neben ihm, ja auch — 4 
uicht 
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nicht will oder nicht kann, ohne ihn, der Lans 
desherr ald das Hauptſubjekt des Privilegs auf 
deſſen Aufrechthaltung Hagen könne. 

3) Daßder Landsherr hieraus ein eignes Klagerecht 
habe, iſt zu allen Zeiten unbeſtritten geweſen. 
Decker Vindicie juris Cameralis, Tit. 28. Num. 
68. Roding Pandect. Camerales Tit. 6. $- 8. 
Daß aber eben dies auch mittelbaren Perſonen 
zu gut komme, wurde oͤfter bezweifelt als erkannt. 
Ibidem l. c.. Der Grund hierzu, der nur darin 
lag, meilallein unmittelbare Stände Paciſcenten 
gemwefen, deren Bortheil bei dem Vertrag der 
Zielpunkt geweſen fey, iſt zu Beftreitung des etgs 
nen Rechts folcher mittelbaren Perfonen zu 
ſchwach. Denn wer fiehet nicht ein, daß jeder 

‚ feine wolerworbene Rechte deswegen nicht mins 
der zu verteidigen befugt fey, weil ihm folche 
vorzüglich in Nückficht eines andern zugelegt wur⸗ 
den? So wie daher ed immer andere gab, die 
biefe eigne Befugniß der mittelbaren Perfonen 
anerfannten; Brunnemann jur.ecclef P,2.Cap. 6, 
Conf, 5. Blum Proceſſ. Camer, Tit. 28. Nro, 68» 
Gylmann Symph, T. 1. P, 1. T. 3. Vol. ıı, 
und darinn noch befonders den Eingang des Re⸗ 
ligionsfriedens, kraft deffen er auch zu Derftels 
lung der Ruhe zwiſchen Ständen und Unterthas 
nen beſtimmt ift, (Religionsfriede $. 13.) fos 
Dann die KRammergerichtdordnung, welche ohne 
Unterſchied allen Befchwerten, mer dieauch wär 
zen, auf ihr Anrufen Schuß bei dem Innhalt 
ded Neligionsfriedens verfpriht: Rammerges 
rer Th.2. Tit. 10. . 16. Reichsabſch. 
v. 1566. $ 6. zur Seite hatten: fo kann alles 
dieſes feit dem meftphälifchen Frieden noch viel 
weniger bezweifelt werden, der unftrittig auch 
der mittelbaren Stände und Unterthanen Sichers 
deit bezweckt, ‚und ihnen‘ ein eignes rn 

| e 
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beilegt, I. P. Osn. Art 5.:$. 30. Art. 17. $.4. 
man vergleiche Süindermahler de jure agendi in Cau- 
fis Religionis. Suevus de paceRelig. Diſp. ı2. Th. 7. 
Schüz Disp, ſur. publ.V. 2.D. 2 P, ı7. undvon 
dem diefe Sanction jezt integrirenber Theil iſt. 
Selbſt diejenige, die ehemals dieſes läugneten, 
behaupteten doch, daß, wenn der Landesherr fein 
Klagrecht zum Schutz diefer mittelbaren Perfonen 
nicht gebrauche, dieſe aus dem Titel verlagter 
Gerechfigkeit des Selbſtgebrauchs ſich bemädhtis 
gen könnten, Decker a. a. D. Syring de Pac. re- 
lie. Th. 54. lit. d, dasalfo am Ende auf nichts 
al8 nirgendgeordngte, unnöthige, und verzös 
gerliche Formalitäten hinauslief. | 


G. 91 
Und gehören nur jene mittelbare Kloͤſter hieher, 
welche Eatholifchen Landesherrn unterwor⸗ 
fen find. 


Eben aus jener Bezeichnung des Activſubjekts 
diefer Stelle fließt weiter, daß hieher nur die mits 
telbare KRiechengefelfhaften tarbolifcher Reiches 
ſtaͤnde gehoͤren, daim Eingang diefe Reichsſtaͤnde 
deutlich benennt, und dann durch den Zuſatz, 
ſammt und mie ihren Capiteln und andern 
geiſtlichen Stands diefe mittelbare Kirchenſtif⸗ 
tungen nur in fo fern, als fie die Qualitaͤt haben 
jenen Reichsſtaͤnden zuzugehören, genannt werden 5 
doch find denen jene gleich zu achten, die erſt nach 
dem weſtphaͤltſchen Frieden unter evangeliſche Lan⸗ 
desherren gekommen find, 1.) De Aue 

vo. e 2n 
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nicht ausſchließt, daß Katholiſche mittelbare Stif⸗ 
tungen evangeliſcher Lande eben wohl in / dem un⸗ 
geſtoͤrten Bezug. ihrer. auswaͤrtigen Renten blei⸗ 
ben ſollen; 2) fo darf auch jener Satz nicht aus⸗ 
ſchlieſſungsweiſe von den Stiftungen in katholiſchen 
Landen verſtanden werden, ſondern er heißt nur. 
fo viel: nicht aus die ſer Stelle haben die andern 
jenen Schuß zu fuhen, der ihnen eben deswegen 
anderwärts nach dem Beſitz im Entfcheidjahr zum 
gefagt iſt. 3) | | 


1) Weine Abhandl. Th. 1. 8.69... 
2) Unius politio ‚non eft alterius negatio, 
3) I. P. Om. Art. 5.9. 2, 25 und 26, 


5 


‚$ a ee Fe 
Nur die Schufdigkeit der evangeliſchen Stände 
| wird hier feftgefest. RE 


Das Paßivſubjekt diefer Stelle, diejenige 
nemlich, deren Schuldigfeit hier beſtimmt wird, 
find die Stände, foder Augsburgiſchen Con⸗ | 
feßion verwandte, alfo wieder Reichsunmittel⸗ 
bare Perſonen. Evangelifhe Reichsſtaͤnde konn— 
ten nun auſſerhalb dem ſchon vorher verbottenen 

al öffentlichen Kriegs den katholiſchen Stiftern 

atholiſcher Reichsſtaͤnde jene Renten, die ſie in 
em Sande, worinn fie lagen, oder in anderen ka⸗ 
tholifhen Landen bezogen, nicht entreiſſen, noch 
damit ihre Staatsgewalt in fremden Territorien 
(Zweirrch) DT u 
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ausüben. Diefer Unmdglichfeit wegen, war fol, 
ches nie verfuht, noch alfo zu einem Gegenftand 
des Streits und der Vereinigung darüber gewors 
den. Dur bei denen Gefallen, die folde Stifter 
in evangelifcher Herren $anden bezogen, war eine 
folhe Entziehung ausführbar und mehrmal vers 
fucht worden. ($. 5659) Beweißgenug des oben 
vorausgeſchickten Satzes, daß diefe der Haupt 
anlaß und Vorwurf dieſer Sanctionfeyen. Sind 
übrigens ‚hier nur allein unmittelbare evangelifche 


HMeihsftande genannt, fo Fann auch nur gegen 


diefe, und nicht gegen Landſaſſen und Unterthas 
nen hieraus geflagt werden, 


F. 93. 


Beil Landſaſſen nie in den Fall kommen konn⸗ 


"te, die hier verbottene Tisanungen vorzu⸗ 
nehmen. 
Warum find aber hier nicht: Sandfaflen und 


Unterthanen, wenigftens ſammt und mit ihren 
£andesherren genannt? Deswegen ifts wohl nicht 


geſchehen, als ob ſolchen die ihren Landsherrn vers 


fagte Freiheit, jene Stifter ihrer Renten zu enß 
ſetzen, vergönnt wäre, das begreift jeder leicht, 
Ehen ſo leicht läßt ſich aber auch die wahre Urfache 
entdecken. Solche Entzichungen koͤnnen eine 
doppelten Grund haben: Einmal können ſtrittige 
Erwerbstitel, ftrittige Beſitzrechte, kurz Privat⸗ 

Veräleauf Ihe Grup feyn, Dann baßt der Be⸗ 


grif 


>» Ay 4* 
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grif ſolcher Entziehungen freilich auch auf mittel 
bare Perſonen: dann hatte aber auch die Religion 
in dieſe Haͤndel keinen weſentlichen Einfluß; es 
konnte nicht beſtritten werden, End ward nicht bes 
firitten, daß diefe zwiſchen Evangelifhen und 
Katholifchen eben ſowol als zwiſchen ‚erfteren oder 
Tegteren unter. ſich allein, nad) den Grundfägen 
des gemeinen Privatrechts zu entfcheiden ſeyen. 
Wer 3. B. wird wohl, wenn einem Farholifchen 
Stift gewiſſe Gefälle geſchenckt worden wären, 
und die Erben des Schenferg diellebergabe, weil 
fie inofficios, weil die Gefälle unveräufferlich 
Stammgut, weil die zum Kontraft nörhige 
gefeslihe Erforderniffe nicht beobachtet wors 
denfegen, u. d. gl. anfchten wollten, wer 
wird, fage ih, Anftand nehmen zuzugeben , 
daß fo gut, wenn die Erben Evangelifh find, 
als wenn fie gleihwie die beſchenkte Stiftung Ka⸗ 
tholiſch wären, fein Theil fi) eigenmächtig in den 
Befig dringen dürfe, fondern die Sache rechtlich 
ausgeftagen, und dabei nicht die Meligionsvers 
fchiedenheit oder Uebereinftimmung, fondern allein 
die Rechtslehre von Inofficioſitaͤt, Unveräuffers 
barfeitder Guter, Form und Weſen der Kontracte, 
Grund der Enifcheidung werden muͤſſe. Ueber der 
gleihen Privatſtrittigkeiten zu difponicen war alfo 
weder nothwendig „ nach dem Anlaß und der Abs 
fiht des Religionsfriedens gemäß, _ Diele gehen: 
nach wie vor ihren gefeßlihen Gang fort, ohne 
daß fie der Meligionsfrieden flüge oder hin 
dert, ı) | ur | | 
| D 2 | 1) 
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1) Schilter de pace religiofa C, 8. $. 4. Decker de 
pace civil. relig. L, 1. Cap, 38. Nro 8.und L. 2, 
Cap. 59. Nro. 2r. Reichart de termine reſtitutio- 
nis RR — $. ıı, 
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Anden bier allein von Trennungen, die aus dem 
Meformationsrecht flieffen, die Rede iſt. 


Nur die Frage bedurfte einer Entfcheidung, 
und veranläßte die vorliegende Sarction, ob 
Einziehungen, die aus dem Dberaufltchts und Die 
rektionsrecht der Dbrigfeit, und des daher abges 
Teiteten Beurtheilungsechts von der Muͤtzlichkeit 
oder Unnuslichfeit der Derwendung, kurz aus 
dem Reformationsrehf ihren Urfprung nehmen; 
Beſtand haben Fönnten oder niht? War es nun 
auch zu der Zeit, als noch zwiſchen beeden Kelis 
gionstheilen unentfchicden war, ob das Refor— 
mationsrecht ein Ankang der Territorialobrigkeit 
ſey, oder gar nicht Platz greife, doch bei beiden 
ausgemacht, daß deſſen ſich anzumaßen keinem 
mittelbaren Stand oder Unterthanen zuſtehe/ 
und litten daher die evangeliſche fo wenig als die 
katholiſche Reichsſtaͤnde, daß ein ſolcher fi) def 
fen anmaßte: fo Fonnten ſolche Entziehungen, 
wovon hier die Rede ift, aud von nientand ale 
Keichsunmitrelbaren Standen gefchehen : was 
mittelbare Perſonen dabei wirften, konnte nur 
aus Befehl oder‘ RR itets a | 
Kraft 


e d 
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Kraft haben, fiel alfo immer hauptfählih auf 
diefen alg Urheber zuruͤck. 1) Niemand als dies 
fer allein Eonnte und durfte Paßivſubjekt diefer 
Stelle werden; 2) un allen Einzicehungen der 
Stiftungsgefälle vorzubeugen, gegen mittelbare 
Perſonen, die nicht einziehen, ſondern nur beein— 
traͤchtigen konnten, zeihte der Schutz des Pri⸗ 
vatrechts hin. 


1) Is damnum dat quijubet dare, ejus vero nulla cul- 
paeſt, cui parere necefle eft, L. 169. pr. f. de Reg. 
“Fur. 

2) Das hindert aber nicht, daß nicht mittelbare, die 
einem dieſem entgegen handelnden Landesherrn 
Rath und Huͤlfe Ietfien, zugleich mit ihm, wie 
in allen anbern Kallen, belangt. und davon abs 
zuſtehen angehalten werden fönnten. Gail L. ı. 
Obf. 19. Schwanemann Obſ. 25. Denn in diefem 
Tall iſt ed nicht eigne Uebertrettung jenes Geſetzes 
(deren fie nicht füpig find) fondern Theilnahme 
an einer uuerlaubfen Handlung, weswegen fie 
zu Recht nie muͤſſen. Cramer Syftema Procell. 
imp. $. 497 & 93. J 


95 
Die Schuldigkeit bezieht ſich auf alle Beſitzun 
gen ſolcher katholiſchen Staͤnde und ihrer Land, 
ſaſſen, beſonders auf ihre auswärtigen Ren⸗ 
‚ten. 


Das Dbjeft, wovon diefe Stelle diſponirt, 


ſind berhanpt alle Dejigungen katholiſ cher Reichs⸗ 
DI ſtaͤnde 


J 
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ftände und ihrer Sandfaflen. Derjeniae Theil der 
Diſpoſition aber, in deffen MNuckficht jene Sans 
ction des Religionsfriedens in dem Weſtphaͤliſchen 
noch namentlich beftättiget ward, wird in letzterem 
mit dem allgemeinen Ausdrud: Renten aller 
Are, den geiftlichen Gütern und ihren de 
fisern zugehörig, darafterifiret. Vorhin war ı 
haufig Streit aewefen, ob die Gefälle eine Zuges _ 
hörde der Stiftung, oder allein der kirchlichen 
Geſellſchaft, fir die diefe oder jene Kirchenftiftung 
gewidmet war, fenen, ob nur der Genuß dielen Ges 
felfchaften und dag Eigenthum der ganzen Kirche, 
oder ob erfteren beedes zufich.e Die Karholifche 
leaten das Eigenchum fo wie den Genuß den firdys 
lihen Gefelfhaften in ihren Behauptungen gegen 
die Evangeiifche, obwol fonft ihren Grundfagen 
entgegen, bei: teformirte daher. ein Landesherr 
die Hauptftiftung ; fo wollten fie deren ausländis 
ſche Gefälle nicht an den Inhaber der Hauptſtif⸗ 
fung , fondern an die Firdhliche Sefellfhaften; 

denen fie vormals gewidmet gemwefen, folgen laffen, 

Die Evangelifche betrachteten fie als Zugehörden 

der Hauptitiftung, dereu Genuß blog den alten 

Inhabern gegeben geweſen fey, deren Eigenthum 

aber der ganzen Kirche des Landes zuſtehe, und 

deswegen durd) Feine Veraͤnderung, die mit den 

alten Inhabern vorgehe, eine Aenderung leide, 

In diefen Grundfägen einig zu werden, war, fo 

lang die Meligionsverfchiedenheit fo ftarf blieb, 

‚als fie damals war, nicht wohl möglıh. Aber in 
Anfehung der Wirfung war man bald einig, daß 

| ae, Ar / jeder 


— 
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jeder Stiftung ihre auswärtige Kenten fünftig 
bleiben folten; denn ein Religionstheil hatte fo 
viel Intereſſe als der andere, dicfen Sag als Res 
gel für füch geltend zu machen, und jeder fahe zu 
wohl ein, daß bei den damaligen Konfunctureg 
dieſes nicht durchgeſetzt werden koͤnne, ohne dem 
andern das gleiche Recht zu bewilligen, als daß 
daruͤber lang hätte geſttitten werden koͤnnen. 
Da alſo beede in dem Effect und deſſen wechfelfeiz 
tiger Geſtattung einig waren, fo. mußten ſie aud) 
der Regel nad. (in thelı ) gemeinſchaftlich an⸗ 
nehmen, daß die Gefaͤlle Pertinenzſtuͤcke der 
Hauptſtiſtung ſeyen, zuderen Bezug nur der Beſitz 
der legieren jemanden qualificire. Dieſes geſchahz 
in obigen Worten; denn wenn nun ſolche Gefaͤlle 
als der geiſtlichen Hauptſtiftung und deren Be⸗ 
figern gehörig benannt werden, fo fiel damit die 
Aufwarmung der vorigen Behauptung, als ob 
Kirchengeſellſchaften, auch wenn fie den Beſitz 
der Hauptfliftung verloren hatten, dennod) derer 
anderwärts gelegenen Nenten, als eines ihnen 
zugehörigen Eigenthums ſich anmaſſen dürften, 
oder der Evangelifhen, als ob, aud) wenn jie 
Fein Oberherrliches Cognitionsrecht über die aus⸗ 
wartige Hauptſtiftung und deren Nuͤtzlichkeit oder 
Zweckmaͤßigkeit haͤtten, ihnen doch ſolches uͤber de⸗ 
ren in ihrem Land fallende Renten zuſtehe, und alſo 
ein Einziehungsrecht begruͤnde, weg; und ward 
der Satz zur Regel: ‚auswärtige Nenten einer 


Stiftung haben als Zugehörden mit ihr gleiches 


> 


Saite, gehen mit ibeg er Beſitzer über, 1). 


) 
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5) Dieſes erfennet ſchon ei 


“ 


Art. V, $. 45. lit. c. 
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Und auf alle Arten von hergebrachten Gerecht⸗ 
| ſamen; | ! 


Jene das Objekt diefer Verordnung haraftes 
riſirende allgemeine Worte beſtimmt der Religions⸗ 
friede näher in ‚den Ausdräden: ıbre (nemlich 
der Reichsſtaͤnde ſammt und mit ihren Mediat— 
capitelnundandern) Berechtigkeiten, Renten, 
Zin en, und Sebenden., Esgehörenalfo hieher 
alle Arten von Gefaͤllen und Dienſileiſtungen, wie 
die Namen haben mögen, unangefehen ob fie von 
Gütern oder Perfonen, in Geld, in Fruͤchten, 
oder in anderer Form fallen. 1). Die Eigen⸗ 
thumsrechte auf eigene Leute, die folche Klöfter 
hinter fremden Herrfchaften figen haben, inglei⸗ 
chen die zu Erhebung der Gefaͤlle etwa hergebrachte 
Schafneien, oder die innehabende vogtehliche Ges 
richte, und dergleichen, werden daher mit Recht 
hieher gerechnet. Sur Zr 
2) Henniges I. c. lit. b, 


nigermafen Henniges Ic. 


§. 9% Ä i 
Welche fie vechtmäfig erworben haben, 
Welche find aber nun die Renten oder Ges 
sehtigfeiten, die unter dem Ausdruck: ihre, 
Sugehörig, (pertinentia) verftanden ge 
* mus 
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muͤſſen? der allgemeine in allen Laͤndern und Zeit 
altern dieſem Wort unterfiellte Begrif, welcher 
alles das darunter verffeht, worauf eine gewilfe 
phufifhe oder moralifhe Perfon aus zuläßigen _ 
Erwerbstiteln das ausfhliesiihe Eigenthum be—⸗ 
hauptet, war wol unftrittig aud) der Sinn, den 
die Paciſcenten dabei unterftellten. 1) Keinans 
derer ift denkbar, und Fein anderer angegeben. 
MWeiches aber find jene Erwerbstitel, die hier zus 
läßıg genannt werden koͤnnen? Dieſes ift eine 
Frage, die einer genaueren Erörterung bedarf. 
‚Bor der: Religionsfpaltung genoflen die Fırlis 
che Geſellſchaften im Staat‘ die allen erlaubten 
Gefellfhatten zufommende Erwerbsfähigfeit, nur 
daß in den älteiten Zeiten, fo wie nach Einführung 
der Amoitizationsgefeße, zu Ueberkommung von 
liegenden Gutern oder Erbe noch zu dem ordents 
lichen Exwerbritel die Kaiferliche oder Landesfuͤrſt⸗ 
Ihe, kurz die Staatsbewilligung hinzufommen 
mußte. ($. 15>24) Damals waren alfo vie jer 
dem andern Bürger im Staat Eigenthun geben 
de, durch das gemeine Privatrecht feſtgeſetzte Ers 
werbstitel, auch fiir die kirchliche Gefellfchaften 
zuläßig, mithin geeignet, das Ihrige, ihr 
Eigenthum und deſſen Zugehörden, zu beftimmen. 
Mas fie durch folhe unter einer nad) eben dieſem 
Privatrecht gultigen Form, „und je nachdem der 
Gegenftand war, mit des Staats ausdruͤcklicher 
oder flillfchweigender, vorausaegangener oder 
nachgefolgter Bewilligung erlangt hatten, warihr, 


1) Meine Abhandlung Theil 1. Einleit. 6. 3. 
Rue » 27 BE 9. 98: 
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F. 98. —F 
Wobei es auf die Erwerbtitel des gemeinen 
Rechts und deren Guͤltigkeit dem Sinn des 
Religionsfriedens zufolge ankam. 


Die Religionstrennung ſelber wirkte keine 
Verſchiedenheit der Grundſaͤtze über die Erwerbs— 
faͤhigkeit und Erwerbsart der Kirchen und geiſt⸗ 
lichen Stiftungen. Die Evangeliſche ſo gut 
wie die Katholiſche behaupteten, daß die Kirche 
gleich jedem andern ein Eigenthum im Staat bes 
figen fonne, daß;, um es von andern an fi) zu 
bringen, ihr die nemlihe Wege, wie andern, ofs 
fen ftünden,, daß-ihr ein erworbenes Eiyenthum 
gegen jeden andern Burger des Staats cın augs 
fehlieffendes Recht, eine Befugniß ſich bei dem 
Beſitz rechtlich zu ſchuͤtzen, gebe. — Darauf 
gründet ſich die Behauptung der Evangelifchen, 
daß auch denen in die Reformation gezogenen 
Stiftungen ihre auswärtige Renten ungeſchmaͤ⸗ 
lert bleiben müßten, weil die Verfchiedenneit dex 
Meligionsgrundfäge Fein Weg ſey, wohlerwors 
benes Recht zu verlieren, Darauf gründecen 
umgefchrt die Katholifche ihre Behauptung, dag 
den Drdensflöftern und Geiftlihen ihre Stiftuns 
‚gen nicht entzogen werden koͤnnten, weil ihre Re⸗ 
ligionsverſchiedenheit fie ihres Privateigenthums 
nicht verluftig made. Der evangelifche Landes⸗ 
here, der eine Stiftung einzog, fo wie der Fathos 

lifche, der ihr als dann die in feinen Landen fallen- 
| * er | de 
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de Renten verfagte, fochte nie den chemaligen 
rechtmaͤſigen Erwerb an, verlangte deewegen 
nie, dab ſolche Güter ihrem vorheriaen Eiacns 
thuͤmer mwicder zuachtellt werden müßten. Das 
in feiner Regentengewalt geſuchte Recht, die v0s 
tige Anwendung je nad befundener minderer 
Zweckmaͤſigkeit des bisherigen Gebrauchs zu ans 
dern, und auf andere Firhliche oder Staatgbes 
durfniffe zu leiten, das eben die Fortdauer des 
rechtmaͤſigen Erwerbs vorausfezte, wodurd ein 
Theil folher unter jene Dberdifpofition gezoges 
nen Dinge Kirhengüter geworden waren, dag 
allein war der Grund zu jenen Meränderungen, - 
Das MWefentlihe des Streits zwifhen beeden 
Religionstheilen lief alfo nie auf Rechtmaͤſigkeit 
oder Unecchtmaäfigfeit des Privateigenchums, - 
fondern darauf hinaus, ob den Megenten ein 
ſolches Dberdifpofitionsrecht zuftehe, oder ob das 
Privateigenthum der Kirchengefellfchaft Fraftig 
genug fey, auch felbft den Regenten von der 
Ausübung diefes Zweigs feiner Gewalt augzüs 
fehlieffen ; 1) endlih ob diefes oberherrliche 
Recht allein dem Sandesfürften der Hauprftiftung, 
oder auch jedem anderr, unter dem fie Renten zu 
beziehen hatte, in Bezug auf diefezuftche. Wenn 
alfo die Keligionsfpaltung vor fih in dem Be 
grif des kirchlichen Privateigenthums, und feis 
nes Erwerbs nichts anderte, und der Religiongs 
friede cben da, wo er die ſtreitige Oberherrlichfeit 
uber das Mein und Dein der Kirche zu beftims 
men vorhat, diefem genannten Mein und Dein 

Ä | keine 
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Feine andere Beftimmung beilegt, was ift narürs 
licher als die Folge, daß er den vorigen Begrif 
‚beibehalten und verftanden habe, . Die Worte int 
Meligionsfrieden fagen alfo durch die Bezeich— 
nung: ihre Renten, nicht mehr und nicht wes 
niger, als alle jene Renten, wovon eine auswaͤrti⸗ 
ge Stiftung das erlangte Eigenthum aus zuläßis 
gen Erwerbstiteln behaupten kann. 


e 1) Mofers größeres Staatsrecht B. 1. €. 7. $. 37: 


| | 9 | 
Ob es aber noch jezt Darauf, oder nur auf den 
Beſitz des Gefälls im Entfheidjahr ankom⸗ 
me, wird bejicitten. 


Nun aber ift diefe Stelle nicht mehr blog 
Sanction des Meligionsfriedens. Die naments 
liche Wiederhohlung in dem weftphälifhen Fries 
den ftellt fie als integrivenden Theil von lezterem 
dar, und fie muß daher in Zufammenhang mit 
diefem erklaͤrt werden. (F. 89) Diefer führe 
den Hauptfas mit ſich, daß das aufgeſtellte Ent⸗ 
fcheitziel in Kichenfahen, und befonders wag 
mittelbare ‚oder ummittelbare Kirchenguͤter bes 
trift, das einzige Fundament des ganzen Vers 
trags, aller Reſtitution, und Fünftigen Ders 
häftniß unter beeden Meligionstheilen feyn fols 
le, 1) und führt daher in allen andern Fällen 
die Enefheidung der Strittigfeiten, wen dieß 

oder jenes Kirchengut zuſtehen folle, und unter 
Ä © az 
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andern namentlid die von den Evangelifchen 
wegen eingezogener Klöfter auswärts fordernde 
Renten auf den Befig im Entfcheidjahr zurück, 2) 
er will endlih dagegen Feine Einreden, wie die 
Namen haben mögen, Feine noch fo gültige aͤl⸗ 
tere Titel, feinen Schug der gemeinen geiftlihen 
oder weltlichen Rechte geachtet wiffen. 3) Iſt 
alfo noch jego unter die zuläßige Erwerbstitel 
alles dagjenige zu rechnen, wag ehemals daruns 
ter begriffen war, oder gehört nunmehr allein 
der Befig im Entfcheidjahr dahin? Sit cs eis 
nem folhen Fatholifhen Stift, um noch den 
Schuß diefer Verordnung hoffen zu koͤnnen, ges 
nug, daß es ſich auf einen nad Privatrechten 
gültigen alteren Erwerb beruft, oder muß es 
nothwendig, um zu fagen, daß ihm die Rente 
gehöre, fi) auf Befig im Entfcheidjahr gründen, 
und muß es mithin nöthigenfalls nur jenen Ers 
werb, oder beftimmt diefen Beſitz erweifen ? 
Die Behauptung. des einen ſo wie des andern haf 
ihre Anhänger, (F. 83) und da von Anfang an 
die Keicheftände ſelbſt darüber nicht einig werden 
Eonnten, fo wird die Auslegung eines Privats 
fchriftftellers, fie mag eine noch fo hohe Stufe 
von Evidenz betreten, immer zweifelhaft (im 
publiciftifhen Sinn diefes Worts) 4) bleiben. 
Indeſſen ift fie. einmal ſtrittig, fo kann es doch 
nicht für ein Beginnen angefehen werden, das. 
dem Befehl , daß niemand den Friedensfhluß 
zweifelhaft machen, noch widrige Behauptungen 
daraus herleiten folle, zumiderliefe, wenn man 
—— = | une 


- 


222 III. Stück. Don Renten ſtehender | 


unterfucht, welche Beantwortung mit dem Siem 
am befien übereinftimmt, ob eine Auslegung 
moͤglich fey, die a im logifhen Sinn 
des Worts wäre, 


1) IP. Osn. Art. 5. 5. 2. & 25. 
2) Ibidem $ 46. 
3) Ibidem $. 2.& 25. Art. 17.9. 3 
4) — Abhandl. ıter Band, Einleit. $. 16: 


S 109, j 


Dabei ift ſoviel gewiß, daß, welcher Religions⸗ 
theil den Beſitz im Entſcheidjahr erweißt, 
dabei bleiben muͤſſe. 


Bor allen Dingen iſt hier die Borausbes 
merkung von zweien aus andern Stellen diefer 
Neihegrundgefege evidenten Wahrheiten noͤ⸗ 
thig, um den wahren Standpunft des Streits 
feſtzuſtellen, und dejlen eigentlihes Intereſſe zu 
beftimmen. Die erſte ift: wenn ein Fatholifcher 
Reichsſtand oder deffen mittelbare Kirchengeſell⸗ 
ſchaften den Bezug einer folhen Rente im Ents 
fcheidziel, als eines Pertinenzſtuͤcks einer Haupts 
fiftung, darthun ; fo ift ihnen dieſes ohne alle 
Ruͤckſicht auf die Privargültigfeit oder Ungultigs 
keit ihres Erwerbs genua, um ohne alle Einrede 
fie. beitändig fort zu diefer Hauptftiftung beziehen 
zu dürfen, Umgekehrt, wenn ein evangelifher 

| Sltand 
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Stand den felbft oder durch feine Sandfaffen ‚ges 
hatten Beſitz einer foldyen ehemals einem auss 
wärtigen Stift fällig aewefenen Rente im Ent 
ſcheidjahr beweifet, fo muß auch er dabei ohne 
alle. Widerrede oder Anhörung einiger Ausflüchs 
te, Erwerbstitel, und dergleihen, ungeflört ges 
laſſen werden. Beedes find fo Flare Folgen der 
gefhehenen Feftftellung des Entſcheidziels als eis 
nes Maasftabs für alle Kirhenfahen und für 
das was ihrenthalben im Politifchen geändert 
würde, ı) und der in-ividualifirten Anwendung 
diefer Regel auf mittelbare Kirchengüter, 2) 
dag nicht leicht jemand wird gefunden werden, 


der fie je nicht bemerkt oder gar geradezu gelaͤug⸗ 


net hätte, 3) Dei der oben ausgeſezten flrittis 
gen Frage ift alfo der Streit niht, ob neben 
denen ehemaligen Erwerbstiteln des Privatrechts 
nicht auch der Beſitz im Entfcheidjahr den Kas 
tholifhen nun ein zuläfiger, Ermwerbstitel fey, 
der fie zum Schuß diefer Stelle qualificire; auch 
ift der Streit nicht darüber, ob nicht jene ältere 
aus dem Privatrecht gefloffene Erwerbtitel, des 
im Religionsfrieden habenden Schutzes unanges 


- fehen, dem jüngeren durch Staatsgefege einge⸗ 


führten Exrwerbtitel des Beſitzes im Entſcheid⸗ 
jahr, wo dieſer dem evangelifhen Gegentheil 
zur ‚Seite. ftehe, weichen muͤſſe. Beedes diefes 
wird und muß vermög obiger Sage als richtig 
zugegeben werden, Der eigentlihe Streit iſt 
alfo nur: ob den Katholifhen, um auf eine Nente 
als ihr Eigensyum aus diefer Stelle Schuß zu 

’ i fuchen 
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ſuchen, der Beſitz im Entſcheidjahr der einzige 
zulaͤßige Erwerbtitel ſey, oder ob nicht, wo ſie 
dieſen nicht zeigen, ihnen der Beweis des nach 
Privatrechtsſaͤtzen ehemals richtig geſchehenen 
Erwerbs dieſer Renten allein, auch ſchon ſo lang 
hinreichend fen, als der evangeliſche Gegentheũ 
nicht ſeinen Beſitz im Entſcheidjahr und den durch 
dieſen juͤngeren Erwerbstitel geſchehenen Ueber⸗ 
gang des Beſitzrechts auf ihn- darleget? 


ı)1LP.Om. Ar.s.$. 2 
: 2) lid. 8. 25. & 26. | | 
3) Henniges a.a.D. Art. s. $. 45. line. ſcheint 
dem entgegen, wenn er anfangs bemerkt, es 
, fen auf dem vorlezten Reichstag als ein Zweifel 
vorgetragen worden, ob nicht. vermög diefer Gtels 
le ein evangelifcher Landesherr diejenige Renten, 
die er erweißlich im Entſcheidjahr beſeſſen, den⸗ 
noch den auswaͤrtigen katholiſchen Stiftern zu⸗ 
ruͤckgeben muͤſſe. Allein gleichwie am Ende 
eben dieſer Stelle ingleichen F. 46. lit. a er den’ 
Standpunft des Streits ſelbſt ander und 
gleihförmtg mit obigem ordnet , fo verdienet 
obiges als eine misverſtandene Erzählung feine 
Ruͤckſicht, da der vorgetragene Zweifel ganz ans 
ders gelautet hat. S. das te Stück, $. 93 r 


$. 101. 

Und daf der, wer bei dem Friedensſchluß —* | 
tution zu fuchen hatte, den Beſitz im Ent⸗ 
ſcheidjahr zeigen mußte. 


In dieſem alſo beſtimmten Streit, duͤnkt mich 
nun.immer, haben diejenige Recht, welche den 
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Beweis älterer Erwerbstitel für hinlaͤnglich hal⸗ 
ten, ſo lang nicht vom andern Theil der Gegen⸗ 
beweis eines Beſitzes im Entſcheidjahr gefuͤhrt 
wird. Sie bleiben in ihrer Auslegung bei den 
Worten, ohne, wie jene thun, welche die entges 
gengeſezte Meinung beguͤnſtigen, die Nothwen⸗ 
digkeit des Beweiſes über den Beſitz im Ents 
ſcheidijahr einzuſchieben. Sie ſtoſſen nicht gegen 
den Zuſammenhang an, indem fie dent Entfcheids 
jahr immer feine Wurde und Kraft, demjenigen, 
der den Befig in ſolchem darthut, ein unabaͤnder⸗ 
libes Recht mitzurheilen, ungefchmälcrt laflen, 
ohne ihm eine mehrere Ausdehnung beizulegen, 
als es dem Vertrag nach haben ſollte. Das 
Entfcheidgahr iſt nemlich nad den deutlichen 
Worten Anfangstermin der Keflitution in Kir⸗ 
chenſachen, ift Grund. diefer Reſtitution und 
Finftigen Beobachtung, ift, Norm des Reforma⸗ 
tionsrehts. Das find: alle feine Wirfungen,- 
die ihm der Friedensſchluß beilegt. Alle Kir⸗ 
chenguͤter, welde die Evangeliſche befaflen, was 
zen ehemals in Handen der Katholifchen gewe⸗ 
fen, und wurden von ihnen zuruͤckverlangt, ges 
hörten alfo unter die Neftituenda, denen der Ents 
fcheidtag zum Ziel geſezt ifl. Der Evangelifche, 
der fie von dem Kathohfhen, wenn dieſer ſich 
ihrer etwa. wieder bemaͤchtigt hatte, forderte, 
oder der Katholifche, der fie von dem Evangelis 
fchen wiederbegehrte, mußte bei ſolchen alfo 
nothwendig jedesmal den Beſitz im Entſcheidjahr 
“als das einzige zuläßige Fundament feiner. Reſti⸗ 
(ↄ weiter Ch.) PL tution 
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tution darthun. Hingegen nicht alle Kirchen⸗ 
zenten der Katholifhen waren eben fo Dinge, 
die unter die Meftituenda gehörten. Diejenige - 
welche jemale ſchon mit oder ohne das Hauptguf 
zu Handen der Evangelifhen gefommen waren, 
und daher von diefen ferner angefprodhen wur? 
den, gehörten freilih dahin, jene aber weldhe 
noch nie aus ihren Handen gefommen waren, 
fonnten nicht weiter, alsin fo fern etwa doch ein 
Evangelifher Anfprihe darauf machte, dahin 
gerechnet werden, Bei diefen mußte alfo freilich 
der Evangelifche, der Forderung machte, oder cis 
ner Forderung des andern an feinen Befik augs 
weichen wollte, allemal den Belig im Entſcheid⸗ 
jahr. als das Fundament feiner ſuchenden oder ge⸗ 
fhehenen und. fort zur beobadytenden Reſtitution 
darıhun, der Karholifche aber, der die Hauprftifo 
tung befas und vermöa deren auch die ausländie 
{he Renten forderte, hatte diefes nad) der Was 
tur des Entfheidziels nur alsdann noͤthig, wenn 
conftirte, daß ſolches Gut jemals fhon in fans 
den der Evangelifchen geftanden habe, alfo in 
die Klafle der Dinge gehörte, wobei von einer 
Meititution die Mede feyn Fonnte; auſſer diefem 
Tal war ihm fein blofer ruhiger und rechtmäfis 
ger Beſitz ohne Beweis feiner Exiſtenz im Ents 
ſcheidjahr fo lang hinlänglih, um dabei Schuß 
zu fuchen, bis der, wer Anſpruch und Fordes 
zung daran macht, feinen Befig im Entfcheidjahr, 
und daß alfo die Sache unter die Meftituenda 
gehöre, zeigt. - Hieraus ergiebt fich klar, = 
— dieſe 
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diefe Stelle, die nicht von Wiedererlangiing vor⸗ 
her verlorner, fondern blos von ferncrer Erhal⸗ 
fung der bis dahin- confervirten Gefälle redet, 
wenn fie dem ganzen Zufammenhang der $egislas 
tion gemaͤs feyn follte, diefen Schug bei den Kas 
tholifhen nicht auf den vorgängigen Beweis des 
Befiges im Enifcheidjahr ausfegen Fonnte, bei 
den Evangelifhen aber, die allemal ın dem Fall 
waren, mit dem fuhenden Schuß des Befiges die 
Fortbeobachtung einer gefhehenen Reſtitution zus 
verlangen, diefen Beweis erfordern durfte, Je⸗ 
ne Auslegung alfo, die die Verbindlichkeit eines 
erprobten Beſitzes im Entfcheidjahr nirgends 
aufhebt, aber in Uebernehmung der Beweislaft 
den Unterfchied jwifchen Katholifhen, wenn fie 
blos einen unverrüdt beibehaltenen Befig ferner 
erhalten, oder Katholifhen und Evangelifchen, die 
nach gefchehenen Befigveränderungen gegen. die 
daraus hergeleitere Anfpruche des andern ſich 
decken wollen, macht, paflet auf das genanefte 

“in den Zufammenhang. Er 


{ $, 1io2, j 
Wer aber aus diefer Stelle bios Schuß fucht 

bei feinem Beſitz, bedarf des Beweiſes 
NEN über das Entfcheidziel nicht. | | 
Mit den vorausgegangenen Traftaten ſtim⸗ 


met ebendieſelbe auf das genaueſte. Die Katho⸗ 
* „2 tifche, 
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liſche, welche zuerft diefe Stelle, und zu einer 
Zeit auf die Bahn brachten, wo man indem. 
Entſcheidjahr und deſſen MWirfungen noch nicht 
einig war, dachten dabei offenbar nicht daran, 
ihr vorhin. ang den gewöhnlichen Ermwerbstiteln . 
geftoffenes Recht auf Beibehaltung foldher acceſ⸗ 
forifhen Gefälle mit deren Verlaſſung auf einen 
Beſitz im Entfcheidjahr zu gründen. Die Evans 
gelifche, welche zu einer Zeit, wo fie fonft in allen 
andern Stellen Reducirung auf den Befik im 
Entfcheidjahr ernſtlich betrieben, ‚hier im umge 
kehrten Fall für: die auswärtige Renten ihrer. 
Stiftungen einen gleichen allgemein ohne Bezug 
auf das Entfcheidjahr. aus der chemaligen Pers 
tinenzqualitaͤt flieffenden Schuß. verlangten, 
(97579) Fonnten cben deswegen den Unter⸗ 
ſchied zmwifchen der einen und. dersandern Art des. 
Verglichs nicht misfennen. Noch bemerklicher 
muſte er ihnen werden, da die Katholiſche bei 
dieſem umgekehrten Fall den Schutz aus der 
bloſſen Pertinenzqualitaͤt nicht einraͤumten, ſon⸗ 
dern auf Einruͤckung einer Klaufel, wodurch fols 
cher Schuß auf den Beweis des Befiges im Ent 
ſcheidziel eingefchränke wurde, drangen, mithin 
Deutlich genug an den Tag legten, daß dieſe Eins 
ſchraͤnkung ohne ſolche Klaufel nit behauptet 
werden koͤnne. Wenn nun die Evangelifche diefe 
Einfhränfung in Bezug. auf ihre Nenten, und 
zwar erſt nach einigem Widerfprud, mithin unter 
Bemerkung, daß es fein ganz aleihgult ger Bei⸗ 
far fen, nachgaben, und dennoch für den entge⸗ 
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gengeſezten eben fo ausgedruckten Fall die Ein⸗ 
ruͤckung einer gleichen Klauſel nicht verlangten, 
ſey es nun aus Ueberſehen oder aus Vorbedacht, 
was iſt natürlicher, als daß nun nach geſchloſſe⸗ 
nem Frieden ein folder beſchraͤnkender Sinn der 
Stelle nidyt aufgedrumgen werden fonne, fon» 
‚dern die bei den Traktaten wohl erfannte und 
doch nicht widerfprochene Allgemeinheit nur ihre 
einzig richtige Auslegung bleiben muͤſſe. 1) 


1) Die Fakta finden ſich beurfundet oben Stüd 2. 
$. 75779. die Richtigkeit der Schlußart in meir 
ner Abhandl, ıtem Dand, Einl. 5.7 : 


$. 103. ° 
De aus der hierdurch entitehenden Ungleichheit 
flieſſende Einwand ift unerheblich. E 


Alles was man dagegen anführt, laͤuft auf 
Folgen aus den Kegeln der Gleihheit und polis. 
criſchen Wahrſcheinlichkeit hinaus," ıft aber eben 
deswegen viel zu unkraͤftig, eine aus den Worz 
ten, dein Zufammenhang und.den Traftaten ges 
vechtfertigte, mit dem Neligisusfrieden, der ofr 
fenbar an kein Entſcheidziel dabei dachte, deſto 
genauer harmonirende Auslegung ungewiß zu 
machen. 1) Gs ift aber auch ın ſich felbft nicht 
von befonderem Gewicht, Freilich bleibe einige 
Ungleihheit, die jedoch nicht in der Berechti⸗ 
gung felder , ſondern blos in der Beweislaſt 

P 3 liegt; 
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liegt: dern da'nur die zwei. die Fatholifche'und 
die proteftantifhe Religionsparthie in, Deutſch⸗ 
land waren, alfo Kirchenguͤter, welde die eine 
zu einer gewiflen Zeit nicht befas, nothwendig 
in den Handen ber andern fegn mußten, und dies 
fe Stelle, ob fie gleich. die Katholifhe zum Bes 
weis. des Defiges der Gefälle im Entfcheidjahr 
nicht verbinder, ihnen dennoch jene nicht zus 
ſpricht, deren Befig im Entfcheidjahr die Evans 
gelifche beweislich gehabt haben, ($. 99) fo find 
die Gefälle wobei die Katholifhe hier gefchuzt 
werden, im Grund dennoch feine andere, als 
foldhe, die fie im Entfcheidjahr befaffen, nur daß 
fie eben diefes namentlich zu bemeifen nicht fo wie 
die Evangelifhe im umgefehrten Fall verbunden 
find. Die Ungleichheit ift alfo fo. groß und we⸗ 
ſentlich nicht, als fie wohl vorgeftellt wird. 2) 
Iſt nun die Gleichheit zu einer Entſcheidungs⸗ 
norm nur in jenen durch die Friedensſchluͤſſe nicht 
hefonders abgerhanen Fällen (in cxteris) vorge 
fchrieben; ift fie ausdrücklich mit der Einfchräns 
kung verfehen, fo weit folche dem Religionsvers- 
trag nicht entgegen lauft; 3) ift.alfo eben damit 
deutlich an den Tag geleat, daß es in diefem 
- Particularentfheidungen geben koͤnne, die das 
mit Follidirten, wobei alfo ſolche Gleichheit nicht 
zum Augenmerf genommen. worden feye, 4) 
und daß in foldhem Fall die Specialentfheidung 
durch jene Generalregel nicht entfräfter werden 
ſolle: 5) fo kann die aus jener auf richtige und 
geſetzliche Auslegungsregeln gebauten Eee 
—J ww er⸗ 


—2 


un 4 
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hervorleuchtende noch dazu minder beträchtliche 
Ungleichheit Fein Grund werden, fie zu verwerfen. 
Eben fo find z. B. in gemiſchten Reichsſtaͤdten 
die Evangeliſche ſchlechtweg von der biſchoͤvlichen 
Gewalt losgefprochen und. folglich ihrer eignen 
Kirhenverfaflung überlaffen, die. Katholiſche 
aber find der bıifchönlichen nur nah Maasſtab des 
Entfhediahrs untergeben. 6) Miemand wird 
aber ſich einfallen laſſen, wegen dieſer Ungleich⸗ 
heit den buchſtaͤblichen Sinn veraͤndern zu duͤr⸗ 
fen, und die Warnung, daß niemand den Fries 
densſchluß zweifelhaft machen ‚oder widrige Fol 
gen daraus herleiten fole, dabei aufler Acht 
zu laflen. | 


1) Meine Abhandl. Th. 1. Einl. $. 15. 
2) Henniges .c $ 46. lit. a, Buckifch a, 0. O. 
) IP. Osn. Arı.s. —— 

4) Henniges I. c. |. 1. lit, t, 

5) I, P. Osn, Art, 17. $ 5. 

6) Ibid, Art. 5. 6.49. Henniges ad. h, I. Civitates 
ergo imperii mixtæ religionis hoc cafu melioris 
effe quam Statuum imperii territotia, ‚bemerkt 


„ such Buckiſch a, a. Q. Obſ. 142. 
5 S. 104 
Und eben fo unerheblich ift der, als ob es gegen 
die politiſche Wahrſcheinlichkeit Taufe. 


Man meinet ferner: es fen wenigfiens nicht 
volitiſch wehthaeiaiceet die Evangeliſche = 
Ruth 4 6 


“dr 
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ſolche Ungleichheit follten nachgegeben, daß fie ir⸗ 
gend ein anderes Fundament, als den Befig im Ent⸗ 
ſcheidzahr, hier ven Katholifhen follten bewilligt 
haben. Mir duͤnckt gerade das Gegentheil 1) Zu 
der Zeit wo dieſe Stelle durch wechſelſeitige Ueber⸗ 
einſtimmung berichtigt ward, waren noch ſehr viel 
weſentliche Punkte von weit groͤſſerer Wichtigkeit 
ruͤckſtaͤndig, wo bei manchen die Evangeliſche 
ebenwol eine Ungleichheit oder eine Abweichung 
vom Entſcheidjahr verlangten, und in der Folge 
durch Beharrlichkeit durch ſetztenß z. B. die gaͤnzli⸗ 
chen Suſpenſion der Biſchoͤvlichen Gewalt in Pro⸗ 
teſtantiſcher Herrn Landen, die Aufſtellung einer 
Feligionsgleihheit in der Regimentsverfaſſung 
der Reichsſtadt Augsburg, 2) u. d. gl. Dicjer 
Punft, da er den Evangelifhen nichts nahm, was 
fie von Kirchenguͤtern vorhin fhonan ſich gebracht 
hatten, und deilen Erhaltung ihr Augenmerf 
war, fondern nur die Beweißlaſt veranderte, 
war fehr unwichtig in Verhaͤltniß gegen jene. 
Die Vortheile oder Nachtheile, wenn die Evans 
gelifche auf Auslaffung der Klaufel, die fie an 
den Beweiß des Beſitzes im Entſcheidjahr bey ih⸗ 
ren auswaͤrtigen Kirchengefaͤllen bindet, beſtan⸗ 
den, oder den Katholiſchen eine gleiche aufge⸗ 
drungen haͤtten, halten ſich ſehr die Waage. 
Denn muͤſſen nun die Katholifche nicht allemal 
den Belig im Entſcheidjahr bemeifen, ſo muffen 
fie ſich doch aud, wenn es zum Streit kommt und 
ſie dies nicht thun / ſondern ſich Auf die alte Erwerbs⸗ 
= gründen, ſich die : Durchſechtung aller der 
man⸗ 
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mancherlei Ausſtellungen, denen ein ſolcher Pri⸗ 
vaterwerh ausgeſetzt iſt/ gefallen laſſen, indeß der⸗ 
jenige, wer den Beſitz im Entſcheidjahr darchuf, 
uͤber Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit, Guͤltig⸗ 
keit oder Unguͤltigkeit ſeiner Beſitzergreifung und 
ſeines Titels ſich einzulaſſen gar nicht noͤthig hat. 
Muͤſſen umgekehrt die Evangeliſche nothwendig 
den Beſitz im Entſchetdziel erweiſen; fo, find fie 
dadurch auch fiber alle vor diefem Friedensſchluß 
in dergleichen Fällen, we fie ſich auf die Erwerbs⸗ 
titel zum Beweiß dee Pertinenzqualität beriefen, 
ihnen gemachten Einwendungen hinweggeſetzt, 
daß ja diefe Erwerbstitel nicht einen von dieſem 
oder jenen Reichsſtand, fondern von diefem.oder 
‚jenem Orden oder geiftlihen Korpus gemachten 
Erwerb bezeugten , nur diefem alfo und nicht 
jenem Anfprüche verleihen. Diefem zu begegnen 
hätten dic Evangeliſche aufler dem Entſcheidjahr 
nichts als die Gerehtigfeit ihrer vorgenommenen 
Einziehung folher Stiftungen gehabt; da aber 
die Karholifhe, die diefe Gerechtigkeit vor. dem 
weſtphaͤliſchen Friedensſchluß nicht anerkannt 
hatten, auch in dieſem zu einem direkten Aner⸗ 
fenntniß für das verfloſſene nicht zu bewegen mas 
zen, und daher mit Ausfegung diefer Frage blos 
der Erfolg folher Einziehungen durd) den Beſitz 
im Entſcheidjahr regulict werden mußte; 3) fo 
wäre diefe Schutzwehr fo ſchwankend gewefen, daß 
auch, wenn die Nothwendigkeit des Beweifes ihres 
im Entfcheidjahr gehabten Befiges nicht ausdruͤck⸗ 
lich geordnet wäre, Die Natur der Sache fie ſchon 
Sins, | P5 wenig⸗ 


334 III. Stuͤck. Von Renten ftehender 


wenigftens in. den meiften Fallen aufgeftellc haben 

würde. Unter diefen Umſtaͤnden war es alfodem . 

natürlichen Gang menfhlicher Handlungen, alſo 

der politiſchen Wahrfcheinlichfeit gemäß, 4) daß 

fie diefe Ungleichheit, die ihnen im Grund feinen 

Nachtheil brachte, bewilligten, weit entfernt, daß 
es ihr follte zuwider geweſen ſeyn. 


1) Decker de Pac, Civ. Relig. L. 1. C. 12/ $, 79 10% 
- .2)-J. P. Osn, Art. V. $. 437. $. 48. 

4) Meine Abhandl. Th. 1. St. 5. $. 117, 

4) Ebendaſ. Einleit. $. 12. | | 


| S. 105. 
Dieſe Stelle giebt alſo den Katholiſchen Feine 
Renten, die fie am Entfcheidtag nicht befafjen» 
enthebt fie aber des Beweiſes über diefen .- 
| Beſitz. 


Nach allen dieſen Gruͤnden glaube ich mit 
Recht behaupten zu koͤnnen: alle auswaͤrtige Renten 
katholiſcher Stiftungen, die ſie durch irgend einen 
zuläßigen Ermwerbtitel des Privatrechts an fich ges 
bracht, wenn Evangelifche fie nicht durd) den ‘Bes 
fig im Normaljahr ihnen wieder abgemonnen has 
ben, ſind ſolche, die aufdie Wohlthat diefer Vers 
ordnung Anfpruch machen fünnen, ohne daß die 
Eatholifhe Stiftung nöchig hatte, den Be⸗ 
weiß ihres. Bezugs im Jahr 16024. zu,beweilens 
davon find aber diejenige, deren Bezug — 
=  Sahe 


* F 
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Jahr ſie ohne weitere Erwerbstitel darlegt, nicht 
ausgeſchloſſen, ſondern eben fo gut als jene unter 
dem Ausdruck: ihre Gefälle, begriffen. (F. 99.) 
Zwiſchen beeden bleibt jedoch der Unterſchied, daß 
gegen Renten lezterer Art Feine Eınrede, als 
ſolche, die die Wahrheit des Befiges im Entſcheid⸗ 
jahr widerlegt, gegen jene exitere Art aber jede 
Platz greift, wodurch nad dem Privatrecht die 
Unverbindlichfeit diefer und jener Erwerbart dar⸗ 
gethan werden Fann, weil diefe Titel nicht anders 
etwas zum Eigenthum oder Augehörde des andern 
machen, als wenn fie durchaus einen verbindlichen 
Beiſtand der Gefege (Miftenti-m legis) und feis 
nen gefeglichen Mangel haben, diefe Stelle des. 
Friedens aber nad) ihren Worten nur einem ſchon 
ervoorbenen Eigenthum Schug verſpricht, Feinen 
neuen Erwerbtitel feftfegt. ($. 101) | 


$. 106. 


Die bier feftgefeste Schuldigkeit der proteftantis 
ſchen Stände ift, fic) aller mittelbaren oder un. 
mittelbaren Einziehung oder Beſchwerung 
ſoolcher Renten zu enthalten. __. 


Die Verbindlichkeiten, welche wegen jener: 
Renten den evangeliſchen Reichsſtaͤnden zum Vor⸗ 
theil der katholiſchen Stiftungsbeſitzer auferlegt 
werden, ſind die, daß jene dieſen ſolche Renten 
unbeſchwert bleiben, und ſich dertelben fried⸗ 
lich und ruhiglich gebrauchen, genieſſen, auch 

F | — | | uns 
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unweigerlich folgen laſſen und getreulich da⸗ 
zu verholfen feyn ſollen. Die Worte find flar, 
Sie verbierhen alle mittelbare oder unmittelbare, 
gaͤnzliche oder ſtuͤckweiſe, durch That oder Unter⸗ 
laſſung zu Stand kommende Eniziehung. Wer 


unweigerlich folgen läßt, kann nicht unmittelbar 


einzichen, nicht thaͤtig zu einer Entzichung bes 
hüfflich feyn: wer getreulich dazu verholfen ift, 
Tann dur feine Nahficht Feine Einziehung mits 


telbar zu Stand fommen laffen, niht durd Uns - 


'terlaffung feines Amts einer folhen Kaum geben: 


mer unbefchwert bleiben, ruhig genieflen laßt, 


Fann fo wenig einen Theil als das Ganze an fid) zies 
benz kann ſo wenig durch neue auflegende Laſten 
ſchmaͤlern, als gerade zu entreiffen. Soll diefer 
Verordnung gerrenlich nachgelebt werden, fomuß 
auch alle Machination, unter dem Schein Rech—⸗ 
tens, unterdem Schein nit fuchender Entziehung, 


den andern ganz oder zum Theil darum zu brins 


gen, unterbleiben. Namentlich Fannalfo a) eine 


ſolche Rente weder zum Wortheil des Landesherrn 


noch zu einer andern frommen Verwendung von 
ihrer Hauptſtiftung abgetrennt; derſelben b) in 
der Art des Genuſſes, oder c) in der Art der Ers 
hebung eine Veranderung wider Willen des Stifs 
tungsbeſitzers nicht aufgedrungen; 1) befonders 
auch di): die Abfolgung’in das Territorium, 
worinn die Stiftung gelegen, nicht verfagt; 
noch e) :foldje mit einer ungewöhnlichen Laſt bes 
lege werden, DE Een — 


BT. 
Pr a I “r 
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“3 Wenn alfo die Stadt Speter ehehin behauptete, 


wo im jahr 1624 ein Zehenden verpachtet gewe⸗ 
fen, da koͤnne ihn nachher ein Stift nicht in na- 
tura heben; Fabers Staate kanzlei Ch. 42.8: 71. 
ſo iſt dieſes wohl bei auswaͤrtigen Suf ern in 
dem Fall richtig, wenn der evangeliſche Staud, 
unter dem der Zehenden fällt, vorher ein Geſetz, 
das eine dergleichen Verpachtung zur Nothmens 
digkett machte, gegeben hatte, mithin der Zus 
ftand im Entfcheidjahr für ihn den Beſitz eines 
desfalſigen Zwangsrechts wirkte: aufjer dieſem 
aber wuͤrde die Behauptung nicht wohl zu begruͤn⸗ 
den, vielmehr dieſer vorliegenden Verordnung eine 
ſolche Veraͤnderung einer willk hrlichen Verpach⸗ 
tung in eine nothwendige um deswillen entge⸗ 


‚gen ſeyn, weil bet ſolchen Renten die Stifter 


nicht auf den Beſitz im Entſcheidjahr beſchraͤnkt 
find, mo ſonſt freilich der Sat: daß Recht iſt 
fo erworben wie es ausgeuͤbt wurde; ber etne 


Difceptation uͤber die Urſache der Ausuͤbung und, 


deren Freiwilligkeit nicht — — — 
begruͤnden wuͤrde. | 


6. 107. 


Sie verſteht ſich aber ohne Schmaͤlerung de 


darauf haftenden Kirchenlaſten. 


Obige Saͤtze in ihrer Allgemeinheit wuͤrden 
jedoch einiger Mißdeutungen fähig ſeyn, denen 
eben deswegen der Friedensſchluß durch weitere 
Beiſaͤtze vorbeugt. Viele Kirchengefaͤlle fü nd von 
der Art, daß, wenn fie gleich einer auswärtigen 
Stiftung, abgegeben wurden, — e dennoch ihrer 


Bo | 
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Beſtimmung und dem alten Herkommen nach ges 
wiſſe Saften zum Beſten der Kirche des Landes, 
worinn fie fallen, zuübernehmen hatten, Diefer 
konnten ſich folhe Stiftungen weigern. Wollte 
man fie von Obrigfeitswegen mit Innebehaltung 
ihrer Gefälle dazu anhalten, fo hatten fie auf 
jenen verfprodhenen Schuß fidy berufen, und da⸗ 
mit ein ſolches Factum als eine friedensfhlußwis 
drige Entziehung oder Belaftung ihrer Renten vors 
bilden fönnen. Deswegen ward jenem verfpros 
dienen Schuß noch beigerudlt: Doch daß es mie 
Beſtellung der Miniſterien gehalten werde, 
wie birr unren davon ein fonderlicher Arti⸗ 
kel gefee. Nun durften alfo die Stifter diefen 
verfprockenen Schugnicht zu einem Vorwand ma> 
chen, fi den geordneten kirchlichen Laſten zu ents 
ziehen; nun durfte der Landesherr, wenn foldye 
MWeigerungen doc gefhahen, auf dem in folchen 
Fällen natürliben Weg der Innebehaltung fort 
wandeln, ohne Beforgniß, deshalb eines Friedens, 
bruchs befhuldigt werden zu Fönnen, 1) 

1) Die nähere Beſchaffenheit und: Verhaͤltniß fols 

her Kalten folgt unten in ber Betrachtung über 

den fonderlichen Artikel, ' 


$. 108 | = 

Und fehließt bürgerliche Privatanfprüche und des 
ven rechtlichen Betrieb nicht au, i 

Zu einer andern möglichen Mißdeutung konn⸗ 


te folgendes den Stof geben, Der ganze Frie⸗ 
et Rz: dens⸗ 


* 
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densſchluß wär ein durch die ſtrittige Religions⸗ 


grundfäge veranlaßtes Geſetz. Falle, wobeı diefe 
zue Sprache kommen koͤnnen, , find alfo deflen 
Geaenftand. In der mit der gegenwärtigen pas 
zallelen nahftvorhergehenden Stelle des - Reli 
gionsfriedens, die uber den umgekehrten Fall, 
nemli die Befigungen der Evangelifchen,, dıfpos 
niet, erflärt diefes Gefeg deswegen feine: Ausdruͤ⸗ 
de: unweigerlich folgen laſſen, u. d. ol; ſelbſt 
duch den Beifag: Eeiner der einen Religion 
foU den andern anderer Religion der Relis 
sion und Blaubenshalber mir der 
That beſchaͤdigen, vergewaltigen, oder von 
dem ſeinigen dringen. Alle jene Dinge ſind 
alfo hier nur fo weit verbotten, als a) ſie mit 
der That aus angemaßter eigner Gewalt, und b) 
der Religion und Glaubenshalber, d. i. wegen der 
daraus entflandenen Grundfäge von Kirchenges 


walt, Iandeaherrliher Gewalt, und Verhaͤltniß 


des Kiccheneigenthums gegen becde, alfo aus 
Meligionsdifferenzien entfpringen.. Sie find ums. 
gefehrt, in diefer Sanction wenigftens, 1) uns 
verboften, wenn fie ad a) nicht eigenmaͤchtiger 
weife, fondern in gerichtlichen Wegen, undadb) 
nicht. wegen flrittiger Religionsgrundſaͤtze, ſon⸗ 
dern aus folchen Rechtstiteln unternommen wers 
den, worauf auch vor der Neligiongtrennung ein 
gleicher Anfpruch hätte gemacht werden mögen, 
urz: aus bürgerlichen Titeln, aus ſolchen Qua⸗ 
kicäten, die auf dergleichen Renten fihon vor jener 


Srennung ruhten, nicht erft diefer. ihre Eriftenz 


oder Bekanntſchaft zu danfen hatten, 


%#* 
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1) Ichfage: wenigftens; denn weil es hiernicht 
verbotten iſt, fo durfte ich deswegen noch nicht 
ſchlieſſen: es iſt gar nicht verbotten, es iſt wirk⸗ 
lich erlaubt. Inclufio unius non eft excluſio al- 

-terius, Dazu geben mir, erft die gleich in der 
Folge zu erlänternde Ausdrüde das Recht. 


S. on 
7 Sondern. behält Diefe nicht undeutlich vor. 


Jenem beſtimmten Verbot wegen. der Stif⸗ 
tungsrenten wurde noch ferner die allgemeine 
Sanction angehängt: es ſollten desfalls die Evans 
geliſche gegen die Katholiſche mit der That oder 
in ungutem nichts vornehmen, ſondern in 
alle Wege nach Ausweiſung des heil. Koͤm. 
Reichs Rechten, Ordnungen und aufgerich⸗ 
teten Landfrieden jeder ſich gegen den andern 
an gebuͤhrenden ordentlichen Rechten be⸗ 
gnuͤgen laſſen. Hierinn liegen wol offenbar die 
zwei Säße; a) Alles eigenthätfige Verfahren iſt 
ganz verboten, hingegen b) ift nicht eben fo aller, 
Anſpruch unterfagt, fondern deflen Ausführung 
vorbehalten. . Imvorhergehenden war georduct, 
der Religion wegen fole man niemand von dem 
feinigen dringen, in der. Folge wird gemeldet, 
die Keligionsfreiheiten, die hier bewilligt ſehen, 
befonders die Einftelung der geiftlihn Gerichts 
barkeit über die Evangelifhen fole den Geijtlis 

chen an ihren Renten, Bulten, Zinfen und Its 
henden unabbruͤchig ſeyn; Dagegen ward nicht 


Pi 
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minder gefagt, die Obrigfeit und andere Gerech⸗ 
tigfeiten, dic jemand ſchon vor der Spaltung in 
der Religion im Brauch gehabt, follten ihm una 
gekraͤnkt vorbehalten feyn, 1) Es fünnen alfo 
iene vorbehaltene Nechtsausführungen offenbar 
feine folhe feyn, die ſich anf die aus der Kelis 
gionstrennung entſtandene verfchichene Grund⸗ 
fäge zurückziehen, als für welde, fo weit fie in 
den Sriedensfchlüffen nicht ſchon enrfchieden find, 
feine andere Entſcheidart als Fünftig nähere 
Vergleichung beeder Religionstheile mit einſt— 
weiliger Beobachtung der Gleichheit, alſo nicht 
gebuͤhrendes ordentliches Recht, zulaͤßig erkläre 
wurde. 2) Es muͤſſen vielmehr jene ſeyn, die 
ſich auf buͤrgerliche Titel gruͤnden, alſo auf 
Gerechtigkeiten zielen, die ſchon vor der Reli— 
gionstrennung im Brauch geweſen. Dieſe, 
welche man in die bei den Religionsbeſchwerden 
gewaͤhlte Durchſchnitte hinein zu ziehen Feine Urs 
fache hatte, und ohne Unbilligkeit nicht hineinzies 
hen fonnte, 3) diefe find jedem noch unbenoms 


J 


men. 4) 


1) Religionsfriede $ 20 und or. | 

2) sebendaf. 9. 25: I. P. Om. Art. V. Gr. & 50. 
3) Schilrer de Pace Relig a. a.D. Decker de Pace 
J civ. re). dat. P, 1. ©, 38. Nro. 8. 

4) Hieraus beftärft fich jened, maß ich oben $. 103, 
von - der verichiedenen Wirkung des Beweifes 
ſolcher Titel oder des Beſitzes im Eutſcheidjahr 

bemerkt habe. : 


(Zweiter Ch.) | Q F. 110 
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Sie wirft alfo Fein Retiturionauf Entfegungen 
die dem Frieden vorgehen, wohl aber auf 
| nachgefofate. 


Ziehet man die bieher erörferte Wirkungen 
in ihren allgemeinen Geſichtspunkt zufammen, 
fo iſt's Schuß, Belaffung diefer Renten Wem 
etwas gelallen werden fol, der muß es inne 
Haben. Die Stage, wie fol es aber nun mie 
Renten gehalten werden, die fhon vorher ents 
zogen waren, findet alfo hier Feine Entfheidung, 
diefe Verordnung wirft auf das Dirgangene 
Feine Reſtitution. Als erſtmals diefe Stelle in 
den Religionsfrieden eingerucdt ward, fo wurde 
wegen des Vergangenen ganz etwas anders fefts 
aefezt, nemlih: daß die Evangelıfihe das einges 
zogene Kirchenvermoͤgen, deſſen die Geiftliche 
zur Zeit des Paffauifhen Vertrags niht mehr 
tn Beſitz gewefen, bis: zu gutliher Religionss 
vergleihung behalten follten. ı) Als die wech⸗ 
felfeitige Klagen über dennoh fortgedauerte Abs 
frennung der Nenten von ihren Hauptſtiftungen 

die neue Sancirung dieſer Stelle in dem Osna⸗ 
brüggifchen Sriedensfh uß nothwendig machten, 
und ihr denuoch Feine neue Ausdehnung, Fein 
Beifag wegen des Verfloffenen anachangt ward; 
fo blieb fie in ihren vorıgen Schranfen, auch ih» 
re erneuerte Kraft Eonnte deswegen nicht auf das 
Vergangene wirken. Eben wegen aller Strit⸗ 
| tige 
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tigkeiten uͤber Nichtbeobachtung des Religions⸗ 
friedens, wobei kein Theil die Schuld auf ſich 
kommen laſſen wollte, ward der Durchſchnitt des 
Entſcheidjahrs gewaͤhlt, zum einzigen Fundament 
einer Reſtitution fuͤr das Verfloſſene gemacht, 
und das nicht blos uͤberhaupt, ſondern auch be— 
ſonders in Anwendung auf alle Gattungen von 
mittelbarem Kirche vermoͤgen und Renten. 2) - 
Wer alſo bei geſchloſſenen Frieden auſſer Beſitz, 
wem deswegen damals mit bloſſem Schutz und 
Belaſſung nicht geholfen war, dem diente dieſe 
Stelle zu Erlangung eines verlohrnen Beſitzes 
nicht; wollte er Reſtitution haben, ſo muſte er 
ſie aus jenen Stellen ſuchen, die das, was er 
brauchte, nemlich Reſtitution, verordnen, er 
mußte alfo nothwendig den ‘Beweis des Bes 
fies im Entfheidjahr, als deren einziges Fun— 
dament, übernehmen. 3) Wirft fic alfo aleıdy 
Reſtitution im ſpecielleren Sinn des Religions 
vertrags (ceſtitutionem ex c pite gravaminum) 
wegen vorhergegangener Beſitzentreiſſungen 
nicht; ſo iſt ihr deswegen in Bezug auf die dieſer ers 
neuerten Geſetzgebung nachfolgende Entſetzun⸗ 
gen die Wirkung einer Reſtitution in dem all⸗ 
gemeinen Sinn des Beligionsfriedens (re⸗ 
ftiturio ex capite violar picıs) nicht abzuſpre⸗ 
hen. Dieß ift eine Wirfung die jeder Sanction 
diefeg Geſetzes zuſteht; 4) die fie mit jeder ana 
dern gemein haben muß, wenn der verfprocene _ 
Schutz mehr als ein leeres Wort ſeyn fol, den 
fonjt jeder aaa ange und Beſitzſtoͤrer durch 


2 eine 


- 
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eine der richterlichen Huͤlfe voreilende Entſetzung 
pereiteln koͤnnte. Beede Reſtitutionen find aber 
in ihrem Odjekt, das dort vorhergegangene, hier 
ſpaͤtere Entſetzungen find, in ihren Vorausſez— 
zungen, die dort Beſitz im Entſcheidjahr, (hier 
ruhiger Beſitz nach vollzogenem Friedensſchluß) 
ſind in ihrer Anwendungsart (welche dort durch 
alle geordnete Friedensexekutionswege, hier 
durch die davon verſchiedene Friedenskonſerva⸗ 
tionswege geſchieht) 5) endlich in ihren Folgen 
(die dort in gaͤnzlicher Beſeitigung aller Anſpruͤ⸗ 
che, hier nur in Entfernung ihrer eigenthaͤtigen 
Durchführung und Verweiſung in den Weg 
Rechtens beſtehen) 6) verſchieden; es iſt alſo 

nicht ohne Urſache dieſe Verſchiedenheit angemerkt 
worden. ee 


. 1) Religionsfrieden $. 19. | | 
‚.2) 1. P. Osn Art. 5.9 2. & 25. Ä 
3) Hieraus beftätigt ich, was ich oben von ber 
minderen Erheblichkeit der nicht gefchehenen Res 
ducirung diefer Stelle auf dag Entjheidjihr ges 
fagt habe. ($. 102) | 
4) I. P. Osn. Art. 17. $. 4 
5) 1. P. Om Art. ı6..$. 2. &c. verglichen mit 
Art. 17.9. 4. & ſeq. 
6) Mbendaf. Art. 5. °$. 25- ibi: Sed ab omni per- 
fecutione, verglichen mit Art 17. 9. 7. bi: 
Si quid conıroverliz &c, 
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| F. 111. | 
Leidet bei unmittelbaren geiftlichen Stiftern eine 
- Ausnahme in der Art der Anwendung bei 
Reſidenzverruͤckungen. 


Es trug ſich aber häufig zu, daß aus Anlaß 
Der Religionsunruhen geiftlihe Reichsſtaͤnde ihs 
re Mefidenz von den Stiftungen, denen fie urs 
ſpruͤnglich anhaͤngig war, zumal wo diefe in 
Neichsftädten lagen, die zu der Augsburgifhen 
Confeßion ſich wandten, wegverlegten; auch 
mittelbare Praͤlaten und Ordensleute, die unter 
evangeliſchen Landesherren lebten, verlieſſen ihre 
Hauptſtiftungen, und begaben ſich in katholiſcher 
Herren Lande, zumal dahin, wo fie etwa einen 
anfehnlidyen Theil ihrer Gefälle zu heben hats 
ten. (8.05) Wie es in folhen Fallen gehalten 
werden folle, hatte daher fhon der Speierifche 
Reichsabſchied von 1544. Vorſehung gethan. 
Da aber dieſer Abſchied hauptſaͤchlich wegen der 
darin enthaltenen Interimsvorſchriften in Reli- 
gion und Glaubensſachen, ‚von den Evangelis 
(hen nicht durchgehends anerfennt ward, und in 
der dichfalls nörhig gewordenen Behandlung des 
Religionsfriedens die bisher dargelegte erneuerte 
Sanction uber die den Ständen der alten Reli⸗ 
gion, geiſtlich und weltlich, famt und mir ihren - 
Kapiteln zugehörige Renten verabreder ward, 
fo ward zu Regulirung jener Fälle hinzugeſezt, 
die befohlene ungehinderte Abfolgung folle ges 

— ze ſche⸗ 
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ſchehen auch ungrachtet, ob und wohin fie 
ihre Keſidenz verrückt oder gewendet bite 
ten. Das Subjeft der ganzen Rede, worauf 
dieſe Worte bezogen werden, find des heiligen 
roͤ uſchen Reichs Stande (alfounmittelbare Ders 
fonen) famt und mit ihren KRapıteln und andern 
geiitlihen Standes ( alfo mir der ihnen angehoͤ⸗ 
tigen mittelvaren Geiftlihfeit.) Wenn es nun . 
bier heißt: jamt und mie Berwörter, die cine 
Dualififation des Hauptſubjekts bezeichnen, 
nachher die Stelle von der Reſidenzverruͤckung 
biefem, durch. das cine Fortſetzung des vorigen 
Gangg der Rede, alſo hier eine Fortfegung der 
vorherigen Dualififation des Haupsjubjefts ans 
zeigende Berbindungswort auch, anachängt 
wırd; fo zeige diefes, daß das fernere Praͤdikat 
von unnachtheiliger Reſidenzverruͤckung ein wei⸗ 
teres Pradifat von dem Hauptſubjekt fey, mithin 
auf diefes, und nicht auf die zwar zunahft, aber - 
nicht als Subiekt der Dede, fondern als Quali⸗ 
fifation oder Praͤdikat vorhergenannte mittelbare 
Geiftlihkert gehe, Diefes erprobt fi) auch fers 
ner daraus, weil diejenige, deren Nefidenzverz 
ruͤckung hier gemeint feyn fol, nicht durch das 
zu einem ‚Bezug. auf ein nahftvorhergehendes 
jetzo als Specialfubjeft der weiteren Sanction 
anzufehendes Pradifar nörhige Wort: (ungeacht 
wohin :diefe ) in welchem Sal man es auf die 
mittelbare Geiſtlichkeit beziehen koͤnnte und 
müßte, fondern dur das allein einen fortgeſez⸗ 
ten Bezug anf dag vorherige Aaupainbjett der 

! —— — Rede 
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Mede andeutende Wort: (ungeacht wohin fie) 
mir dem vorigen zuſammengehaͤngt wird, alfo 
auf niemand als die unmittelbare Reichsſtaͤnde, 
von denen in der Sanction die Dede iſt, bezo—⸗ 
gen werden kann und darf, 


1) Wehners Obf. pract. V, Yuch. 


$. 112. 


Die aber auf Katholiſche mittelbare Stiftungen 
‚nicht mit zu beziehen iſt. 


Eben dieſes ergiebt fi) aus dem Sufameng‘ 
hang und den Tractaten, Was erfleren betrift, 
fo iſt offenbar hier von Feiner andern mirtelbaren 
Geiſtlichkeit als jener, die katholiſchen Reichs ſtaͤn⸗ 
den angehoͤrig, nicht alſo von jenen, die unter 
evangeliſchen Obrigkeiten gelegen ſind, die Rede. 
Das der eigentlichen Natur geiſtlicher Stiftun⸗ 
gen und ihrem Verhaͤltniß gegen den Staat zus 
wider laufende Auswanderungsrecht, oder Recht 
‚ Der Refidenz verruͤckungen, ‘war nun vorhin durch 
die Ueberſtimmung der Katholifhen zu mehrerer 
Auſrechthaltung ihrer Meligion jenen mittelbaren 
Stiftungen, die unter evangelifchen Dbrigfeiten 
lagen und daher Einziehungen befürchteten, zus 
geſtanden worden; 1) ihren eigenen mittelbare 
“ Klöftern aber foldyes einzurdumen, dazu war fein 
Anlaß da, das war der Katholifhen Abficht und 
Intereſſe gar nicht, Selbſt denen unter Evans 
RER For 717 
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geliſchen gelegenen getrauten fie nicht einmal das 


Auswanderungsrecht mit der Wirkung, ihre Ren⸗ 


ten nach fi zu ziehen, für die Zukunft zuzuſprecheu, 
fondern reftringirten blos diefe Wirfung auf vors 
hergegangene Nefidenzverrüfungen. Offenbar ift 
alſo nad) diefer Lage das Praͤdicat der erlaubten 
Reſi denzverruͤkung das auf Verlangen der Kar 
tholiſchen eingerudtward, nicht auf deren eigene 
mittelbare „ fondern blos auf die unmittelbare 
geiftlihe Stande zu beziehen, da von den unter 
evangelifhenStänden gelegenen Stiftungen ohne⸗ 
hin in der ganzen Stelle Feine Rede iſt. Daß 
nad dem weftphäfifchen Frieden, wovon dicfe 
Sanction nunmehr integrirender Theil ift, das 
Verhaͤltniß das nemliche bleibe, werde ich unten 
zu zeigen naͤheren Anlaß haben. 2) 


1) Rsabſch v. 1544. $.86. vergl mit dem Rsabſch. 
v. 1530 $ 60. und I. P. Osn Art, V. $. 30, 
9) ©. unten daß te Stüd. | 


NY 113, 


Hieraus flieffen einige merkwürdige Rechtsſaͤtze 
von der Natur diefes Rentenbezugs. 


Hieraus bilden fich folgende Saͤtze: 2) Ka⸗ 
tholiſche geiſtliche Reichsſtaͤnde (denn auf welt⸗ 
liche iſt der Satz nicht ſo eigentlich anwendbar) 
koͤnnen auch dann, wenn ſie von der Stiftung, 


’ 


deren Ihre Wuͤrde und eng denz ehehin es | 
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‚war, ſich entfernen, und anderwaͤrts ihre Reſidenz 
nehmen, auch dahin den ‘Bezug derer vermoͤg je⸗ 
ner Stiftung und der ihr anhaͤngigen Wuͤrde vor⸗ 

bin genoſſenen Renten nach ſich ziehen: die Obrig⸗ 

keiten, unter welchen fie fallen, dürfen daher keinen 

Grund nehmen fie ihnen zu verfagen, b) Mit 
telbare Geiftlihe Farholifcher Sande, die ihrein fol 
chen gelegene Stiftungen verlaffen, Fünnenvon _ 
dem evangelifhen Heren, unter demjene Stiftung 
Renten hatte, vermög diefer Stelle nicht verlan⸗ 
gen, daß er ihnen an ihren anderwärtigen Wohn⸗ 
fig in andere Landen die Renten abfolgen laſſe, 

Da nicht ihnen ein Recht der unnachtheiligen Mes 
ſidenzverruͤckung beigelegt ifi. Hingegen ec) der 

katholiſche Reichsſtand, unter dem cine folche vers 
laflene Stiftung liegt, Fann, da nicht zunaͤchſt die 

Geiſtlichkeit, fondern er der Landesherr durch diefe 
Sauction das Recht die auswärtige Mensen zu 
verlangen erhalten hat, (S. ga) ſolches jener 
Verlaſſung ohnerachtet ausüben, mithin d) ers 
langt die evangelifhe Dbrigfeit, unter deren ſolche 
Geſaͤlle liegen, durch Feine diefer Veränderungen 

ein Net, ſolche zu feinem und feines Landes Vor⸗ 
theil einzuziehen. Daß dieſes ber katholiſchen 

Reichsſtaͤnde Meinung und Abfiht war, ift aus 
den alle diefe Sage in eben fo vielen Flaren 
Ausdrüden enthaltenden von. ihnen hauptſaͤch⸗ 
lid) veranlaßten Speiesifhen Reichsabſchied klar. 

4$: 64,67) Daß es aber die Evangelifhe in 

eben diefem Sinn genommen haben, zeigen die 

Verhandlungen bei den N rg rw | 

A ah gs; bei. 
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bei beede Religionstheile darinn uͤbereinkamen, ı ) 
und nur darüber ſtritten, ob es auf die in cvans 
gelifhen Sanden gelegene Mediatkloͤſter mitzuzies 
‚hen fey, und folhenfalle ein Verbot fie zu refors 
miren, oder cin Recht, der Reformation ohns 
erachtet die Gefälle aus Fatholifhyen Landen zu 


fordern, 2) wirfe, welher Streit jetzo, nach⸗ 


dens über den Beſtand der geſchehenen Klöfters 
einziehungen, ud den Bezug der dazugehörigen 
Renten befondere Vergleiche gemacht worden, 3) 
nit mehr Play greift, und alfo die- Wirfung 
jener Stelle in obiger von beeden Theilen ancrz 


Fannten Wirfungsfraft auf die zu Fatholifcher 


Lande Stiftungen aus evangelifhen Territorien 


fallende Nenten, als ihren buchſtaͤblichen Sinn 


zuruͤckſetzt. 


1) Londorp Acta pub'. T 5. Cont, 2. Cap. 14. Grav. 


| Cap. ı7 Grav, 2. N. 7. 
2) Ebendafelbft. 
3) 1. P. Osn, Art, 5. $. 25 & 46. 


Vier⸗ 


.. 3 
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Viertes Stuͤck. 


Von den Kirchengefaͤllen evangeliſcher Stif⸗ 
tungen in auswaͤrtigen katholiſchen Landen 
und deren Rechten. (ad J. P. Osn. 

| Art. 5. $. 46.) 


| §. 114. 
Alle Arten von Rechten, die die Evangeliſche als 


Zugehoͤrden einer Stiftung fordern, gehoͤ⸗ 
ren hieher. 


Pa waren alfo durch Beſtaͤttigung jener 
Stelle des Religionsfriedens die Renten 


* katholiſchen Stiftungen in evangeliſchen Sans 


den fiher geſtellt. Eben der Umftand aber, daß 
jene Stelle nur von diefen redete, und daher die 
Katholiſche den Evangelifhen wegen ihrer aus⸗ 
waͤrtigen Kirchenrenten nicht gleiche Rechte goͤn⸗ 
nen wollten, machte uͤber dieſen umgekehrten 
Fall eine weitere ausdruͤckliche Diſpoſition noth⸗ 
wendig, die hier folgt. Dieſe Stelle nennt 


Renten (reditus) oder alle Arten von Einkuͤnf⸗ 


ten, als das Subjekt der Verordnung. Die 
Allgemeinheit dieſes Ausdrucks in der Anwen⸗ 
dung mehr zu ſichern, wird derſelbe noch durch 
die Deifäte, Sinfen, (cenfus) ein Wort, das 

' alle 
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alle ſtaͤndi ae Gefälle von Gütern oder Perſonen 
bezeichnet, FZehenden, (deeimse) oder Natural⸗ 
abgaben vom Ertrag einer Sache, und Gülten, 
(penfienes) ein Ausdruck der ablöfige Kapitals 
zinfen und andere unftandige Gefälle anzudeuten 
geeignet iſt, naͤher beſtimmt. Es ſind alſo hier 
wieder, wie bei der vorigen Stelle, alle möglis 
de Arsen von Einkuͤnften genicinef 1) und wag 
dort desfals geſagt worden, gilt auch Hier. Es 
ift aber hier wiederum wie dort nur von ihnen, 
fo weit fie Zugehoͤrden von Kirchenſtiftungen 
find, alſo von Kuchengefaͤllen, die Rede. Des⸗ 
wegen heißt es: welche den evangeliſchen Staͤn⸗ 
den wegen Siechenſtiftungen gebübren. 
Aber im umgefcheten Fall ift von ihnen die Res 
de, nemlich wenn fie den Ständen der Augs⸗ 
burgiſchen Confeßion aus den Provinzen 
der Katholiſchen 2) gebuͤhren, und zwar ohne 
Unterſchied, wegen mittelbaren oder unmit—⸗ 
telbaren, vor oder nach dem Beligionsfrie⸗ 
den an ſich gebrachten Stiftungen, (fo fern 
ſie nemlich vermoͤg dieſes Friedensſchluſſes und 
deſſen Normaltermins in ihren Händen blei—⸗ 
ben.) 3) Damit iſt alſo der alte Streit abger 
ſchnitten, ale ob bei ſpaͤter eingezogenen Stif—⸗ 
tungen auf deren auswaͤrtige Renten die Kar 
tholifhe, unter denen fie fielen; ein Recht zur 
Trennung bäften, das bei denen durch den Res 
Itgiongfrieden uͤberlaſſenen Be kraft deſ⸗ 
fen nicht Statt fand. 4) 


1) 
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1) Henniges Med. ad Pac. Osn, Art. 5. 6. 46. lit. h. 
2) Wenn Henniges a. a. D. lie h. fchließt:’ eB 
müffe alfo dieſes noch virimehr von Renten gels- 
ten, bie in der evangelifchen Stände eignen 
ganten fallen, fo fagt er zwar damit. einen 
wahren Saß, vermög I. P. Om, Art. 5. $.25. 
Aber aus diefer Stelle folgt er nicht, denn die 
desfalſtge Schlußert von dem einen benannten 
auf ein anderes gleichvielgeltegdeß ungenanns 
tes fann allein bier. nicht, wie bei andern Ge— 
sen, eine wirkliche Verbindlichkeit beweiſen. 
Meine Abbandl zb. 1. Einleit. $. 13. 
3) Henniges a. a. O. lit. g8. 
4) Ebenderſelbe — 


G 115. 
Von den Renten ſolcher Stiftungen, die mit⸗ 
telbare Evangeliſche beſitzen, ſcheint zwar 
* dem Buchſtaben nicht die Rede 
zu ſeyn. 


Wenn alſo hier von Renten die Rede iſt, 
welche der Augsburgiſchen Konfeßton Stände zu 
fordern haben, ſo ſcheint Anfangs denen das 
Recht zur Seite zu ſtehen, welche behaupten, 
dieſe Stelle ſeie auf Kirchengefaͤlle, die mittels 
bare Perfonen zu fordern haben, nicht anwendbar, 
sumalen da fie glauben, daß folcken durch andere 
Stellen vorgefehen ſey. 1) Allein gleich im 
lezteren liegt ein großer Irrthum. Voraus ge⸗ 
ſezt, J von Kirchenrenten, welche mittelbaͤre 


— ds 
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Farholifche Sandfaffen evangeliſcher Sandeshers 
ren vor fih forbeen, nicht die Dede fenn kann, 
weil diefe in dem, was fi an andere Rarholis 
ſche fordern, (umd von dem Ball, da ans Fatholis 
fhen Sanden Gefälle zu zichen find, iſt ja hier 
nur die Rede) ($ 114) nicht ausden Religions— 
vertraͤgen, fondern aus dem gemeinen Farholis 
ſchen Kirchenſtaatsrecht ihre Rechte zu verichten 
haben; vorausgeſezt alſo, daß die Frage nur 
auf die Forderungen mittelbarer evangeliſcher 
Landſaſſen evangeliſcher Landesherren gehen Fann: 
ſo wird niemand andere Stellen zeigen koͤnnen, 
worin in dieſem Stuͤck für fie geſorgt wäre 
Der Meligionsfriede fönnte es gar nicht fenn, 
wegen deflen von Anfang an aeftrirten ward, ob 
er Religionsrechte mittelbarer Perfonen beſtim⸗ 
me. ($.90. Nro. 3.) Im weſtphaͤltſchen Frie⸗ 
den müßte es nur die Sanctioh von dem Nors 
maltermin überhaupt, oder jene von den mittels 
baren Kirchenguͤtern, oder endlich ıene von der 
Religionsuͤbung der Unterthanen ſeyn. Beede 
erſtere ſchreiben ebenfalls die darin beſtimmte 
Rechte den Reichsſtaͤnden, ohne Mitbenennung 
der Unt rthanen, zu, 2) koͤnnen alſo nicht mit 
mehr Recht daher gezogen werden, als dieſe 
Stelle ſelbſt; paſſen ſie daher, ſo thut's auch 
dieſe. Die leztere aber redet nur von den Mes 
ligions⸗ und Kirchenrechten der von ihrem $aız 
desheren in der Religion diffentirenden Unterthas 
nen, 3) dient alfo eben fo werig zu Beſtimmu ig 
der Kirchenrechte evangeliſcher Unterthanen 
evangeliſcher Reichsſtaͤnde. 1) 


evangelifchen Stiftungen. 255 


. 1) Aenniges a. a. D. lit. d. F. E, Bochmer de jure 
occupandi flatnendique &c$. 56. 
.2) I. P. Osn Art. V, . 2. ıbi: Statnum utriusque 
religionis- et-immediatis, $. 25. ibi: Electores, 
Principes, Status. 
3) I. P. Om. Art. V. 9 31 


F. 116 


Sie find aber unter dem Gehaft der Ausdrücke 
dennoch begriffen. | 


Einen anderen Geſichtspunkt ermählt, und die 
richtige Beantwortung giebt fi gleih! Bei den 
Katholifhen machten zwar damals die Kirchenſtif⸗ 
tungen einen von der Staatsſubjection durch die 
Untergebuna unter die geiftiche Obrigkeit ziemlich 
gelösten Theil des Staats aus. Das indeilen 
blieb doch auch damals den Negenten Katholiſcher 
weltliher Staaten, daß jie Fraft Dbrigfeitlicher 
Gewalt als folhe betrachtet wurden, welde die 
Befugniß und die Dbliegenheit hätten, die Rechte 
aller ihrer innländifhen Stiftungen gerichtlich) 
und auffergerichelih zu vertreten. In fo weit 
konnten alle, auch ihrer mittelbaren Stifter 
Mensen, als die $hrige, nemlich als ſolche die 
zu ihrem Staat gehörten, deffen Schuß und Vers. 
tretung zu gewarten hätten, angefehen werden, 
Deswegen ward au ihnen , den $andesheren, 
felhft das Hauptforderungsredht wegen der aus⸗ 
wärtigen Renten ihrer Stifter zugelegt. ($+ ı ER 

| | Bei 
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Beiden Evangelifchen ward durch ihre Religiongs 
anderung jenes Verband der Kirchenfliftunger 
mit dem Sandesheren nicht aufaclößt, fondeen 
durch die Bereinigung der oberjten Kirchenges 
walt mit der Landesherrſchaft in der Perfon des 
Staatsregenten nod weit enger geknuͤpft. Bei 
ihnen konnte Fein Sandeseingefeffener ohne Con⸗ 
fens des Megenten eine Kirchenrente erlangen, 
nur der Regent Fonnte vermög des Reformations⸗ 
rechts fie an ſich ziehen, und hatte er-fie alfo au 
jean Privatperfonen begeben, fo blieb ihm doch die 
Diſpoſition darüber, man mag fienun Oberadmi⸗ 
niſtration, oder Obereigenthum nennen, 1) und 
er mußte ſie dieſen Privatperſonen ſchuͤtzen und 
gewaͤhren, Er unterſchied ſich wegen feiner Lan— 
desſtiftungen nur in ſo weit von dem Katholiſchen, 
daß unter dieſem wegen des getheilten Intereſſe 
des geiſtlichen und weltlichen Staats bei allen Kir⸗ 
chenſtiftuugen nicht bloß der Regent, ſondern auch 
der Stiftungsbeſitzer und deſſen geiſtlicher Oberer 
ein eignes Forderungsrecht haben konnten und has 
ben mußten, dagegen bei jenem in Ruͤckſicht des ein⸗ 
fachen verbundenen Intereſſe bloß der Regent ein 
Forderungsrecht zu haben brauchte, um damit 
alle ſeine ihm in der Religion anhaͤngige Unter⸗ 
thanen bei den- Gefaͤllen ihrer Stiftungen zu 
ſchuͤtzen; nur er eins haben konnte, weil die Dis 
fpofition und Anwendung aller, auch der von feinen 
Unterthanen befeffenen, Kirchenguͤter, da dieſe 
darinn fein Eigenthum, fondern cin bloffes Ges 
brauchgrechs hatten, von ihm abhieng. Dess 
5 . wegen 
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wegen finder man durchgaͤngig; daß die Evange⸗ 
liſche Landesherren nicht bloß uͤber die unmittelbar 
an ſich gezogene Kirchenſtiftungen, ſondern auch 
uͤber die zur Religionsuͤbung jedes Orts gehoͤrige, 
alſo im Gebrauch des Kirchſpiels bleibende Guͤter 
und Renten nach Gefallen diſponitt, mit den Nach⸗ 
barn tranſigirt, und fie gerichtlich und auflerges 
zichtlich verfochten haben. 3) _ Deswegen alfo 
waard hier nur der Stände gedacht, nur diefen ein 
Forderungsrecht beigelegt, weil alle Stiftungen 
in ihrem Land, es mochte ein Privatmann ſie 
innehaben oder der Staat ſie noch beſitzen, durch 
das nur dem Staat zugeſtandene Reformations⸗ 
recht auch allein an dieſen gekommen waren, ihm 
alſo urſpruͤnglich das dadurch erlangte Recht auf 
die auswaͤrtige Renten dieſer Stiftungen zuftand, 
und er diefes zu verfreften auch dann, wenn ee 
den Beſitz und Gebrauch Privärperfonen gönnte, 
ſchuldig und befugt blieb. Daher die nach dem 
Keligionsfrieden von einigen Schriftſtellern bes 
hauptete Meinung, als hätten die von mittelbas 
von befeffene Kirhengüter aus dem Meligiongs 
Be Feine Sicherheit, 4) bey den weſtphaͤliſchen 
iedenshandlungen mit unter den verbottenen 
Diſputat gerechnet, und nach dem weſtphaͤliſchen 
Frieden jedesmal den evangeliſchen Landesherren 
wegen der von ihren proteſtantiſchen Landſaſſen 
beſeſſenen — — die — exfannf 
worden ſind. — 


4 * 
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2) Leifer Spec. 22, Med, 3 Link de Jure Episcopali. 
| C. 10. $.36 G. L. Boehmer jus.eccl, germ. $. 482. 


K 657. 

3) Zum Beifptel lefe man die Verträge wegen des 
Religtongzuftands im Jülichifchen, und andere 
Heligionsverträge. | 


4) Cytraei traktatus paflav. & pac. zelig. comp, de- 
claratio, | | | 


6. 117. | 
Hingegen gehören blos meltlihe Renten oder 
Staatsgefäle nicht hieher. 


Wenn ferner von ſolchen Renten die Rede 
ift, welhe wegen Rirchenflifeungen (mittels 
baren oder unmittelbaren) den Augsburgifchen 
Eonfeßionsverwandten aebühren ; fo werden das 
mit weltlidher Stände althergebrahte Domanials 
gefälle und andere weltliche Renten, nicht gemeine. 
Nicht als ob diefeden Eyangelifchen nach Belieben 
weggenommen werden dürften :. nein! diefes darf 
fo wenig gefchehen, als man dergleihen gegen 
einen katholiſchen Stand thun darf. In beeders 
Sei Fallen ftehen foldye Gefälle unter dem Schuß 
anderer Stellen des Weligionss und weftphäli« 
fchen Friedens. ı) Aber es kommt dabei nicht 
auf einen Befig im Entfcheidziel an, auf den dien 
fe Stelle zuruͤckweiſet: fondern deren Zuſtaͤndig⸗ 
keit ift aus den Ermwerbstiteln nah gemeinen 
Rechten ohne Einfluß der Religionsverſchieden⸗ 
heit zw entfcheiden. Solche mweltlihe Renten 
— F muͤſſen 
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muͤſſen daher auch nicht immer ohne alle Einreben 
gezahlt werden, fondern es laſſen fi) dagegen 
alle in andern weltlichen Rechtshaͤndeln erlaubte 
Schutzwehren vorbringen. Die auswärtige Eins 
Fünfte, welche unter diefe Verordnung gezogen 
werden follen, muffen alfo folche feyn, die vorher 
von gewiflen Kirchenfundationen befeflen wurden, 
zu deren Beſitz die Evangeliſche durch den Einzug 
folher Stiftungen Selangten; die fie als Pertio 
nenzſtuͤcke derfelben fordern. . &o viel fagt hier 
der Friedensſchluß. 2) Wenn man aber dieß 
weiter dahin ausdehnen will, als müßten 
nun die. Evangelifche neben dem Befig im 
Entſcheidjahr auch den richtigen Erwerb dieſer 
Renten von Seiten der Kirchenftiftung, we⸗ 
gen welcher fie ihnen zugefommen, beweiſen, 
3) fo. lege man damit etwas in die Dis 
-fpofition hinein, das nicht darinn ſteht, und das 
der Natur des Entfcheidiahrs entgegen lauft, ins 
dem diefes allein ein zulänglichee Exrwerbtitel ift, 
und neben ihm oder gegen daflelbe Feine ältere 
Zitel, wie die Namen haben mögen, in Betracht 
kommen. 4) Deswegen eben wurde das allgen 
meine Wort gebühren , welches eine Folge jedes 
Erwerbstitels ift, hier durch den Zuſatz, und 
welche am Entſcheidtag von ihnen beſeſſen 
“worden find, fo harafterifirt, daß nur diefer 
Beſitz als ein folder Erwerbstitel angefehen wer⸗ 
den folle, der jenes gebühren hervorbringen 
möge, es alfo dabei auf feinen andern Erwerbtis 
tel anfomme, fondern das insbeſondere noͤthig, 
— Rai * das 
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das allein aber auch genug fen, wenn ſolche Ren⸗ 
ten als Zugehörden gewifler Stiftungen am Ents 
fheidrag beſeſſen wurden. 


1) Religionsfriede $: 14. I. P. Om. Art. 8. $. 1. 
2) Das iſts auch (nemlich, daß wer fich bei ges 
wiſſen Renten diefer Berordnung bedienen will, 
zeigen muß, Daß er aus Anlaß einer Kirchen» 
ſtiftung dazu gefommen fey ) mas dem ganzen 
Zufammenbang nach Decker de Pac civ. rel. L. r. 
“Cap. 12. $. 9. hat fagen wollen, ben daher 
" Henmges ad I. P. Om Art. V. $. 46. lit. g. 
—ganz aus einem falfchen Gefihtspunft widers 


‚  Iegt. | r 

3) Dirt thut Buckischad I. P. Osn. Art. VObf. 133. 

4) Heuniges a. a O. lit. h, bemerft bierm Recht: 
Neque enim idem eft deberi ex capire Fundationum 
et deberi ob fundationes, Hoc objetum faltem 
fau rem (noch beſſer occafionem ) ex qua reditus 
petuntur, fignificat: illud cauſam pretereä et titu- 

lum comprehendit. | 


} $. | 118 
Diefe Renten werden für folche erklaͤrt, Die ven 


Proteftanten Eraft des Religionsfriedens 
— gebuͤhren. 


In dem hier beigelegten Streit, ob bei dem 

Rentenbezug ein Unterſchied ſey zwiſchen Stif—⸗ 
tungen, die vor odernach den Religionsfrieden 
eingezogen worden waren, (F. 114) hatte vor⸗ 
hin jeder Theil feine Behauptung aus dem Reli⸗ 
gionsfrieden herzuleisen gefuht, Hatte mannum 
| auſſer 
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auffer der allgemeinen Beftättigung des Reli⸗ 
gionsfriedens noch eine beſondere in Bezug auf 
die gegenwaͤrtige Materie gutgefunden; ſo gab 
eben dieſes einen Beweggrund ab, auſſer der 
vorher allgemein geſchehenen Bemerkung, daß 
dieſer Friedensſchluß eine beſtaͤndige Erklaͤrung 
des Religionsfriedens ſeyn ſolle, auch ins beſon⸗ 
dere dieſe Specialſanction als eine Auslegung je⸗ 
ner kurz zuvor beſonders beſtaͤttigten Stellen ſol⸗ 
ches Friedens zu bezeichnen. Deswegen heißt es: 
diejenige. Einkuͤnfte, welche vermoͤg des eben» 
genannten Religionsfriedens den Augsburgia 
ſchen Konfeßlonsverwandten⸗⸗gebuͤhren. Eitt 
Satz, der nicht reſtrictiv ftehet, als ob von Eins 
kuͤnften, welche unter die Difpofition diefer Stelle 
gezogen werden follen, auffer dem Beweis, daß 
es Kirchenrenten ſeyn, die man im Entfcheidziel 
befefien habe, auch noch befonders gezeigt werden 
muͤſſe, daß fie fhon Fraft des Meligionsfriedeng 
den Evangelifhen gebührt hatten; 1) fondern ers 
Flarungsweife, anzudeuten, daß alle Renten 
eingejogener Stiftungen, die aus Fatholifhen 
Landen fallen, und nun nad) dem Beſitz im Ente 
ſcheidjahr den Evangeliſchen verbleiben, fortan 
mit Beſeitigung des bisherigen Streits als ſolche, 
die den Evangelifchen Fraft des Religionsfriedens 
gebuͤhren, anzufehen feyen, deren Beſitz den 
Evangelifchen nicht mehr alg eine Uebertrettung 
dieſes Gefeges ausgelegt werden folle. 
1) So nimmf ed Kenniges a, a. ©. lit. c, und 
llagt zaher ohne — als waͤre hierdurch bi die 
| ges 
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ganze Abrebe aufein fehr ſchluͤpfriges Fundament 
gebauet, und den Uebertretungen eine weite 
Thüre gedfnet worden, Ä 


| $. 119 | 
Nicht aber in der Antention, als ob, um dieſer 
Sanction zu gen: fen, die Evangeliſche noch 
die Zuftändigk:it aus dem Religionsfrieden 
| jeigen müßten. 
Zwar leiden an und vor fich obige Ausdrüde 
beederlei Auslegungen. Allein dev Zufammens 
hang beweißt vie obbeflimmte, wenn unmittels 
ar darauf die Sache auf das Entſcheidjahr auss 
geftelt wird, welches eben zu Beftimmung der nach 
dem. Meligiongfrieden in Streit gezogenen Kirs 
chenſachen gewaͤhlet wurde. Hätte man den 
Meligionsfrieden hierinn beederfeits fuͤr unzwei⸗ 
felhaft angenommen, und nur das einander Zus 
gefichen wollen, was er Flar verordnete, fe 
rauchte es Feiner Zurückweifung auf das Ent 
ſcheidjahr; follte Hingegen auf das Feiner Einrede 
aus Altern Titeln Raum gebende Entfcheidjahr 
gefehen werden; fo Fonnte die Sache nicht auf 
die Frage, ob nadı dem Meligionsfrieden allein 
(don die Evangelifche diefes Recht gehabt hätten, 
ferner ausgeſezt bleiben, weil eben dieß die ſtrei⸗ 
tige Frage war, die hier wie in den meiften Fällen 
durch einen Durchſchnitt nach dem Normaltermin 
entichieden ward, Es beweiſen es ferner die 
Traktaten. Denn da die Evangelifche eben wegen : 
a ! des 
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der Zweifelhaftigkeit des Religionsfriedens in 
diefem Punkt ſich mit der vonden Katholiſchen ans 
fangs vorgefdjlagenen bloſſen Beftätigung des 
Meligionsfriedeng nicht begnügen wollten, fon» 
dern. die Einruͤckung einer befondern Convention 
verlangten, da die Evangelifche es waren, die die 
vorliegende Faſſung dieſer Stelle und zwar ohne 
die erſt nachher auf Verlangen der Katholifhen 
eingefloffene Zuruͤckweiſung auf das Entfcheidjahr 
in Borfchlag brachten: ($. 75 und 78) fofannman 
ohne offenbare Ungereimtheit ihnen die Abſicht nicht 
beimeflen, als haͤtten fie wegen aller dieſer Renten 
‚mit dem Beweiß, daß ſchon der Religionsfriede 
fie ihnen zugeſprochen habe, ſich beladen wollen, 
deffen Bedenklichkeit in Ruͤckſicht auf die entſtande⸗ 
ne verſchiedene Deutung es ja eben war, deren ſie 
durch dieſen Antrag ausweichen wollten. Kurz: 
da der Religionsfrieden ausdruͤcklich von den aus⸗ 
mwärtigen Renten Fatholifher Stiftungen redet, 
nirgends aber eben fo ausdrüdlich der auswärtigen 
Gefälle der den Evangelifchen - zugeftandenen 
Stiftungen gedenkt; fo war eine Erklärung, 
daß diefe den Evangelifchen Fraft des Religions⸗ 
friedens eben fo, mie es im umgekehrten Fall für 
Die Katholifche geordnet war, zuſtuͤnden, fehram 
ihrem Det; eine Reſtriktion des Rechts auf den 
Beweiß feiner ſchon ohne: dieg durch den Melis 
gionsfrieden gefhehenen Beilegung aber wäre ganz 
widerfinnig gewefen , hätte nicht den alten Streit 
beigelegt, fondern recht zur ewigen Dauer beftätigt, 
das doc den wechfelfeirig declarirten Grundſaͤtzen 
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ganz entgegen war. 1) Die Katholiſche begrife 
fen auch jenen erflarungsmweifen Sinn wohl. 
Denn Anfangs, wo ihrem Verlangen gemaͤß dies 
fer Punkt duch eine bloffe unbeſtimmte Beftärtis 
gung des Meligiongfriedeng beigelegt werden ſoll⸗ 
te, gedachten fie feines Entfcheidjahrge. Exit da, 
wo die Evangelifche auf diefer beftimniten Cons 
vention bejtanden, [hoben fie den Befig im Ent 
ſcheidjahr neben ein, ($. go) offenbar aus Feinem 
andernÖrund,als weilim erſten Sal der Religions⸗ 
friede ihnen Grund genuggab, den Evangelifchen 
einen groflen Theilihrer Renten abzufprechen, der 
num durch dieſe Erflaruug wegfiel, und mithin 
wenn man doch .wenigftens nod) einen Theilxetten 
wollte, dieſes die Reſtriktion auf das Entfcheids 
jahr erforderte, dieman, fo lang die Evangelifche 
mit dem Beweiß eines fhon aus dem: Religions frie⸗ 
den erlangten Rechts beladen zu koͤnnen, Hofs 
nung war, unnöthig fand, Das Erecutiongs 
edikt, Das in allen Fällen, wo es auf dag Ente 
fheidjahr anfommt, auf das bloffe Faktum des 
Befiges zu fehen befichlt,, und die häufige Mens 
ten, welche die Evangelifche dem Befig im Ents 
fheidjahr gemäß biß jego in Eatholifhen fanden 
ziehen, ohne daß je bei der Friedensvoll ziehung 
big hieher jemand eingefallen wäre, den Beweiß 
des ſchon aus. dem Religionsfrieden darauf er⸗ 
Iangten. Rechts daneben zu verlangen, — die 
Sache vollends auſſer Zweifel. | 


10 Meine abpandl, I, nr 1 ‚Stil, $ 19. 5 — 
| $. 120, 


L . 
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Sondern ihnen ift genug, den Befis im Ent 
A" ſcheidjahr zu zeigen. | 


‚. Eine andere Beſchaffenheit aber hat es mit 
dem auf DBerlangen der Katholifhen in der 
Zolge erſt in die Projekte eingefhobenen jener 
Erklärung dur das Verbindungswort ud ans 
‚gehängten Beiſatz: wobei. fie (die evangeliſche 
Stände) den »ten Tjenner 1624 im Quafibes 
fiz der Erhebung geflandın. Dieſes kann 
nicht erflärungsweife, als ob alle auswärtige 
Menten eingezogener Stifter von den Evangeli— 
ſchen an ſolchem Tag waͤren beſeſſen worden, ge⸗ 
nommen werden. Denn das iſt ein Thatumſtand, 
der alſo fo wenig allgemein von allen bejahet als 
verneinet werden konnte. Cs muß wenigſtens 
beſtimmungsweiſe genommen werden, anzudeu⸗ 
sen, -daß jene aus dem Religionsfrieden den 
Evangeliſchen vorher allgemein zugefprochene 
Renten ein Dbjefe dieſer Sanction werden 
follten, wobei diefe Eigenſchaft, dieferThatumftand, 
ſich finder, Ya es muß wirklich einſchraͤnkungs⸗ 
weiſe genommen werden, daß nemlih nur jene 
Renten, die obige Eigenfhaft haben, darunter 
begriffen find, da diefe Stelle anfangs nicht im 
den Projekten ſtand, wo alſo jene Kalle, die ſolche 
Eigenſchaft entbehren, eben fo gut alsjene, wel 
cheu ſie anhangt, unter der Difpofition begriffen 
gewefen waren, nachher aber von den Katholiſchen 

u: ——6 ae ||. 
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diefer Beiſatz verlange und durchgeſetzt wurde, 
welches keinen vernünftigen Grund haben würde, 
wenn man nicht die Abficht darinn erfennen wolls 
te, die dur dieſe Beſtimmung abgefchiedene 
Fälle von der Theilnahme an diefer Sanction 
auszufchlieffen. Dieſer Berfag beſchraͤnkt alfo die 
hier verſprochene Handhabung auf den Beſitz im 
Entſcheidjahr, ſpricht eben dadurch umgekehrt 
(vie dieß ohnehin die Natur des Entſcheidjahrs 
ift) den Evangelifhen jene Renten ab, wobei 
ihnen ein folder Beſitz nicht zur Seite ſteht. 1) 


1) Benniges a. a. ©. lin. f. 


G 121. 


Jedoch nicht bloß den Befig des Hauptguts, ſon⸗ 
dern insbefondere den der zugehörigen 
Renten. | 


Iſtts aber nun hinlänglih, daß die Evange⸗ 
fifche blos den DBefi der Hauprftiftung im Ents 
ſcheidjahr darthun, oder muß nothwendig ‚auch 
‚ ber Defit der dazu gehörigen Nente, wovon die 
Frage ift, gezeigt werden? Die Ausdrucke ent 
(heiven fehr maßgebend. Wenn es Heißt: 
und deren fie ins Beſitz geweſen, fd 
wird durch diefes Derbindungswort und das 
Bezichungswort deren offenbar auf das Sub⸗ 
jeft der vorhergegangenen Rede, nicht auf das 
—* oder gar nur auf einen Theil deſſelben 
ingewleſen, und damit angezeigt, daß die Praͤ⸗ 
7 * dici⸗ 
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dicirung von dent vorigen Subjekt fortgeſetzt 
werde: ı) es muß alfo hier das Wort: derem, 
auf die Einkuͤnfte gehen, kann ſich nicht aufden 
im vorhergehenden Prädicat ( Einkünfte, die wer 
gen geiftlichen Stiftungen gebühren, undıc.ıc.) 
vorkommenden Ausdrud: Stiftungen, be 
ziehen. Da ferner nach dem Sprachgebrauch; des 
Tateinifehen Grundterts, ein auf leztere achendes 
Bezichungswort eine weiblihe Endigung har 
ben müßte (Fundationes--- quarum,) ein auf 
die Einkünfte gehendes aber wol mit. einer mann 
lichen Endung ftchen fonnte, Ja ftehen mußte, (redi- 
' qus, cenfus, decims-quorum ) und nun folches 
Beriehungswort wirklich auf die leztere Art ſteht; ſo 
kann man wohl unmöglich zweifeln, worauf daſſelbe 
ziele. Wenn endlich diefer Zufar Heißt: im des 
finder Erhebung (percipiendi) gewefen, 
ein Prädicat, das ſich offenbar nur von Gefällen 
nicht aber von Stiftungen felbft und andern fürs 
perlichen Dingen fagen läßt, bei denen vielmehr 
in allen andern Stellen durchgehende ſchlechtweg 
des Beſitzes gedacht wird; fo entfteht aus der Ver⸗ 
bindung und Faflung diefer Stelle, und aus der 
Natur des Pradicats eine einleuchtende Webers 
zeugung, es werde hierdurch nothwendig der bes 
ſondere Beſitz des Gefälls erfordert, nicht bloß 
der Beſitz der Hauptſtiftung überhaupt gemeint. 
Es ift daher nicht zu verwundern, wenn die meis 
ften Ausleger diefen Sag als richtig anerfens 
nen, 2) fondern das ift zu verwundern, daß je⸗ 
mals (wie doch geſchah, und zumal bald ae 
er | r 
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ſchloſſenem Frieden gefhah , auf öffentlichen 
Meichstag geſchah, 3) diefes —— an⸗ 
gegeben werden koͤnnen. Eine Sache, die ſich aus 
nichts als der Abweichung Siefer. Stelle-von der 
Sanction fir den umgekehrten Fall, wo den Kas 
tholifhen nicht gleicher Beweiß aufgebürder ift, 
aus der wiewol ungegruͤndeten der 
Proteftanten, hierdurd; wefentlih gegen den Kas 

sholifhen zuruͤckgeſetzt zu ſeyn, endlich aus der 
Meigung, aler Orten die dutihgehende Gleichheit. 


my 


beobachtet zu finden, erfläven läßt. 4). 


1) Wenn. z.B. jemand erzählte: der Pabſt, ver 
zum Kolſer nah Wien gefommen iſt und mels 
chet dort den Geegen ausgetheilt bat: ſo ver⸗ 
ſteht jedermann ,. daß daß leztere nicht auf den 
Kaifer, der im Praͤdicat des erfien Satzes 9% 
nannt ift, fondern auf den Pabſt, der dag Sub 
jeft der Rede ausmacht, gebe, | 
2) Benniges a. a. O. F. 46. lit. k. Gundling Diſ⸗ 
curs über den W. Sr. $. 46. FE. Bælimer da 
=. Jureoceupandi.&c. 6.36. er ee 
4 3) Schiälter.de Pace religiofa C. 8, $. 14. und C, 9%. 
4) ©. oben 3 Stüd $. 103. Die Vergleichung bees 
der Stellen jeigt, man glaubte, die beede entges 
gengefegte Difpofitionen müßten in der genaues - 
. Ken Gleichheit fichen. Dazu waren nur zwei 
* Wege: entweder man mußte den Katholiſchen 
auch den Beweiß des Beſitzes der Renten im 
Enntſcheidjahr aufbuͤrden, oder man mußte die 
Evangeliſche auch davon freyſprechen. Einige 
waͤhlten dieſes; mehrere wählten wegen ber 
minderen Schwuͤrigkeit jenes, beede wichen von 
.... ven Exklaͤrungsregeln a . ri 
5334 ee 6, 122... 


— 
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S. | I22, — ii 
Diefer su beweifende Befig wird Quaſibeſitz ges 
nannt, 


Bon dem Entſcheidziel uͤberhaupt iſt bekannt, es 
ſetzt einen wirklichen factiſchen Beſitz voraus ) pof- 
ſeſſionem realem ſeu facti.) Dieſes muß alſo auch 
hier gelten, ſo lang nicht ein anderes ausdruͤcklich 
bedungen worden iſt. Eine ſolche Aenderung 
oder Ausnahme haben manche in dem hier ges 
brauchten Ausdruͤck Quaſſibe ſitz finden wols 
len. 2). Merkwuͤrdig ift es allemal, daß diefes 
Wort hier, und in der Verordnung wegen der 
geiftlichen Gerichtbarkeit, 3) und fonft in feiner: 
andern Stelle, wo des. Entfcheidjahrs gedacht 
solrd, vorkommt, Ein Umftand, der mit Recht 
auf eine für beede Fale in Bezug auf die übrige 
vorausgeſetzte Differenz⸗ Urſache ſchlieſſen laͤßt. 
Aber merkwuͤrdig iſt es auch, daß bei keiner bee⸗ 
der Stellen, wo es vorkommt, weder in dem Frie⸗ 
densinſtrument noch in den vorausgegangenen 
Traftaten , jemals die Abficht geäuffert wurde, 
von der allgemeinen Ark der Anwendung des Ent 
ſcheidjahrs abzuweichen, und eine andre aufzus 
ftellen, vielmehr jeweils dabei das Gegentheil nicht 
undeutlich geäufert wurde, woher man im vor⸗ 
aus billig vermurhen muß, daß der Grund diefer 
Verfchiedenheit nicht in einer vorgehabten Abans 
derung der allgemeinen Anwendungsart beſtehen 
koͤnne. 

1) 


“ 


‘470 IV. Stüd, Bon Renten ftehender 


1) Majergeiftl. Staatsrecht Th. r. 6. 93. Henniges 
a. a D.$. 25. t. dd. $. 26. L e. 
2) Siehe: Henniges a. a. O. $. 47. lit. q. 

3) I. P. Osn, Art. V. $. 43. | 


| S. 123 | 

Weil bier von umkörperlichen Dingen die Rede 
iſt, Deren Beſitz alſo genannt zu werden 
pflegt. | 
In dieſem ſcheinbaren Gedraͤnge iſt das na⸗ 
tuͤrlichſte, dem Sprachgebrauch nachzuforſchen. 
Obiger Ausdruck iſt aus dem buͤrgerlichen Recht, 
wo er unter die Kunſtwoͤrter gehoͤrt, entlehnt, 


alſo aus dieſem zu erklaͤren. 1) Dort wird der⸗ 
ſelbe dem eigentlichen Beſitz entgegengeſetzt, 


und der Unterſcheidungscharakter von dem beſeſſe⸗ 


nen Gegenſtand entlehnt, je nachdem nemlich 
dieſer ein unkoͤrperlicher Gegenſtand, oder ein 
unkoͤrperliches Ding (ein Recht) iſt. Quaſibe⸗ 
ſitz heißt dort ſo viel, als der Beſitz eines Rechts 
einer koͤrperlichen Sache. 2) Ganz in andern 


Ruͤckſichten theilet eben diefes gemeine Recht dem 


Beſitz in den natürlichen und gefeglihen, ſodann 
in den mittelbaren oder unmittelbaren. Natuͤr⸗ 
lich, oder wirklich, nennt es den Beſitz, der zugleich 
mit Beſitzhandlungen verknüpft iſt; bloß gefeß- 
lichl aber den, der dieß nicht iſt, alfo bloß auf 


dem fortgeſetzten Vorſatz zu befigen beruht. Uns 


mittelbar nenne es den, wo der Befigende = 
e⸗ 
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Befishandlungen felbft ausubt, mittelbar, woein 
andrer fie in feinem Namen verrichtet, Beedes 
find Eintheilungen, die fowol auf den Auafibefig 
als aufden eigentlichen Befiz paflen. Ein Auas 
ſibeſitz kann eben fo gut wirklich, als blos gefeklich, 
kann im erfteren Fall fo gut mittelbar als unmittels 
bar ſeyn. Da nun das Entſcheidziel uͤberhaupt einen 
wirklichen Beſitz (ob mittelbar oder unmittelbar? 
iſt einerley) erfordert, und der Ausdruck Quaſibeſitz 
dieſes nicht ausſchließt, ſondern bloß durch die 
Beſchaffenheit des Gegenſtandes, worauf er ſich 
bezieht, beſtimmt wird; ſo iſt hier allemal ein 
wirklicher oder natuͤrlicher Beſitz erforderlich, es 
iſt hier eben ſo wenig als anderwaͤrts ein bloſſer 
geſetzlicher Beſitz, ein bloſſer fortgeſetzter Vorſatz 
zu beſitzen, wobei indeſſen ein anderer im natuͤr⸗ 
lichen Beſitz ſteht, hinlaͤnglich. 3) 

1) Meine Abhandlung. ı Band Einl. 6. 3 


2) Lud. Schmid inſtit. jur, civ. 6,322. Dieserici de 
genuina quaſi notione, 


3) Henniges @ 4. ©. $. 46, lit. i. 


6. 124. 


Und keinesweges in der Abficht, einen andern 
als wirklichen Befiß (realem) zuzulaffen. 
Der Zufammenhang des Ganzen zeigt diefes 

klar. In allen Stellen, wo von einem Beſitz 


ſchlechtweg, alfo einem eigentlichen die Rede ift, 
find Förperlihe Sachen der allemige oder haupt; 


ſaͤch⸗ 
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fählihfte und naͤchſte Gegenftand des Befisee, 
von dem difponirt wird. In obigenbeeden Stel⸗ 
fen; die eines Quaſibeſitzes gedenken, tft die Re⸗ 
de allein von Gerechtſamen, alfo von unkoͤrper⸗ 
lihen Dingen Was Fönnte wohl deutlicher 
hierausfolgen, alsdieß: der Beftimmungsgrund 
zu Gebrauhung diefes Ausdrucks lag in der Na⸗ 
tur des Gegenſtands, es ward alſo derſelbe dent 
gewöhnlihen Sprachgebrauch gemäß genommen, 
und hebt vermög deflen die Nothwendigkeit eines- 
wirklichen Beſitzes nicht auf. Noch mehr. - So 
wie hier und da, wo vom Beſitz koͤrperlicher 
Dinge die Rede ift, zuweilen zur Abwechslung 
‚ andere gleichviel geltende, aber eben deswegen 
allemal folhe Ausdruͤcke, gebraucht werden, wel⸗ 
che eine Innehabung, einen natürlichen Beſitz bes 
zeichnen, fo hat aud) hie und da, wo vom Beſitz 
unkoͤrperlicher Dinge oder Rechte die Rede iſt, 
das Friedensinſtrument ſtatt Quaſibeſitz andere 
Ausdruͤcke, aber allemal wieder nur ſolche unters 
ſtellt, die eine wirkliche Ausübung mithin einen 
natürlichen Befig, charafterifiren, ı) zum uns 
laͤugbaren Zeichen, daß durch das Wort: Qua⸗ 
fibefig, die Norhwendigfeit eines natürlichen ‘Bes 
figes nicht ausgefchloflen, fondern mit einbegrifs‘ 
fen werde, daß bei Anwendung des Entſcheid⸗ 
ziels auf diefe unförperlihe Dinge eben fo wie bei: 
andern das bloffe Faftum des Beſitzes in Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen fen. Deswegen hich es auch in 
dem Erecutionsedick, es folle nach dem bloſſen 
Faktum des Beſitzes, Gebrauchs, en 
| | T us⸗ 
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Ausuͤbung alles abaerhan werden, 2) Ausdrücke, 
wovon die leztere offenbar auf Menten und Rech⸗ 
te, alfo auf Dinge, deren Beſitz der Friedens, 
ſchluß mit der gefeglihen Sprade- Duafibefig 
nennt, ſich beziehen. So wiedaher die Friedens, 
volziehung Beifpiele aenug liefert, wo auf bes 
fheinigten wirklichen Belig im Entſcheidjahr Res 
ſtitution erfanne wurde, "fo wird niemand eines 
aufweifen Eönnen, wo ſolches aufden Beweiß eines 
blos bürgerlichen Befiges verlange oder gefchehen 
wäre, i 

" 1) I. P.Osn. Art V. $.26. ibi: Cæſarea Majeftas 


exercuit, exerceat: Ge. $. 31. ibi: exercuerunt aut 


. exereita fuifle $.48. ibi: agnoverunt — ‚quiete 
in eos exercuerunt. &e. $. 49. Obfervantia diei 
anni, - | — 


2) Rec. Execut. de 1649. J. 3. 


— S. i2zß. 
Dieſe Stelle wirkt vollſtaͤndigen Schutz bei dem 
Bezug ſolcher Renten. 


| Die Verordnung, welche über die bisher ent 

wikelte Fälle auswärtiger Renten hier gemacht 
ward,. ift die: fie folen ohne ale Einrede 
crichtet werden. _Diefes begreift vorerft alles 
dasjenige in fih, was im umgefehrten Fall von 
verbottener mittelbarer oder unmittelbarer, offes 
ner oder verdeckter, gaͤnzlicher oder theilweifer 
Entziehung gefagt worden iſt. Diefe ausdruͤcke 

(SwetaCh,) S lich⸗ 


J 
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liche Entfernung allee Einreden, verbunden mit 
der vorhin erwähnten Zuruͤckfuͤhrung diefer Stelle 
auf dag Euntſcheidj ahr, zeigt auch erner unwiderlegs 
lich, daß alle jene; Einreden die vorher bei Beſtim⸗ 
mung der Wirkſamkeit des Eutfheidjahrs uͤber⸗ 
haupt ı) undin verfolge bei Beſtimmung der Ver⸗ 
bindlichkeit des weſtphaͤliſchen Friedens 2) naments 
lich ausgedruckt und verbotten wurden, eben ſo we⸗ 
nig, um ſich der Entrichtung dieſer Renten loszu⸗ 
machen, vorgebracht werden duͤrfen. 3) Welcher 
evangeliihe Reichsſtand dergleichen Gefälle als 
; Zugehörden einer Kirchenſtiftung im Entſcheidziel 
genoſſen hat, der muß auf eben jenen ſummariſchen 
und privilegirten Wegen dabei geſchuͤtzt oder darein 
reſtituirt werden, welche der Vollziehung und 
Handhabung dieſes u — 
vorgezeichnet ſind. 


I1) I P.Osn. Art. V. G. 2. 
2) Ibid. Art 17.9. 
3) Benniges l. c. lit, kx. 


S. 126. . u 
Und war nicht blos auf die Gorm,; unter — 
im Entſcheidziel beſeſſen ward. 
In manchen andern Stellen findet man auch 
den Umfang des Schutzes, welcher jedem bei 
Kirchenrechten, die er im Entſchetdjahr befaß, 


und die vor ſich betrachtet in Ben oder geringes 
| | ver 
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. ver Ausdehnung eriftiren koͤnnen, zuſtehet, ausge⸗ 
druckt, wenn es heißt: er ſolle dabei geſchuͤtzt werden, 
ſo we it (quatenu-) er ſie im Entſcheidjahr beſeſſen 
hat. 1) Hier findet ſich eben dieſer Ausdruck 
nicht; es heißt bloß: die Gefaͤlle ſollen entrichtet 
werden, welche (qu&) Zugehoͤrden von Kite 
chenſtiftungen find, und wohri jemand den ıten 
Nenner 1624. im Befiß der Erhebung ſich ber 
funden habeg 2)  Dffenbar iſt beedes feinem 
inneren Gehalt nach fehr verfihieden. In dem 
Beſitz der Erhebung eines Gefälls ift derjenige 
fhon, wer auch nur einen Theil_deflelben, ‚wer 
ihnauc nur durhPäkhter oderaug der dritten Hand 
empfing, da folde Rente, als ein Recht betradhs 
tet, ein unzertheiltks Ganze iſt, wobei die Duans 
titaͤt und die Art der Erhebung etwas jufälligeg 
bleibt, Iſt jemand. nur tiberhaupt jenen Beſitz 
ju erweifen ſchuldig; fo iſt ihm der Beweiß irgend 
eines Genuſſes deffelben im Entfcheitziel genug, 
um alsdann alles dasjenige fordern zu Fünnen, 
was folhem Gefäl feiner Natur nah von 
Rechtswegen anhaͤngig iſt. Hieſſe es aber: ſie 
ſollten kuͤnftig erhoben werden, fo weit fie jes 
mand im Entſcheidjahr bezogen habe, ſo koͤnnten 
ſie in keiner groͤſſeren Ausdehnung und auf keine 
andere Art eingefordert werden, als in der Art 
und Ausdehnung, die das Faktum des — | 
jahrs bezeichnet. 3) | 


F 1) IP, Osn, Art, V. g 31. ibi: güntenur 48. ibi: 


quatenus, wo 
S 2 W | 2) 
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2) Ibid. $. 46. ibi: qua, quorumque, 
3) Henniges I, c. Art. V. $. 31. lit. L. 
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Sondern auf alles, was dem befeffenen Gefaͤul 
von Rechtswegen anhaͤngig iſt. 


Aus obigen Worten fließt alſo ſchon, daß je⸗ 
der, wer den entſcheidenden Beſitz der Erhebung 
eines Gefaͤlls vor ſich hat, daher alles dasjenige 
fordern duͤrfe, was nach der beſondern Beſchaffen⸗ 
heit des Gefaͤlls dazu gehoͤrt, ohne daß auch dar⸗ 
gethan ſeyn mußte, daß es chen fo im Entſcheid⸗ 
jahr erhoben worden ſey, ja wenn gleich erhellet, 
daß es damals auf andıre Art, oder nur unvolls 
fiandig erhoben wurde, ben Biefes beweifer der 
Zufammenhang. Wozu mare fonft nöthig gewe⸗ 
fen, die Beftimmung: was fich wegen foldher 
Stiftungengebühret, hinzuzufesen? Sollte 
Die Are der Erhebung, fo gut wie das Recht felbft, 
bloß in dem Zuftand des Entfcheidjahrs gründen, 
fo kaͤme eg gar nicht mehr darauf an, wie weit 
dieſe Gefälle wegen eingezogener Kirchenſtiftungen 

ebühren, weil alles, was chemals mehr fich des⸗ 
le gebuͤhret hatte, durch den Nichtbeſitz ine 
Entſcheidjahr dennoch abgefrhnitten ware, alles 
was nach der Natur ſolches Gefaͤlls weniger fi 
gebührt hätte, durch ſolchen Beſitz nun doch 
rechtsverbindlich waͤre. Dahin ſtimmen nicht 
minder die Traktaten, die vorher gegangen find, 
TEE Bauart | bei 
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bei denen von beeden Seiten es vor rechtswidrig 
ausgelegt ward, wenn vorhin cin Stand dem 
andern in freier Erhebung und Einbringung feis 
ner Gefälle gehindert hatte, ($, 73.) wobei es folge 
lich beederſcits als ein ausgemachter Grundſatz ans 
genommen ward daß die aus demReligionsfricden 
flieſſende Schuldigkeit, dem antern feine Renten 
zu laffen, aud) das in ſich enthalte, fie ungehins 
dert nah Eigenthumsrecht benutzen zu dürfen. 
Dadurch endlih kommen die Evangeliſche auch 
hier in Gleichheit mit den Katholiſchen, deren 
Art und Maasſtab der Erhebung auch nirgend an 
ein Normaljahrgebunden, ſondern lediglich denen 
aus der Natuͤr jedes Gefaͤlls flieſſenden Regeln 
uͤberlaſſen iſt. (S 105). — — 


am RT re 
Wie ſolches durch Beiſpiele erläutert wird, 


* 
Wer alſo zum Beiſpiel von einem Gefaͤll, 
dag feinem Titel nad) 40 fl. beträgt, und in zwei 
Zerminen zahlbar if, im Jahr 1624 ein Ziel 
erhoben hat, kann auch, ohne die Erhebung des 
andern Ziels zeigen zu dürfen, den vollen Betrag 
von 40. Gulden fordern. Ihm iſt cs genug, 
daß er 1624. im Beſitz einer Erhebung dieſes 
Gefaͤlls gewefen, und daß cben dieſes Gefäll feis 
ner vorigen Beſchaffenheit zufolge in foviel beftche, 
Eben fo wer den entfcheidenden Bezug eines Zehen⸗ 
dens von allem üblichen Ze Fruͤchten, die 
& SEE ‘3 in 
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in dieſer oder jener Markung oder Diſtrikt gebaut 
wurden, beweißt und zeigt, daß er ihn einer 
Kirchenſtiftung wegen gehoben habe, begruͤndet 
dadurch fein Univerfalzehendecht hinlaͤnglich, 
ohne daß er dazu auch noch des Beweiſes bedurfte, 
von welchen Aekern folcher im Entſcheidjahr bes 
zogen worden fey, Ferner wer von gewiflen 
Gattungen Früchten damals feinen Zehenden bes 
zogen hat, meil fie noch nicht gepflanze wurden, 
der Faun, wenn er fonft Univerfalzchendherr iſt, 
wegen jenes Michtbefises im: Entfcheidjahr von | 
diefer neuen Gattung nit ausgeſchloſſen wer⸗ 
den. 1) Mer endlich im Entſcheidjahr feine Ge⸗ 
fälle verpachtet hatte, Fannn, mo nicht fonft Lan⸗ 
desgefege ein fulches jedem Auswärtigen ohne 
Unterfchied der Religion zur Pflicht machen, aus 
dem bloflen‘ Grund des Zuftandes im Entfcheids 
jahr nicht gehindert werden, fie felbft einzuheims 
. fon. — 2) 3::eierlei. darf jedoch! hierbei nicht 
vergeſſen werden. Einmal: der Saß, durch den 
Belit eines Rechts im Entfcheidyahr ſey man zu 
allen foldher Berechtigung von Rechtswegen an 
hängigenQualitäten befugt, wenn gleich nicht eben 
init allen diefen Eigenfchaften der Zuftand des Entz 
fheityahrs ummunden war, verſteht ſich nur ſo 
weit, als nicht der andere einen entſcheidenden 
Freiheitsbeſi tz vor ſich hat. Qualitaͤten, die zwar 
einem Gefaͤll von Rechtswegen anhiengen, auch 
daher im Entſcheidjahr zur Ausübung gebracht 
werden wollten, aber wegen einer Weigerung des 
andern dazu nicht gebracht werden ce ‚ find 


allers 
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allerdings verloren, weil die Freiheit davon uns 
ter die dem andern aus dem Normaljahr erlangte 
Rechte gehört. 3) Zum andern: eine oder die 
andre Qualität Fann nachher durch Verjährung 
verloren gegangen fen; denn man mag nun von 
dem beſtrittenen Sag: ob gegen das Entſcheid⸗ 
jaahr eine Verjährung ſtatt iude, annehmen, wels 
"he Meinung man will, fo ſchlaͤgt diefes hier nicht 
an, weil, wiegefagt, wohl das Bezugsrecht, nicht 
aber die Qualitäten der Renten, in dem Entfcheids 
jahr gründen, ‚gegen diefe alfo, da fie durch das 
gemeine Recht beftimme werden, auch die in dies 
fen aufgeftellte Berjaͤhrungslehre anwendbar iſt. 


1) Bramers Wezl. Nebenſt Th. 109. Gap. 5.5. 13 
Uund 39741: | J 
2) Wenn alſo die Stadt Speier behauptete, wo im 
Jahr 1624 ein Zehenden verpachtet geweſen, 
Ba könne ihn ein Stift: nachher nicht in Ratur 
erheben, ( Sabers Staatskanzl. Th. 42. ©.71.) 
- fo läßt fich dieſes, beſchraͤnkt auf Stifter, die in 
Evangelifchen, Reichs ſtaͤdten liegen, wegen der 
beſondern Verordnung über dieſe (I P. En. 
Art. V, $. 29. ibi: ingus eo ſtatu-- tam active 
quam paſſive relinquendis) noch einigermaſſen 
hoͤren, wiewol auch da mir es, wenn nicht ein 
jenem Zuſtand des Entſcheidjahrs vorausgegan⸗ 
-gened Verbot der Selbſterhebung gezeigt wird, 
zu weitgegangen ſcheint; aber ale eine allgemeine 
Wahrheit fann der Satz gar nicht gelten. 
3) I. P.Osn: Art. V. $. 25. ibi: juraque quocumque 
nomine ea appallata fuerint, — -· | 
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—— FG. 129... . ah Bea 
Bei Proteftanten unter fich fprechen einige dem 
Herrn der Stiftung das Recht auf aus · 

| märtige Renten zu. , 
zum Schluß diefes Abſchnitts gehört nun: 
‚noch die Frage, ob und wie dieſe Sanction auch 
zwiſchen den Proteftanten unter fih, wenn der 
Fall je exiſtirt Harte, Anwendung finde, Bis 
zum Sricdensfhluß war, fie zwar nur in Des 
zug auf verfallene Stiftungen, wovon im. 
folgenden dieRede ift, flrirtig gewefen. ($. 84) 
Nach demfelben wurde aber der Streit allgemeis 
ner von allen auswärtigen Renten verhandelt. 
Für dag Recht des, Sandesheren, unter dem die 
Haupritiftung lirgt, auch die auswärtige Renten 
derfelben unangefehen des Zuftandes im Ents 
fheidjahr zu beziehen, wird angeführt: a) dag: 
gemeine Recht, nad welchem die Gefälle der. 
Stiftung, deren fie einmalzu Eigenthum gewids: 
met gemwefen, verbleiben müßten, auf welches ges 
meine Recht die Entfheidung der Steittigfeiten 
zwifchen den Proteftariten unter fi verwiefen fey ; 
welchem b) die Berordnung des fünften Ar⸗ 
tifels im weftphalifchen Frieden überhaupt, und 
‚befonders ce) das. Entſcheidjahr nicht im Wege 
fiehe , meil beedes nur auf Säle geordnet fen, 
die. zwifchen den Evangelifchen einer» und den 
Katholifhen anderfeits ftrittig feyen; wenige 
fteng d) wenn auf letzteres gefehen werden müffe, 
davon nur in Anfehung der Hauptfliftung die 
en, = Kr Frage 
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— ſey, ſo daß, wer deren entſcheidenden Beſitz 
vor ſich habe, auch daher. die auswärtige obwol 
demals nicht mitbeſeſſene Renten, fordern koͤnne. 
Auf dieſe Grunde antworten aber die Gegner: 
‘313 2) das gemeine Recht beſtimme wohldas Priv _ 
vafeigenthum der geittlihen Gefellfhaften, fo 
lang fie fiehen ; die erft dur) den Religionszwie⸗ 
fpalt in Ausuͤbung gefommene Staatsbefugniß, 
ſolche einzuziehen, fey aber darin nicht beſtimmt. 
Habe diefe dem ohnerachtet fiatt gefunden, fo 
koͤnne auch die davon abhangende Stage, ob die 
zu einer Etiftung gehörige auswaͤrtige Renten 
‘von dem Herren der Stiftung, oder dem Herrn 
des Orts wo fie fallen, eingejonen werden koͤnn⸗ 
ten, Aus dem gemeinen Mecht nicht beſtimmt 
werden, fondern da der Grund des Einzichungss 
rechts in der Territgrialgewalt von Anfang an 
geſetzt worden. fen, die niemand ‚aufferhalb feines 
Landes ausüben dürfe, fo’ folge aus der Staats⸗ 
verfaſſung, daß der Herr, unter dem die Renten 
fallen, allein befugt‘ gewefen fen, fie einzuziehen: 
zu b) es feye daneben der fünfte Artikel, obwol 
hHauptſaͤchlich nicht, dennoch auch zu Zeiten zu 


Beſtimmung der Rechte der Proteſtanten unter 


ſich geordnet, z. DB. wegen des Dioͤceſenrechts: 
‚wicht minder ſeye zu ©) ſelbſt das Entſcheidjahr 
ebenmwol zu zeiten denen Proteftanten unter fich : 
vorgefchrichen, wie aus dem Verhältniß der Evanz 
geliſch⸗ Lutheriſchen gegen die Reformirte in der 
Pfalz erhelle, endlich zu d) ſobald mat einmal 
das arg und folglidh ohne Stelle dieſes 

© 5 Frie⸗ 
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Friedensſchluſſes anwendbar, finde, fo fene ah 
der Gedanke, als ob der blofle Befig der Hauprs 

fiftung ohne den befondern Beſitz der dazu gehoͤ⸗ 
zig geweſenen Renten hinlänglic fen, durch 
den deutlichen. Buchſtaben jener Stelle ſchon wis 
derlegt, | 2 | De 


‚ 


® $ 130 | | 
Andere fegen dem Herrn, unter dem die Gefälle 
liegen, das Befigrecht darauf zu. 


» Für dag Recht des Sandesheren unter mel 
chem ſolche auswärtige Renten fallen,. fie abge⸗ 
trennt von der Hauptſtiftung fuͤr ſich zu beziehen, 
zumal wenn er im Normaltermin ſchon in deren 
Beſitz geweſen, wird angeführt: a) Das Territo⸗ 
rialrecht in welchem das Einziehungsrecht ſich 
gruͤnde, und welches jeder Landesherr nur in ſei— 
nem Lande auszuüben habe. b) Die Kraft des 
Entſcheidjahrs, welches da es dag vorher ſtrittig 
geweſene Recht auf eine ſolche Kirchenrente gegen 
die katholiſche Geiſtlichkeit begruͤnde, eben ſolches 
anch gegen die durch die Einziehung der Hauptſtif⸗ 
tung an deren Stelle getrettene proteſtantiſche Ds 
brigkeit begruͤnden muͤſſe, indem es auf eine Unge⸗ 
reimtheit hinauslaufen wuͤrde, zu behaupten, der 
Evangeliſche Stand, der die Renten aus dem 
Beſitz im Entſcheidjahr gegen die Katholiſche auf 
ewig erlangt habe, muͤſſe fie an einen andern Pror 
teſtantiſchen Stand abtretten, der fie wegen ers 
mangelnden Beſitzes im Entſcheidjahr gegen Die har 
7 Re Eu ctholi⸗ 
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tholiſche nicht behaupten koͤnne. Die Vertheibis 
ger der erften Meinung aber antworten hierauf: 

zu a) DasReformationsrecht äuffere ſich unmittel— 
bar nur auf die Perſonen und Geſellſchaften, deren 
Unzwedmafii afeit eine Einziehung der Geſellſchaft, 

und alfo eine andere Anordnung uber die dadurch 
erledigte Stiftung veranlaffen koͤnne, Teztere ſeye 
‚nur eine Folge von jener Einziehung der Gefells 
Schaft, Fönne nur dem Landesherrn der Etiftung 
zuftchen , ihn falle alfo auch nur die Difpofts 
tion über alle Zugehörden der Stiftung zu. Fer 
ner, zu b) wo dag Entfcheidjahr zwifhen Evans 
gelifhen untereinander gelten folle, da muͤſſe es 
ausdruͤcklich geordnet ſeyn, dieſes ſeye hier der Fall 
nicht; alſo ſey man, cine ſolche von der Billige 
Feit abweichende, die Geſetzlichkeit eines Zuſtandes 
nach dem Ohngefaͤhr eines kurzen fluͤchtigen Zeit⸗ 
raums beſtimmende Norm ſich auſdringen zu laſſen 
nicht ſchuldig, und gegen die Forderung jedes 
Katholiſchen bleibe dennoch auch jeder andre 
evangeliſche Stand, der nicht im Entſcheidjahr den 
Beſitz gehabt habe, ſicher, da jener wenn er Wie⸗ 
dereinraͤumung, Abtrettung, verlangen wöle, 
kein anderes Fundament als Beſitz im Entſcheid⸗ 
jahr dazu waͤhlen duͤrfe, und bei deſſen Ermang» 
lung alfo allemal. eine vergebliche Forderung 
made, — 


J 
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§. | 31 
€ kommt abet duch hier alles auf den Beſitz im 
Entſcheidjahr an. 


Siehet man die Sache unbefangen an, 
ſo hat jede dieſer Meinungen in ihrem Um⸗ 
fang und in ihren Gründen einen Theil 
Wahrheit und einen Theil Irrthum. Das 
aus dem gemeinen Herfommen des heil, Roͤm. 
Reichs entfpringende Reformanonsrecht ı) hat 
nach eben diefem Gebrauch, wie aus dem legten 
Stuͤck erhellen wird, jeweils ſich nicht auf einzel⸗ 
ne Zugehörden von Stiftungen‘, fondern auf die 
Geſellſchaften der Stiftungenfelbft, und dadurch 
mittelbar auf alle deren auch auswärtige Renten 
erſtreckt, und iſt darauf geſetzlich fuͤr die Zukunft 
begruͤndet. In dieſem Betracht hätte alſo alfes 
mal zwiſchen Evangeliſchen unter fich, wern vom 
einmfünfrigen Fall und von der Reforma⸗ 
tion ſchon vorhin erworbener Stiftun⸗ 
gen die Rede waͤre, der Stand, unter dem die 
Stiftung läge, das geſetzliche Recht vor ſich, auch 
deren auswaͤrtige Renten vor die Zukunft an ſich 
zuzichen. Wasaber vergangeneXeförmen 
betrift, ſolche die vor dem weitphalifhen Frieden 
zu Stand famen:- fo ift dabei allerdings noch 
mehr zu betrachten. Es war nemlic vorher noch 
gar nicht entſchieden, ob die reformirende fandess 
heren überhaupt hlerzu, michinju denen dadurch 
erworbenen geiftlihen Gütern ein Recht hatten, 


oder ob die ehemalige Beſitzer wieder darauf zu> 
ruͤck⸗ 
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ruͤckgreifen dürften; eben fo wenig war entſchieden, 
ob in ſolchem Fal der Re orme allein der Ober⸗ 
here der Stiftung, oder jeder Sandesherr, unter 
dem die Gefaͤlle liegen, zufolhen Reformen, und 
damit zum Erwerb der geiſtlichen Güter berechtigt 
fen, indem, wenn gleich das ältere Herkommen 
"hierbei maasgebend geweſen wäre, dennoch die 
durch dic Religionstrennung entftandene Entfer- 
nung der Gemuͤther dergleichen Argumente, 
wenn fie nicht von neuconvenitten Normen un⸗ 
terftugt waren, allzu unwirkſam machte. Eine 
ſolche neuconvenirte deutliche Norm war nicht da, 
weil jene des Speierifehen Neihsabfhiedes ihrer 
Verbindlichkeit nah zwifchen den Katholiſchen und 
Proteſtanten beftritten war; felbft bei dem. weft» 
phalıfhen Frieden Fonnt. man daher fir das ver⸗ 
floſſene einer ſolchen fid) nicht allgemein vergleichen, 
- und wählte chen deswegen das Entſcheidjahr, 
welches ohne, Ruͤckſicht auf Recht oder Unrecht 
der ehemaligen Anfprüche mittelſt eines Durchs 
ſchnitts das Recht oder Unrecht der vorigen Falle 
entſchied. Db folglich vorhin der Sandesherr, 
amd folhen falls der Sandesherr der Stiftung im 
Ganzen, oder jeder Reichsſtand wegen der unter 
ihm fallenden Renten insbefondere, zu reformiren 
befugt geweſen fen, blieb zwiſchen dem katholiſchen 
und evangeliſchen Reſchsſstheil unausgemacht; und 
es hies nun ſtatt deſſen: wer im Entſcheidjahr re⸗ 
formirt hatte, und wie er damals refoxmirt hatte, 
ſo bleibt er dabei, wird als einer, der mit Recht rer 
formirt habe, behandelt. Wenn nun z. B. ein 
SEN: ; Luthe⸗ 
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Lutheriſcher Reichsſtand vor 1625. cin Stift; 
ein Reformirter aber eben zu der Zeit deſſen in feis 
nem Sand fallende Renten, diefarholifcheßeiftlihe _ 
während dem ſchwediſchen Krica beedeg wieder inns 
befommen hatten, und bei der Friedensvollzie⸗ 
‚ Hung gegen diefe Reſtitution gefucht worden wäre, 
fo hätte (welches gewiß niemand läugnet) den 
Farholifhen Geiſtlichen Reftitution, aber gewiß 
nicht Meflitution an. dem. erften beften, der 
fie anzufprechen Luft fi ‚hatte anwandeln Taf 
fen, fondern Reſtitution an die, melde den 
Befig im Entfcheidziel erprobr Härten, auferlegt 
werden müflen, und wenn diefe folche nicht ver» 
langt ‚ fondern fie den Katholiſchen überlaffen 
hätten, fo hättedeswegen der Hert der Stiftung 
wegen ermangelnden Beſitzes im Entfcheidjahr ges 
gen fie nıcht Neftitution verlangen koͤnnen. Hiera 
aus folgt alfo foviel: In Bezug auf Katholifche 
iſt der, und nur der, techtmäfiger und Friedens⸗ 
ſchlußmaͤſiger Befiger, welcher im Entfcheidjahe 
befas; alfo wegen der auswärtigen Renten ift 
es an einem Det der Landesherr, aneinem andern 
der Herr der Stiftung, je nachdem diefer oder jes 
nes damals. befaß Will nun ein evangelifcher 
Stand dem andern dieſes dadurch von den Katholis 
ſchen (als deren Beſitzungen es zur Zeit der Refor⸗ 
mation waren) erworbene Eigenthum abfordern; 
fo muß er nothwendig zeigen, daß es ihm vorzuͤg⸗ 
lich vor. dem andern gehöre, da nun aber hiervon 
Privattiteln nicht, fondern von Guͤtern die Rede 
it, deren Beſitz aus dem Reformationsrecht ges 
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rechtfertigt werden fol, diefes Recht aber fuͤr das 
verfloſene keinem einen Titel deg Erwerbs 
der vorhin den Katholifhen zugehörigen Guͤter 
gab, ale dem der im Enıfheidjahr befas; fo iſts 
natürlich „ daß wegen Mangel cines andern ent⸗ 
ſchiedenen Berechtigungs itels jeder, wer im Ent⸗ 
ſcheidjahr beſas, nicht blos von den Katholiſchen, 
ſondern auch von andern Evangeliſchen unange⸗ 
fochten bleiben muͤſſe. ˖ Es kaͤme ſonſt die Unge— 
reimtheit heraus, daß der Evangeliſche Rentenbe⸗ 
ſitzer fie zwar nicht ſelbſt forcbehalten, doch aber 
durch Cinraumung. an Katholifhe dem Herrn 
der Stiftung fein Forderungsrecht hätte vereiteln. 
koͤnnen. 2) Kurz. ſo gut als im Privatrecht ein 
Erwerber bei einer durch gefeklichen Titel erwor⸗ 
benen Sache, aufdievorher niemand als der ver⸗ 
Auffernde Beſitzer gegründete Anſpruͤche harte, 
duch feinen Erwerbtitel gegen jeden Dritten auch 
fiher ficht, 3) ohnerachtet jener Kontraft zwifchen 
ihm und dem veräuffernden vorigen Innhaber, 
dem Dritten an und vor fich nicht ſchaden kann, 4) 
deswegen ficher ſteht, weil Fein anderer ein beffes. 
ves Erwerbsreche darauf haben Fann: ſo muß 
auf eben diefe Arc der Befig im Entfheidjahr je 
den evangelifhen Inhaber von Sirchenrenten, 
wenn es je einen gibt, der von ſtehenden bloß 

reformirten Stiftungen feines evangelifhen Mit; 
ſtandes Renten abgetrennt befeffen hat, ( woran. 
doc) ſehr zur zweiflen iſt) auc gegen jeden andern 
evangeliſchen Mirftand und deflen: vorzüglichere 
. Reformartionsanfpruche, als die für Das vers 
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floffene Fein unbeſtrittenes Gefe vor fich haben, 
fihere, 5) nur def ſolcher zwiſchen Proteſtan⸗ 
ten unter fi nicht eben fo, wie zwiſchen dieſen und 
den Katholiſchen die Kraft hat, aͤltere hieruͤber 
eingegangene Vertraͤge aufzuheben. 6) Eben fo. 
verſteht ſich dann auch, daß ſo wie ſchon zwiſchen 
Proteſtanten und Katholicken die obrigkeitliche 
Rechte ohne Begrenzung auf das Entſcheidjahr je⸗ 
dem offen bleiben, alſo noch vielmehr ein gleiches zwi⸗ 
ſchen Proteſtanten unter ſich in Anwendung komme. 


'1) LP. Omi Art. V. $. 30. ; —— 
2) Jede Auslegung muß fo geſchehen, ut quod al cui 
| una via non liceät, ad id nec alıa debeat admitti.., 
Cap. 84 de Reg. Fur. in 610 -_ ee 
3) LeiferSpec. 275. Med 4. Gail L.2.Obf, 13.N. io. 
4) Leifer Spec. 274 Med. ı,. 000° DEN 
5) Es ſchlaͤgt alfo diefe Stelle nicht direft (dennfie 
redet außbrücdlich nur von Renten aus Provinz 
zender Ratholifhen) wohl aber folgmeife, nem; 
lich durch eine nothiwendige Folge, auch auf Evans 
gelifche unter fih an. Püzter infir. jur. publ$.:110 
N. 2. Warum man’ aber doch bier nur beflimme - 
son Renten aus Eatholiihen Provinzen redete, 
das hat feinen Grund darinn, weil Fein Fallbes 
kannt war, wo von fiebenden bloß reformir⸗ 
ten Stiftungen einem evangelifchen Landesherrn 
. von feinem Mitftand gleicher Religion Renten 
wären weggenommen worden, daß nur bei: zers, 
fallenen Stiftungen verfucht worden war, ($ 84.) 
mithin man auf jenen Fal die Difpofition aus⸗ 
drücklich auszudehnen keinen Anlaß hatte, wohl -- 
aber bei diefem ein folcher Anlaß da war, und das, 
her die Ausdehnung ifiht findet, Siehe das. 7te 
und sre Stüh. 
6) I. P.:Osn, Art. 7. 59. 1. V. Salvis tamen--pr>- 
viſam eſt. Fuͤaf⸗ 
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Sünftes Stüd, 

Von dem Verhaͤltniß der auswärtigen Kim 

chenguͤter und Renten gegen die weltliche 


Obrigkeit (ad I. P. Osn. Art. 5. 
8.45.84.) 








ar $ 132% | 

Der Anlaß zu dieſem weiteren Theil der San, 

ction war Streit über die Staats: und Kits ; 
chenlaſten ſolcher Renten. 


Ser waren nun den Katholiſchen ihre Kirchenren⸗ 
a ten in evangeliſchen Landen, und umge⸗ 
Echte denen Augsburgiſchen Confeßionsverwand⸗ 
ten die ihrige in Landen der alten Religion von 
neuem ſichergeſtellt. Solche Nenten hatten ins 
des theils in Beziehung auf den Staat, Theile - 
in Beziehung auf die Kirchenverfaffung des Orts 
und Sandes, indem fie zu heben waren, von Als 
ters her manche Saften und Verbindlichkeiten auf 
fih, Dieſer fih zu entſchuͤtten, Fonnte der in 
fo allgemeinen und energifchen Ausdruͤcken ver 
ſprochene Schutz leicht mißbraucht werden. Vor⸗ 
ſorge für die Fortdauer des Territoriab und Sub⸗ 
jections⸗ Verbandes, ſo wie für die Forttragung 
der Richhenlaften,- war ur eine zus Vollſtaͤ⸗ 
Gweiter Th) | | vis⸗ 
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digkeit der Sanction ſchickliche, und beiden wech⸗ 
felfeitigen Klagen, daß oft diefes Verband ges 
waltfam getrennt worben ſey, ($. 66 und 73) 
unumgänglich nothwendige Verordnung, Bee⸗ 
der der Staats und Kirchen» Laften gedenfet das 
her der Meligionsfriede, und zeichnet ihnen ihre 
Grenzen vor. Wegen beeden beftättigt der weſt⸗ 
phalifhe Friede feine Verordnungen namentlich), 
und erflärk fie durch einige weiter beigeruͤckte Ber 
ſtimmungen. ($ 76°81) Bier fey einſtweileu 
von erfteren oder den Staatslaften die Rede, 


= $ 133. | 
In Bezug auf erftere ward den Landesherren ihr 
ve weltliche Obrigkeit vorbehalten. 


Die in dem weftphälihen Frieden namentlich 
beftättigte Difpofition des Neligionsfriedens fagt 
von den Nenten, Zinß, Gulten, und Zehenden, 
die den Ständen der alten Religion folgen, daß 
jedem Stand unterdem fie gelegen (alſo der 
evangelifhen Landesherrſchaft F. 92 und 95.) 
andenfelben feine weltliche Öbrigfeie, Kent, 
und Gerechtigkeit, fo er vor Anfang des 
Streits in der Religion daran gehabt, und 
im rauch gewefen, vorbehalten, und das 
durch demfelbennichts benommen feyn fol. ı) 
Mas hier den Ständenvorbehalten wird, iſt ihre 
weltliche Staatsgewalt nad) allen ihren Ausflüffen. 
Diefe hatte aber eine ganz andere Geſtalt in der 
| a evan⸗ 
— 
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evangeliſchen Staͤnde Landen, als in der Katho⸗ 
liſchen ihren. In letzteren war die geiſtliche und 
weltliche Kirchen⸗ und Staatsgewalt voͤllig und 
ſo getrennt, daß, was weltliche Reichslande be⸗ 
trift, ſie ſogar auf verſchiedenen Perſonen beruhte. 
Von den Evangeliſchen hingegen ward dieſe durch 
die Geiſtlichkeit an ſich geriſſene Gewalt nach ihren 
mehrſten Theilen beſtritten, ſie vereinten des⸗ 
wegen in ihren Landen die Kirchengewalt mit 
der Territorialhoheit der Ausübung nach. 
Dieſe Vereinigung, die mehrere Rechte, welche 
daher ein proteſtantiſcher Reichsſtand in ſeinem 
Lande uͤbte, wollten die Katholiſche nicht fuͤr recht⸗ 
maͤſig erkennen. Endlich gaben ſie zwar deren 
Gebrauch in Sachen, die der Evangeliſchen Glau⸗ 
ben, Religion, Kirchengebraͤuche, und Beſtellung 
der Miniſterien betreffen, nach 2) und ſagten des 
Endes zu, in dieſen Stuͤcken ihre geiſtliche Ges 
zichtbarfeit. gegen die Evangelifche einzuftellen, 
behielten ſich aber folche in andern obige Stuͤcke 
nicht berühtenden Sachen bevor, 3) Unter fols 
che vorbehaltene Gegenflände follten vorzüglich 
auch die obrigfeitliche und richterliche Difpofition 
über jene Kirchengefälle in evangelifchen Landen, 
die ihrer Kirche vermoͤg des Religionsfriedens 
noch gewidmet blieben, ihrer Abficht nach gehös 
zen. Deswegen bedungen fie nicht allein, daß 
die Einftellung ihrer Kirchengewalt den Geiſi⸗ 
lichen Standen, Kollegien, Klöftern, und Or⸗ 
densleuten an ihren Nenten, Zinfen, und Ze⸗ 
henden unnachrheilig feyn foße; 4) fondern um 

| a & jene 
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jene Difpofition deſto gewiſſer offen zu behalten, 
fo ward hier denen Ständen, unter welchen die 
auswärtige Renten gelegen, alfo den evangeliſchen 
Sandesheren nur die weltliche Obrigkeit nas 
mentlich vorbehalten, damit die von den Auges - 
burgiſchen Confeßionsverwandten ihrerTerritorials 
hoheit ebenfalls beigelegte geiſtliche Oberherrſchaft 
nicht mit unter dieſen Vorbehalt gezogen werden 

koͤnne. J 


1) Religfr. 6. 21. 

2) Allda |. 15. | 

3) #&bendafelbff 9.20. ,,, . 
4) Ebendaſ. a. a. O. Er 


— F. 134 | et. 

So vorbehalten, daß der Evangelifchen Kirchene 

gerichtsbarkeit nicht mit unter den Vorbe⸗ 
halt gezogen werden konnte. 


Noch lieſſe ſich eine Ausflucht denken, um. 
jene Diſpoſition unter die vorbehaltene weltliche 
Obrigkeit zu ziehen. Dieſer, waͤre ſie im Grund 
gleich nur Cavillation geweſen, 1) ſuchten dens 
noch die Katholiſche ausdruͤcklich vorzubeugen. 
Sie, die Katholiſche, rechneten nemlich damals 
zu Ausuͤbung der geiſtlichen Obrigkeit nothwendig 
den geiſtlichen Stand. Jede von einem weltlichen 
Regenten obwol in Form einer geiſtlichen Geticht⸗ 
barkeit ausgeuͤbte Gewalt, verdiense in ihren 

— Augen 


* 
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Auaen nicht den Namen eines Kirchenregimentg, 
ſondern war ihnen eine — und zwar nach ihrem Sy⸗ 
ſtem miderrechtlihe — Ausübung der weltlichen 
Obrigkeit. 2) Sie fonnten alfo beforgen , daß 
man ihren Sprachgebrauch, nach welchem fie die 
von den Evangelifchen an fich gezogene Kirchen⸗ 
rechte, fo lang diefer vermeintlihe Kirchenraub 
danerfe, für nichts anders ale weltliche Rechte, 
dic gleich andern Staatsrechfen nun unter die 
Staatsobrigfeit verfafen feyen, ausgaben, ges 
gen fie benugen, dadurch aberin der vorbehalte, 
nen weltlichen Dbrigfeit auf ihren auswärtigen 
Kirchenrenten einen Titel finden werde, auch ber 
zur Kichengemwalt gehörigen Rechte daruͤber fi 
dennoch anzumaſſen. Dieſem vorzubeugen har 
rakterifirten fie die vorbehaltene weltliche Obrig— 
keit, durch denZuſatz: ſo derſelbe (neml. Stand) 
vor Anfang dieſes Streits in der Religion 
darinn gehabt und im Brauch geweſen. 
Hierdurch ward der Satz unverkennbar: Dem 
evangeliſchen Landesherrn iſt uͤber ſolche Renten 
auswaͤrtiger katholiſchen Stifte nicht die geiſtliche 
Gerichtbarkeit, nicht die Kircheügewalt, ſondern 
nur jene Oberherrſchaft, die der Territorialhoheit 
nach dem katholiſchen Staatsſyſtem übrig bleibt 

durch dieſe Stelle beſtaͤttigt. 


vn) Ea esim eft natura. cavillationis, ut ab evidenter 
veris per breviilimas mutationes disputatio ad ea 
quzevidenter falfa-funt , Br L. 65, Fr 
de Reg, ‚Fur, | n 


2; u. 2) 
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3) Siehe Schmidts Beweis der KRaiferlichen Rech⸗ 
te über den unter die Meltlichfeit eingerüdten 
proteftantifchen Kirchenitaat, | 


§. 135. 
Weil nach dem Sinn des Religionsfriedens die, 
fe Gerichtbarkeit über ſolche Renten der ka⸗ 
tholiſchen Geiſtlichkeit bleiben ſollte. 


Sch ſagte: durch dieſe Stelle Denn 
obiger Beweis ſchließt noch nicht aus, daß nicht 
in andern Stellen des Religionsfriedens eine 
ſolche Beſtaͤttigung zu finden ſey. Unwahrſchein⸗ 
lich wird man ſolches indeſſen ſchon daraus allein 
halten, weil die Auswahl des charakteriſtiſchen 
Ausdrucks ſo ſorgfaͤltig und beſtimmt geſchehen 
iſt, wovon ſich niemand wird uͤberreden moͤgen, 
daß das ohne allen Grund durch blinden Zufall 
geſchehen ſey, und jeder weit mehr zu glauben 
geneigt ſeyn wird, daß die Benennung des einen, 
(nemlich der althergebrachten weltlichen Obrig⸗ 
keit,) eine Verſagung des andern (nemlich der 
‚geiftlihen Gerichtbarkeit) vorausgeſetzt habe. 


Hält man nun den übrigen Zufammenhang des. 


Meligionsfriedens dagegen: fo findet man diefe 
Vermuthung als Wahrheit beftärtig, Die 
Verordnung, woraus die Augsburgifche Eons 
feßionsverwandte ihre geiftlihe Gerichtbarfeir ges 
gen bie Katholiſche vertheidigen Fonnten und wirk⸗ 
lich vertheidigten, 1) war feine anbere als die, 


welhe 


a . 
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welche verbietet fie von der Augsburgifhen Con⸗ 
feßions Religion, Glauben, Kirchen— Gebraͤu⸗ 
chen, Ordnungen und Eeremonien in ihren Fuͤr⸗ 
ſienthuͤmern und Landen zu dringen, oder ſie dar⸗ 
in zuͤ beſchweren, verbunden mit jener andern, 
"welche die geiſtliche Gerichtbarkeit wider ihre Res 
ligion, Glauben, DBeftellung der Minifterien, 
Kirchcengebraͤuchen, Drdnungen und Eeremonien, 
fo fie aufgerichtet oder aufrichten möchten, eins 
ftellt. 2) Miemand nun fan fagen, daß jene 
Penten, die nach diefem Friedensfhluß den far’ 
tholifhen Stiftungen verbleiben folten, su der 
evangeliſchen Neligion Glauben, oder Kirchen⸗ 
gebraͤuchen gehoͤrten, woruͤber ihnen das Recht 
rdnungen zu machen zugeſtanden mar; jeder 
wird fie vielmehr für ſolche Gegenſtaͤnde erkennen, 
die Eraft jenes Vertrags der evangelifhen Kirche 
nicht zuſtanden, worüber alſo (den Fall aus 
genommen, wo von ihrer Schuldigkeit zu Be⸗ 
ſtellung der Miniſterien als einer Verhaͤltniß ger 
gen die evangelifhe Kirche, die Rede ift) den’ 
Bifhöven die geiſtliche Gerichtsbarkeit, wie 
fie jeden. Orts hergebracht, unverhindert ger 
-Ioffen werden ſollte. Dir Borbehalt der 
weltlichen Obrigfeit für die evangelifche Sans - 
desherrſchaft gab ihr alfo Feine Anfprache anf die 
kirchliche Oberherrſchaftsrechte über ſolche Ren⸗ 
ten, 3) ſondern dieſe ſollte vielmehr nach dem 
Siun des Religionsfriedens bei den betreffenden 
Vorſtehern der roͤmiſchen Hierarchie verbleiben. 

1) von Meiern weſtph. Fr. Handl. B. 16, $.1.Nro. 9 
J a 2) 
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2) Relig. Fr. . 15 und 20. 
3) von Suchiic ad Pac. Weitph, Ob, 132, 


| et. u SL 136 | 
Die jedoch nunmehr Eraft anderer Stellen des, 


_. Fr. den Evangeliſchen auch zu⸗ 
kommt. 


Durch den ENTE Frieden, als mit 
dem in Verbindung nun die Sanction erkkaͤrt 
werden muß, bekommt aber freilich dieſer Satz 
ein veraͤndertes Ausſehen. Zwar bleibt es iumer 
wahr, daß dieſe Stelle, die in dem weſtphä⸗ 
liſchen Frieden “ohne alle Aenderung, ohne Erz 
weiterung oder Befihranfung , beſtaͤttigt ward, 
noch immer den vorigen Sinn haben muͤſſe, ned 
immer nicht mehr fagen fünne als ihr Ausdruck, 
der ganz unumwunden iſt, mitbringt, 1) noch 
immer alfo dem evangeliſchen Reichsſtand mehr 
nicht alg die nad) katholiſhem Staatsrecht zur 
weltlichen Gewalt gehoͤrige Rechte beilge. Allein 

eben fo wahr bleibt cs auch, daß um zu beſtim⸗ 
men, ob nicht neben viefer ihm auch die kirchliche 
Oberherrſchaft zuſtehe, man nun ſich nicht blos; 
in den uͤbrigen Stellen des Religionsfriebens, 
ſondern vornemlic und zuerft in dem Weſtphaͤli⸗ 
ſchen umzufchen habe, wiefern andere Verord⸗ 
nungen ihm zu diefem mehreren durch jene Sans 
ction nicht zugebilligten aber auch nicht genommen 
nen Rechte eine Anfprache geben, In u 


— 
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aſt nun die Einſtellung der katholiſchen Kirchenge⸗ 


walt fuͤr evangeliſche Reichsſtaͤnde und deren Lan⸗ 


de und Unterthanen allgemein bewilligt, und ge⸗ 
ordnet, daß ſich die geiſtliche Gewalt innerhalb 
den Territorialgrenzen eines jeden enthalten 
ſolle. 2) Hierdurch iſt die Ausnahme der Sachen, 
die die evangeliſche Religion nicht betreffen, wel« 


he: der Religionsſriede mit ſich führte, wegge⸗ 


raͤunt, und chen damit iſt dic Hinderniß gchoben, 
die dem Landesherrn vorhin im Wege ſtand, 
feine Obrigkeit in der Ausdehnung, Die er ihr nach 
ſeinen Re ligionsgrunudſaͤtzen beilegte, auf ſolche 
Renten auswaͤrtiger Kloͤſter auszuuͤben, cr hat 


nun jenen Theil der Obrigkeit, der bei weltlichen 
Sraͤnden vor der Trennung in der Religion nicht 
im Brauch gewefen, erlangt, Nun iſt erbefuge 
alie jene Mechte darüber zu üben, die in katholi⸗ 


ſchen Lauten can Biſchov innerhalb feiner Dioͤces 
über Renten, die zu Stiftungen anderer Diöces 


fen gehören, Eraft feiner Kirchengewalt genießtz 


immer freilich unabbruͤchig der Hauytfanftion, 
daf fie der Stiftung dadurch nicht entzogen, er⸗ 


ſchwert, oder mit neuen Laſten belegt werden, 


So wenig dieſe weitere Befugniß aus obiger 
Stelle des Religionsftiedens folgt „. fo wenigfon 
leistere ihre andermärtige Fundamente nn 


machen, 3) 


ı) &. meine Abhandl. 1. Th. Ein. 9 
a Art, V. ©. 48. 
) Buchfb a. a. O. bat Aſo nicht Recht, wenn er 
die Ausſchlieſſung * Eoangeltfegen — * 
| irch⸗ 


398 V. Stuͤck. Bon Staatslafiender 


kirchlichen Oberherrſchaft bei ſolchen Gefoͤllen 
rote es der Lage mach ſchrint, noch nach dem weſt⸗ 
phaͤliſchen Feieden behaupten will... | 


J | $: 137. | | 
Jene weltliche Obrigkeit iftaber an feinen Beweiß: - 
ehemaliaer Ausübung gebunden 


Man wuͤrde jedoch weit. vom rechten Weg 
gerirren, wenn man jenen der Beſtaͤttigung der 
weltlichen Dbrigfeit angehängten Beiſatz, fo er 
(der Stand) vor Anfang des Streits in der. 
Keligion gebabt , und im Brauch geweſen, 
ſich auf den Gedanken verleiten lich, von jedem 
einzelnen weltlihen Territorials oder Obrigkeits⸗ 
Recht, welches auf folde Renten ausgeubt were 
‚den dürfe, muͤſſe die wirflich vor der Neligiongs 
ſpaltung gefchehene Ausubung namentlich erwies. 
ſan werden, ſo wie etwa derjenige, wer aus dent 
Befig im Entſcheidjahr einen Titel zu Rechten 
berleitet, den Befigftand ſolchen Jahres erweifen, - 
und in dem fich pünftlicy enthalten muß. Niemals 
war es die Abſicht der Pacifcenten, iene Mechte 
der evangelifhen Stände zu fihmalern, ‚die von 
brieeden Meligionsparthien einjtimmig für Theile 
der Territorialgewalt geachtet wurden, ſondern 
die Katholiſche geſtanden den Evangelifhen je 
und allezeit gerne zu, dag fie fie deilen in ihren 
danden fähig hielten, was ihre katholiſche Reichs⸗ 
Hände in den ihrigen vermoͤchten, und die Reli⸗ 

" gion 


geiftlichen Gefälle. 299 


gion Fein Weg ſey, einmal gehabtes Eigenthum 
zu verlieren. (F. 39:44) Wohl aber war das 
ein Wunfch der Katholifchen, daß die evangelis 
(hen Stände über die Katholifche mittelbare 
Kirchenguͤter jene Nechte nicht ausüben moͤchten, 
welche die evangelifhe Staͤnde neuerlich ihrer fans 
deshoheit beilegten, die Katholifihe aber als damit 
unvereinbarlib anfahen Die Erhebung dicfes 


Wunſches zur Krafteineg Gefeges war die Abjid;t 


diefer Sanktion. ($. 56759.) Mehr, und cine 
wirflihe Veſchraͤnkung der weltlihen Hoheit auf 
- einen entfcheidenden Zuftand, daraus folgern, 
hieſſe gegen die Abficht eben fo als gegen den 
Mortverftand anſtoſſen. Denn: ce ift hier nicht 
von dem Erwerb gewiſſer Rechte aus dem Bar 
fig zu einer gewiſſen Zeit die Nede, wie bei dem 
Entſcheidjahr, fondern das Geſetz fpricht hier von 
Sortübung älterer Rechte, deren Quali⸗ 
tät, nur duch die. Benennung einer gewiſſen 
Zeit deutlich gemacht wird. Um diefem Wort 
verfland cin Genuͤge zu thun, braucht man alfo 
nicht die wirflich gefihehene Ausübung diefes oder 
jenes Rechts, fondern nur das zu erweifen, daß 
ſolches Recht ſchon vor der Spaltung in der Re⸗ 
figion als ein Ausfluß jener Obrigfeit betrachtet 
und jeweils von den Megenten ausgeübt wors 
den, ihr nicht erft nad dieſer Durch Die 
Verſchiedenheit der Religionsbegriffe zu⸗ 
gewadhfen fe. Eben deswegen heißt eg 
aud) nicht, daß jeder Stand die Obrigkeit, die er. 
vorher daran befeffen und im Brauch ges 

Pe Terz: habt 
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babt; behalten ſolle, in welcher Wortfügung 
eine Befhränfung auf den älteren Beſitz ſtand je⸗ 
des Landes fich eher behaupten ließ, fondern es 
heißt: die Dbrigfeit fol ihm bleiben, die er vor⸗ 
‚her daran gehabt (ein Ausdruck, der Feinen 
wirklichen Beſitz und Ausübung erfordert, fons 
dern fih) an dem Dafeyn des Rechts zu einer 
Sache begnügt) und im Brauch geweſen (ein 
Ausdruck, der fi) nicht auf die Ausuͤbungsart des 
Rechts in dieſemLande insbeſondere, ſondern chen, 
weil er unbeſtimmt geſetzt iſt, auf die allen Stans 
den vorhin gemeine Ausuͤbungsart bezieht.) es 
ber die obengedachte Kircheneinkuͤnfte ſtehen alfo 
dem Megenten alle gene Rechte Fraft dieſes Vor⸗ 
behalte zu, die nad Eatholifchen Staatsgrunds 
faͤtzen (denn dag find diejenige allein, die vor der 
— das Hahen und den Gebrauch 
der weltlichen Obrigkeit auf Kirchenguͤter beſtimm⸗ 
ten) indem Inbegrif der weltlichen oder Staats⸗ 
gewalt lagen, ohne daß desiwegen deren vor der 
Religionsteennung. von Diefem Stand oder 
auf die ſes Kirchengut gemachte re 
namentlich erwieſen werden. darf, *) 
Ä * Wie weit alfo jeber Stand diefeß oder jenes eins 
zelne Obrigfeitsrecht auf folhe Gefälle habe, 
„tft mehr eine faftifche als .Nechtöfrage, und eine 
ſolche, die bei einer Obrigfeit anderer Neligton. 
eben ſo wie bei jener ber nemlichen Religion, aus 
den gemeinen Staats; und Rechtsgrundſaͤtzen 
entſchleden werden muß, ohne durch die Reli⸗ 
genedytltlcoanheit N Modification zu leiden. 


6. 138. 
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Eben fo find den Obtigkeiten die Renten und Pri⸗ 

vatgerechtigkeiten, die ſie an ſolchem Kir⸗ 
chenvermoͤgen gehabt, vorbehalten. 


Auſſer der Obrigkeit werden den Staͤnden auf 
ſolchen Kircheneinkuͤnften auch ihre Renten und 
Gerechtigkeiten vorbehalten. Was eben von 
der vorbchaltenen Obrigkeit geſagt ward, ($. 137) 
gilt and hier, da die Worte: foerer vor Anfang 
dieſes Streits in der Religion daran gehabt, und 
im Brauch geweſen, auch auf diefe Stüde ſich 

beziehen. Es dürfen alſo Renten und Gerechtig⸗ 
keiten, deren ſich ein Landesherr auf Kirchenguͤter 
andrer Religion bedienen will, nicht erſt aus den 
durch die Religionsverſchiedenheit entſtandenen 
vewvangeliſchen Begriffen von Staatsgewalt uͤber 
die Kirche begruͤndet werden, ſandern fie muͤſſen 
aus ſolchen Titeln flieſſen, woraus dieſe Rechte 
auch nach dem Staatsrecht katholiſcher weltlicher 
Fuͤrſten dem Landesherrn zukommen koͤnnen. 
Alle Gerechtigkeiten, ‚die von dieſer Art find, koͤn⸗ 
nen nach wie vor ruhig fortgeuͤbt, und in jedem 
Störungsfal duch die gemeine Rechtswege 
vertheidiat werden, ſind gegen alle aus der Reli⸗ 
gionsverfchiedenheit zu entlehnende Gegenrede 
durch dieſeStelle geſchuͤtzt. Alle Rechte und Renten 
Aber, die nur aus dem verſchiedenen Geſichtspunkt 
entſpringen, in welchem die Evaugeliſche ahwei⸗ 
chend von den Katholiſchen die Befugniſſe der = | 
N chen⸗ 


. 
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chenguͤter und ihre Schuldigkeiten anſahen, fin⸗ 
den in dieſer Verordnung keinen Schutz, und 
tretten alſo nicht weiter ein, als ſo fern ſie 
ſchon vor und in dem Entſcheidjahr von den 
Evangeliſchen ausgeuͤbt worden find, mithin aus 
dieſem ein eigenes neueres Fundament der Ber 
bindlichkeit erlangen. 3 — | 


139% . 

Die weitere ähnliche Sanctiondes weſtph. Fr. iſt 
in ihrem Gegenſtand und in ihrer Ausdeh⸗ 

| nung von der vorigen verſchieden. | 


Auſſer der Beftärtigung diefer Sanction des 
Religions friedens von obrigfeitlichen Rechten füge - 
nun det weftphälifche Friede in dem 40ſten Paras 
graphen eine aͤhnliche Hinzu, da er ſagt: „wenn 
m auch irgendwo der Augsburgiſchen Confeß on 
n Stände einige. Schuß » Kaftenvogten + Defs 
„r nungs+ Kyungss Dienft- und andere Gerech⸗ 
„‚ tigfeiten auf den Gebieten und Gütern der fas 
„ tholifhen Beiftlichen, fie mögen in oder auſſer 
„Lands gelegen feyn, durch rehtmäfiges Herbrin⸗ 
„gen oder Bewilligung gchabt haben, gleichwie 
„ auch die Karholifhe, wo etwas dergleichen ths 
v nen auf geiftlihen Gütern, welche die Evans 
» geliſche erlangt haben, zuſteht, follen alle ihre 
o, vorige Rechte gleihlid behalten" (F. gr.) _ 
Veede Sanosionen haben gleichen Gegeuftand, - 
—— | nem⸗ 


Br 
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nomlich weltlihe Obrigkeitsrechte auf, Kirchenguͤ⸗ 
tern. Wenn aber erſtere nur zunaͤchſt von den 
Rechten evangeliſcher Obrigkeiten auf die unter 
ihnen liegende Kirchenguͤter der Katholiſchen rede⸗ 
te, (obwol deswegen mit Grund nicht gelaͤugnet 
werden konnte, und ſchon aus andern Stellen des 
Religionsfriedens 1) ſo wie aus dem Speieriſchen 
Reichsabſchied, (H. 66) woraus dieſe Verord— 
nung entlehnt war ($. 76.) folgte, daß ein gleis 
ches auch von evangelifhen Kirchenguͤtern unter 
Fatholifhen Obrigkeiten Rechtens fey:) fo redet 


diefe Sanction ausdruͤcklich auch mit von-diefem 


umgekehrten Sal, — Wenn jene der Staass ge⸗ 
walt im Ganzen Erwähnung thatz. fo begeichnee 
diefe folhe durch Benennung einzelner Theile 
derfelben, als Kaſtenvogtey u. wm — Wenn 
endlich dort der Vorbehalt der Dbrigfeit zu Gun, 
fteit derer Stände gemacht wurde, unter welchen 
Die in Frage ftchende Kirchenguͤter lagen, fo gw 
fhicht er hier zunaͤchſt und hauptſaͤchlich zuu 
Vortheil jener Stände, unter welchen fie nicht 
lagen, diemithin dergleichen Rechte, als Staats⸗ 
dienftbarfeiten, in anderer Herrn Landen herger 
bracht hatten, obwol immer jener Fall, vermög . 


. der Worte inn oder. anffer Aands gelegen, 
mit darunter wieder -begriffen if. Ge ift daher 


leztere Stelle Eeine bloffe Widerhohlung deſſen, 


» wag vorhin fihon geordnet war, auch Fein Gegens 


fat deſſelben; ſondern eine, Ausdehnung deifen, 
was vorhin von einem beftimmten Fall geordnet 
war, auf andere woͤrtlich darunter nicht begriffe— 
tft — ne, | 


ar 


304 V. Stud. Bon Staatölaften der 


ne, und doch zu gleicher Anordnung geeig nete | 


1) Relig. Fried. $. 16. 


$ 140. | 
Und int daher Feinesweges überflüßig. 


Ueberfluͤßig wäre es, wenn hier noch einmal von 
den Territorialrechten jeder Obrigkeit ,. unter des 
zen ſolche Gefälle liegen, ohne irgend eine weites 
ze Beftimmung, hätte geredet werden follen, 
Sicher man aber- in der Geſchichte, wie öfters 
einzelne Meichsftande auf unmittelbaren oder in 
anderer Stände Territorien gelegenen Kirchenguͤ⸗ 
fern einzelne Megalien hergebracht hatten, umd 
wie aus jener Stelle, die von Rechten derer res 
det, unter denen ſolche Guter gelegen, nurge⸗ 
dachte befonders hergebrachte Rechte auf ausmwärs 
tigen Gütern, feinen oder doch nur einen fehr 
zweifelhaften Schug finden Fonnten; fo ſiehet 
man gleich die Nuglichfeit diefer weiteren Difpos .. 
ſition. Denn hätte gleich die Nichterwähnung 
jener befondern Rechte einen Verluſt derfelben 
nicht wirken mögen; fo hätte doch hie und da aus 
dem Stillſchweigen uber diefen Fall eine foldhe 
Abſicht gefolgere, und eben damit der Stof zit 
Strittigkeiten zuruͤckgelaſſen werden fönnen, Haͤt⸗ 
te dabei der Umſtand, daß jene Stelle nur zw 
naͤchſt von dem Recht der evangelifchen Obrigkelt 
— rede⸗ 
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redete, verbunden mit.dem weiteren, tie fonft 
meiftens in dem weftphälifchen Frieden die Beobs 
achtung des gleichen für den umgekehrten Fall 
ausgedruckt worden, wenn diefcs hier unterblies 
ben, wenn. nicht durch diefen Zufag jene Verord⸗ 
nung des Meligionsfriedens auch dahin bezogen 
-worden wäre, allenfalls zuden Gedanfen führen 
fonnen, als. ſeye die Abfiht der Pacifcenten ges 
wefen, für ſolchen enfgegengefegten. Fall das 
gleiche nicht gelten zu laflen; waren endlich die 
vorhergegangene Klagen. von Misbrauch der auf 
ſolchen Kirchenguͤtern haftenden Laſten und Schulz 
digkeiten zu ihrer gänzlichen Entfraftung ($. 73) 
ein Stof, woraus, wenn fie Feine Entfcheidungs- 
Norm erhalten hatten, die fie nun in diefer Stelle 
befamen, leicht viel neue Strittigfeiten hätten 
hervorquellen Fönnen; fo Fann wohl die Zweck⸗ 
maͤſigkeit diefer weiteren Difpofition von niemand 
misfennt werden, | 


| G. 141. | 
Einige Bemerkungen von den hier einzeln vorbe⸗ 
haltenen Rechten. | 


Die einzelne Regalien, die hier genannt wer⸗ 
den, nemlih Schirms + Aafienvogtey: Gef ° 
nungs⸗ Auungs- Dienfl= oder andere Be 
rechtigkeiten, erhalten in diefem Friedensſchluß 
feine eigne von ihrer ehemaligen Bedeutung abs 
weichende Beflimmung, Deren Erflatung, die 

Eweiter Ch.) u aus 
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aus andern Quellen der Staatsrechtslehre erlernt 
werden muß, gehört daher auch nicht in. meinen 
Plan. Hier fen es mir genug die drey Wahrheiten 
daraus hier als Heifchfäte anzuführen: einmal, 
daß diefe benannte’ Rechte auch unter dem Syſtem 
derrömifchen Hierarchie niemals Ausfluͤſſe der geiſt⸗ 
lichen Obrigkeit, ſondern der Staatsgewalt waren; 
zum andern, daß von eben dieſen einzelnen 
Rechten bald mehrere bald wenigere aus befonderen 
Erwerbetiteln oft auch auf Kirchenguͤtern flatt fans 
den, wo der, dem jene Rechte zuſtanden, nicht 
$andesherr war, oder wo wenigſtens die Landes⸗ 
hoheit, und mit ihr die Frage, ob jene Rechte 
aͤlldorten Ausfluͤſſe der Staatsgewalt, oder Fol⸗ 
gen beſonderer Vertraͤge oder Obſervanzen ſeyen, 
im Streitlag; endlich zum dritten, daß 
in dem Innbegrif der Kirchengewalt nach damalig 
hierachiſchen Grundſaͤtzen Rechte lagen, die mit 
manchen der obengenannten, wo nicht von gleichem 
Samen, doch von gleicher Wirkung waren, das 
her auch wohl zuweilen ein, evangelifher Reichs⸗ 
ftand aus der Kichengewalt, (die in Anfehung 
feiner evangelifhen Unterthanen durch den Res 
figionsfrieden unſtrittig auf ihn devolvirt war, it 
Anfehung der unter ihm liegenden fatholifhen 
Kichengüter und Gefälle zwar vor den Zeiten 
des weftphälifchen Friedens nicht eben fo für, des 
volvirt geachtet werden kann, (F. 135. doch 
aber häufig von ihm angeſprochen und ausgeuͤbt 
ward) ſich jene obbenannte Rechte alle oder zum 
Theil auf Kirchenguͤtern anmaßte, wo er ver, 
— | | | als 


t 
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als weltlicher Staatsbeherrfcher , dergleichen nicht 
gehabt hatte: Ä | 

143." 
Die allgemein in der Benennung angehängte 
echte müffen alfo auch lauter Dinge feyn, 


die weltliche Katholiſche auf Kirchenguͤtern 


beſitzen konnten. 
Hieraus laͤßt ſich nun leicht beſtimmen, was 


unter denen andern Gerechtigkeiten, die zugleich 


vorbehalten werden, zu verſtehen ſey. Es muͤſſen 


nemlich ſolche ſeyn, die eben ſo gut, wie die vor 


hergehende, Theile weltlicher Staats -oder Pri⸗ 
vatrechte an Kirchenguͤtern ſind, und gehoͤren 


ſolche, die als Ausfluͤſſe der Kirchengewalt vers 


langt und gerechtfertigt werden, nicht hieher. 


Denn wenn voncher die einzeln genannte Rechte 


lauter folhe find, die unter die Klaffe weltlicher 
Kegalien gehöre; (F. 141) fü bringt fchon der 
Sprachgebrauch mit fi, dag das damit zu 


gleicher Wirfung verbundene Wort, Hder an: 
dere, auf weitere unfer bie vorher beftimmte 


Hauptgattung weltliher Regalien oder Privat 
rechte gehörige Abarten fich bejiche, Wein nach⸗ 
her von diefen Rechten gefagt wird, daß fie, wie 
fie rechtinafig erlangt oder hergebracht find, jes 
dem bleiben follen, ohne auf das Entſcheidjahr 
befchränfe zu feyn (Se 14) und dann alle Rech⸗ 
| | “ — Zee te 


r 
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te, die jemand von wegen an ſich gezogenen Kirchen⸗ 
- eigenthums oder Kirchengewalt, alfo als Kirchen 
fahen,, oder als Rechte die in Anfehung der 

Religion neuerlih zum Sfaat gezogen, alfo 

im politifchen geändert worden find, fordert, 

anderwaͤrts lediglich auf den Zuftand des’ Ent⸗ 

fheidjahrs verwiefen, 1.) dagegen umgekehrt alle 

weltliche landesfurftlihe Nechte, Freiheiten, und 

Privilegien auch auf Kirhengüter den Ständen 

allen und jeden , wie fie von Alters hergebracht 

find, gegenalle Kranfungen auf immer beftätigt 

werden: 2) fo fichet man aus diefem Zufammens 

Hang noch weiter, daß unter jenen andern Rech⸗ 

ten wohl alle weltlihe rechtmaͤſig hergebrachte 

Befugniffe auf Kiechenguter, aber Feine, die aus 

angemaßter oder. erlangter Kicchengewalt vers 

Lange werden, gehören. Weltliche Kirchenlehen 

(jura patronatus laici) Aufſicht und Genehmi⸗ 

gung der Wahlen von Kloftervorfichern, Geneh⸗ 

migung der geiftlichen Befehle (jus placitiregii) 

Befteuerung der geiftlihen Güter, Einweifung 

der Geiftlihen in den Beſitz der Temporalien, 
Verwaltung der Heiligen und Kirchengefaͤlle, 
und dergleihen mehr, fo weit fie eine Katholiſche 
weltliche Obrigkeit auf Kirchenguͤtern hergebracht 
haste, fo weit fie alfo Ausflüffe der Staatsge⸗ 
malt waren, gehören unter diefe Stelle, muͤſſen 
ihrer Anordnung gemäß auch der evangeliſchen 
Obrigkeit bleiben, Geiftlihe Kichenichen (jura 
pätronatus clericalis) hingegen, kirchliche Be⸗ 
Naͤttigung der Vorſtehers⸗ Wahlen, Exlaſſung 
— eigent⸗ 


— * 
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eigentlicher Kirchenverordnungen, Einford ernng 
der der Kirchenobrigkeit gehoͤrig geweſenen Taxen 


und Eharitativs Subſidien, und dergleichen, find 


feine Dinge, die unter jenen andern Gerechtigkei—⸗ 


ten verftanden werden koͤnnen, fondern muͤſſen, 


wo fie behauptet werden folen, aus andern 
Stellen Schuß haben, 


1) I. P. Osn. Ar. V. G. 2 
2) löid. Art, 8. 9. 1. 


§. 143. | 
Bon ienen Rechten iſt nur ſo weit die Rede, als 
fie auf Kirchenguͤtern haften. 


Die Anwendbarkeit diefer Sanction iſt durch 
keinen Ort beſchraͤnkt, ſondern es heißt: wenn ir⸗ 


| gendwo die Evangelifche oder Katholifche derglei⸗ 


* 


chen Rechte gehabt haben, ſollen fie ſolche behalten. 
In ihrem Gegenſtand iſt fie aber allerdings bes 


graͤnzt. So wie neinlid Ser ganze Religionsver⸗ 


frag nur von dem redet, worauf bie firittige Ra 
ligion einen Einflggehatte, fo ift auch hier nicht 
von jenen Rechten die Rede, fo weit fie ein 
Stand auf bloß weltlichen Gütern: hergebracht 
hat, (als bei denen es nie war beſtritten worden, 
daß jeder Stand ohne Unterſchied der Religion 
ſeine hergebrachte Rechte behalte) ſondern nur 
ſo weit ſie auf Kirchenguͤtern oder Landen her⸗ 
gebracht find , machen ſie einen Vorwurf die⸗ 

U 3 — ſer 
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ferStelle aus, des wegen heißt es von den Evangeli⸗ 
ſchen: wenn fie irgendwo dergleihen Rechte aufden 
Banden und Güter der Earholifchen Beiftlis 
chen haben. Einsifthierbei zu bemerken; es heißt 
nicht, auf den geiſtlichen Gütern der 
Katholiſchen, ſondern es heißt, auf den 
Gütern der katholiſchen Geiſtli— 
chen, da doch in der Folge bei Bezeichnung des 
umgekehrten Falls, nemlich den vorbehaltenen 
Rechten katholiſcher Reichsſtaͤnde, die Rede von 
Den Evangeliſchen erlangten geiſt— 

lichen Guͤtern iſt. u 


Ohnerachtet der hargkteriftifche Ausdruck anders 
wegen der Eatholifhen Stiftungen ; 


Was iſt die Urſache diefer Berfchievenheit des 
Ausdrucks? Wirkt er eine Verſchiedenheit in der 
Sache ſelbſt? Dies ſind Fragen die man billig 
hierbei thut. Ich verneine eine Verſchiedenheit 
in der Wirkung, und finde gben deswegen die im 
Ausdrud weislich gemah® Der Ausdrud: 
geiftlich Gut, war nemlih in Bezug auf 
die Katholiſche zweideutig. Er bezeichnet bet 
ihnen einmal al dasjenige , deffen Eigenthum 
und Difpofition der Kirche gehoͤtt. In diefem 
Geſichtspunkt find allz mittelbare und unmittelbare 
Stifisfande und Gebiete Kirchengut, und alle 
weltliche Lande und Ortſchaften find es un. 

: | r 
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Er bedeutet aber auch zum andern dasjenige Ei⸗ 
‚genthum der Kirche, dag zunaͤchſt zum Dienſt der 
Keligion gewidmet, und deswegen ber Geſetz⸗ 
gebung und Gerichtbarkeit der geiſtlichen Hier⸗ 
aͤrchie unterworfen war, Nach dieſer Ruͤckſicht 
ſind die weltliche Territorien und Guͤter mittel⸗ 
barer und unmittelbarer Stifter, kurz alles was uns 
ter den Temporalien derGeiftlichfeit begriffen wird, 
kein geiftlih Gut, fondern nur diejenige Stuͤcke 
in geiſtlicher oder weltlicher Stände Landen ges 
hören dahin, welche unmittelbar zum Religions 
gebrauch oder Gottesdienft gewidmet find. Wollte 
man nun hier von den Mechten der, Evangelifchen 
auf beedes, fowol Temporalien der Geiftlichkeit 
als eigentlich Kirchengut, reden, ſo konnte man 
ohne zweidentig zu ſeyn den Ausdruck: geiſtlich 
Gut, nicht brauchen, wohl aber erſchoͤpfte der 
beedes unter ſich faſſende Ausdruck: Gut der 
Geiſthichen, dieſen Zweck. Daher iſt die 
Sorgfalt zu erklaͤren, warum die Evangeliſche 
bei den Traktaten ſtatt jenes aufaͤnglich in den 
Projekten geftandenen Ausdrucks diefen einruͤck⸗ 
ten, (79) —— | 


3 §. 145. oe * | 5 | 
Und anders wegen der Evangelifchen gefaßt iſt. 

Umgekehrt aber Eonnte gleicher Endzweck durch 
gleichen Ausdruck in Bezug auf das Eigenthum 


der Erangelifchen: nicht erreicht werden, Diele 
Er — u 4 | der 
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der katholiſchen Geiſtlichkeit vorhin gehörige Guͤter 
da fie in Hände der Evangelifhenfamen, wurden . 
fecularifirt; blieben auch die Einfünfte davon 
noch zu kirchlichen Verwendungen beftimmr, fo 
blieb doch das Gut felbft nicht in-feinee vorigen 
kirchlichen Form. Hätte man hier von Gütern 
der evangelifhen Geiftlihen gefpeochen , fd wären 
alle jene weltlid gewordene Guter nicht darunter 
begriffen gewefen. Ja felbft der Augsburgifchen 
Konfegionsverwandten eigentliches Kirchenver⸗ 
moͤgen waͤre nicht fuͤglich unter dieſen Ausdruck 
zu bringen geweſen, weil bei ihnen die Kirche und 
deren Direction nicht bloß bei der Geiſtlichkeit, 
ſondern zugleich mit auf den weltlichen, auf der 
ganzen Societaͤt beruht, die Geiſtlichkeit allein 
alſo nicht Eigenthuͤmerin oder Verwalterin des 
Kirchenvermoͤgens iſt. Eben ſo wenig konnte 
man jedoch unbeſtimmt den Auedruck wählen: 
der Kvangelifben Aircbengüter: 
denn alsdann wäre nur dem dieſer Ausdrud ans 
gemeffen geweſen, was bei den Evangelifchen 
noch die Beſtimmung zum Religionsgebrauch beis - 
behielt, die zur Weltlichfeit gezogene Stiftslande 
waren davon weggefallen, und damit der Vorbe⸗ 
halt der Rechte der Eatholifchen Stände auf diefe 
ſehr ſchwankend worden. Die Benennung der. 


den t£vangelifchenerworbenenKirs: 


chengürer begrif wieder alles jenes unter ſich 

was chemald unter den Fatholifchen Beſtitzern 

Kircheneigenthum gewefen war, ohne Unterſchied, 

ob es bei den Proteſtanten noch —— 
Zu . | f 
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blieb oder nicht. Das iſt wohl unſtrittig die Ur⸗ 
ſache, warum die Katholiſche, aus deren Antrag 
dieſe Beſtimmung des umgekehrten Falles in den 
Frieden einfloß, (5. 30.) dieſe von dem Aus⸗ 
druck, den die Proteſtirende in ihrem Satz gebraucht 
hatten, abweichende Bezeichnung, ohnerachtet 
der offenbar bezielten durchgaͤngigen Gleichheit, 
erkohren. ze | | 
| Ä | J 

Uebrigens iſt es eineriei, ob von mittelbaren oder 
unmittelbaren Kirchenguͤtern Dabei die Frage 
—— | fin, | 


- Wenn übrigens der Vorbehalt bei den Kar 
tholiſchen in Bezug auf der Evangelifhen erlangs 
se geiftliche Güter, ohne Beſtimmung, ob mittel 
‚bare oder unmittelbare? und beiden Evangelifchen 
in Bezug auf Guter der katholiſchen Geiftlichen, 
ohne Beiſatz, ob Reichsſtaͤnde oder Landſtaͤnde 
feſtgeſtellt wird; fo giebt dieſe Unbeſtimmtheit 

oder Allgemeinheit hinlaͤnglich zu erkennen, daß 

beedes mittelbare und unmittelbare Kirchenguͤter 
darunter begriffen ſeyen. Zu deſſen gewiſſerer 
Anzeige ward noch hinzugeſezt, ſie moͤgen in 
oder auſſer Lands gelegen ſeyn. Denn war 
gleich hier eigentlich zunaͤchſt von ſolchen, die auſſer 
Sands gelegen, vie Rede, weil die im Land gele⸗ 
gene fhon.vorher ihre Entfcheidung erhalten hats 
‚ten: ($ 140.) fo Fonnte doch zu Zeiten wegen 

rn 45 | jener. 
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jener Rechte bei einem Gut die Frage entſtehen, 
von dem noch unausgemadjt war, ob cs in oder 
aufler Landes gelegen ſey. Wäre diefe Difpo 
tion eben fo beſtimmt nur auf aufler Sande er 
gene Güter gerichtet worden, als beſtimmt bie 
vorige von innerhalb Landes gelegenen fprady ; -fo 
wuͤrde Feine derfelben auf ſolche der Sage nach 
firittige Kirchengüter eine fihere Anwendung ‚ges 
funden haben. Der Landesherr, der die Sands 
fäßigfeit des Guts behauptete, häffe, um diefer 
Behauptung nichts zu vergeben, feine obrigfeifs 
lihe Rechte aus der von auswärtigen Kirchenguͤ⸗ 
tern handelnden-Sanction nicht vertheidigen duͤr⸗ 
fen, undder Befiger des Kirchenguts, der die Sands 
ſaͤßigkeit widerſprach, hätte hierinn einen zur eichen⸗ 
den Grund gehabt, auch die Anwendung der ans 
dern von innläandifchen Kirchengütern redenden 
Stelle zu beſtreiten. Durch jenen Zufag aber, 
nad welchem es in Anwendung jener Sanction 
nicht darauf anfommen follte, ob die Güter in 
oder auffer Sands gelegen, ward die Behauptung 
aller einzelnen hergebrachten Regalien auch auf 
ſolchen ſtrittigen Kirchenguͤtern ausführbar, 


147% 

Dabei kommt es auf den Zuſtand im Eatſcheid⸗ 
8* jahr nicht an; Ir 
+. Bon biefen Richten, fo weit davon Hier ges - 
handelt werden fol, wird vorausgeſczt, Daß fie 
— — durch 
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durch rechtmäfiges Herkommen oder Yes 
willigung erlange worden, und hierauf vera 
ordnet: daß alle, nemlich Evangelifhe und Kas 
tholiſche, gleichlich (ex aequo) dag iſt ciner 
wie der andere, ihre vorige Rechte behalten 
follen. Dffenbar find alfo diefe Gerechtigkeiten 
nicht auf den Zuftand eines Entfheityahrs zus 
ruͤckgefuͤhrt. Denn anitatt daß bey Mechten, 
die ihre Fundament im entfcheidenden Beſitz has 
ben, es auf gar feinen altern Titel anfonmt; fo 
fol hier darauf gefehen werden, was für Rechte 
durch rechtmaͤßige ausdruͤckliche oder ſtillſchweigen⸗ 

de Verträge erlangt worden: anſtatt daß dorf 
auf das bloſſe Faktum des Befiges gefehen wird ; 
ſo fol es hier auf das gehabt haben, auf Zus 
ſtaͤndigkeit (habuerunt, competit) anfommen: 
anflart daß dort nicht jeder feine vorige Medhte, 
fondern dag mehrere oder mindere, mas ihm der 
Beſitz des Entſcheidziels zuweiſet, behält; fo follen 
hier alle gleichlich ihre vorige Rechte behalten. 
Beweiſes genug, daß eine in dem Tert ohnehin 
nicht ſtehende, und daher ohne anderwärtigen 
DBewiis des Willens der Pacifcenten nicht erlaubs 
te Zurücführung dieſer Rechte auf den Zuftand 
des Entſcheidjahrs geradegu mit dem Innhalt 
dieſer Verordnung im Widerfpruch ſtehen wurde, 
mithin fie fo wenig als die vorhergehende aus dem 
Religionsfrieden entnommene bey Ihrer Ans 
wendung: des Beweiſes bedürfe, wie es mit der 
Ausübung folher Rechte im Entſcheidjahr geftan« 
den ſey. 1.) Jene Rechte find vielmehr, wenn 
J Streit 
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Streit darüber entſtehet, aleihjedem andernwele 
lichen Rechtshandel auszuführen, und diefe Vers 
ordnung wirkte nur fo viel, daß die Verſchieden⸗— 
heit. der Religion der fleeitenden Theile oder der 
Bezug, dem fie auf. ein Kirchengut haben, fein 
Beweggrund werden dürfe, einen oder dem-ans 
dern das zu verfagen. was in. Zuſammenhaltung 
der Thatumſtaͤnde mit den gemeinen Reichsrechten 


ihm hierunter gebührt, 

1)Die verſchiedenen Meinungen hierüber und deren 
Verfechter fiebe oben im zweiten Stüd $. 85: 
wo auch ſich günflige Erkenntniſſe vor obige Be, 
hauptugg finden. — | . 

F. 148. — 

Welches auch der Natur und Beftimmung des 

Entſcheidjahrs gantz gemäß iſt. 


Eben diefe Erklaͤrung haxmonirt auch auf das 
vollkommenſte mit dem ganzen Plan und Zuſam⸗ 
menhang des Friedensſchluſſes; diefem zufolge 
ſollte jeder Stand ohne Unterſchied der Religion 
bei ſeinen althergebrachten Territoxialrechten oder 
Privilegien und Freiheiten, nicht bloß im welt⸗ 
lichen, ſondern auch im kirchlichen, und bei: des 
ven freyem Gebrauch beſtaͤttigt ſeyn, ı ) niemand 
‚an dem gehindert werten, was ihm Frgit landes⸗ 
fürftliher Obrigfeis in Neligionss und Ricchenfar 
hen zufteht, 2). Das Entſcheidziel aber ſollte 
| — — | Norm 


— — u — — 
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Mor fenn für Kirchenſachen, und was derent⸗ 


halben im Staat eine Aenderung erlitten hat. 3) 
Daraus entſteht die richtige Foige: So oft ſich 
zwiſchen verſchiedenen Religionsverwandten je⸗ 
mand gegen den andern Sachen oder Rechte an⸗ 
maßt, die vorhin der Kirche gehörten, oder wos 


zu doch der Megent die Staatsbefugkiß nur aus 


den veränderten Religionsgrundſaͤtzen herleitet; 
fo oft. gehört der Fall unter die Regel des Ents 
fheidjahrs,. nur der Befis in ſolchem kann Titel 
dazu ſeyn, (einzelne anders verabredete Falle, 
wie fih von felbft verficht, ausgenommen.) So 


oft hingegen gon Sachen oder Rechten die Rede 


it, die fhon vor der Religionstrennung in welt⸗ 
lichen Händen zu ſeyn pflegten; ſo oft ift, wenn fie 


gleih Kirhengüter zum Gegenſtand ihres Wirs 
Fungsfeetfes haben, der Titel dazu nicht im ent⸗ 


fheidenden Befin, fündern in dem Herkommen 
und der vorigen schtmäßigen Erlangung zu fegen, 
(obwol, wie fi von felbft verfieht, das Ents 
ſcheidjahr in ſo weit beſchraͤnkende Norm ihres 
Wirkungskreiſes bleibt, daß fie nicht zum Nach⸗ 
theil derer von andern Perſonen auf ſolche Kir⸗ 
chenguͤter erlangten kirchlichen Rechte ausgeuͤbt 
werden duͤrfen.) Unter dieſe leztere Claſſe gehoͤret 
die weltliche Obrigkeit ſamt allen einzeln hier 
genannten Regalien, Sie waren nie Kirchenei— 
genthum, weil fie der weltliche Landesherr auf 
Kirchenguͤter fhon vor der Religionsſpaltung 
hatte, dem hingegen das Kircheneigenthum da» 
mals nicht angehörte; jie waren eben Deswegen 

auch 


. et. 
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auch" Feine in Anfehung der Religion neu hervor⸗ 
gefuchte Rechte, fie gehörten alfo nie in die Claſſe 
der Dinge, von denen es heißt, daß das einzige 
Fundament der Neftitution und zufünftigen Beob⸗ 
achtung der im Entfcheidziel gehabte Befig feyn. 
fole, Es ift alfo niht, wie mande glauben, 
Ausnahme, fündern es ift Folge und Wirkung 
felbft, der vom Entfcheidziel vorliegenden Vers 
ordnung, daß hier die genannte Regalien nicht 

auf einen ſolchen entfheidenden Befis, fordern. 
lediglich. gleich jedem andern Reichsſtaͤndiſchen 
Hoheitsrecht auf rechtmaͤſiges Erlangen und Ders 
fommen gebaut werden. | | | 


)V. P.Osn. Art. 8. ©. 1. 
2.) Id, Art. 5. 9. 30 
3) Ibid, 9. 2. & 25, | 


— S5. 149 
Zwar ſcheint es einer Parallel⸗Stelle des weſtph. 
Fr. zu widerſprechen. Be 


Aber ftcht diefer Auslegung nicht jene andere 
Stelle im Wege, wo das weftphalifche Frie dens⸗ 
inſtrument von denen in der Katholifhen Händen 
bleibenden mitfelbaren geiftlihen Gütern ſagt: 
„» went die Augsburgiſchen Confeßionsverwandte 
„auf foldhen in ernanntem Jahr und Tag 

‚» (1 Jan, 1624) von den. Katholifchen, wirks 
» lid ganz oder zum Theil.befeffenen —— 
— | | pe ee its 


geiftlichen Gefaͤlle. 319 


Oberaufſichts, Beſtaͤttigungs, Corrections, 
„Schutz, Defnunas, Atzungs ⸗Dienſt⸗ 
„ Seohnd s Gerchhtigfeiten gehabt, desgleichen 
„Pfarrer oder Proͤbſte da unterhalten haben; 
„ſo ſollen diefe echte ihnen ungefchmalert blei» 
„ben ” 1) Sir werden nebft mehreren ans 
dern aud) namenslich ale die Rechte wieder ge⸗ 
nannt, die oben in jener Stelle gemeldet ſind. 
Auch die weiter genannte find ſolche, die entwe⸗ 
der uͤberhaupt, als z. B. das Praͤſentationsrecht 
(oder weltliche Kirchenlehnſchaft,) das Oberauf—⸗ 
ſichtsrecht, das Wifitationsecht in Bezug auf die 
Temporalien, zu der weltlihen Obrigkeit gehos 
ven, oder dod an manchen Orten durch befons 
deres vorzuͤgliches Herfommen damit verbunden 
waren, als z. B. Beftättigungen, oder Korte 
etionen der Sitten; 2) find alfo ſolche, die unter 
die in jener Stelle genannte andere Rechte 
($ 142.) clafificire werden Finnen, Iſt nun 
in diefee (Art. V, 5.46.) der Beſitz im Ent 
ſcheidjahr durchaus der nothwendige und alleinige 
Titel zu deren Behanpfung (und dies nehmen 
doch felbft Rechtslehrer an, die in jener Stelle 
(Art. V 25.) eine Zuruͤckfuͤhrung auf das 
Entfcheidjakr nicht finden wollen: 3) fo folgt 
daraus ein unaufloͤßlicher MWiderfpruh, indem 
nach jener c8 auf altere Berechtigungen und gar 
nit auf das Entſcheidiahr, nach diefer aber auf 
das Entfcheidjahr, mithin ‚gar nicht auf altere 
Rechtstitel, ankommen wuͤrde. 4) Was iſt 


hier 


* 


en Fi Prafentations, Bifitationg, 
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hier zu hun? Soll 'man etwa in diefer die Zus 
ruͤckfuͤhrung auf das Entfcheidjahr auch wegwer⸗ 
fen? Die Worte möchters wohl leiden,. die deſſen 
in Beziehung auf diefe Stelle gar nicht gedens 
fen; 5) aber-wie hernachmals über die Traffaren 
wegzufommen; beidenen die Evangelifhen, mwel« 
che die Einruͤkung diefer Stelle gefodert und er— 
langt haben, mehrmalen erflart Hatten, wo fie. 
diefe Rechte im Jahr 1624 gehabt hätten, muͤß⸗ 
ten ſie folhe behalten? 6) Wie diedoppelte Sans 
eirung des nemlichen rechtfertigen? Sollman die 
Zuruͤckfuͤhrung in. jene Stelle auch einſchieben? 
Wie alsdann die oben bemerfte Grunde, die ſol⸗ 
ches unmöglich machen, ($. 148.) heben? Wie 
es vernünftig finden, daß die friedſchlieſſende 
‚Theile, diefonft fo oft des Entſcheidjahrs wieder⸗ 
hole gedenken, und dann immer Ausdrücke ges 
brauchen, die ein Faktum dee Beſitzes ohne Ruͤck⸗ 
fiht auf Erwerbstitel fordern, „hier in beeden 
Steffen des Entfcheidziels nie gedenfen, und 
fich ſolcher Worte bedienen,. die nicht auf Beſitz⸗ 
faftum, fondern auf Erwerbtitelhinweifen? Wie 
eine ſolche Zuruͤckfuͤhrung mit dem ganzen Plan 
des Friedens vereinigen? BE: J 


I) L P. Osn. Art. 5. $. 26. v. Quodfi quoque. 

2) So hat z. B. Batern mehrere ſolche vorzuͤgliche 
Rechtel hergebracht. ſ. v. Kraitmayr, Grundrißß 
des beutfchen Staatsrechts $. 167. Ebenderſelbe 
ad Cod. Bav. P. 5. C. 19. Cramers Wezl. Ne⸗ 

benſtund. Th. 47. S.73. | 
+3). Henniges 1. c. Art. 5.9264 litee,. Buckisch l.c. 
A 5. ObE 52. © ; ö 4) 
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4) Man darf um diefen Widerſpruch eingufehen nur 
gegen einander halten, was Henniges a. a. D. 
. amd 46 lit. lm. & p. ſagt | 
5) Sch.fage: in Beziehung auf diefe Stelle; denn 
Be Worte: in erſagtem Tag und Jahr 
beſceſſenen (dicto anno dieque poſſeſſis) die auf 
die Kirchengüter und deren Befiß von den Kas 
tholifchen gehen, mit Bukiſch a. a. D. auf die 
benannte Rechte und deren Befig Bon den Evans 
gelifchen zu ziehen, iſt, wie Henniges a. a. ©. 
wohl bemerft, eine unverzeihliche Verdrebung. 
D-Ito mehr ift es aber zu vermundern, daß eben - 
diefer doch gleich darauf, wo er jene Worte auch 
+ An Anfehung ver Nechte , als ſtillſchweigend mies 
derhohlt/ angefehen wiffen will, in gleichen Feh⸗ 
ler verfallt. — 5 a * 
6) Yon Mietern Weſtph. Gr. Handl, B. 15, 8. 5 
B. 21. 15 8.25. 9.9. Neo ı. 


6 150 
Es kann aber ſolche von ähnfichen Kirchenobrig⸗ 
keitlichen Rechten vorneml.ch , -und fo erklärg 
werden, daß nur wo diefe gemeint find das 

| Entfcheidjahr anſchlage. 


Vergleicht man beede Stellen näher, fo zeigt 
ſich aber gleich, die oben erklaͤrte enchält und leidet 
Feine Zuruͤckfuͤhrung auf das Entſcheidjahr, ($- +48). 
die lezter waͤhnte aber enthaͤlt zwar auch keine ſol⸗ 
che Zuruͤckweiſung, leidet aber doch eine, ohne 
daß den Worten braucht Zwang angethan zu were 

den; indem darinn nichts von Conceßion und. 
: (Dweiser Ih.) 3 Her⸗ 
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Herkommen ftehet, fondern es blos heißt: welche 
die Evangeliſche aehabthaben, (habuerunt) (ein 
Ausdruck, worunfer man eben fowol verſtehen 
kann, im Entfheidjahr gehabt‘, als durch ältere 
Erwerbstitel gehabt haben, weil die Art zu Has 
ben unbeſtimmt gelaflen worden iſt) die follen 
ihnen ungeſchmaͤlert bleiben (ſarta tecta maneant) 
(d. h. ſo wie ſie ſie gehabt haben, alſo entweder 
wie ſie im Entſcheidjahr oder wie ſie vor Alters 
geuͤbt worden, je nachdem man vorher eines oder 
das andere unterſtellt.) Geht man in der Vers 
gleichung weiter, ſo zeigt ſich: jene Stelle macht 
allein ſolche Rechte namhaft, die ein Ausflus 
der Territorialgewalt find, obwol in der Kirchen⸗ 
gewalt Rechte, wo nicht von ähnlichen Nanten, 
doch von ähnlicher Wirfung liegen, ($. 142) dieſe 
Stelleaber macht voran und hauptfächlich ſolche 
echte namhaft, die eigentlidy ihrer vollen Bes 
deutung nach Ausfluͤſſe der Kirchengewalt ſind, 
z. B. Praͤſentations, Inſpections, Confirmations, 
Viſitations, Correktions⸗ Rechte, obwol einige 
davon auch bei der katholiſchen Hierarchie zuwei⸗ 
len und in gewiſſer Maaſe, jedoch allemal ohne 
Abbruch des gleichen Rechts der Kirchenobrigkeit, 
mit der Texritorialgewalt verbunden ſeyn konn⸗ 
ten, Hält man dieſen Erfund mit den all⸗ 
gemeinen Regeln des Friedensſchluſſes (F. 148): 
zuſammen, ſo erkennet man leicht die Wahr⸗ 
heit nachſtehender Saͤtze: ſolche Rechte, ſo oft 
ſie als Theile der Kirchengewalt“ von einem! 
evangeliſchen Reichsſtaud auf. katholiſchen Kir⸗ 
“7 | & 2 +4 Dr Zar E schen 
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chenguͤtern ausgeuͤbt werden follen, wo er fie 


blos als Landesherr vor der Neligionstrennung 
nicht hergebracht, noch verlangt hatte, fo oft koͤn⸗ 


nen fie in nichts anders als dem Entſcheidja hr 


ihren Grund haben; fo oft fie Hingegen ale alts 
hergebrachte, und wegen jener nad) der Landes⸗ 
verfaſſung mit der Staatsgewalt verbunden ge⸗ 
bliebenen Gerechtigkeiten angeſprochen werden, 
ſo oft brauchen ſie nichts als den Beweis eines 
rechtmaͤſigen Herbringens und nicht den Beweis 
der Erlangung durch Beſitz im Entſcheidjahr. 
Hieraus laͤßt ſich im Voraus die Harmonie beeder 
Stellen vermuthen, wenn man nemlich jene, die 
keine Zuruͤckfuͤhrung auf das Entſcheidjahr leidet, 
blos von den Territorialrechten, jene aber, die 
eine ſolche zwar nicht enthaͤlt doch aber leidet, 
vornemlich von den aͤhnlichen Kirchenrechten vera 
ſtehet, und in ſolchem Fall die Zuruͤckfuͤhrung 
anf das Entſcheidjahr vor nothwendig annimmt, 
Man Iaffe diefes vorerft nur als wahrſcheinliche 
Hnpothefe aelten, (das ift der Sag wenigftens 
allemal) durch nähere Zergliederung wird er ſich 


gleich als Wahrheit darſtellen. 


§. 151. 


und ſollte auch nach dem Zuſammenhang und 
den Tractaten keinen andern Sinn haben. 
Einmal die Benennung der einzelnen Rechten, 
die vorzuͤglich ſolche darſtellt, die Ausfluͤſſe der 
Kirchengewalt find, — ſchon einiges Recht, 
| ! u 2 | bie 
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die andere mit genannte, die zwar eigentliche 
Ausflüffe der weltlihen Gewalt find, von denen 
als ſolchen aber ſchon anderwärtsgereder ift, hier 
auch nur fo weit für gemeint zu achten, als fie 
Ausflüffe der Kirchengewalt feyn follen, das fie 
zu-Zeiten aud) feyn koͤnnen; ($. 141) die Folge 
bewähret diefes noch mehr, indem «8 gleich dars 
auf heit: chen diefen Ständen folle, wenn die 
Mahlen zu rechten Zeiten nicht gefchehen, die 
Vergebung und Austheilung der erledigten 
Pfruͤnden Fraft des Devolutions⸗Rechts frei ſtehen. 
1) Denn da diefes Devolutions⸗Recht ein alleiniz 
gesRecht der geiftlichen Obrigkeit nach damaliger 
Verfaſſung der römifchen Hierarchie war, fo zeige 
diefer Zufammenhang zur Genuͤge, daß hier haupts 
ſaͤchlich von Beftimmung der von den Evangelifchen 
verlangten geiftlichen Obrigkeit und ihren einzelnen 
heilen die Rede fer. Die Friedenshandlungen, 
wobei hier auch noch die Evangelifche die nament⸗ 
lihe Beiruͤckung der bürgerlihen und peinlichen 
Gerichtsbarkeit über ſolche geiftliche Güterbefiger, 
als unzweifelhafte Theile der geiftlihen Gerichts 
barkeit, verlangten, und befonders die desfalfige 
Conferentialgeſpraͤche zwifhen den Kaiferlichen, 
Schwediſchen, auch vornehmften Katholiſchen 
und Proteſtantiſchen Geſandten, welche deutlich 
zeigen, daß dieſe Rechte nur, ſo weit die Evange⸗ 
liſche ſie aus angemaßter Kirchengewalt und mit 
Ausſchlieſſung der Vorſteher der Hierarchie, des 
nen ſolche Rechte vorher. zugeftanden hatten, ver 
langten, von den Katholifhen widerfprochen, 
| und 


— 
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und von den Evangelifchen endlih, daß es dem 


Beſitz im Entfcheidjahr nachgehen folle, bewilligt 


‚worden; 2) diefe Sriedenshandlungen, ſage ich, 
ſetzen obige Aeufferung aufler Zweifel, Mitdies 
fer Auslegung aber wird zugleich der anfcheinende 
Widerſpruch zwiſchen beeden Stellen, die ſolchem⸗ 


nad) von zuweilen gleichnamigen, aber im Grund, 
ganz verfchiedenen Rechten reden, achoben, 
Warum ift aber denn in lezterer Stelle, die nach 
der chen gegebenen Erklärung auf das Entſcheid⸗ 


jahre gründet, deffen nicht gedacht, fondern die 


Sache in fo allgemeine Ausdrücke gekleidet? Ich 
denfe, gerade deswegen, damitjener Widerſpruch 
gehoben bleibe, Denn da wegen der Gleichnamig⸗ 


feit der Benennungen jene Territorialechte in 


diefer Sanction mitgenannt waren, fo mußte, 
wenn der MWiderfpruch vermieden bleiben follte, 
Hier der Vorbehalt diefer Rechte fo allgemein ger 
feßt werden, daß man daraus fehen Fonnte, bei 
beederlei Gattungen follte nach der Intention der 
Dacifcenten ein Vorbehalt eintreten, ohne dars 
ausentfcheiden zu Fönnen, von welcher Aro 
Diefer Vorbehalt feyn ſollte. Dadurch wurde 
man genöthigt, Diefe Arc aus andern Stellen 
zu erlernen, umd da nun von allen Kirchenrechten 
Deutlich, daß fie nach dem Entſcheidjahr gerichtet 
werden. follen, von allen weltlichen Rechten, ob 


‘fie glei) Kirhengüter zum Gegenſtand haben, 


eben fo deutlich, daß fie allein nad) dem Herbrin⸗ 
gen und älteren Berechtigungen beurtheilt werden 
follen, geordnet war: fo ſieht man daraus unwi⸗ 

83 dder⸗ 
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‚berleglih, daß Diein jener Sctelleunbes 

fimmee Art jenes Vorbehalts nad diefem 

Untcrfchied beſtimmt werden müffe, fo aber auch 

in jedem Sal eine mit dem Plan des Ganzeır, 

mit andern ausdrüflihen Verordnungen . und 

dennoch allemal auch mit den: Ausdrucken jener 
z Stelle harmonifhe Beſtimmung erhalte, 


| 1) J. Osn. Art. 5 S. 26. V. Er fi alectiones. 
2) Von Weiern in ‚den. oden $. 149. N. 5, ans 
gefuhrten Stelen, ie ara r 


gg 152% | ! 
Die Angehängte Modification betrift die Kir— 
chenlaſten ſowol als die Staatslaſten, de⸗ 
nen ſolche Gefaͤlle unterworfen ſind. 


Ich kehre nun wieder zu jener Sanction uͤber 
die vorbehaltene Staatsrechte auf Kirchenguͤtern 
zuruͤck, von der noch die Einſchraͤnkung zu be⸗ 
trachten iſt, die ihr beigefuͤgt wurde, daß nem⸗ 
lich durch den Pebrauch derartiger Rechte 
die Einkuͤnfte der Kirchengüter nicht allzu⸗ 
Irbr uͤberlaſtet oder erſchoͤpft werden dürfen. 
Drei Bemerfungen find hierbei, zu machen, a) 
Diefer Anhang ward veranlaßt durch die Klagen 
der Ratholifhen, daß man den Renten, durch 
Ausuͤbung der obrigfeitlihen Rechte fowol, als 
durch Aufladung überflöfiger Beſtellung der Mis 
niſterien fo zuſetze, daß den Eigenthuͤmern, zu dez 

| ven 
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ven Mutzen fie doch'eigentlich gewidmet feyen, 
nichts ıbrig bleibe. Eine Klage, die fo gut auf 
innlaͤndiſche Kitchengüter, worauf jene Rechte 
fraft Iandesfürftliher Obrigkeit geübt ‚werden, 
und von weldhen eigentlid die aus dem Religions, 
fricden eingeruͤckte Stelle handelt, als auf auss 
lendifche, worauf folhe Rechte als eine Staats⸗ 
dienftbarfeit durch befonderes Herbringen gegruns 
der waren, und von deiien eigentlich in diefer Stelle 
zunaͤchſt die Rede ift, (% 140) paßt, Daraus 
laͤßt ſich erflären, warum in diefer auf Berlans 
gen der Katholifchen beigefegren Einfhränfung 
es nicht heißt: jeme Rechte follten fo und fo Se 
übe werden, wodurd der Gas einen, rejirictiven 
Bezug auf die in diefer Stelle vorhergenannte 
Rechte befommen hätte; fondern vielmehr gefagt 
wird, dergleichen Redte follten fo geuͤbt 
werden, wodurch alfo der Anhang nicht blos auf 
die vorhergenannte, fondern auf’ alle die Rechte 
in Beziehung kommt, die mit den vorigen die 
gleihe Qualitaͤt haben, daß fie auf’ Kirchengus 
teen einer Religion dem Stand anderer Religion 
ferner wie vor Alters ungeſchmaͤlert bleiben follen, 
‚ mithin fowol auf die obrigkeitliche Rechte bei ine 
Ländifchen Kirchenguͤtern, als auf die ihnen obs 
liegende Beftellung der Minifterien. Fur alle 
diefe Verbindlichkeiten und Laſten folder Kirchen⸗ 


‘ 


guͤter gilt alfo die hier ausgeſteckte Srene 


et 
# 
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Und will, daß ihrenthalben Bein mehrerer Ko⸗ 

fienaufmand gemacht werde, als zu Errei⸗ 

dung des Zwecks ſolcher Laften nuıhmens 
dig iſt. | 


Wenn ferner b) die Menten nicht allzus 
ſehr befchwert oder gar erfchöpft werden follen, 
ſo iſt =) offenbar, daß hier fein beftimmterMaags 
-ftab der Belaſtung gegeben fey, 1) und weil eine 
gkiche Saft in einem Fall eine angemeflene, in 
andern Fall eine übermäßige Bürde feyn kann, 
ein durchgängig gleicher Maasſtab gar nicht moͤg⸗ 
lich ſey. Es ift daher der Sache ganz, nıchr ans 
pallend, wenn einige 2) einen foldhen aus dem 
canoniſchen Recht herholen, und vermoͤg deffen eıne 
Beladung über die Hälfte vor unerlaubt angeben 
wollen, dabei aber vergeflen, einmal, daß ein 
folher Maasftab in dieſem felbft nirgendwo vors 
gefchrieben ift, 3) zum andern, daß überhaupt 
in deragleihen nad den verfchicdenen. Religions⸗ 
grundfägen eine. verfchiedene Beurrheilung leidens 
den Fallen zwifchen verfhiedenen Religionvver⸗ 
wandten nicht die gemeine und canonifche Rechte 
($. 40) fondern lediglich die Beobachtung einer 
billigen ‚Gleichheit ($ 45) Maasſtab der Ents 
ſcheidung werden ſollte. Dieſer unbeftimmte. 
Maasſtab iſt aber deswegen nicht, wie andere mei⸗ 
nen, 4) fur gar keinen zu achten. Denn da = 

nF u e - 
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die Vernunft lehrt, daß alles zu viel ſey, was 
zu dem beſtimmten Endzweck weswegen es geſche⸗ 
hen ſoll unnoͤthig iſt, ſo liegt in jenen Worten 
deutlich genug der Satz: es darf 8) Fein Koſten⸗ 
aufwand gemacht werden, der'zu der Ausübung 
diefer Rechte unnörhig, ift, ohne den ihr Ends 
zweck dennocd erreicht werden kann; es darf y) 
Feine Anwendung diefer Nechte gemacht: werden, 
ohne daß ein zweckmaͤſiger Nugen daraus entſte⸗ 
he, alfo eine vernünftige Urſache dazu da fey. Lind 
da ferner das erfchöpfr genannt werden muß, 
‚woraus fein Nugen mehr gezogen werden fann ; 
fo muß auch &) die Ausübung diefer Rechte for 
‚wol in dem Umfang als ın der MWiederhohlung 
ihrer Anwendung, wobei immer ein Mehr und 
Minder Platz greift, fo modificiet werden, daß 
nichı die nothwendige Koften dennoch den Ertrag 
der Einfünfte auf immer wegfreßen, und 
fo ein Mittel werden, dem andern unvermerft die 
Rente aus der Hand zu winden, (S. 106) Ich 
fage auf immer, denn das.Fann. freilich oft 
z. B. bei einem Kirchenbau, die Nothwendigkeit 
erjordern, und das alfo' fann alsdann gefhehen, 
ohne daß es eine ubermäfige Laſt oder gar eine 
Erfhöpfung genannt werden dürfte, daß foldhe 
"Getalle auf eine oder. mehrere Jahre dadurch aufs 
gezehrt werden, Ä 
1) Henniges l. c Ar. 5. 46. lit. . 

2) Buckischl, c, 3.46. Obl, 134, 

3) Henniges 1. c. Mu 


4) — Diſcours über den weſtph. Fr. Art, gu 
340, | Du 
| #5 $ 154% 
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| OEL BTERaE. Yaste 277’ LIEF EE 7 
Diefer nothiwendige Aufwand ‚aber Fann nicht 
verweigert werden „wenn fchon die Fundas - 
| ciwnsregeln dadurch feiden. J 


Auf der andern Seite aber e) dürfen auch 
die Fundationsgeſetze ſolcher Stiftungen, welche 
oft einen ſehr ausgedehnten Aufwand erfordern, 
ſich aber auch nach Bedürfnis einſchraͤnken laſſen 
nicht dagegeniangezogen werden, un zu behaup⸗ 
ten, daß die Ausübung folcher Rechte nicht ſtatt 
finden Fönne, fo lang nicht jene. erfüllt, und 
ttach Abzug der desfallfigen Ausgaben noch übers 
fluͤßige Einfünfre da feyen. Denn es heißt nicht, 
daß fie gar nicht, fondern nur daß fie nicht zu 
fehr, nicht ohne Noth, beſchwert werden follen, 
a da Anfangs die Katholifihe auch die ungehins 
derte Beobachtung der Fundationsgefege mit in 
diefe Norm einfchieben wollten, aber auf den 
ſtandhaften Widerſpruch der Evangeliſchen, die 
ſolches der Ausübung jener ihrer Rechte hinders 
Lich fanden, dieß Begehren wieder fallen laſſen 
muſten, ($. 80) fo iſt offenbar, daß dieſe Fun⸗ 
zatlensregeln Maasſtab in Beſtimmung, ob eine 
Belaſtung zu ſtark ſey, nicht werden fünnem* 
Es bleibt daher richtig, fo lang von dieſen Rech⸗ 
ten feine zweckwidrige Anwendung ‚ und bei 
zechtmäßiger Anwendung Fein unnöthiger Koftens 
aufwand gemacht. wird, fo lang ift diefer Ders 
ordnung ein enge gefhehen, —— 
td or $. 155. 


x. 
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5 darf der Gebrauch fotcher echte dem Re⸗ 
genten für. eine widrige Abſicht ie 
| net werden. 


in oder Verträge Eönnen free 
lid; an. einem Ort beſtimmtere Schranfen aufftels 
len ‚. oder, Nachgiebigfeit des Regenten deren 
Stelle erſetzen. Wo aber das nihrift, fo fann 
die, daß etwa nicht jeder die Nothwendigkeit 
der Ausübung dieſes oder jenes Rechts einficht, 
35B. warum in diefem oder jenem Fall. der 
Regent ſich des Agungs, des Drfnungs, oder 
Dienftreches bediene, wenn fonft jene Schrana 
fen nicht überfhritten werden, ſolchen Gebraud) 
nieht. tadelswuͤrdig darſtellen, noch darf man 
durch Unterſtellung der Abſicht, als bediene ſich 
der Regent ihrer um den Beſitzer zu drucken, ſie 
— machen. Denn jedem iſt der geſetzmaͤſi⸗ 
ge Gebrauch feiner Rechte erlaubt, gereicht kei⸗ 
nem andern. zur gegründeten Beſchwerde. ı) 
Er ift die Beweggruͤnde, warum cr ſich ihrer bes 
dient oder deren Gebrauch unterlaßt, feinem ans 
zugeben fchuldig ; da es jedem Grunds genug 
feyn muß, 2) daß jener die Befugnis zu Aus— 
übung des Rechts habe, zumal bei ſolchen, die 
er feines Nugens wegen hat; (bei ſolchen, die er 
zugleid) des andern wegen hat, als Schirmsge⸗ 
rechtigkeit, wurde freilich der Fall einer nicht mit 
zu defien Nugen, alfo zweckwidrig gefhehenen Ans 
a J— wen⸗ 


u 
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bendung ſchon durch obige Einſchraͤnkung (153) 
als unerlaubt ſich darftellen.) - Am. alerwenigs 
ften darf man ihm alfo im Fal einer foldhen er» 
laubten Anwendung widrige Beweggründe ans 
dichten. Das ifl’s, weswegen die Katholifchen, 
welche meinten, daß die Evangeliſche dieſe Nechs 
te nicht fhäzten, als in fo weit fie ihnen Mittel 
ſeyen, die katholiſche Befiger zu drucken, 3) und 
deswegen gefezt hatten, es folten unter dem 
Vorwand folher Rechte die Kirchenrenten. 
nicht allzuſehr beſchwert werden, fih auf Vers 
langen der Evangelifchen gefallen laſſen muften, 
dag folhe Ausdruͤcke in jene andere, eg follten 
durch den Gebrauch folder Rechte u. ſ. w. 
abgeäubers wurden, ($. 80) IE: | 


1) — damnumy vimy, aut: injuriam- Ksdit, qui 

fuo jure utitur L, 156. & 155 ff, de Reg. Fur, 

2) Quilibet rei ſuæ liberrimus eft moderator & ar- 
— biter. L, 21. C. Mandati. 


3) 9. Meiern a, a. D. 3.25. 9.9. Nro, 1. 


Seoͤ⸗ 


NO. 0333 

Don dem Berhältnis der Renten auswaͤrti⸗ 
> ger Kirchen gegendie Kirche des Landes, wor⸗ 
in die Renten fallen. (Ad J. P. Oon. 

»,.7 DEE VEA) 





| 5156. 
Die Kirchenlaſten geiſtlicher Renten ſind von 
ſehr verſchiedener Gattung. 


Beeher zeigte ich die Beſtimmungen, welche 
> in diefen Reichsgeſetzen den Staatslaſten 
folher Kicchenguter vorgemeffen find, Eben dies 
fe Geſetze beftimmen aber aud) in der vorangezo⸗ 
genen dur den weſtphaͤliſchen Frieden naments 
lich beſtaͤttigten Sanction des Religionsfriedens 
das Verhaͤltniß der Kirchenlaſten, (. 132) wo— 
von hier noch zu reden uͤbrig iſt. Nach dem vori⸗ 
gen gemeinen geiſtlichen Recht und dem darauf 
gegruͤndeten deutſchen Herkommen, gehoͤrten die 
geiſtliche Gefaͤlle, beſonders Zehenden jedes Orts, 
der Pfarren, von welcher die Seelſorge verfchen 
ward, Wie in der Folge die Stiftungen der 
Drdensgeiftlichen fi) vermehrten, fo wurden ih⸗ 
nen häufig dergleichen - Kicchengefälle angemiefen, 
und das nicht ſelten an Orten, wo fie nicht ges 


— — — 
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genwaͤrtig waren, oder ſonſt die Seelſorge nicht 
uͤberkamen. Durfte aber ein ſolcher Uebertrag 
die Wirkung nicht haben, die Ortskirche einge⸗ 
hen zu laffen,. wozu die Entzichung der nörhigen 

zubſiſtenz der naͤchſte Weg geweſen wäre; fo 
konnte? er nicht anders als mit’ der ausdrücklich 
bemerften oder ſtillſchweigend „mitverftandegen 
Saft geſchehen, die Firchlihe Nothwendigkeiten 
des Orts, fo weit-als nicht. noch-andere näher das 
zu verbundene Gefälle übrig waren, zu beftreiten, 
welche meift weit geringen waren, als die Einkuͤnf⸗ 
te, fo daß. auch nad) deren Abzug der erwerbens 
den- Stiftung noch hinlaͤnglicher Nuken von fols 
chen Gefällen übrig blieb, 1). Se nahdem nun 
auf, diefe Are der Kirche eines Dres mehr. oder. 
weniger von ihren Einkünften entzogen ward; je. 
nachdem fie alfo aus den verauferten' mehr oder 
weniger Zufhuß zu ihren Beduͤrfniſſen noͤthig 
hatte; je nachdem Fonnten mehr oder weniger La⸗ 
ften auf. die alfo getrennte Renten fallen. Kirs 
chenbau, Pfarrhausbau, Schulbau, Unterhal⸗ 
tung des Pfarrers, des Schuldieners, DVerfots 
gung der Armen, der Kranfen oder Gebrehli, 
hen, find die allgemeine Rubrifen, unter wels 
che dieſe Laſten untergeordnet werden Fönnen, 
Aber nicht allemal, ja fehr felten, Iegen alle zugleich 
auf diefer ‘oder jener Kirchenrente, fondern ges 


woͤhnlich nur ein und andere, je nach dem ehema⸗ 

ligen Verhaͤltniß des Ertrags ſolcher Einkuͤnfte 

zu den uͤbrigen Kirchenge aͤllen. Zegr 
ung 


Kichen? und Pfarrhausbau, auch Defold 
es | des 
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Pfarrers die gewoͤhnlichere; ‘Unterhaltung der 
Shulhäufer und Schuldiener , was Landſchulen 
beteift,, welche haͤufig mehr für weltliche als fir: 
kirchliche Inſtitute geachtet, und daher nicht aus‘ 
dem: Kirchen ſondern Gemeindsvermoͤgen erhal⸗ 
ten wurden, die mindergewoͤhnliche, endlich 
Verſorgung der Armen und Kranken die ſeltenſte 
Laſten, die gemeiniglich nur da eintreten, wo 
die Gefälle vorher zu Armen⸗ oder Siechenhaͤu⸗ 
fern oder Allmofen gehört hatten. Auf der ans 
dern Seite lagen.aber auch nicht auf: allen Ges 
fällen der milden Stiftungen Verbindlichketten 
gegen die: Ortskirche, da oft. folhe vor dem Eis 
werb ſolcher Stiftung weltliche Guter‘ geweſen. 
waren, und daher nie in einem Verband mit der 
Ortskirche geſtanden hatten. 


1) Siehe z. B. die Fundation des Stifs Baden an 
denn oben $. 15, Nro. 1, augefuͤhrten Ort. 


8S . 157. enge 
Verſchiedene aus Anlas der Reformation ent⸗ 
ſtandene Kolliſionen machten hieruͤber ein 
en Geſetz nothmendig, — 
So lang die Katholifche-den ſich trennenden 
evangeliſchen Religionstheil als Abtruͤnnige und 
Ketzer aller Kicchenreihte, ja aller Gemeinſchaft 
buͤrgerlicher Rechte verluſtig achteten, und hier⸗ 
nad) ihre Handlungen formten; ſo war nichts wid 
—R ee tuͤr⸗ 
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ruͤrlicher, als daß fie fich. der Forttragung ſoſcher 
$aften zu entziehen fuhren, ſobald cin Ort zur 
evangelifchen Religion uͤbertrat, und nun zunt 
Vortheil dieſes Gottesdienſts jene Forttragung 
verlangt ward. Ja man findet wohl Beiſpiele, 
daß ſie ſich deren auch bei noch katholiſch gebliebe⸗“ 
nen Kirchen unter Landesherrn der Augsburgi⸗ 
ſchen Confeßion in der beſtaͤndigen Erwartung 
entſchuͤtteten, daß es doch icht lang zum Nutzen 
des katholiſchen Gottesdienits angewandt bleiben, 
die Reformation auch in dieſe bald eindringen: 
wuͤrde, da der proteſtantiſche Regent ihr Vor⸗ 
ſchub that, und der Damm, den in katholiſcher 
Herren, Landen die von dem weltlichen Arm uns. 
terſtuͤzte geiſtliche Gemalt ihr entgegen feren 
konnte, unter jenem, entblößt von weltlicher 
Stuͤtze, ja aufgehalten durd) den weltlichen Arm, 
von minderer Wirfung: war, Eben das verans 
laßte den. evangelifhen Theil, der fein Glaubenss 
befenntniß als ein Mittel, in feinen Rechten vers 
kuͤrzt zu werden, nicht. behandeln laſſen wollte, 
bald durch Metorfion gleiches mit gleihem dem 
andern Religionstheil zu vergelten, bald und oͤf⸗ 
ters, durch Anwendung ſeiner obrigkeitlichen Ges 
walt auf ſolche unter ihm liegende Gefaͤlle, die 
Forttragung zu bewirken. Bei dieſer Entfers 
nung der Gemuͤther, die oft in der Welt Urſache 
iſt, daß mehr geſchieht als: geſchehen ſollte, und 
da, wenn der Beſitzer nichts beitragen wollte; 
der einjährige Ertrag folder Nenten oft, Be 
| bei. einem vorfallenden Kirchenbau, zu Befleein 
tung 
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fung der Koften nicht hinreichte, der Beſttzer 
aber noch andere in einem ſolchen Verband mit 
der Ortskirche nicht ſtehende Guͤter und Getälle 
hatte, hielt man es ſich bei der Widerſetzlichkeit 
des andern fuͤr erlaubt, auch auf andere deſſen 
Guͤter zu greifen, um daraus die Koſten mit zu 
heben, das daun in der Folge, wo dieſer Anlaß 
vergeſſen ward, die Gelegenheit gab, ſolche Ge⸗ 
faͤlle ebenfalls als zu Tragung der kirchlichen La⸗ 
ſten verbunden zu behandeln. Hierdurch euts 
ftunden Klagen und Gegenklagen und mit ihnen 
die Nothwendigkeit der vorliegenden Verord⸗ 
nung, auch, da nah dem Religionsfrieden haufis 
ge Klagen über wechfelfeitige Nichtbeobachtung 
derfelben vorkamen, Nothwendigkeit ihrer Er— 
neuerung in dem weſtphaͤliſchen Frieden. 1) 


1) Ur, Obrecht Expofit, Pac, Art. 5.9.45. 


| $. 168. / 
Alle dergleichen Kirchenlaſten werden hier durch 
‘das Wort: Miniſterium, verſtanden. 


Wenn diefe Sanction ſagt: daß von fols 
chen obgenannten ‚Bücern die nochdürfc:ge 
Minifteriz der Rirdyen, Pfarren und Schu 
len, auch die Allmofen und Hoſpitalia bes 
fee werden follen : fo muß man vorausfegen, 
daß hir Miniſt erium nicht, wie es etwaım | 
eolegſcen Sinn ——— wird, eine geiſtli⸗ 
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he Kirchenbedienung anzeige, ſondern nad ſei⸗ 
nem buchfläblihen Verſtande alles das unter fich 
begreife, was zum Dienſt einer Sad)e gereicht, 
mithin darunter eben fowol die Unterhaltung des 
Bauweſens, Anfhaffung der nötigen Gerarhs 
fhaften vor Kirche, Pfarrey und Schule, als 
die DBefoldung der erforderlichen Kirchen⸗ und 
Shuldiener gemeint ſey. Es ergiebr fi diefes 
daraus, meil, wenn jenes Wort in der erften 
Bedeutung genommen würde, von Miniſterien 
der Kichen und Pfarren feine Rede hätte 
ſeyn können, da die Pfarrer in jenem Sinn zum 
Minifterium der Kirche gehören, deflen vorzügs 
lichfter und wefentlicher Theil find, noch weniger 
die Benennung von Minifterien der Schule 
ſchicklich waͤre. Es leget ſich auch ferner daher 
zu Qage, weil in der Folge ausdruͤcklich von der 
Unterhaltung obgemeldeter Miniſterien und 
Stücke geredet wird, zum Zeihen, daß die 
Unterhaltung der Stuͤcke felbft, nemlich der Kirs 
chen⸗Pfarr⸗ und Schulgebaude, unter der Dis 
fpofition mitbegriffen fenn follte. Kurz! es ift 
diefes Wort hier gleichvielgeltend mit dem im 
bürgerlichen Recht üblihen Wort: Ame, (Mu- 
nus) welches nicht blog eine Bedienung, fons 
dern auch alle Saften, vie zum Dienft einer Sas 
che getragen werden müflen, anzeigt. 1) Es 
war daher auch fhon vor dem weſtphaͤliſchen Fries 
den diefes auffer Zweifel; inden die Katholiſche 
nicht darüber, daß von den Evangeliſchen dieſe 
Stelle auf die Baulichfeiten bezogen ward, fons 

\ dern 
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dern blos daruͤber, daß aus Anlaß diefer Stelle 
fie su unnöchigen und allzufofibarrn 
Gebaͤuden angeftrengt wurden, Flaaten, ($. 7.) 
eben damit alfo zugaben, daß zu nörhigem un d 
- nicht allzu Foftbarem Bauweſen die Verbindlich⸗ 
keit in dieſer Verordnung liege, 
1) Munus eſt omne id, qnod neceflar'o obimus, 
lege, more, imperiove ejus, qui jubendi habet 
pot-ftatem, L. 214. fr de Vers. Sign, idque in 
commodum alıörum L. 239. 9. 3: ibid. 


_ au 57 
Und finden bier Schuß , fo weit fie vormals 
ſchon darauf gelegen hatten, 

Es ſollen aber nach dieſer Sanction nicht alle 
moͤgliche dergleichen Laften von jenen Gefällen bes 


ftritten werden, ſondern ſolche, die fie vormals 
beftelle und zu beitellen ſchuldig gewelen, 


Wer alſo hieraus jenen Nenten eine kirchliche Laſt 


zubürden will, der muß-zeigen, daß fie vormals 
darauf gelegen. Das Wort: vormals, ift 
unbeftimmt, die vorher in dem Speierifhen 
Reichsabſchied zugeſezte nähere Beſchraͤnkung 
(vormals, und in Zeit des Regensbur⸗ 
Kifchen Abſchieds) ($. 66) ift hier wege 
geblieben. Es kommt alfo auch nicht darauf an, 
ob eine ſolche Beftelung vorhin einmal oder 
mehrmal, wie kurz oder wie lang zuvor, geſchehe; 
Re, 9a ſeyn 
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ſey: ſondern ſo bald gezeigt wird, daß dieſe oder 
jene Laſt vormals einmal davon getragen worden, 
fo ift diefem Theil der Verordnung ein Genuͤge 
gefchehen. Damit allein ift jedoch noch nicht ale 
les fo geftellt, dag num diefe Verordnung anges 
wendet werden Fann, Durch das Verbindungs⸗ 
wort: und, wird ein weiterer Sag, nemlich: 
zu befiellen ſchuldig gewefen, damit 
als eine zugleich erfoberlihe Eigenfchaft vers 
knuͤpft. Zwar hatdas Wort: und, zumeilen eis 
ne Disjunctivbedeutung, und wird flart des 
MWorts: oder, gebraucht. Es darf aber diefer 
Sinn als der mindergewöhnliche nicht vermuthet, 
alfo nicht angenommen werden, mo. nicht der 
übrige Zufammenhang es nothwendig macht. r) 
Dieſes ift hier nicht, vielmehr zeigt der Nachſatz: 
die Beftelung folle verrichtet werden, wie fie 
vormals geſchehen, das Gegentheil: 
denn diefer würde nicht anwendbar feyn, wo von 
einer Beitellung die Nede wäre, wovon nicht ges. 
zeigt würde, daß fie vormals ſchon geſchehen, 
fondern nur daß die Gefälle dazu verbunden feyen, 
Beede Eigenfchaften muͤſſen alfo nebeneinander 
eriftiven, 2) es muß gezeigt werden nicht blog, 
daß vormals fhon einmal ſolche Saft von ihnen 
getragen worden, ſondern zugleich daß fulche Laſt 
nach Geſetzen oder einzelnen Vertraͤgen dieſer Art 
von Gefaͤllen anklebe. So z. B. klebt den Kiss 
chenzehenden, nach dem gemeinen Recht und Her⸗ 
kommen, die Schuldigkeit des Kirchenbaues im 
Fall, wo. feine hinlaͤngliche Kirchenfabrik da ift, 
u | sw — az 
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an; wenn alſo von einem ſolchen Zehenden eines 
Stifts dargethan werden kann, daß davon vors 
mals einmal die Kirche gebaut worden, fo muß 
diefes auch nachmals geſchehen; da dag gemeine 
Hecht hier zugleidy den Beweis der Schuldigkeit 
vertritt. Einzelnen Zinsgefällen, die eine Stifs 
tung aus einem andern Ort zieht, iſt jene Schul⸗ 
digkeit durch allgemeine Gefege und Herkommen 
nicht eben fo aufgeladen; hier ift es alfo. nicht ges 
nug zu zeigen, fie feyen einmal zu einer Baulaſt 
zugezogen ‚worden,  fondern es muß noch weiter 
ein gefeglicher oder aus Vertraͤgen entjpringens 
der Titel, der folcher Zugiehung zum Grund lag, 
dargethau werben. ” Ä 


‚* 1) Befold thef. pract. V. Und. Everhard a Middel- 
burg Loc. Arg. Leg. loc. 109. Wehner Obs. pract. V. 
| Und, L. 28 & 29. ff. de Verb, Sign, 
2) Everhärd, loc.cit. Loc, 22. | 


| ‘$ 160% | 
Wobei es nicht mehr darauf ankommt, wie rechter 
verbindlich: die vormalige Aufbuͤrdung der 


Laſt geweſzen. 

Wenn uͤbrigens bei dergleichen Gefaͤllen eine 
allgemeine Schuldigkeit dargethan wird, ſo iſt 
dieſes genug; man muß dieſes nicht dahin mis⸗ 
deuten, als ob nun auch fpecififh unterſuchet wer⸗ 
den muͤßte, wiefern dieſes Judividuum auch dieſe 
a” a 2% Schul⸗ 


— 
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Schuldigkeit habe, und. als ob alfo nun alle Eins - 
wendungen gehört: werden müßten, welde deu 

Beſitzer vorbringen möchte, um zu behaupten, 

daß er von der Regel der allgemeinen Schuldig« 

feit ausgenommen ſey. Eben-fo, wenn Gefälle 

der Megel nad ſolchen Laſten nicht. unterworfen 
find, aber gezeigt wird, daß dennoch diefe oder 
jene Rente einmal aus dicfem oder jenem Specials 
titel (alſo nicht wegen bloffer aus, den vers 
feriedenen Reugionsgrundſaͤtzen entnommenen 
Urſachen) zu Tragung ſolcher Laſten angehalten 
worden; ſo iſt dies genug, und muß man nun 
nicht glauben, daß deswegen alle Einwendungen, 
die der andere gegen die Guͤltigkeit oder Fortdauer 
| jenes Specialtitels Vorbringen koͤnnte, er— 
oͤrtert werden müßten, Dieſe einzelne Eins 
wendungen konnten mit Billigkeit abgeſchnit⸗ 
ten werden, da es ſchon in buͤrgerlichen Haͤndeln 
ein ausgemachter Satz iſt, daß eine Privatper⸗ 
ſon, die von gewiſſen Verbindlichkeiten eine be— 
ſondere Befreiung hat, und, dennoch deren ent⸗ 
gegen ſolchen Verbindlichkeiten ſich ohne Vorbe⸗ 
halt unterwirft, dadurch der Befreyung ſich bea 
gebe 1) Sie mußten abgeſchnitten werden, 
weil zwiſchen zweierlei Religionsverwandten ein 
fo individualifirtee Streit am Ende immer auf 
die Verſchiedenheit des kirchlichen Syſtems und 
der Neligionsmeinungen hinausgelaufen, eben 
deswegen unauflöslidh. gewefen ſeyn, esalfo an: 
einem allgemeinen und fihern Erfenntnisgeund 
gemangels haben wurde, w.ye Mensen a 
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zu tragen hätten; welche nicht; der doc bier zu 
Abfhreidung der vorigen Zaͤnkereyen gegeben 
- werden follte, mithinin dieſer Stelle gerade nichts 
vertragen ſeyn wurde. Sie ſin d endlich wuͤrklich 
abgeſchnitten. Dies zeigen theils die Ausdruͤcke, 
theils der Anlaß dieſe Sanction. Die Worte: 
weil neben dem Beweis der Schuldigkeit auch der 
Beweis einer vormals geſchehenen Beſtellung ers 
fodert war, welche nicht haͤtte erfodert werden 
koͤnnen, wenn die Gerechtigkeit der verlangten 
Anwendung der Schuldigkeit in jedem einzelnen 
Fall gegen alle Einreden haͤtte durchgefochten 
werden ſollen. Denn wo einmal individuelle 
Schuldigkeit erprobt iſt, da brauchts feiner Uns 
terfuhung, ob ſie vorhin ſchon einmal erfüllt wor« 
den, oder nicht, weilineinen: ,. wiein dein andern 
Fall, fie jezt erfült werden müßte. Die Worte 
‚zeigen es ferner, weil die Norm der Fünftigen 
Erüllung darinn gefezt worden, wie ſolche vors 
mals geſchehen, welches wieder. nicht hätte ges 
ſchehen Eünnen, wenn von Durdführung eines 
individuellen Beweiſes der Schuldigfeit die Rede 
geweſen wäre; indem nachmals nicht vorige Augs 
uͤbung, ſondern innerer Gehalt des erfochtenen 
Titels die kuͤnftige Ausdehnung des Rechts ſelbſt 
hätte beſtimmen koͤnnen. Der Anlaß dieſer 
Sanction endlich zeigt's; denn da der Fein an⸗ 
drer war, als vorzubeugen, daß nicht ferner die 
Religionsdifferenz ein Mittel wuͤrde, auf Gefälle, 
von denen vorher niemand ſie beijuzichen Dachte, 
.. ſolche Laſten zu legen; fo entſpricht der 

94 zen 
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ren feine ondere Sanction ale die obige; - eben: 
diefe entipricht ıhr aber auch vollfommen, Soll⸗ 
te vorhin gefhehene Beſtellung und Schuldigkeit 
dazu ım allgemeinen erwicfen werden, ſo hob— 
ſich damit jede fünfrige Neuerung, jede vorhin, 
ohne alle vorgegebene Schuldigkeit blos aus anz 
aetprochener Firchlichen Oberdirection neu aufge⸗ 
burvete Laſt, alfo. das was die Klage war; follte 
neben dem allaemeınen Beweis der Schuldigkeit 
der Beweis einer vormaligen Ausuͤbung eines 
Beſitzſtandes gefuͤhrt werden, ſo war damit zu⸗ 
gleich der Stein des Anſtoſſes, der die vorherige 
Strittigkeilen verewigte, weil nemlich die einzelue 
Einwendungen uͤber die Anwendbarkeit der erwie⸗ 
ſenen Schuldigkeit immer mit der Verſchiedenheit 
der Religionsſiſteme verflochten, und deswegen 
unauflöelich waren, gehoben, und auf eine den‘ 
übrigen Normen des Religions⸗ und weſtphaͤliſchen 
Fricdens gemaͤſſe Art gehoben, welche beede durch 
den Durchſchnitt nach dem Beſitzſtand einer be⸗ 
ſtimmten ‚oder unbeſtimmten Zeit, der Unter⸗ 
ſuchung des Dects und Unrechts in einzelnen 
Faͤllen, und ihren Schwürigfeiten ausweichen. .. 


> 2) Gal Obſ. pracı. L. 2 Obf, 60. N, 10, 





§. 101. 
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Auch feßt diefer Schuß voraus, daß fie ferner 
i nothwendig find, F 


Es heißt ferner in dieſer Sanction: die 
nothduͤrftige Miniſterien ſollen beſtellt wer⸗ 
den. Das Beiwort nothduͤrftig bezieht 
ſich dieſer Stellung nach unlaͤugbar auf die Minis 
ſterien ſelbſt, nicht auf die Art ihrer Beſtellung. 


⸗ 


Sollte es auf leztere ſich beziehen, ſo muͤßte es 


heiſſen: die Miniſterien ſollten nothduͤrftig bes 
ſtellt werden. Bei der katholiſchen gottesdienſtli⸗ 
hen Verfaſſung waren bei einer Kirche oft vieler, 
lei Kapellen, zu diefen Kapellen mancherlei Geifts 
liche erforderli, wo hernadh,als die Augsburais 
ſche Confeßion eingeführt ward, die Nebencapel⸗ 


len, die viele Geiftliche nicht mehr nöthig waren, 


die Bedurfniffe ſich mehr einfchränften, Umge⸗ 
kehtt Fonnte aber auch an manchen Orten in Fas 
tholiſchen Zeiten eine Kapelle zum Bethauß hins 
laͤnglich feyn „konnten viele Filiale von einer 
Mukterfiche verfehen werden, wo nad). einge⸗ 
führter Reformation die Errihtung mehrerer 
Pfarreyen, und degidegen‘ cin gröfferer Kirchen⸗ 
aufwand erfodert ward, : Da. Eonnte alfo die 
Frage entſtehen: wo jezt weniger Bedurfniffe find, 
fol doch eben fo, viel als’ vorher von.den ;Gefälfen 
gehoben,. und der Ucberfluß, der zu Beſtellung 
. der Minifterien nicht aufgeht, anderswohin vers 
wendet werden koͤͤnen? Oder wojegt mehr Bes 

| Ä Ys, 0. Rirfe 


346 VI. Stuͤck. Bon den Kirchenlaſten 


dürfniffe find, ſoll da auch verhältnismäßig mehr 
den Gefällen zugemuthet werden dürfen, oder 
nicht? Sol alfo die Laſt lediglich nad) der vori⸗ 
gen Beftellung, oder zugleich nach der Nothdurft 
des Orts, dem zu gut die Beftellung gefhicht, 
abgewogen werden? Diefe wird hier dahin’ ent, 
fhieden, daß die Beftellung der nochdürftigen 
Minifterien gefchehen folle. Bedürfnis des Orts 
fol alſo Maasſtab verBeftellung ſeyn. Wo demnach 
zu einer Zeit die oͤffentlich angeordnete Beſtellung 
der Miniſterien weniger Aufwand erfodert, als 
vorhin, da muß ſolches dem Beſitzer ſolcher Ren⸗ 
ten zu Gut kommen, ihm darf an dieſen deswegen 
nichts abgekuͤrzt werden; wo ſie aber zu einer 
andern Zeit und an einem andern Ort mehr. ers 
fordert, da mußer ſich auch diefen Mehraufwand 
gefallen laſſen. * —— 


Re: 1624 X— | 


Und kommt es mithin wohl auf.die Qualitaͤt, 
nicht aber die Quantitaͤt der vorigen Be⸗ 


Stehet aber mit dieſer Auslegung nicht der 
gleichfolgende Satz im Widerſpruch, kraft deſſen 
die Beſtellung nachmals geſchehen ſoll, wie fol: 
che Miniſteria der Birchen und Schulen 
vormals beſtellt worden? Das iſt gewis, 
wenn dies heiſſen ſoll, die Beſtellung muͤſſe nach 

— | ' b dem 
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dem nemlichen Maas des Aufwands wie vorhin 
geſchehen; ſo kann nicht auf die Nothdurft, das 
ift, auf die jeweilige Bermehrung des zu Erreichung 
des Endzwecks hinlänglihen Aufwands gefehen 
werden. Jenes iſt aber auch die Meinung ſol⸗ 
cher Worte nicht; dies zeigt das weitere Geſetz 
daß in Faͤllen, wo Streit entſteht, Schiedsleute 
ermeſſen ſollen, wieviel zu Unterhaltung obgemel⸗ 
deter Stuͤcke gegeben werden muͤſſe, und daß un⸗ 
terdeſſen das vorige von Alters hergebrachte Quan⸗ 
tum fortgereicht werden ſoll. Denn muͤßte der 
Aufwand immer das Maas behalten, das er 
vormals fuͤllte; ſo beduͤrfte es keines Schaͤtzens 
und Ermeſſens, wie viel gegeben werden muͤſſe, 
ſondern blos des Beweiſes, wieviel vormals geges 
ben worden; fo könnte auch die einftweilige Fort⸗ 
beftellung nad) der vorigen Form nicht blog als 
Provifionalmittel bis zu rechtlichem Austrag ger 
ordnet, ſondern müßte immerwährende Norm 
feyn. Die Worte: wie vor mals, folenalfo 
hier nicht die Quantitaͤt, ſondern die Qualitaͤt 
der. Beſtellung charakteriſiren; ſollen fo viel ans 
zeigen, daß obwol vorher alle Gattungen: Mini⸗ 
ſterien genannt worden, dennod nicht jedem Ge⸗ 
faͤll alle, fondern nur die vormals üblich gewe⸗ 
fene Gattungen derfelben aufgebitrdet werden foll« 
ten. Wer z. B. vormals nur allein die Kirche 
zu bauen hatte, fol nahmalg nit ſtatt deifen 
oder daneben zu Erbauung des Pfarrhauſes, 
Beſoldung des Pfarrers, angehalten werden, 
Wer vorhin zwei, drei, diefer Gattungen auf ſich 
| | hatte, 
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hatte, dem koͤnnen nicht ſtatt deren oder daneben 
zwei , drei, andere zugemutet werden, Die 
Gröffe des Aufwands felbft bleibt alſo unbeſtimmt, 
und mußte cebleiben, weil die Natur des Gegens 
ftandes, auch . Zeit und Umftände hier fo viele 
Veränderungen machen, daß eine allgemeine 
Norm unmöglich ift, fondern ans allen zufammens 
treffenden Umſtaͤnden jedes einzelnen Falls fich 
nur angeben läßt, weldyer Aufwand noͤthig oder 
überflüßig fen ergeht 


| . — 1603. 


Dieſe Sanction geht auf alle Faͤlle, wo Ka⸗ 
tholiſche und Evangeliſche in ihrem Inter⸗ 
eo eſſe collidiren. | | 


Es ſoll endlich diefe Beftellung gefhehen, ohn⸗ 
‚erachtet wes Religion die (nemlich Kirchen, 
Pfarren, und Schulen) feyen. Bon Renten, 
die. Fatholifhe Stiftungen in evangeliſchen Landen, 
oder umgekehrt evangelifche in Farholifchen fanden 
heben, muͤſſen folglich fo gut Kirchen, die der 
Sandesreligion, alfo eince andern als der Stif—⸗ 
tungsbeſitzer zugethan, als jene, welche mit Ieß« 
terem einerlei Glaubensbefänntnis haben, ihre 
uorhdurftige und vormals gehabte Verforgung 
empfangen, : Der Sandeshere bat Recht und 
Pflicht, nicht blos zum Beften feiner eignen Glaus 
bensverwandten, fondern auch zum Vortheil der 
— | ihm 
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ihm ‚untergebenen Kirchen anderer Religion die. 
Kentenbefiger zu jener Minifterienbeftellung fraft 
diefee Stelle anzuhalten. Immer aber redet 
diefe Stelle wie der ganze Neligiongfrieden von 
Sällen, wo zwiſchen Katholifhen und Protejtanten 
die Frage entſteht, nur daß jegtnad dem weſtphaͤ⸗ 
lifhen Frieden unter letzteren die Reformirte 
unſtrittig mit begriffen find; ı ) redet alfo Feines» 
wegs unmittelbar von dem Verhaltnis der Kar 
tholifchen oder Evangelifhen unter fih, oder 
beeder protcftantifhen Meligionstheile gegen. eins 
ander. Sie hat auch dadurch, daß fie ein ergans 
zender Theil des weftphalifhen Friedens ward, 
feine andere Ausdehnung erhalten, weil der ste 
Artikel in. diefem eben wohl nur das Verhältnis 
jener ;beeden Religionstheile gegeneinander zum. 
Hauptgegenſtand hat, —— 


1) Decker de Pac, civ. rol.L. ı. C. 12 6. 2. 


| | G 164. 
Auch die Sanction des Religionsfriedens von 
> der Art der Ausführung ift vor beftättigt 
zu halten. 

Auf vorige Sanction folge im’ Religions, 
frieden unmittelbar die weitere Werordnung, wie 
es gehalten werden fol, wenn Streit über folche 
Beſtellung fich erhebt. Sie hängt ihrem Inn⸗ 
halt nach genau mit der vorigen zufanmen, {ft 
— | \ nur. 
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nur buch einen Abſatz und Anfang einer neuen 
Zeile als ein anfangender Periode: bezeichnet, 
Da indeflen in neueren Zeiten diefe-Abfäge ihrer 
Solge nach mit Ziffern bezeichnet wurden, und 
ſo nun diefe Stelle einen eignen Paragraphen int 
Meligionsfrieden ausmaht, auch vorher fhon 
die Allegation deflelben nah den Anfangs» 
worten der Abſaͤtze gefhah, in der vorliegenden 
Stelle des weftphalifhen Friedens aber zwar die 
Anfangsmworte des bisher erflarten Abfages ( Als 
auch den Ständen u. ſ. w.) nicht aber jene dies 
ſes darauf folgenden ( Und ob folder Beſtel⸗ 
lung balb w. ſ. w.) gefunden wird ; fo Fann 
man hiervon den Anlas nehmen, zu fragen, ob 
bei diefer namentlihen Beſtaͤttigung auch jener 
weitere Paragraph. mit gemeint ſeye. Eine Fra⸗ 
ge, die defto wichtiger fcheint, da die darin feſtge⸗ 
feste Art des ſchiedsrichterlichen Austrags ein 
Meg ift, der vielleicht feit dem weſtphaͤliſchen 
Frieden noch nie, und fhon vorher Aufferft ſelten 
betretten ward, 1) Aleın kann Tezteres nicht 
Deweifen, daß fie eine unverbindliche Sanckion 
im, Neligionsfricden fen, (das jedermann zuges 
ben wird) fo kann erfteres auch fein Argument 
werden, ihre wiederholte Beſtaͤttigung zu läugs 
nen; fondern e8 muß in einem,. wie in dem ans 
dern Fall, der Grund von jenem in etwas anders 
gefucht werden. ($. 170) Da nun die Rathos 
liſche in ihren Klagen über Bedruckungen bei Ber 
ftelung der Minifterien auch samentlich das mit 

einflieffen lieffen, daB dem verordneren Austrag 
e "7 nicht 
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nicht flatt gegeben werde, die Evangeliſche aber 
nie eine Unftarthaftigkeit diefes Austrags bes 
haupteten, fordern nur läugneten, dag man ihr 
ver Seits je ſich deſſen in Fallen, die dazu geeig⸗ 
net gewefen, geweigert habe, aud) fie daher nies 
mals in ihren. Anträgen oder Privatberathſchla⸗ 
gung auf eine mit diefer Sanction vorzunehmens 
de Aenderung ein Augenmerk: richteten; 2) fo 
folge fo ziemlich, daß jene auf Verlangen der 
Katholifhen, alfo zu Erledigung ihrer Beſchwer⸗ 
den; eingeruͤckte Beftättigung auch diefen mit dem 
vorigen genau zuſammendaͤngenden Abfag mit 
zum Ziel gehabt habe, Im ganzen kommt ohnes 
hin wenig darauf an, was man hier vor eine 

Meinung annehme, Denn auf allen Fall bleibe 
derſelbe immer eine von denen mit gemeinfchaftlis 
her Bewilligung dee Stande entflandenen Vers 
ordnungen des Meligtonsfriedens , gehört alfo 
unter die in dem weftphalifchen Frieden im Ein⸗ 
gang des Meligionsvertrags allgemein beitärtigte 
Theile deſſelben, 3) und ift daher um nichts mins 
der verbindih, Ä 


2) ©, oben dag zweite Stüd, 
3) IP. Osm. Artı 5. $ 1. 


1) Decker de Pac, Civ. Rel, Cap. 13, Nro. 1. 
——— — 


$: 165, 
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Sie beftehet in der Entſcheidung durd) ſchieds⸗ 
| richterlichen Austrag, Ä 


Was hier von jenem Fall, da folder Be⸗ 
ſtellung balb Zwiefpale und. Misverſtand 
fürfiele, geordnet wird, befichet darin: a) Ss 
follen die Partheien etlicher fdhiedlicher Pers 
fonen (oder Schiedsrichter) ſich vergleichen; 
b) es hat deren jeder Theil eine oder zwei zu 
ernennen; c) und auf den Fall, da fidh Diefe 
nicht vergleichen Eönnen, einen unparcheiis 
fchen Obmann zu erwählen; d) der hat noch⸗ 
mals mit ihnen zu fien (d. i. die. Prüfung 
des Streits in gemeinfhaftlidhe Ueberlegung zu 
nehmen) die Sache zu enefcheiden. Was die 
Art diefes compromiflarifhen Prozefles betrift, 
fo follen die Schiedsrichter e) nach. ſummari⸗ 
ſcher Derbörung beeder Theile, die ihnen alfo 
vor allen Dingen zu bewirken obliegt, und zwar 
f) binnen fechbs Monaten erkennen, ‚wobei 
denn der Gegenftand ihres Spruds feyn fol, 
2) was und wieviel zu Unterbale obgemelde⸗ 
ter Miniſterien und Stücke gegeben werden 
TU. Dieſe Difpofition an ſich ift zu deutlich, um 
auffer diefer Zergliederung einer weiteren Erfläs 
zung zu bedürfen. Nur einige einzelne Aumers 
kungen werben hier billig einen Plas finden, 


$, 166. 2 
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Dieſer Austrag iſt nothwendig, wenn ein Theil 
darauf ſich beruft: Doch beede gemeinſchaft⸗ 
| lich koͤnnen ihm entfagen.. 


Es heißt: +) die Parthien ſo llen fih des _ 
Austraas veraleichen. Diefe ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung iſt alſo nicht, wie ſonſt die Ergrei⸗ 
fung des Compromißweges, eine von der Ueberein⸗ 
kunft beeder Theile abhangende Sache, ſondern 
wenn ein Theil darauf ſich zu berufen gutfindet, 
und der andre wollte ſich ihr entziehen, ſo ſteht 
jenem ein Klagerecht auf Ernennung derSchieds⸗ 
richter zu. (Es find jedoch b) die Schiedsrichter 
durch das Gefeg nicht erfohren, ob alſo im Fall 
entftandenen Streits die Parthien ſich dieſes 
Austrags bedienen wollen oder nicht, dabei kann 
kein dritter ein Intereſſe haben, wie es etwa 
ſonſt nach voͤllig zu Stand gekommenen compros 
miffarifchen Verträgen der erfohrne Schiedsrichs 
ter hat: fie können fi alfo durch gemeinfchafts 
liche Nusdruͤckliche oder ſtillſchweigende Ueberein⸗ 
ſtimmung deſſen begeben ‚ und anſtatt feiner 
nicht blos durch Verträge, die ſchon der Speieris 
ſche Reichsabſchied hierinn vor zuläßig erflärt, 
(9. 67,) fondern auch durch die gemöhnliche ges 
richtliche Wege ſich auseinander fegen. Die 
Wahl einesÖbmanns, wenn es deflen bedarf, ift ) 
ein Akt, der den fireitenden Parthien, nicht den | 
diffentirenden Schiedsrihiern zukommt, . Denn 

( Zweicer Ch.) 3 der 


* 
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der Sa, einen Obmann zu erwählen, iſt 
mit dem vorhergehenden, einoder zwei Schiedss 
richter zu ernennen, der unftzeitig eim von den 
ſtrittigen Parthien als Subjeft geäufertes Praͤ⸗ 
dicat ift, durdy das Verbindungswort: und, 
zufammengehängt, mithin als eine fortgefegte 
Pradicirung von eben dem Subjeft bezeichnet, 1) 


1) Befold a. a. O. ($-ı121inNe) Di 


G 167 | ' 
Nach Berretung diefes Wegs Fann Fein Theil 
einfeitig einen Abſprung an den Richter 
| nehnen. = 


Hierbei ift auch aus der Gefchichte zu erins 
nern, daß, nachdem auf den Fall des Diffenfes. 
der Schiedsrichter in dem Speierifhen Reichs⸗ 
abichied die Verordnung von Eniferlihen Com⸗ 
miffarien "geordnet war, hier theils auf Vers 
langen des Kaifers felbft, theils auf Begehren 
der Proteſtanten, die Wahl eines Obmanns eins 
geführt worden. ($. 72.) Die Folge davon ift, 
daß d) nad) einmal ergriffenem jchiedsrichtexTichen 
Meg ohne Einftiimmung beeder Theile kein Abs 
fprung davon zu einer richterlichen Entſcheidung 
genommen werden kann. Wenn daher eine 
Partie in Fortfegung der Verhandlungen oder 
die Schiedsrichter in Ertheilung eines Entſcheids 
ſaͤumig wären ;_ fo ift alles was die andre Partie 

Tun | eins 
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äinfetig und ohne Bewilligung von jener beider 
Richter ausbringen kann, daß fie Strafgebote 
and Einlenung des richterlichen Anſehens zu ums 
eingeſtellter Fortſetzung des compromiſſariſchen 
Weges auswuͤrke, nicht aber daß der Richter 
die Sache zur eignen Entſcheidung an ſich ziehe: 
dies beſtaͤrkt ſich aus den dem Religionsfrieden vor⸗ 
ehenden Traktaten, wo die Evangeliſche ihre 
einung bei dieſer Stelle dahin erklaͤrten, daß 
im Fall unterbleibender Vereinigung ein Obmann 
von Fasferliher Maleſtaͤt erbeten werden folle, 1) 
Ehen deswegen ift auc-e die beſtimmte Zeit von 
ſechs Monaten zu Entfherdung der Sache nicht 
als ein Enpdtermin der Merbindlichfeit dieſes 
ſchiedrichterlichen Austrags, nach Verfluß welcher 
zeit mit "Berlaffung jenes Weges die Sache an 
den Richter gebracht werden Eönne, fondern als 
ein folher anzufehen, der die Schuldigf:ır der 
Schiedsrichter, alfo die Zeit; wie lang die Par⸗ 
tien ohne Klage den Schiedsſpruch ahıumarten 
ſchuldig ſind, nach deren Verlauf aber ſie die 
Schiedsrichter durch eine Klage aus dieſem Grund⸗ 
geſetz zum Spruch zwingen koͤnnen, beſtimmt. 


3) Cortreji Obſerv. ad Pac, rel. in Prooem, 


” 37. 
\ 
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Er fegt die Frage, ob ſolchen Gefaͤllen einige Laſt 
. obliege, als unbeftritten voraus, 


Endlich der Gegenftand des Schiedfpruche ift 
f) nicht die Frage, ob von ſolchen Gefällen eis 
nige Minifterien beftelle werden müffen, fondern 
den Worten zufolgeblos, was und wieviel 
zu deren Unterhaltung gegeben werden folle, alfo 
welhe von den mehreren Laſten der firchlichen 
Gefälle fie zu franen fhuldig feyen, und wieviel 
zu deren Beftreitung Aufwand etfodert werde. 
Eine Wahrheit!, die dadurch ganz aufier Zweifel 
kommt, daß es gleich im folgenden von allen fols 
hen zum ſchiedsrichterlichen Austrag erwachſenen 
Fällen heißt, es follte unterdeffen bis zu der Sas 
chen Erörterung, was diefe Gefälle von Alters here 
zu folhen Minifterien gegeben haben, fortges 
reicht werden; ein Sag, der nicht bei allen jenen 
Fällen in Anwendung kommen Ffönnte, wenn 
auch Falle dahin gehörten, wo noch Streit ift, 
ob uͤberhaupt die Gefälle etwas an $aften zu fragen 
ſchuldig feyen, der alfo, da er do den Worten 
nah von allgemeiner Anwendbarkeit feyn fol, 
beweiſet, daß unter die dieſem fchiedsrichkerlichen 
Austrag unterworfene Falle nur jene achören, 
wo die Frage: Ob? auffer Streit ift; und nur 
die Frage, YOas und YDieviel? zu erörtern 
kommt. Miemand wird ubrigens diefen Satz 
dahin ausdehnen, daß den Parthien die Freiheit 


e⸗ 
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berommen fen, auch die Frage, Ob? gemein, 
fhaftlih auf einen folhen Schiedſpruch auszu⸗ 
fegen; eine Freiheit, die das gemeine Recht jes 
dem giebt in Sachen, die fein Privatintereffe bes 
treffen. Mein! nur ein nothmwendiger Austrag 
findet hier nicht flart, wohl aber ein freis 
willig erkieſter. 


— 


$. 169. 
Wer diefen Austrag abzuwarten bereit iſt, darf 
nicht mit Arreſten beſchwert werden, 


Nun folgen noch zwei Beſtimmungen des 
Verhaltens. während dem Austrag, welche eine 
mehrere Ansführbarfeit dieſes Entſcheidungs⸗ 
plans zum Zweck haben und verhindern follen, 
dag er nicht Schußmwehr offenbar widerrechtlicher 
‚Ufurpationen werde. Eine will,‘ daß dirjenige, 
ſo der Unterhaltung halber der Miniſterlen 
angefochten werden, ehe und dann diefer 
gütliche Austrag oder Beſcheid der Schiedss 
perföonen, und auf den Fall, (da eg nöthig 
wäre) des Obmanns, erfolgt, des Ihren, fo 
fie im Beſitz find, nicht entfese, oder auch 
ſolches arreftire und aufgehalten werden fols 
ien. Iſt alſo diefe Freiheit nur bis auf die Zeit 
des erfolgten Spruchs geordnet, und fezt fie die. 
Dereitwilligfeit den ſich zu.unterwerfen, fort dag 
Begehren voraus, daß diefer Weg betreten wers 
den möge: ſo folgt daraus: a) wer fi der Ers 

EEE N EN me, 
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nennung der Schiedsrichter weigert, und alfo 
diefer feiner Obliegenheit fih entzieht, tem 

komme dieſes Verbotder Berfümmerungen nicht 
zu Gut. Iſt ferner diefes Verbot bis auf den 
Austrag der Sache geordnet, und fezt dieß alfo 
voraus, daß es hernad) aufhoͤre, ſo erkennet 


man hieraus, +) daß der auf dich Verbot der Ar⸗ 


reſte fi nicht berufen koͤnne, wer nach Austrag 
der Sache ſich der ihm zugeſprochenen Schuldige 
keit noch ferner entſchuͤtten will. Iſt endlich dem⸗ 
jenigen, der alſo angefochten wird, ebenwol eine 
waͤhrend des compromiſſariſchen Prozeſſes zu 
beobachtende Pflicht vorgeſchrieben (wie gleich 
wird gezeigt werden) und iſt dieſe mit dem Ver⸗ 
bindungswort: Deſtoweniger nicht, jener 
verliehenen Freiheit fo angehängt, daß eben dars 
aus erhellet, wie jene Freiheit nicht hindern ſolſ, 
‚den anderen zu cbenmaäfiger Erfüllung diefer ins 
terimiſtiſchen Pflicht anzuhalten; fo fommt ec) 
jenes Verbot der Verkuͤmmerung dem nicht zu 
ſtatten, der durch eine ſolche Nichterfuͤllung felbft 
gegen dieß Gefeg fündiat. Dur der, wen feine 
dieſer Gebrechen zur Saft fallen, hat bier einen 
Schuß zu gewarten, wie er der Generalregel, 
daß alle faktiſche Vorſchritte ur chleiben ſollen, 
gemaͤs iſt. Wer in einem dieſer Stuͤcke ſich ſelbſt 
ſchuldhaft finden laͤßt ‚ gegen. den bleibt der 
Dphrigkeit die Verkuͤmmerung, als der bei ders 
gleichen Weigerungen billige und übliche Weg, 1) 
offen, und er hat eg feiner einen Michrbefolgung 


der Gefege zuzuſchreiben, daß fie ihn wicht ſchir⸗ 
mean 2) 1) 
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" 2) Barthel de Decimis Se. 9. $. 2. affert. 4. (in 

| Opufc. T. 2. Op. 7.) Meuvius de arreftis Cap, 6. 

2) Ex eo non debet quis fructum confequi, quod 
nifug extitit impugnare, cap: 38. de Reg. Sur. in 
610. Illi demum permittitur poenam petere quiin 
ipfam non incidit, L, 154. 5. 1. ff. ibidem. 


/ $. 170. | 
Er fon ſich aber auch unterdeffen der liquiden 
Schuldigkeit nicht entziehen. 


- Die andere der beigerücdten Beſtimmungen 
will, dag deſto weniger nicht dirjenigen, 
fo. wie obgemelds, denen die Rent, Guͤlt, 
Sins, Zehenden und Güter zuſtehen, da⸗ 
von von Alters her die Minifterien der Rirch 
verfeben worden, und die ſolche Laſt auf 
ihnen gehabt, bis zu Austrag der Sache, 
was fie von Alters ber ſolchen Miniſterien 
gegeben haben, auch fürter enerichten follen. 
Es kann diefe Verbindlichkeit nur jene treffen, 
welche von Alters her ſchon efwas gegeben haben, 
100 der Streit folglich nur uber deffen Umfang 
und Ausdehnung, ift, und fie zielt chen fo wie die 
vorige dahin, daß faftifhe Vorſchritte, mit ih⸗ 
nen dee Anlaß zu größerer Verbitterung vermies 
den werde, Aus ihr beftätigen ſich folgende 
Wahrheiten. a) Die Beftelung der Miniftes 
rien muß nicht nad) einem jeweilig feften Tarif, 
fondern der jebesmaligen Beduͤrfniß gefchehen, 
($ 161) weil nur ihrenchalben das Erkenntniß, 
a 34 wie⸗ 


\ 
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wieviel gegeben werden ſolle, noͤtig und zweckmaͤ⸗ 
fig if, b) Wenn geſagt wird: es ſolle fortge⸗ 
geben werden, was (nicht wieviel) von Als 
ters her gegeben worden, wobei jenes ein Beis 
wort iſt, das nicht wie lezteres blos auf die 
Du niitaͤt, ſondern zugleich auch auf die Qualitaͤt 
Bezug hat, fo wird damit angezeigt: es follten 
dadurch die Gattungen der Kirchenlaften, die vors 
hin getragen worden, (in quali & quanto idem) 
unterdeflen fortgereiht werden. c) Es iſt nicht 
der Zujiand einer gewiſſen Zeit zum Maas ſtab der 
unterdeilen fortzutragenden Laſien vorgeſchrieben, 
wie in dem Speieriſchen Reichsabſchied geſchehen 
war, wo es hies: fie ſollten die unterdeſſen fort⸗ 
fragen, Die ſie in Zeit des Regenſpurgiſchen Ab⸗ 
ſchieds beftelle hätten; cs heißt auch nicht, fie 
follten folhe fragen, die vor Alters di. in 
alten Zeiten, ihnen obgelegen, (eine Verordnung 
die ohnehin ungereimt ſeyn würde, weil fie uns 
beſtimmt lies, auf welche der älteren Zeiten, ob 
Jahrhunderte oder Jahrtauſende, man zuruͤckge⸗ 
hen ſolle, alſo immer eludirt werden koͤnnte:) ſon⸗ 
dern es heiße. unbeſtimmt, was fie von Alters 
ber (ab miquo) gegeben, ein Ausdruck, der in 
diefer Stellung feine andre Saften bedeuten Fann, 
als. ſolche, die durch einen Zeitraum von langen 
Jahren gereicht worden, deren Tragung ſich auf 
einen langwuͤrigen Beſitz gründet, vorher niche 
im Streit war. — Beede Beſtimmungen zus 
f men wollen alfo fo viel fagen: Wer Gefälle 
richtig erworben und. im Beßtz hat, und wer ive 
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zuhigen Beſitz hat, unterdeffen * gewiſſe La⸗ 
ſten zu heben, deren ſoll einer wie der andre bis 
zu Austrag der Sache bei ſeinem Beſitz — 
bleiben. 


7% 
| Diefer Enticheidungsmeg hat feine — 
keiten, weswegen er ſelten betreten ward. 


Ueberlegt man das im Zuſammenhang, was 
bisher von dieſem Entſcheidungsweg gefagt wor⸗ 
den iſt: ſo wird man es ganz begreiflich finden, 
warum er nach dem weſtphaͤliſchen Frieden eben 
ſo ſelten als vorher gewandelt ward. Dieſer 
Austrag war ein Recht, deſſen beede Intereſſen—⸗ 
ten duch ausdruͤckliches oder ſtillſchweigendes 

Einverſtaͤndniß ſich begeben konnten. G. 166) 
Der Reichsſtand, welcher die Beſtellung der Mi⸗ 
niſterien verlangte, wuͤnſchte natuͤrlicherweiſe als 


lemal licher, fie durch Anwendung ſeiner Ge⸗ 


richtsbarkeit und Obrigkeit als auf einem Weg, 
der minder Anſtoͤſſen, Bedenklichkeiten und Auf⸗ 
enthalt ausgeſezt war, auszufuͤhren; der Theil, 
an welchen ſie gefodert wurden, fuͤrchtete ſich auch 
vor dem alten Sprichwort: wer verlieren will 
ſein Sach gewiß, der mache nur ein Compromiß, 
und hielte es fuͤr vortheilhafter den gerichtlichen 
Weg zu wandeln, der ihm durch mehr Rechts⸗ 
mittel und Ausfluͤchte die Thuͤr oͤfnete, nachtheili⸗ 
gen Erkenntniſſen auszuweichen, und der “in 

5 eing 


362 v1. Stuͤck. Von den Kirchenlaſten | 


eine vortheilhafte Wendung zu geben, So bes 
rief ſich ſelten ein Theil auf diefe gefegliche Wohls 
that, und. chen dadurch begaben ſich beede ihrer 
ſuͤllſchweigend. Mochte dennoch etwa je derfelbe 
zur Sprache kommen, ſo iſt in den meiften Fäl« 
len die Frage, ob. etwas gegsben werden müffe, 
mit der Frage, mas und wieviel gegeben werden 
ſolle, fo eng verknuͤpſt, daß weil:auf jene die 
Nothwendigfeit des fhiedsrichterlihen Austrags 
nicht geordnet iſt, ($. 168) dadurch ein weites 
Feld, ihr auszumeihen, offen bfich. Sezt man 
nun die Gefahr fpänniger Meiyungen zwiſchen 
Schiedsrichtern verfhiedener Religion, die Bes 
ſchwerlichkeit, fid) eines Obmann zu vergleichen, 
Ben jeder aus feinen Religions ae su haben 
wuͤnſcht, mithin den Verzug und die Weitlaufs 
tigkeiten, die dabei faſt unvermeidlich find, Hin 
zu; fo mufte man ſich mehr wundern, wenn dies 
fer Weg häufig gebraucht worden wäre, als data 
— daß er faſt ganz auſſer Uebung if. 1) 


— 1) Decker de Pac, Civ. Ba, = I: c. 13. 


§. 172. 


| Dodutch aber hat er ſeine Verbindlichkeit nicht 
vwWwerlohren. 


Indeſſen wird man feine Falle aufweiſen Fön 
nen, die zur diefem Austrag geeignet gemefen, - 
auf TUR einer Rewe — blos wegen 
| x ax 


’ 
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der Meigerung der andern, nicht in diefen Weg 
erigelettet worden wären, am allerwenigften fol 
be, wo all dieß offenelich im Angeficht des gans 
"zen Reichs gefhehen und von diefem eine aus⸗ 
druͤckliche oder ſtillſchweigende Billigung erhalten 
haͤtte; ſondern immer wird ſich der Nichtgebrauch 
auf ſtillſchweigende Entfagung oder Mangel der 
nöugen Dualfifarıon obgedachtermaſen gründen, 
Da nun aus treier Willkuͤhr beftiimmte Handluns 
gen eben fo wenig, ı ) ale ſolche, die ohne Kennt⸗ 
nißnahme der ſaͤmtlichen Reichsſtaͤnde geſchehen 
find, 2) .eine Obſervanz, zumal eine ſolche gruͤn⸗ 
‚den: innen, wodurch vorliegende Gefeke ihre 
Kraft verlieren folleng fo hebt auch folcher Nicht⸗— 
gebrauch die geordnete Berbindlichkeit des ſchieds⸗ 
richterlichen Austrags nicht auf, Es bleibt das 
her noch jezt bei entſtehenden Strittigkeiten über 
Laſten, die einem zu Kecchenminiſterien wirklich 
verbundenenGefaͤll zugemucher werden, einem oder 
dem andern der Intereſſenten frey, ſich auf dies 
fen Ent ſcheidungen eg zu berufen, und der andre 
kann alsdann ſich nicht entziehen, ihn zu wandeln. 
So ſchluͤpfrig auch derſelbe in manchem Betracht 
ift, fo fünnen dennoch hie und da Limflände cin- 


‚treten, die es für einen und andern wirflid) raͤthlich 


machen, ſeiner ſich zu bedienen. 


1) Mernhe Sel. Obf, P. 9. Obf. 21. Lud. Schmidt 
inft. jur, civ, $. 152. Nrei . Reinharat de } Jura 

. eonfuetud. 9 

2) Kemmerich de proba.. con werud, & obfervan- 
tie C. 3, de Selchow elerı:nta jur. publ, 5, 4; 
T, 2. Pister infit, jur, publ, L. 1. C. 7. 


ra 


— 


364 VI. Stüd. Kon ben Kirchenlaſten 
Ein erwieſener Beſitz im Entſcheidjahr gründer 


auch Schuldigkeit oder Freiheit von folchen 
Kirchenlaſten. Zr 


: Soviel zur Erflärung diefer Stelle des Res 
ligionsfriodens. — Leidet aber diefe Verordnung 
‚ duch den als Erflärung jenes Geſetzes ſtets mie 
. zu erwägenden weftphälifhen Frieden Feine Mo— 
dificationen? Zu Beantwortung diefer Frage hat 
‚man aus dieſem eine Erweiterung und eine Eins 
(Hramkung jene Verordnung von Beftellung der 
Minifterien zubemerfen. Erweiterung iſt's, daß 
nunmehr nicht blos der, wer zeigen fann, wie vor 
Alters. gewiffen Gefällen jene Beſtellung obges 
legen hat, fie nicht erſt aus Gelegenheit der Re— 
ligionsfpaltungen ihnen aufgewälzt’ worden, fie 
ferner fodern koͤnne; ſondern auch der fie zu 
fordern berechtigt fey, wer darthun Fann,. daß 
im Entſcheidziel wuͤrklich ſolche Laſt darauf geruhet 
habe, wer alſo das Faktum dieſes Beſitzes vor 
ſich hat, wenn hundertmal alsdann dieſe Laſt erſt 
aus Gelegenheit der Religionsſpaltungen ihnen 
aufgebürdet worden. — Einfhranfung aber iſt's, 
daß nun der zu dergleihen Minifterienbeftelung 
nicht angehalten werden kann, werim Entfcheids 
ziel ſich im Beſitz der Freiheit von folden Laſten 
befand, wenn hundertmal gleich diefe Laſt vorher 
ſolchem Gefäl obgelegen hatte. — Beedes ift 
zing Folge der Generalverosdnung vom Entfcheids 


\ 
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ziel, Fraft deren es Maasſtab für ale Kirchen⸗ 


fahen und was ihrenthalben im Politifhen geäns 


dert worden, ſeyn, alle diefein den Stand folchen 


Jahres gefegt und erhalten werden, 1) diefer 


allein Norm der Reftitution und. fünftigen Ob⸗ 


fervanz werden fol, 2) Denn offenbar gehören 
dergleichen Saften entweder zu den Kırchenlaften, 
oder, wenn fie den Gefällen neuerlich aufgebuͤrdet 


‚wurden, wenigſtens zu dem, was ihrenthalben im: 


Dolitifhen geaͤndert worden if, — Beedes if 


eine Folge dee Sanction von den mittelbaren 


Kirchenguͤtern, kraft deren die Evangelifche 


Stande, und ſo auch umgefehrt die. Katholiſche, 3) 
nicht blos geiſiliche Guͤter, und unter dieſen 


namentlich Kirchen und Schulen, ſondern auch 


deren Renten und Rechte, wie die immer 
Namen haben moͤgen, bie fie am ıten Jenner 


des Jahrs 1624 beſeſſen haben, bis zu endlicher 


* 


Religionsvergleichung ferner beſitzen ſollen. 4) 


Denn unter dieſe der Kirchen und Schulen Ren⸗ 
ten und Rechte gehört wohl unftrittig auch das 
Hecht, Befoldungen und Banfoften von diefem 


‚oder jenem auswärtigen Gefal zu erheben, chen 


fo aber aud) das Recht, ein ſolches Gefäll mit der 
Freiheit von dergleichen Laſten 5) zu .bezichen, 
jenachdem der Befigftand des Entſcheidtags einem 


oder dem andern das Wort redet, 6) 


1) I. P. Osn, Art. 5, 6. 2, 
2) Ibidem $. 25. | 
3) Henniges 1, c. $..26. lit. b, 
47]. P. Osn, Art, 4. 9.25. | 

| WEN EEE 5) 
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5) Wie indeifen $ retheit von gewiſſen Verdiadlich⸗ 
keiten voraus) eht, dad Helegenheit deren ſich 
zu bedienen ba geweſen, deren Erfüllung 
gefodert, abervon demandern Theil verweigert 
worden, und darauf wirklich unterblieben 19; 
Wernher P. 1. Obſ. 87. & P, 6. Obſ. 464. Nr. 
Leifer Spec. 462: Med, 5, Stryk Ufus mod, pan- 
— L. 4ı. T. 2. $. 3. Berger Oecon. |ur. * 

T. 30. $. 5. N. tı. fo kann auch der Beſitz dee 
Sreiheit einer Minifterienbeitellung nicht gedacht” 
werden, wenn nicht erwieſen iſt, daß der Fall dazu 
in ſolcher Zeit exiſtirt habe, bie Anfoderung ges: 
ſchehen, und der Weigerung wegen unverfolgt 
geblieben, mithin die Minifterienbeftelung, wo⸗ 
von die Frage iſt, gar unterlaſſen, oder die Koſten 

dazu anders woher genommen worden Tenen. Nur 
dann und fonft nicht tft ein Faftum des Frei⸗ 
rg denkbar. Conf. Henniges 1. c. $.26.. 


6) Der Cab, daß die Tragung folcher baſten heu⸗ 
tiges Tages allein auf daß. Intfheidjahr ankom⸗ 

m: (&. oben ztes Srüch $.85) ift alfo fo weit 
mahr, daß desfalld nıchtd gegen den Beſitz eined 

andern im Entſcheidjahr gefodert werden dürfe, 

+ niet aber fo, daß von dem fodernden dieſer 

—Beoſitz nothwendig zum Grund ferner Klage ges 
macht und erwieſen werden n.ıfje.. | 


\ Sie⸗ 
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Siebentes Stül. 
Don den auswaͤrtigen Renten derer Kirchen⸗ 
ftiftungen,, die vor dem Jahr 1624 jew 
fallen waren, CAdI. P. Osn. Art, V. 
$.47.) 





$ 14m 

Bis zum mweftphäfifchen Frieden war es fancirter' 

. Staatsgrundfag, daß geiftliche Renten dem 
Schickſal ihrer Hauptftiftung folgten. 


Die oben vorausgeſchickte Geſchichte zeigt, daß. 
bis auf die Zeiten des weitphalifhen Friedens 
der Evangelifhen ganze Sorge dahin gegangen 
fey, ihr Neformationgrecht fo zu arunden, daß 
zugleih der alte Grundſatz von Untrennbarfeit 
der Menten und Zugehörden aus andern Landen 
dabei aufrecht bleibe, undinder Anwendung durd) 
die aus der Religionsverſchiedenheit entlchnte 
Ausfluͤchte nicht ferner vereitelt werde. (S. 56s 62) 
Sie erlangten diefes zuerſt durd die. Faiferliche 
Declaration des Abfchieds von 1541, melde fefts 
feste, daß das in jenem enthaltene Verbot, die 
Klöfter uud Kicchen nicht abzuthun, Eeine Obrigs 
Feit hindere, diefelbe zu. chriftlicher Reformation 
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anzıhalten y nicht minder ‚die Abfuͤhrung der 
geiſtlichen Gefälle aus andern Gebieten und 
Dhrigfeiten auch an derXugsburgifihen Con⸗ 
feßionsverwandten Geiftlihe, Stifter, Kloͤſter 
und Häufer geſchehen fole, (|. 63) Solches 
ward durch den Meichsabfchied zu Speier von 
1544, noch foͤrmlicher und verbindlicher ſancirt, 
(8. 64,69) ift durch den: Weligiongfrieden nice 
aufgehoben, fondern beſtaͤtigt, daher auch nach die⸗ 
ſem jener Reichsabſchied in obigen Punkten von 
beeden Theilen als verbindlich in dieſem Betref 
angezogen worden. (F. 72776) Wer daher nicht 
behaupten will, daß wechſelſeitige Klagen wegen 
Uebertretungen die Kraft eines Geſetzes ſelbſt 
aufheben, der muß zugeben, es ſey bis auf die 
Zeiten des weſtphaͤliſchen Friedens ein rechtmaͤſig 
ſancirter Staatsgrundſatz geblieben, daß jede 
Obrigkeit jede nach ihrem Religionsſyſtem recht 
und erlaubt findende Keformarıon mitihren Stifs 
tungen vornehmen koͤnne, ohne daß dadurch oder 
durch andere zufällige Veränderungen der Haupts 
ffiftung ein anderer Reich ſtand ein Recht bes 
Fomme, die Zugehörden von dem firhlichen Haupt⸗ 
gut zu trennen, 1) BEEMOENT 


1) Roth Vertheidigung der Staatsbetrachtungen 
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| | F. 175. 

Dieſen fuͤr die Zukunft beizubehalten, ſeine An⸗ 
wendung fuͤr das verfloſſene aufs Entſcheidjahr 
—auszuſetzen, mußte die Abſicht dee Paciſcen⸗ 
ten bei dem weſtph. Congreß ſeyn. 

Nachdem aber auch in dieſem Punkt wechſel⸗ 
ſeitige Klagen auf dem weſtphaͤliſchen Friedens⸗ 
congreß erſchienen, mithin Anlaß zu einer neuen 
Entſcheidung uͤber dieſe Materie da war; ſo fragt 
ſich's jetzt in ſolchen Faͤllen vor allen Dingen: 
was diſponirt dieſes neueſte Geſetz hieruͤber? 
Was es nach politiſcher Wahrſcheinlichkeit diſpo⸗ 
niren werde, laͤßt ſich, wenn man den Gang dieſer 
Geſetzgebung uͤberſieht, leicht beftimmen, Die 
Evangeliſche wollten fuͤr die Zukunft die Rechte, 
die ſie aus den vorhergehenden Geſetzen hatten, 
nicht fallen laſſen, ſondern ſolche erweitert haben, 
doch wollten ſie auch dem andern Theil Rechte, 
die ſie verlangten, nicht ſtrittig machen, ſon⸗ 
dern nur gleichen Rechtens leben. 1) Die Ka— 
tholiſche wollten das, was der Religionsfriede mit 
ſich bringe, nicht erſchweren, aber auch nicht gern 
nachgeben, was ihnen eine Erweiterung deſſelben 
zu ſeyn ſchien, am allerwenigſten den Evangeli⸗ 
ſchen wirkliche Vorzuͤge geſtatten. Fuͤr das Ver⸗ 
floſſene wollte kein Theil uurecht gehandelt haben, 
beede daher das Recht und Unrecht der vergange⸗ 
nen Zeit lieber durch den Machtſpruch eines de⸗ 
cretoriſchen Termins beſtimmen. 2) Beede woll⸗ 


rw v . 
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ten übrigens, wenigftens ihrer aufferlihen Er- 
klaͤrung nah, allen Saamen zu Fünftigen neuen 
Uneinigkeiten gruͤndlich und gaͤntzlich ausreu⸗ 
en. 3) Wenn nun in Bezug auf den vorlies 
genden Fall nie ſtrittig war, ob eine rechtmaͤßige 
Veraͤnderung, die über Kirchenftiftungen vers 
hänge werde, auch auf deren Zugehörden wire, 
fondern nur, wicfern der Staatsgemwalt ein Res 
formationsrecht zuftehe, und ob die von ben 
Evangefifhen mit den vorhin vom Katholiſchen 
Klerus beſeſſenen Stiftungen vorgenommene 
Aenderungen eine ſolche rechtmafige auch auf die 
Zugehörden wirkende Reformation fey: ($. 57.) 
fo ift es politiſch wahrſcheinlich, 4) die Pacifcens 
ten werden die Abrede über dieſen Fall ſo gemacht 
haben, daß a) feſtgeſetzt werde für die Zukunft, 
wiefern das Reformationsrecht der Staatsgewalt 
anhaͤngig fey, und b) in welhen Schranfen es 
auf anderer Religion Kirchengurer und Neligiongs 
übung einfrete, endlich c) was, wo es rechtmafig 
eintritt, (fen es num bei einer fichenden oder ers 
loſchenen Geſellſchaft,) deſſen Solgen auf aus» 


wärtige Zuachörden fenen? Da aber wegen letz⸗ 


reren beede Theile in dem Hauptſatz einig waren, 
daß die Zuachirden jedem nicht reiheverfaffungss 
widrig verhängten Schickſal der Hauptftiftung 
folgen: - fo werden fie &) diefen Satz auch hier 
nicht abgeändert, fondern für die Zukunft beſtaͤt⸗ 
tigt, dagegen A) fuͤr das verfloflene, wiefern die 


Zugehoͤrden der Hauptſtiftung folgen, dem Aus⸗ 


ſchlag des Entſcheidjahrs unterworfen haben, 
Y 13138 1 


— 
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3) ©, oben das zweite Stücd durchaus ‚und im er⸗ 


ſten Stüd $. 40,44: = | 
2) Weine Abbandlung ı Band ı Stuͤck F. 20. 
3) &bendaf: $. 19. _ Be 
4) Kbendaf; Einleit, $. 12. PR; 


r 
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Sie festen dabei die Anwendbarkeit des Nefors 
wationsrechts auf Kirchenſtiftungen feft, feiner 

Schaͤdlichkeit aber auch einen Damm ent 

— gegen. | 

Die Verordnung ad a) ob das Reforma⸗ 
tionsrecht der Staatsgewalt zuſtehe, und wie adb) 
es auf andrer Religionsverwandten Rechteund Bes 

itzungen auszuuͤben ſey, liegen nicht in dem bis⸗ 
* betrachteten Abſchnitt des Friedensſchluſſes, 
und gehoͤren alſo nicht in meinen jetzigen Exfläs 
rungsplan. Es ſey alſo genug, allgemein anzu⸗ 
merken, daß ad a) das Reformationsrecht =) 
ber Staatsgewalt ans vorherigem Meichsherfors 
‚men für anhängig erflärt ward, alfo daß kein Stand 
von irgend jemand in dem Gebrauch jener Rechte, 
die ihm in Religionsſachen vermoͤg feiner Terri⸗ 
torialgewalt zuſtehen, gehindert werden foll; 1) 
daß dabei 8) ſolches nicht blos auf weltliche 
Unterthanen und deren Religionsuͤbung, ſondern 
auch auf Kirchengeſellſchaften und milde Stiftun⸗ 
gen fuͤr in Hinkunft anwendbar erklaͤrt, jedoch ) 
nicht geſagt worden, daß ſolches Auch auf ein⸗ 
J— Aa jeine 


— 
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zelne Kirchenguͤter, welche nicht Stiftung, alfo 
nicht felbftftandigesKichengut, fondern nur Zuge⸗ 
hörden einer Hauptſtiftung find, Platz greife, folglich 
die vorige hergebrachte Natur diefes politifchen 
Reformationsrechts (S, 23 & 64) Feine Aendes 
zung hier erlitten habe: dem allen ohngeadhtet 
aber ward diefem Reformationsrecht adb) in 
feiner Anwendung aufandere Religionsverwandte 
die unabanderliche Regel vorgeſchrieben, daß fols 
hen Perſonen diejenige Religionsrechte und 
Kirchenguͤter, die fie im Entſcheidjahr befeffer 
hatten, nicht entzogen, noch hierinn der Zuſtand 
feldyes Termins im mindeften zum Nachtheil 
ihrer befeffenen Religionsrechte und Kirchenguͤter 
verändert werden folle, 3) u 


1) I.P, Osn. Art. 5. $. 30. 
2) Ibid. V. Fundationes, monafteria, commendas, 
Henniges ad h..loc. lit, b, | | | 


3) 1bid, 9. 31933, 
h i 


g. 177. 
Und machten zugleich uͤber die Zugehoͤrden ſtehen⸗ 
der, ſchon eingegangener und Pünftig einge⸗ 
hender Stiſtungen Diſpoſitionen. 

Diie Diſpoſition ade) von den Renten und 
Augehörden der Kirchenſtiftungen, von dere: in 
diefer Abhandlung die Rede ift, theilet ſich wirfs 
lich nad) den vorausbemerkten Ruͤckſichten, 

| Tuer | | u ie 
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fie nemlich ad ©) von Zugehoͤrden der kuͤnftig 
zerfullenden ‚Stiftungen, fr dann ad 8) von den 
Zugehörten 1) der ſchon vor 1624 eingeganges 
nen, 2) derer, fo von den Evangeliſchen ſchon re⸗ 
formirt worden, und 3) derer, ſo noch im alten 
Stand den Katholiſchen verblieben, redet. Die 
zwei leztere Klaſſen ſind ſchon in dem vorherge⸗ 
henden dritten und vierten Stuͤck dieſer Abhand⸗ 
lung erlaͤutert, und dabei gezeigt worden, wie 
die Abrede dahin abgezielt habe, daß uͤber ſolche 
Zugehoͤrden, die einem und andern Religions⸗ 
theil hiernach verbleiben, ſich der Stand, worun⸗ 
ter ſie gelegen, einiges Reformationsrechts nicht 
anmaſſen fol. Die beeden erſteren, melde im: 
dem Arflen Vers unfers Friedensinfiruments ih⸗ 
re Norm erhalten, find zum Gegenftand diefes 
‚und des filgenden Stuͤcks noch übrig, nach def 
ſen Anleitung nun zuerſt von der lezten diefer 
beeden Klaffen zu reden iſt, wovon es Heißt: 
„auch die: Einkuͤnfte, nicht weniger Zchenden, 
„BGuͤlten und Zinfen, welche den Ständen der 
„Augsburgiſchen Confeßion nach zerftörten und 
y eingegangenen Stiftungen aus fremden Terris 
„torien gebuhren, follen denen ausbezahlt wer⸗ 
or den, die im Jahr. 1624 den ıten Jenner im 
„ Auafibefig der Erhebung gewefen find, “ 
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| 8. 178. 
Bei dem erſten Theil des $, 47 ſind Subjekt, 
Objekt und Wirkung die nemliche, wie bei 
EU .. $ dem 86. 46, 


Dieſe Stelle redet von Einkuͤnften, Ze⸗ 
henden, Guͤlten und Sinfen, hat alſo glei⸗ 
chen Gegenſtand, wie die beede ſchon erklaͤrte Stel⸗ 
fen, nemlich alle Arten von Gefallen und nutz ba⸗ 
ven Rechten. .($. 96). Sie redet yon ihnen in 
gleicher Ruͤckſicht, nemlich in fo fern fie in an⸗ 
dern Territorien fallen, ($. 95) und Zugehörden 
einer befeffenen Hauptftiftung find; (N. 114) 
denn ob zwar nicht, wie in der vorigen Stelle es 
ausdruͤcklich Heißt: der Hauptſtiftung w ea 
ger, diefes hier wieder dabei fteher: fo zeige 
doch der Beiſatz; nach eingegangenen Stif⸗ 
zungen, deutlih genug, daß hier von folder 
Renten die Mede ſey, die wegen innegehabter 
Stiftungen gefodert: werden, - indem:. fonft- fol« 
her Beifaß gar vergeblich, ja widerfinnia gewe⸗ 
fen waͤre; und das Beiwort: Auch, wodurd 
diefe Stelle mit der vorigen zufammengehänge 
wird, zeigt, daß fie von dem. nemlichen Haupt⸗ 
fubjeft fortrede, wovon die vorige Sanction 
ſprach, alfo von Einkünften, die als Zugehörden 
befeffenee Hauptftiftung in. Betracht kommen. 
Sie umfaßt, wiedievorige, Stiftungen, dievon 
den enangelifchen Ständen oder ihren Sandfaffen 
und Unterchanen vorher befeflen wurden (F. 11 % ) 
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Sie ſagt wieder wie die vorige: Renten, ⸗wel⸗ 
cbe - - gebuͤhren, nicht als ob fie auſſer den: 
Beweis des Beſitzes im Entfheidjahe auch noch 
den weitern erforderte, daß fhon aus voriger 
Verordnung des Religionsfriedens dergleichen 
Renten den Evangelifhen gebührt hätten, fons 
dern wieder erklaͤrungsweiſe anzudeuten, daß ders 
gleichen Renten auch nach zerfallenen Stiftungen 
als ſolche anzuſehen ſind, die den Evangeliſchen 
zu Folge der vorherigen Geſetzgebung gebuͤhren. 
(S. 118 und 119) 2) Siee ſtellt endlich über 
diefe Renten gleiche Grundſaͤtze auf, daß fie nem 
lich denjenigen Evangelifchen fortgezahlt werden 
follen, die am Entfheidtag im Befik waren, daß 
mithin: = Bezug alle Eigenfchaften eines durch 
diefes Entſcheidziel ig Rechts habe, | 
($.120) © 


» Es hat alfo F. E. Böhmer de jure — &e. 
9. 36. Recht, wenn er dieſe Stelle auf die Bes 
ſitzungen der Unterthanen zieht: und wird von 
Rod a. a. Dit, ©. 156. desfalls mit Unrecht 
getadelt: aber darin hater nicht Recht, daß er 
hierin einen Unterfchled zmifchen dem I; D, Osn. 

Arc, 5, 9.46. und 9. 47. ſezit. 

2 iſt ein offenbarer Misverſtand dieſer Stelle, 
wenn Henniges a. a. Ort Art. 5. 47: lit, & 
es fuͤr eine zu beweiſende Erfoderni erklärt, 
ur penfiones debitz fuerint, und doch meint: 

- quibus fuerint debite, Catholici⸗ an Proteltanti- 
— nihil inuinefis, 


A 64 Fr $, 179 
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Wer unter den Katholif hen die von Ebangeli⸗ 

ſchen im Entſcheidziel nicht beſeſſene auswaͤrtige 


Zugehheden haben ſolle, laͤßt fie unent« 
! ſchicden. 


Daß hlerbei aber das oberwaͤhnte Wort: J 
denjenigen, blos auf die evangeliſche Staͤn⸗ 
de fih beziche, 1) und. nicht, wie andre meinen, 2) 
auf jeden Bei iger unbeftimmt, mithin.auf Kas 
tholifhe, wie auf Evangelifhe:gehe,. erhellet 
„aus mehrerem. Einmal würde jener Ausdruck, 
wenn ex einen unbeflimmten Bezug haben (im- 
en gemeint ſeyn) follte, dem Sprachge⸗ 

rauch nach ſchicklicher im Singulari (ei, dem⸗ 
jenigen) ftehen: da er aber im Plur«li geſezt ift, 
und. das vorausgehende Subjekt der Rede gleühe 
Zahl hat: ( 4.C. Statibus) fo. wird er dem Res 
degebrauch gemäs weit ſchicklicher darauf gedeutet, 
Mun ſtand jenes Beziehungswort zwar ſchon in 
dieſer Faſſung, ehe die erſt ſpaͤter eingeruͤckte 
Subjektsbezeichnung (Evangelicis, oder wie es 
zezt heißt: 4. C..Statibus) eingeruͤckt worden iſt, 
konnte alſo damals keinen beſtimmten Bezug auf 
die evangeliſche Stande haben: allein deswegen 
war es noch nicht unbeſtimmt, fondern, fo wie das 
mals das Wort: Stifrungen (fundstionibus) 
das Hauptfubjeft der Dede war, fo bezog fich jew 
ner nen beta * . hat alfo - 

ein 


* 
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eingeruͤckter Benennung der Evangeliſchen in ſei⸗ 
nem Gehalt nicht, ſondern nur in ſeinem Bezug, 
den es dadurch auf einen andern Theil der Rede 


befam, eine Aenderung erlitten. Es kann alfo 


dieſes Geſetz nicht zur Beſtimmung gebraucht wer⸗ 


den, wer das Recht habe, jene Renten zerfallener 


evangeliſcher Stiftungen aus katholiſchen Landen 
zu beziehen ‚ welde in dem Entfcheidziel niche 
mehr in Handen der Evangelifhen waren , ob 


der Fatholifche Sandesherr, oder der Drden, der 


vorhin Befiger der. Hauptftiftung geweſen war, 
oder der Bilhov?- Es lag auch seine ſolche Be⸗ 
ſtimmung ganz auſſer dem Plan des Fricdens, 
denn. über den: Bezug folder Reuten war wohl 
zwifhen Katholiſchen und Evangelifchen , auch 


zwiſchen lezteren unter ſich, nie aber zwiſchen er⸗ 


ſteren unfer ſich, ein wirklicher Streit. Eben weil 
hier fo, wie in dem vorhergehenden yon. den Ren⸗ 
sen der fichenden evangelifhen Stiftungen reven- 

den Abſatz, für ſolchen Fall gar feine Verord⸗ 


nung geſchah, iſt es aber auch rechtswidrig zu bes 


Toneige ſolche abgetrennte Einkünfte feyen ſtill⸗ 
chweigend dem Diöcefanbifdyon zugedacht, 3) 


das uͤberhin eben ſowol gegen den Plan des Frie⸗ 


dens geweſen waͤre. Denn entweder denkt man 


ſich (wie das bei ſolchen abgetrennten Renten 
meiſtens der Fall war) den Orden,«der vorher 
die Hauptſtiftung innegehabt Hatte, noch im Des 


u ss ſolcher Renten, und denn war wohl die ſtill⸗ 


ſchweigende Abſi cht damals Feine andre, als ſie die⸗ 


gem nad wie vor ferner im is iu laffen, um 
aa deren⸗ 
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derentwillen eben der ganze Grundſatz von Tren⸗ 


nung ſolcher Renten von den Katholiſchen war 


auf die Bahn gebracht worden. Oder man denkt 
ſich dieſen auſſer Beſitz, ſo darf man zwar wohl 
zugeben, daß katholiſche Landesherrn damalg 
nicht leicht Kirchengut zu ihrem Eigenthum zo⸗ 
gen; daß ſie ſich aber, wenn es erledigt worden, 
auch alles Beſitzes und aller Mitwirkung bei wei⸗ 
terer Diſpoſition entſchlagen haͤtten, iſt ganz uner⸗ 
weislich, 4) obwol ſie ſich keines privativen 
Rechts hierin anzumaſſen noch getraueten, ſon⸗ 
dern ihre Anordnungen meiſt als Vorſchlaͤge 


durch die geiſtliche Gewalt zur Weſenheit bringen J 


lUeſſen: mithin laͤßt ſich wohl ſo viel ſagen, daß 
ſich die Katholiſche in Diſpoſition über. folche den 


Evangeliſchen nicht zugefommene Renten frele 
Haͤnde vorbehalten, nicht aber daß ſie ſolche dem 


Didcefanvorficher zugedacht haben. 


A) Zenviges a. a. O. lief. Koch a. a.O. ©, 149. 
2) Roth a. a. O. S. 157. . | | | 
3) Roch a. a.O. © 138.  —_ | | 
4) So beſas 4. B. der Fatholtfege Marggrad Wwil⸗ 


helm von Badenbaden das von feinen evangeli⸗ 


ſchen Regierungsvorfahren eingezogene Kloſter 
Frauenalb von 1622 an, wo er zur Regterung 
kam, bie 1630, wo er es neu ſtiftete, ohne daß 
er dem Biſchov an deſſen Admlniſtration oder 
Renten Theil gegeben hätte, und fo werden 
noch viel mehr hie und da Landesherreun einzelne 
ir Menten eingezogener Klöfter beſeſſen und verge⸗ 
den Bd en . 


. » 
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Ihre Abſicht iſt nur, zu erklaͤren, daß ein vor 
1624. geſchehener Zerfall die Anwendbarkeit der 
im 4öften Abſatz aufgeſtellten Säge nicht 
— aufhebe. | 


Diefe Stelle ſetzt alfo wegen der auswärtigen 
- Menten zerfallener Stiftungen Fein andres Vers 
haͤitnis feft, alsjenes, welches wegen folder Stif⸗ 
tungen überhaupt Die vorhergehende angeordnet 
hatte. hr Endzweck ift daher nur, zu erklären, 
daß der Zerfall der, Stiftungen an der Anwends 
barfeit der ‚vorigen Difpofition nichts hindere, 
deſſen ohnerachtet die auswärtige Nenten als den 
Evangelifhen vermög Religionsfrieden gehörig 
‚anzufehen, doch aber nur dann, wenn fie im Enta 
ſcheidziel in deren Beſitz geweſen, ihnen ferner zu 
entrichten ſeyen. — Dabei iſt zwar hier allgemein 
von ſchon zerfallenen Stiftungen die Rede, 
‚und koͤnnte der Ausdruck? ſchon, jeden vor 
dem Friedensſchlus zu Stand gekommenen Ver⸗ 
fall andeuten. Allein der darauf folgende Nach⸗ 
ſatz, der durch das Verbindungswort: aber, als 
ein Gegenſatz bezeichnet wird, und diejenige Stif⸗ 
tungen zum Vorwurf hat, welche ſeit dem Jahr 
1624 zerfallen find oder kuͤnftig verfallen, auch 
Ihrengwegen ‚eine, ganz andre Anordnung macht, 
zeigt unwiderſprechlich, daß jener erſtere Satz 
dieſer Stelle nur auf ſolche Kirchenſtiftungen ges 
| meint 
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meint fen, die vor 16024 zerfallen ſind. 1) Dieſe 
alſo ſinds, auf welche alles das anzuwenden iſt, 
was oben von den auswaͤrtigen Renten evangeli⸗ 
ſcher Kirchenſtiftungen uͤberhaupt geſagt worden. 
Da uͤbrigens jener Ausdruck: ſchon zerfallen, 
allgemein ohne Benennung eines Anfangstermins 
des Zerfalls da ſtehen, und uͤberhaupt bei ſolchen 
den Evangeliſchen durch das Entſcheidziel zuge— 
wieſenen Kirchenguͤtern es niemals darauf ans 
kommt, ob ſie vor oder nach dem Religionsfrieden 
die Aenderung erlitten haben, um welcher willen 
fie den Evangeliſchen zugeſprochen ſind; 2), ſo 
beantwortet ſich die von einigen 3) aufgeworfene 
Frage: ob dahin auchStiftungen, die vor dem Ne» 
ligionsfrieden zerfallen find, gehören, von felbft 
dahin, daß ſolche allerdings mit einbegriffenfenen. 
Die weitere Frage, ob auch foldye hieher zu rech⸗ 
nen ſind, die ſchon vor allem Streit der Religion 
verfallen waren, 4) iſt ganz unſchicklich: denn 
entweder waren deren Renten weltlich Gut ge⸗ 
worden; fo gehoͤrten ſie beiden Religionsfpaltuns 


\ ! 
au, 


verfaßenen Stiftung in Betracht. 5). — 
— — 
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1) Decker, de Pac.:civ. tel; C. 16..6,.1..Hennigen.q, 
a. O. lit. a, 

2) I. P. Osm. Art. 5. 25. &46. Shen Sthet 
wer 

'3) Becher a. a. O. C. 16. 8.2. u 

45 bendaf: C. 16. $. 3. & C. 12. 6. 7. 

5) Mit dieſem Unterfehied nur kaun *— die Ant/ 

wort, die Senniges a. a. ©. +6 g. giebt, an⸗ 

genommen werden. | 


— 181. ; 
. Die Katholiſche bedurften fuͤr ſich gleiche Di 
ſpoſition. 


— Bemcrkungen uͤber dieſe Stelle ver⸗ 
dienen jedoch noch erwogen zu werden, ehe man 

eiter geht. Einmal a) redet dieſe Stelle von 
erh welche die Evangelifchemwegen zerfallener 
Stiftungen zu fodern haben; von dem umger 
kehrten Fall, wo Katholifche dergleichen aus pros 
teftantifchen Laͤndern zu begehren hatten, fagt fie 
nichts. Es frage fih daher, ob diefe Bes 
flimmung des Rechts der Evangelifchen für eine 
Ausfchlieffung deflelben im umgekehrten Fall zu 
achten fey? Es fcheine zwar mauchen -diefe Frage 
unnöthig, ı ) weil bei den Katholiſchen nad ihren 
bamaligen Staatssund Kirhiengrundfäßen, wo 
fie zerſtoͤrte Stiftungen gleich wieder errichtet 

haͤtten, der Fall nicht habe eintreten koͤnnen. 

Allein dieſes ſtreitet ganz mit der Geſchichte. 
Di zum inter. Kries hatte viele Stier IB 
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katholiſchen Landen verheert; und Hatte“ gleich 
weder der Landesherr noch der Orden die Abſicht, 
ſie veroͤdet zu laſſen, ſo konnte doch in dieſen 
truͤbſeligen Zeiten die Wiedererrichtung nicht 
immer gleich geſchehen. Andere Umſtaͤnde hatten 
auch oft eine Veroͤdung veranlaßt, und geraume 
Zeit fordauernd gemacht. 2) Ueberhaupt ſobald 
man annimmt, es ſey damals Streit geweſen, 
ob nicht durch einen phyſiſchen Zerfall der Haupt⸗ 
ſtiftung die Zugehoͤrden vacante Guͤter wuͤrden, 
die dem Evangeliſchen oder Kathol iſchen geißb 
öder weltlihen Oberen, unter dem fielagen, haͤt⸗ 
ten. heimfallen fonnen, (und dies muß man ans 
nehmen, fobald man diefe Verordnung von Wirs 
kungen des phnfifhen Verfall verftcht, weil fie 
fonft ohne Urſache da ſtuͤnde): fo war fie ſo noͤthig 
bei Stiftungen, die gleich wieder errichtet wurzden, 
als bei folhen, die lang veroͤdet blieben. Denn 
wenn man infolhem Streit die Meinung annahm, 
daß der phyſiſche Zerfall eine Urſache ſeyn Fönnte, 
die auswärtige Menten von dem Hauptgut zu 
trennen; fo mußte diefes Recht als die Wirkung 
indem Augenblick, wo der Zerfall als die Urſache 
eriftirte, wirklich eintreten; und war es einmal 
eingetreten, fo wat nichts natürlicher), als daß 
durch die von dem Herren der Stiftung unters 
nommene Wiedererrichtung dem andern, ‚der eins 
mal durch die Trennung ein wohl erworbenes 
Recht hatte, ſolches einſeitig nicht wieder entz = 

er⸗ 







werden konnte. Hatten alſo die Evangeliſche 
laß, die Beſorgnis zu faſſen, daß der —18 — 
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Verfall ihrer in die Reform gejogenen Stiftun⸗ 
gen als ein Vorwand gebraucht werden moͤchte, 
ihnen deren Renten zu entziehen; ‚fo exiſtirte der 
Fall, der einer ſolchen Beſorgnis Platz machte, nicht 
minder umgekehrt bei den Katholiſchen, wenn ſie 
gleich zerfallene Kloͤſter herzuſtellen mehr bedacht 
waren als Evangeliſche, 3) mithin bedurften 
einer gleichen Vorſi icht eben ſo a 


+) RKoch a. a. O. ©. — 

..2) So traf Mardgrav Wilhelm im Jahr 1622. 
das Kloſter Frauenalb in ſeinen Landen verfallen 
an, und dis 1730 blieb es ſo: ja ſeine nachma⸗ 
lige Wiederouflebung war nicht blos neue Er⸗ 
bauung, fie war wirklich neue Stiftung: weil 
nicht blos das Gebäude, ſondern die ganze das 
ſige Kloſterverfaſſung zerfallen, niemand von der 
vorigen Geſellſchaft — übrig war, . 

j e 0: 0. O. lit. b 


ä 182. | - 
Auedruck der Sanetion und Aufasummhang des 
“ Banzen ſchlieſſen fie auch nicht davon aus; 


Was die Worte diefer Stelle ſelbſt betrift: 
fo haben dieſe, da fie von den Evangeliſchen res 
den, nach dem befannten Vernunftsfatz: mer eis 
nen Satz fagt, fließt damit einen andern, der 
neben ihm beftehen kann, nicht aus, Feine ansgs 
fihlieffende Kraft: denn daß es nebeneinander bes 
ſtehende Dinge ſeyen, wenn bie in bei 

rer 
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ihren damals beſeſſenen Stiftungen die im Eut⸗ 
ſcheidjahr noch nicht abgetrennte auswärtige Ren⸗ 
ten fortbeziehen, und den Katholiſchen ein glei⸗ 
ches zugelaffen. wird, bedarf Feinee Beweiſes. 
Aus dem Zufammenhang bewahrt ſich auch eine 
ſolche vorgehabte Ausfchlieffung nicht, vielmehr 
das Gegentheik Denn da indem vorhergchen? 
den geordnet war, daß die Katholifche geift: und 
weltlibe NReihsftände alle ihre Renten Fünftig 
ungekraͤnkt fortbezichen ſollten, ($. 106) fo weit 
nemlich die Evangelifche nicht einige davon durch 
dag Entfiheidjahr erlangt hatten, ($. 100) und 
da unter diefe ihre Renten nicht blos das gezählt 
war, was ſie unmittelbar , fondern auch dag, 
woranf fir vermög ihrer Dbrigkeit über die Kira 
hönftiftungen ihrer Sande mittelbar durch dieſe, 
und diefen zu gut das Forderungsrecht Hatten: 
($. 113) fo war es fhon davon allein eine noth⸗ 
wendige Folae, daß, mweildas Forderungsrecht 
ihe (der Stände) war, alfo durch die Veroͤdung 
der Stiftung der Fall nicht eintrat, wo niemand 
da geweſen wäre, der auf die Renten ein Forde⸗ 
rungsrecht gehabt hatte, auch eine Trennung un 
fer dem Vorwand des Zerfalls nicht ohne Eins 
bruch in diefe' Verordnung gefordert werden 
konnte. Und da nun bei den Evangelifhen auss 
druͤcklich beſtimmt war, daß der. vor 1624 ge⸗ 
ſchehene Zerfall Feine ſolche Ereigniß ſeyn folk, 
die ihnen an dem Recht, das auf die Zugehoͤrden 
erlaugter Stiftungen ihnen vorher. zugelegt wor⸗ 
den war, etwas ſchmaͤlere; (S 130) da zugleie 
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zur allgemeinen Norm für unentfchiebene Falle. 
die Gleichheit, vermög deren, was einem Theil, 
recht ift, auch dem andern recht ſeyn folle, aufge⸗ 
ſtellt war: (45750) fo folge offenbar, daß. 
eben diefe Verordnung auch im umgekehrten Fall 
den Katholiſchen fo weit zu gut Fommen müffe, 
als weit nicht vorher wegen der Zugchörden übers 
haupt eine Rechtsdiſparitaͤt eingeführt war, das 
heißt fo, daß, anftatt.die Evangeliſche beſtimmt 
den Bezug im Entfcheidjahr beweifen müflen, es 
den Katholifchen hier, wie oben, (9 105) genug 
ift, den Titel, der das Gefaͤll zu einer rechtmaͤſi⸗ 
gen Zugehörde der verfallenen Stiftung gemacht 
hat, darzuthun, fo lang nicht dagegen die Evans | 
gelifche deren neueren Erwerb duch Beſitz im 
Entſcheidjahr zeigen, 


Fe a3. I 
Auch die Traktaten und nachgefolgte Beiſplele 
widerlegen die Behauptung eines ausſchlieſ⸗ 

n ſenden Sinns. 

Die vorhergegangene Traktaten, bie am 
meiſten dagegen angezogen werden, erfordern 
auch keinesweges eine andere Auslegung. Ans 
fangs, als die Projekte der Evangeliſchen noch 
‚allgemein lauteten, daß der abgegangenen Stif— 
tungen auswärtige Renten dem folgen ſollten, der 


im Entſcheidziel im Beſitz geweſen ſey, (9 75) 
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war die Faffung offenbar fo, daß’ fie auf katholi⸗ 
ſche und evangelifhe Stiftungen paßte, und ob» 
wol man gern zugeben faun, daß die Evangelis 
ſche, die deren Einruͤckung verlangten, fich dazu 
in Ruͤckſicht auf die ihrige bewogen fahen ; fo 
heißt doch das zuviel gefolgert, wenn man des⸗ 
wegen behaupten will‘, fie hatten ein gleiches den 
Katholifhen nicht gönnen wollen, das ganz ges 
gen die jederzeit in ihren Verhandlungen vor Aus 
ten gehabte Gleichheit ($. 41) und gegen jene 
Fre und Glauben laufen werde, wornach Auss 
Tegungen gefchehen muͤſſen, wo nemlich jeder 
Sag fo zu nehmen ift, wie ihn der andre ver 
nunftigerweife verfichen mußte, 1) und was war 
das bei -jener allgemeinen Faflung anders, als 
daß fie allgemein auf beede Theile anwendbar 
feyn ſolle, wie foldyes die Evangeiifche felbft ger 
ledenheitlich erklärten, umd-deswegen diefen Ans 
frag für gleichvielgeltend mit dem Sinn des Re 
ligionsſriedens hielten, das nicht hatte gefchehen 
Fönnen, wenn fie ihn ausfchlieffend fuͤr ſich allein 
verftanden Härten. ($.77 u. f.) Nachher rüds 
ten fie freilih das Wort: den Kvangılifchen, 
hinein, wofür die Karholifhe den Ausdrud: 
den Augsburgifchen Confefionsverwandten 
Siänden, einfhoben, und wenn davon Fein ans 
derer Grund möglich wäre, als eine gef fe 
Reftriftion auf’ diefe, fomit ein für ihre a 
lene Stiftungen. gefuhter Vorzug ; fo wiltde 
man vielleicht daraus .auf eine ſolche den Schluß 
hen koͤnnen, wiewol auch dann dem och Im 
| —— win. Be "a mer 
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mer im Weg ftehen wurde, daß, wenn bie Evan⸗ 
geliſche einen folhen Vorzug verlangt hatten, 
fie fi) deutlicher hätten ausdrucken koͤnnen und 
follen. Hier aber ift ein andree Grund davon 
nicht allein möglich, fondern auch dem Geift der 
Zraftaten viel angemeſſener. Es hatten nemlich 
- vorher die Katholifhe den Evangelifchen die aus⸗ 
wärtige Renten ihrer reformirten Stiftungen 
deswegen verfagt, weil ſie nicht für das Haus 
oder Sand, worin vorher der Stiftungsförper res 
fidirte, ſondern für den Orden der ihn beſas, ges 
ſtiftet ſey. Freilich war diefe Behauptung den 
älteren Staatsgrundſaͤtzen nicht gemaͤs: ($, 23) 
indeffen war. fie doch einmal da, gab Anlaß zu 
Strittigfeiten, und durch fie zu einer befonderen 
Verordnung über auswärtige Renten. Wäre 
die Stelle geblieben, wie fie Anfangs lautete, 
(nemlich: „, denen zerfallenen Stiftungen follten 
Jdie auswärtige Menten, fo weit fie im Ents 
„ſcheidziel im Beſitz gewefen, fortgeliefert wer 
„ den; ”) fo wäre der vorigen obwol unbilligen 
Zaͤnkerei Raum gelaffen worden; die Katholifche 

hatten fagen können, es fen hier nicht den evans 
gelifchen Sandesherren der zerfallenen Stiftung, 
fondern dem Orden, der diefelbe ehemal beſeſſen 
harte, und dem ſolche Renten gewidmet gewe⸗ 
fen ſeyen, fuͤrgeſehen, und das waͤre das gerade 
Gegentheil von dem geweſen, was nach der Ab⸗ 
ſicht der Proteſtanten daraus folgen ſollte. Ei⸗ 
ner ſolchen Cavillation ——— — das kuͤr⸗ 
Jeſte und ſicherſte, daß hier, wie in ber vorigen 
* 4 —Bbbarz Stelle 
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Stelle, nicht die Stiftung ſelbſt, ſondern der 


* 


evangeliſche Stand, dem ſie zugehoͤrte, als das 


Subjekt, dem ſie der Stiftung wegen gebuͤhren, 


und das alſo ſolche, wenn ihm der Zuſtand des 


Entſcheidjahrs zur Seite ſtand, fortziehen ſollte, 


genannt ward. Aus dieſer der Sache ganz an⸗ 


gemeſſenen Urfache fonnte diefes Wort hineinkom⸗ 
men, ohne daß die Evangelifche dabei einen Ges 
danfen hatten, :dadurd die Stelle mit Ausſchluß 
des umgekehrten Falls auf ſich felbft zu begrens 
zen: zu Unterſtellung dieſer Urfache liegen die 


hinlaͤngliche Gründe ‘in. den vorhergegangenen 
"Steittigfeiten; zu Unterflellung einer geſuch⸗ 


ten Neftriftion aber. find Feine: da, vielmehr 
zeigen. die wechfelfeitige Aeufferungen bei den 
Traftaten das. Gegentheil: es bleibe alfo ges 
wiß; daß die Friedenshandlungen eine Auslegung 
nicht beguͤnſtigen, welche diefer Stelle eine den 


. Evangelifhen ausſchlieſſend zukommende 


/ 


Mohirhat zum Zweck giebt. Eine Fleine Muftes 
‚zung der Staatss und Kichengefhichte damalis 


ger Zeit. würde auch hie und da in katholiſchen 
Landen folhe damals zerfallene Stiftungen zels 
gen, die nach dem Friedensſchluß wie vorher in 


benachbarten evangelifchen Landen Renten fortbe⸗ 


zogen haben, wovon im Entſcheidjahr jene evan⸗ 

geliſche Staͤnde nicht im Beſitz waren, 1) 

1) So: zieht noch das Kloſter Frauenald, dag vor 
1624 zerfallen war, im Fuͤrſtlich MWurtembergis 
ſchen und Durlachiſchen Landes theil, Diele Reu⸗ 
teh, die der Herr Marggrav von Badenbaden, 

als Junhaber deſſelben im Eatſcheidjaht, 
Be ng ame es ar 
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‚fen und nad hrffen neuer Stiftung ihm wieder 
zugewendet hat Beede fürftlide Häufer waren 
den Kloft-rfrauen dieſe Renten nah dem ges 
-fehloffenen Frieden gu laffen, ihrenthalben nicht 
ſchuldig, weil Die ganze Sundation im Ents 
| ſcheidjahr nicht exiſtirte. Der Biſchov hätte fie 
oghnehin nie fordern können, weil er nie in dem 
Beſitz der Erhebung gemefen. Hätte man das 
mals nicht der Natur der Sache gemäs eingefes 
ben, daß daß katholifche fürftliche Haus Badens 
boaden das im Entfcheldjahr wegen bed innehas 
benden Hauptguts zugleich im Befiß der Erhe⸗ 
bung ber Zug hoͤrden fland, kraft diefer. Stelle 
ebenmwol ein Recht auf dieſe fo lang hätte, als 
es In dem (freilich von dem Graven von Ebers 
flein mit Recht bei der Kriedenserecution ange: 
fochtenen) Beſitz des Hauptguts blieb; und 
daß mithin, dieſes vorausgeſezt, ed jenen evan⸗ 
geltfchen fürftlihen Häufern vor fich. nichts hel⸗ 
fen wurde, wenn man fi: den Nonnen, denen 
fie erft nach 1624 wieder eingeräumt worden, 
verweigert hatte: fie würden wohl nicht beit 
dem Hauptgut damals gaelaffen morden ſeyn. 
Man. muste alfo da wohl die Wirfung diefer 
Berordnung, daß bei serfallenen Klöftern bie 
Renten dem Herrn der Stiftung bleiben, wenn 
er im Entfchetdjahr fie befeffen hatte, nicht vor 
einen ausſchlieſſenden Vortheil der Stiftungen 

in evangeliſchen — radio BROS. a 


Dirfe Sanction Aufert ihre Wirkung auch bei 
Evangeliſchen unter ſich. 


Enne andere Frage iſt, ob der Ausdruck: 
derſentgen (ans: Evangelifben) | 
b 3 


à 5 
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die im Beſitz geweſen, ſich nur auf den Stand, 
der die zerfallene Hauptſtiftung beſitzt, oder auf 
jeden evangeliſchen Stand, der dergleichen Renten 
etwa abgetrennt von der Hauptſtiftung befaß, 
gehe, und ob deswegen diefe Stelle auch zwifchen 
Evangelifchen unter ſich anwendbar fen, und mits 
bin eine von ſolchen gegen andre enangelifche ‘Bes 
figer des Hauptguts zu Stand gefommene Trens 
nung rechrfertige? Eine Difpofition uber letzteren 
Fall war wenigftens nicht unnoͤthig, (9. 34) 
wie neuerlich ausgegeben wird, 1) da vorher 
daruͤber ſchon Streit war; ſie war der Abſicht der 
Paciſcenten, alle aus der Religionsyerſchiedenheit 
entſpringende Strittigkeiten hinzulegen, gemaͤß; fie 
konnte, obwol der fünfte Artikel nur zu Hinlegung 
der Beſchwerden mit den Katholiſchen vornemlich 
beſtimmt iſt, ganz fuͤglich hier eroͤrtert werden, 
weil ſie mit dem Satz, ob die Katholiſche ehema⸗ 
lige Stiftungsbeſitzer nicht ſolche auswaͤrtige 
Renten ſollten fodern koͤnnen, oder wer fie das 
von ausſchlieſſe, in dem engſten Verband ſtand. 
Sie hat endlich ſonſt nirgend eine maasgebende 
Vorſchrift erhalten, Wenn man alles dies erwägt, 
und dann ficht, wie das Friedensinſtrument, deſſen 
Ausdruck: hier von den Proteftanten, alfo yon 
denen, weldhe an Beilegung diefes Streits geles 
gen war, erſtmals verfaßt werden find. (8. 79.) 
nicht des Stiftungsbefigers, fo.fern er im Ente 
ſcheidjahr befaß, erwahnt, fondern überhaupt den⸗ 
jenisgen Evangelifthen, die in ſolchem Jahr Ren⸗ 
ten ſolcher eingegangenen Stiftungen beſaſſen 
J u rag 
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das Bezugsrecht beilegt, mithin ſeine Verord⸗ 
nung fo macht, daß daraus jeder evangeliſche 
Sandesherr, auch der, wer abgetrennt von der im 
einem andern, proteftantifhen Land licgenden 
Hauprftiftung Gefälle innehatte, deren Bezug 
(wenigfiens gegen ben Eatholifhen Clerum) 
behaurten kounte; wer darneben erwägt, wie 
forgfältig dag Friedensinftrument, flatt daß es 
in der vorigen Stelle, die von fichenden Stifs 
fung n handelt, bei welchen die Evangelifche ges 
geneirander ein Abtrennungsrecht vorhin nicht 
behaupterhatten, mithin gleiche Nothwendigkeit eis 
ner Difpofition unter ıhnen nicht da war, blos 


von den Renten aus den Provinzen der Ka⸗ 


tholifchen redete, hier fi) des auch die Evanges 
lifche unter ſich einzubegreifen ‚geeigneten allges 
meineren Ausdruds: aus fremden Territor ien, 
bedient; wer dabei fidy erinnert, daß bei der 
Difpofitiomüber [bon zerfallene Stiftuns 
‚gen die Neftriction auf den Zuftand des enrfcheis 
denden Termins in diefer Allgemeinheit ſchon 
alcich Anfangs zu einer Zeit, wo wegen fiebens 
der Stiftungen die Evangelifche no ohne Bes . 


grenzung auf ein Entfcheidjahr die Zugehörden zu 


erhalten höften, gefegt worden, dag dann, weil 
man nicht annehmen Fann, es fey von den Evans 
geliſchen aus eignem Antrieb, und doch blos den 
Karholifchen zu Gunften, die vorher eine Abtrens 
nung verfucht hatten, verlangt worden, nicht wohl 
eine andere Urſache haben Fann, als weil bei ab» 


gangenen Stiftungen die Evangelifche unter ſich 
; . Bb4 | ſelb ſt 
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felbft Streit hatten, ob dem Herrn der Stiftung 
oder dem Heren des Gefälls die auswärtige Ren⸗ 
ten gehörten, mithin fie felbft- Bedenken nahmen; 
erſteren Satz für das Verfloffene allgemein unter 
ſich gelten zu laffen, und, um darüber hinauszu⸗ 
kommen, ſelber dienlich finden mußten, es auf - 
einen: entfheidenden Beſitz auszufegen : wer alles 
‚dies zufanmendenft, dem wird es wohlnicht zwei⸗ 
felhaft mehr feyn können „ daß auch auf. Evangeli⸗ 
Ihe unter ſich diefe Stelle Anwendung leide, und 
zwar nicht blog (wie die vorhergehende Strophe 
Des Friedensfhluffes) folgweife, (8S. 131,) fons 
dern nad den Worten und der Abficht der Pacifs 
centen, direkte, Anwendung eide, 1) 
x) Die Einwürfe, daß das Entſcheidjahr nicht bet 
Evangelifchen unter fib gelte, (welches in Bezug 
auf Religionguͤbung wahr, aber in Bezug auf 
den ‚ Befiß der den Katholifchen abgenommenen 


| Kirchenguͤter nicht eben fo richtig iſt) ſind oben 
ſchon beantwortet. ($. 131) 


Re $ 185, 

Es ift gleichgültig, ob diefe Stelle auf phyſiſche 
oder moraliſche Deſtruction det Gtiftuns 

gen bezogen werde. 

Eine dritteFrage, die hier gemacht werden kann 
iſt die: ob, wenn hier von zerſtoͤrten und eingegange⸗ 
‚nen StifiungendieNedeift, diefes blos von einer 
vhyſiſchen Deſtruction, wo die Reſidenz des Stip 
* — ENT? 
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tungskoͤrpers untergeht, oder blos von einer mo⸗ 


xaliſchen, wo die Wohnung bleibt, aber dic Ges 


ſellſchaft, die fie befeflen hatte, zertrennt und auf 


gehoben worden, oder von beeden zugleich zu ver⸗ 
fichen fen ? Da.aber diefe Frage in der Folae, 


0 von kuͤnftig eingehenden Stiftungen die Re 


de ift, wieder vorfommt, und dort vorzüglich 


von Belang ift, fo mag deren Beantwortung 


L — 


bis dahin ausgeſetzt bleiben. Hier ſey es genug 


anzumerken, daß in gegenwaͤrtiger Stelle, die 
von dem Vergangenen redet, dieſe Frage von 
Feiner beſondern Wichtigkeit iſtz denn, da in der 


vorhergehenden Strophe von allen reformirten, 


vorzüglich fichenden Stiftungen, in der genen, 
wärtigen aber von den zerfallenen: die Rede ift, 
und zwifchen beeden es Fein Mittel oder Deittes 


igieht, fo muß man die Stifrungen, die man nicht 


zu Tögteren rechnen will, zu erjteren zählen, und 


da in beeden Strophen gleiche Verbindlichbeit 
feſtgeſetzt ward, (F. 178) ſo iſt es ſehr gleich— 
gültig, ob in einem einzelnen Sal man diefe Ver— 


bindlichkeit aus dieſer oder der vorhergehenden 
Strophe herleite. — x 





394. VII. Stuck. Von den Renten Fünftig 


Von den Renten der Kirchenftiftungen , die 
nach, dem Entſcheidjahr eingegangen find; 
oder fünftig eingehen. (ad. P. Osn.. . 
nn Art.5. 8. 47). 
Dieſe Verordnung geht auf katholiſche und 
evangeliſche Stiftungen in katholiſchen und 

evangeliſchen Landen. ur 


Qyu dem bisher eewogenen erften Theil des 47ſten 
—J Paragraphen dieſes Friedensſchluſſes lag ei⸗ 
ne Berordnung uͤber die Renten, welche den 
Evangeliſchen wegen vorhin zerſtoͤrten oder einge⸗ 
gangenen Stiftungen gebuͤhren. Nun fährt ders 
ſelbe im andern Theil fort und ſagt: „welche 
„ aber freie dem jahr 16:4 zerſtoͤrt worden 
'„» find oder in Zukunft verfallen werden, 
„ dern Renten, auch in fremden Territorien, 
„ follen dem Herrn des zerfiörcen Alofiere, 
„ oder des Orts, worinnen es gelegen war, 
entrichtet werden. ” Um den hier im Auge 
gehabten Gegenftand Fennen zu lernen, muß die 
erfte Unterfuhung die feyn: was find das für 
Stiftungen, auf die ſich das Wort: — 

* Fe —— e⸗ 
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Besteht? Einige behaupten, es feyen blos evan⸗ 
geliſche Stiftungen evangeliſcher Sande, und fuͤh⸗ 
zen als Gründe an: a) weil in der vorhergchen 
den Strophe das Subjekt der Rede, auf wel—⸗ 
es das Barbindungswort: welche, fih be 
. ziehe, nur von foldyen verjlanden worden fey, 
und b) weil von noch Farholifhen Stiftungen 
zvangelifher Sande.der Fall, daß fie rechtmaͤſig 
zerfallen Fönnten, nicht denfbar, und von katho⸗ 
Uiſchen Stiftungen katholiſcher Sande wirflih nicht 
gedacht worden ſey. Don lezterem Grund das 
Gegentheil zu zeigen, kommt unten nod) weitere 
‚Gelegenheit. ($. 188) Hier fey es einftweilen 
‚genug, von erjteremzu reden. In der vorherge⸗ 
henden Stelle, wenn man fie logifdy betrachtet, 
war das Subjeft durch ſich ſelbſt nicht auf 
vangelifhe Stiftungen beſchraͤukt. Ks Kies: 
nach zerfallenen Stiftungen, ohne Beiſatz, 
ob katholiſche oder in die Meformation gefallene 
Stiftungen gemeint feyen, , Won diefen. wurde 
zweierlei gefagt, einmal enunciativ, daß den 
Evangelifhen davon die Menten gehörten, und 
dann diſpoſitiv, daß ſolche gebührende Renten 
nad) den Zuſtaud des Entfheidjahrs bezahle wers 
den folten, ($. 178) Bermög der Negel, daß 
jedes Subjekt fo verftanden werden muß, wie ee 
durch das Praͤdikat angedeutet wird, wirkte ſol⸗ 
cher Zuſatz alfo freilich, daß jene Stelle direfte 
nur von Stiftungen.in evangelifchen fanden, Die 
IM die Meformation gefallen waren, verſtanden 
| uwden fonnte ,. .obwol auch fie ſchon deswegen 

e- Teinen 
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feinen ausfchlieffenden Sinn hat; (5. 183) 
Gleichwie aber diefe Reſtriktion nicht in der Bes 
zeichnung des Subjefts felbft;, ſondern auſſer ihr 
in dem beigelegfen Prädikat lag; fo Fann ein 
Beziehungswort auf jenes Subjekt, das Sub» 
jeft unter der vorigen Reſtriktion nur alsdann 
dariteflen, wenn es zugleich mit auf dag die Mes 
ſtriktion enthaltende Pradifat geht; wohingegen 
wenn dag nicht ift,, wenn es ſich blos auf die dag 
| Subjekt ohne folhe Neftriftion darſtellende Aus⸗ 
druͤcke bezieht, und dieſe zum Subjekt einer wei⸗ 
teren Propoſition macht, ſo muß auch dem Sab⸗ 
jekt in dieſer weiteren Propoſition die Allgemein⸗ 
heit zugeſchrieben werden, die dem Ausdruck ge⸗ 
maͤs iſt, ſo lang nicht in dieſer wieder ein Praͤdi⸗ 
kat erſcheint, das ihm gleiche Beſchraͤnkung giebt. 
Denn es wurde gegen allen Sprachgebrauch. laus 
fen, wenn man behaupten wollte: in einer Re— 
de, mo von einem Hauptſubjekt durchgängig die 
Rede tft, (mie hier von Stiftungen, die einge⸗ 
hen,) und wo. im erften Theil. Dinge davan ges 
fagt werden‘, die ihm nur in’gewiffer Verhaͤltniß 
jufommen, (wie hier, daß die Renten den Evans 
geliſchen gebühren ) muüfle im lezten Iheil, obs 
gleich dort Dinge ihm zugefchrieben werdet, die 
ihm in jeder Verhältnif zukommen fünnen, (mie 
bier, daß die Menten dem Herrn des Klofters 
bezahle werden follen) diefes auch nur in voriger 
Verhaͤltniß verftanden werden. 1) Mad diefer 
Regel ift alfo das Subjekt hier eine Kicchenflif 
tung überhaupt, und nicht blos unter dem bozie 
| gen 
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gen Vechaͤltniß, ſo weit fie durch Reformation 
von einem proteftanfifchen Sandesheren vorhin ers 
worben , oder doch in feinem Sand gelegen ift. 
Es gehet alfo diefe Stelle auf Fatholifhe und 
evangeliſche Kirchenſtiftungen, ſeyen fie in evan⸗ 
geliſchen oder katholiſchen Landen 2) gelegen, 
kurz, auf alle irgendwo verfallene Stiftungen. 


1) So iſt in P, Oin, Art. 5: . 30235. von Unter⸗ 
tthanen überhaupt die Rede, in F. 31733. aber 
nur von ſolchen, die Anno 1624 eine Religions⸗ 
uͤbung hatten, in F. 34. von ſolchen, die keine 
hatten, in F. 35. aber wieder allgemein von 
Unterthanen; deswegen tft ee ader noch feinem 
eingefallen , lestere Stelle nur von denen, die feis 
ne Religionsuͤbung haften, zu verſtehen, weilin 
dem nächftvorbergehenden Theil der Rede Das 
allgemeine Subjekt, nemlich Untertyanen, nur 

-. "unter diefer Berhältnifi betrachtet worden fey. 
2) F, E, Böhmer l, eit, $. 41: | 


$, | 187: 
Deſſen zum Beweis ſtimmt der Zuſammenhang 
mit den Ausdrücken überein, | 


Der Zuſammenhang giebt ſolches auch ganz 
deutlich. Denn waͤre es nur von ſchon in die 
Reformation gefallenen Stiftungen gemeint ge 
wefen ; fo wate die ganze Diſpoſition unnoͤthlig; 
man hätte die vorige nur auf kuͤnftig zerfallende 
fo gut, als auf die vorhin zerfallene, richten koͤn⸗ 
nen: denn da bie Funftig zerfallende, abe 
— — — a zu R Eee ene 
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hende ſeyn mußten, und bei dieſen eben wie bef 
den zerfallenden die Evangelifche nur die Renten 
befamen, die fie im Entfcheidziel befaffen, fo war 
ve es wirklich laͤcherlich geweſen, diefe Stelle, 
wenn 'auf ſolche Art fie nur das nemliche wie die 
vorige Strophen bezielt hatte, in fo ganz andere 
und verfchiedene Ausdruͤcke zu Fleiden, und ans 
ftatt der ‚vorhin immer. gebrauchten deutlichen 
Redensart: den evangelifhen Ständen follten 
die Renten fortgezahlt werden, hier den viel ein 
anders unter ſich begreifenden: dem Herrn des 
Rlofters oder Orts, zu gebraudhen, ja dabet 
diefe mit den vorigen immer folchenfalls gleich⸗ 
vielwirfende Difpofition duch das Verbindungss 
wort: Aber, als einen Gegenfak des vorigen 
darzuftellen. Wenn hingegen die Abſicht war, 
bet ven jezt geſchehenen Reformationen oder Zers 
flörungen der Kirchenguͤter die auswärtige Ren⸗ 
ten. bei Katholifhen und Evangelifihen demjenis 
gen zu laſſen, der im Entfheidjahr abgetrennt von 
der Hauptftiftung befeffen habe, ($. 100, rzo, 
183) für die Zufunft Hingegen eben fo allgemein 
‚den Sat feftzuftellen, daß eine mit dem Haupt 
gut in katholiſchen oder evangeliſchen fanden vors 
gehende Veränderung Feine Trennung der Zuges 
hörden folle wirken koͤnnen: dann war es zweck⸗ 
maäfig, daß hier nicht wie vorher von reformirten 
und occupirten, fondern ganz allgemein von * 
tungen uͤberhaupt; nicht von Renten, die den 
Evangeliſchen der Stiftungen wegen gebuͤhren 
fondern nur allgemein von Stiftungsrenten, alfo 
auch 


) 
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Auch von folhen, die bisher unmittelbar von den 
geiſtlicher oder meltlihen Landſaſſen genoffen 
wurden; 1) nit von Renten aus der Fatholis 
hen Provinzen allein, fondern von Renten aus 
fremden Territorien überhaupt geredet; nicht dem 
evangelifchen Meichsftand insbefondere, fondern 
Allgemein dem Territorialheren, das Recht des 
Bezugs zugefchtieben, und alles die durch das 
Wort: Aber, als ein Gegenfag der vorherges 
henden Difpofitionen bezeichnet worden. Auch 
nah dem Zufammenhang Fann alfo die Stelle 
nicht anders als allgemein von alfen Stiftungen 
Farhofifher und evangelifcher Lande. verftanden 


2) FR. E. ‚Böhmer de jure occupandi &c, C. 3. 6,36. 


188 
Und die Tractaten liefern weiteren Stof zu deſſen 
Ä Unterſtuͤtzung. 


Die Tractaten geben dazu ein weiteres Ar⸗ 
gument an die Hand, Schon als die vorherges 
hende Strophe noch allgemein lautete: ( Von 
eingegangenen Stiftungen follten die Ren⸗ 
ten demjenigen bezahle werden, der IM 

Entſcheidziel im Beſitz geweſen) fand diefe 
‚Stelle mit eben dem Bezugswort eben fo in den 
‚Projekten: (diejenige aber, die Bünftig einge⸗ 
‚ben werden, deren Renten jollen — 
— n 
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in das Territorium gereicht werden, wohin 
fie vormals gegeben worden.) Da, wo alſo 
jenes Hauptwort nad unbefchranft war, hatte 
und konnte diefes Bezugswort noch vielmeniger 
einen - beftimniten ‘Bezug allein ER evangeliſche 
Stiftungen haben. Wenn in der Folge in jener 
Strophe das. Hauptſubjekt in feinem Praͤdikat 
eine nur von Evangelifhen redende Beftimmung 
erhielt, geſchah felbft dort dies nicht, um dieDis 
fpofition auf Evangelifchezu befhranfen, (5. 182). 


nn 


Katholifhe aber es nie werden konnten? ı) 
Allein noch fehr viele evangelifhen Stiftungen 
ſtanden in einer gewiſſen aefellfhaftlihen Form, 
wo alfo Funftig noch die Frage vom Verfall ent 
ftehen konnte. 2) Und dann wer mag es auch 
‚von den katholiſchen Stiftungen behaupten, daß 
‚diefe nie verfallen Fönncen? Nimmt man 
diefe Stelle mis.cinigen Auslegern blos ER, | 
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ſiſcher Deftruction, washinderfe, daßfatholife 
Klöfter nicht in evangelifchen Landen eben fo gut 
als in Farholifchen durch Waflerenorh, Feuers⸗ 
brunft, Kriegsgewalt oder dergleichen Unfälle 
zerftört werden Fünnen? was ſteht alfo im Wege, 
daß nicht einem evangelifchen $andesheren cine 
Difpofition, die ihm von folchen abgehenden Stif— 
tungen die Renten zufpreche, vortheilhaft und 
wünfchenswerth vorkommen konnte? Nimmt 
man es aber von moralifher Deftruction;- fo 
find zwar freilich fo viel Faͤlle bei ihm nicht möglich, 
wie bei einem Patholifchen Sandesheren, weil uber 
ſolche Farholifhe Stiftungen er, fih feines Mes 
formationsrechts: begeben, auch fogar auf: den 
Fall der Drdenserlöfhung ſich die Subftituirung 
eines andern hat gefallen Iaflen. Aber alles dies 
beweißt nur, daß er aus landesherrliher Mache 
und ohne ausdruͤckliches oder ſtillſchweigendes 
Belieben der Fatholifchen Intereſſenten fein Fas 
sholifch geblichenes geiftliches Gut an ſich reiffen 
dürfe. Wie aber? wenn. bei Aufhebung eines 
Ordens Fein Eatholifher Oberer da ift, der fubs 
ſtituiren Fann, (z. B. weil Fein Biſchov auf dem 
befragten Kirchenaut eine Diöcefangewalt herge⸗ 
bracht hat, wie deren in. den Kurbrandenburgis 
ſchen Staaten find) oder er begiebe ſich dem fans 
desherrn zu gefallen des Subſtitutionsrechts, 
(dennn es heißt nicht, ee muͤſſe ſubſtituiren; 
ſondern nur, es ſtehe ibmfrei;3) oder (wie eg 
im ſechszehenden Jahrhundert in proteſtantiſchen 
Sanden nicht ſelten geſchah) die Moͤnche laſſen 
zZweiter Th.) Ce ſich's 


* 
os. VII, Stüd, Bon den Renten kuͤnftig 
& 8 wohl fern, ohne fih um Erſetzung ihrer 


stellen zu bekuͤmmern, und es geht ſo endlich der 
‘ Stiftungsförper ab, Alles dieſes find moͤgliche 
Fälle, wie eine katholiſche Stiftung noch heutiges 
Tags auch in enangelifhen fanden eine bleibende 
moralifche Deftruction leiden kann, wegen deren 
den Evangelifhen vortheilhaft feheinen Eonnte, 
eine ihnen auf folhen Fall die Renten ſichernde 
 Difpofition zu haben, und wegen deren: fie bei 
dem, ganzen Gang der Tractaten nothwendig 
vor ſich nichts ausfchlieffendes fodern Fonnten, 
die Difpofition fo algemein machen mußten , daß 
fie audy dem andern. in gleicher -Maafe zu Gut 
kam, auch damals mit defto. minderem Bedenfen 
fie fo allgemein bewilligen konnten, je weniger fie 
damals vermuthen Fonnten, daß in Fatholifhen 
Sanden dergleichen Zerfall, der zwar nicht gang 
fremd war, fo allgemeim werden würde, daß das 
durch diefen mehr zuwuͤchſe, als fie an den zer» 
fallenden Fatholifchen Stiftungen ihrer fanden 
gewinnen Fünnten, a 


1) Rob a. a. O. S. 176. 
2) 3. B. die Wuͤrtembergiſche und Braunſchweigi⸗ 
Sehe Kloͤſter, mehrere Brandenburgiſche Stifter, 
das Stift zu Lich, u. ſ. w. | 
3) 1. P. Om Art 5. $. 26. Leifer Spec, 23. 
Med, 9. | 
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$. 189, 
Auch mit der Megel der Gleichheit und politbe 
ſchen Wahrſcheinlichkeit harmonirt dieſe 
Deutung. 


Sp, wenn man dieſe Stelle allgemein von al 
len Eatholifhen und evangelifhen Stiftungen 
in Fatholifchen und evangelifchen Janden nimmt, 
bleibt diefe Stelle in der volfommenften Harmo⸗ 
nie mit dem Religionsfrieden, und vorigen 
ſancirten Staatsgrundſaͤtzen, (F. 23 und 72) fie 

lautet fo, wie fie der politifhen Wahrfcheinfich, 
feit nach lauten ſollte. (FK. 175) Sie ift au 
dem Geſetz der Gleichheit auf das vollkommenſte 
gemäs, Zwar wird eingewendet, die Fatholifche 
Staaten würden dadurch mehr Renten erlangen, 
als die Proreftantifche durdy Anwendung diefer 
Stelle zu erlangen je hoffen, durfen, fie wurden 
übermahtig werden. 1) Aber feit wenn bes 
ftand die Gleichheit in einem gleichen Verhaͤltniß 


und Macht der einzelnen deutſchen Stande, und 


der beeden Neligionstheile? Und wie wäre fol 
che ohne Umſchaffung der ganzen deutſchen Ver⸗ 
faſſung moͤglich? Haben nicht durch eben dieſe 
Mittel die jetzige proteſtantiſche Staͤnde bei der 
Reformation ihre Macht verſtaͤrkt? Wann fiel es 
aber je ihnen ein, daß diefes mit der von ihnen 
jederzeit behaupteren ‚Gleichheit fireite, oder 


Wwann dachten die Katholifche daran, aus dieſem 


Grundfaz die von den Peoteftanten unternoms 
mene Reformationen als Be daszuftellen? | 
ea Kurz! 


>» 


' 4 
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Kurz! die Evangelifihe haben folhen Misdena 


fungen in ihren Erklärungen ſchon ſelbſt vorgebo⸗ 
gen, wenn fie fagten, die Gleichheit verſtehe ſich 


auf das Quale, nicht auf das Quantum, alfo auf 


die Idenditaͤt der Rechte, nicht aber des aus ih» 


zer Anwendung entfichenden Nutzens. (F. 40244) 


Lezterer kann Konvenienzen, aber nicht Recht 
and Unrecht beftimmen, wo nicht ein Staat auf 
den Grundſatz gebaut ift, daß fein Geſetz im Krieg 

aller gegen alle beftch, | N Di 


1) Bod a. a. D. im Poſtſcript ©. 48. 


— | . 190. — 
Die Verordnung begreift alle ſeit dem ıten Jan. 
1624 eingegangene Stiftungen unter fic). 


Wenn alfo nun nad allen Auslegungsregeln 
diefe Stelle von allen Stiftungen, fie feyen wel⸗ 
her Religion fie.wollen, und feyen gelegen in 
welchem Sande fie wollen, wenn fie, um einen 
Ausdruck Kaifer Serdinands zu gebrauchen, 
nicht anders, . als wie fie im Buchftaben lautet, 
verfianden werden muß und fie nın von dies 
fen Stiftungen, die, fo weit fie ſtehen oder zer⸗ 


fallen find, ſchon vorher ihre gefesliche Beſtim— 


‚mung erhalten hatten, ‚hier nur in dev Ruͤckſicht 


ſpricht, fo weit fie feit 1624 zerftört worden find 
oder kuͤnftig zerfallen, fo fragt fid) weiter: was 
heißt hier, feis 1624? Sind darunter foldhe, 
nn | | die 
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die feit dem erſten Jenner des Yahres eingegangen 
find, over folbe, die nad) feinem Schluß verfals 
Ion, zu verfiehen ?_ Die Worte an ſich und nad). 
der Etimologie leiden beederlei Auslenung; nach 
dem gewöhnlichen Sprachgebraud aber braucht 
man den Ausdruck mehr in erſterem Sinn, man 
fließt den damit ausgedrndten Anfanastermin, 
wenn er nicht in einem bloffen Punft, -fondern in 
einem Zeitraum befteht, dadurd) in das folgende 
mit: eins 1) Diefer Medegebrauch ift alfo auch 
hier zum ‚Grund zu legen, weiſet hieher alle 
Stiftungen, die vom ıten. Kenner an. verfallen 
find. 2): Die Verbindung mit: dent vorherges 
henden beftärfe dieß; denn wenn die Sauction 
von’ vorhin. verfällenen Stiftungen; fo fprichty 
daß dabei auf: den Beſitz am erſten Tag Jenners 
gefehen werden fol, fo fezt fie notwendig folche 
voraus, die damals fchon verfallen gewelen, wo 
alfo dee: Fall des Streits, ob der Berfal zu Tren⸗ 
nung. der Zugehörden ein Recht gebe, dex hier 
mittelſt des Durchſchnitts jenes Termins entſchie⸗ 
den werden ſoll, ſchon vorher eingetreten war. 
Jener Tag iſt alſo der Endepunkt der vorigen Dis 
ſpoſition; alles was von da an eingegangen ift, 
muß unter die gegenwärtige gehören, die: alles 
—— nach ihrer — — in ſich ſchlieſ⸗ 
en ſoll. 


1) Es. B. beißt: Seit Kar Kärl des Sünften 
—Regierung, je und alle wege fo viel, als ſeit 
dem Anfang, nicht ſeit dem. —— 

2) Henniges a. a. O. F. 47. ich, 
— &c3 $. 191 
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or a.» 5 | . — 191, we . 
Odne Unterſchied ob ſie gewaltſam zerſtrt wor⸗ 
den oder nach und nach verfallen ſind. 


— gebrauchte Beiwoͤrter heiſſen: ſeit 1624 
—— worden, oder künftig verfallen 
Beede Ausdruͤcke in ſich find verſchieden. Zers 
ſtoͤrung zeigt einen gewaltſamen, Verfall 
einen durch unterlaſſene Ethaltung nach und nach 
bewirkten Untergang an. Man muß aber des⸗ 
wegen nicht meinen, als ob von denen, die zur 
Zeit des Friedensſchluſſes untergegangen waren; 
nur die eigentlich zerſtoͤrte, und vorn den kuͤnftig 
untergehenden nur. die eigentlich’ verfallende ges 
meint fonen, Mein! bei lezteren find eben fo gut 
eigentlich zerſtoͤrte, bei erſteren eigentlich verfalle⸗ 
ne, alſo in beederlei Fällen beede Gattungen des 
Ruins mitverſtanden, die Ausdruͤcke, wie auch 
im gemeinen Leben es nicht ungewoͤhnlich iſt, ſyn⸗ 
onimiſch gebraucht worden. 1) Dieſes zeigt 
wieder der vorhergehende Ge genfaß ; denn da 

heißt e8 Stiftungen: welche. zerflört worden und 
verfallen find; zum. klaren Beweis, daß eis 
nes mit dem anbern in Hinficht auf damals abge⸗ 
handelte Rechtsverbindlichkeiten gleich viel wir⸗ 
kend ſey, und daß eine wie die andre Art des Un⸗ 
tergauge Gegenſtand dieſer Sanction —— | 


Fr 
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Aber moraliſch muß ihre Deſtruktion dem Wort⸗ 
gehalt der Sanction zufolge ſeyn. 


Iſt aber nun der hier bezeichnete Untergang 
von tem phyſi iſchen Ruin der Gebaͤude, die vorhin 
dem Stiftungs oͤrper gewidmet waren, oder bon 
Dem moraliſchen Tod des Stiftungskörpers ſelbſt, 
oder von beeden vereint zu verſtehen? Da bei 
dieſer Frage die Ausleger neuerlich in ſo verſchie⸗ 
dene Meinungen fallen: 1) (H. 86) ſo verdienet 
fie eine genaue Pruͤfung nach allen Auslegungs⸗ 
zegeln, Vorerſt die Worte ſelbſt bezeichnen 
einen moralifchen Untergang oder Hauptverandes 
zung des Stiftungsförpers, der entweder dem 
‚gleichbaldigen oder fünftigen- Untergang des Ga 


Ppaͤudes felbft oder wenigſtens die gaͤnzliche Aufloͤ⸗ 


ſung ſeiner bisherigen Beſtimmung zur Folge | 
hat. Wenn es hiefle, wo ein Alogfter zerflört 
wird oder verfällt, fü lieſſe fih der Sa noch 
hören, daß ein ſolches blos von dem phnfifchen 
Untergang des Gebiiudes gemeint fey, 2) wiewol 
auch da cs nicht ausſchließlich den phyfifchen Uns 


tergang anzeigen mußte, 3) : Hier aber, wo das 


Prädifat, verfallen, auf das Wort: Stifs 
zungen, als Subjeft bezogen wırd, ift der 
Sprachgebrauch fehr nıishandelt, wenn man jes 
nes allein und ausſchließlich von einem phyfifchen 


‚Untergang verftchen will. So lang der Stif 
—— z. Du die ——— an 


c# — dem 


t 


#08 VII, Stüd, Don den Renten Künftig 


dem Ort noch in ihrer Exiſtenß bleibt; fo beſtehe 
die Stiftung nod) immer, wenn fie gleich wegen 
untergegangenen Gebäudes ſich einen andern In⸗ 
terimsaufenthalt wähle. Selbſt, wenn fie aus 
Anlaß eines foldhen Untergangs des Gebäudes 
Ahren Wohnſitz auf beſtaͤndig wo ‚anders "aufs 
fh aͤgt, +) wird niemand ſagen, die Stiftung ſey 
zerftört, fondern nur, fie fey verlegt. Dagegen 
‚fo: bald der Stiftungsförper feine vorige Eriftenz 
„an. dem Dre ganz verliert, nicht etwa folche bios 
in eine andre. Form umgegoflen wird, wird jew 
dermann.fagen, die Stiftung -felbft fen deſtruirt 
‚worden: oder zerfallen, wenn gleich dag leere Ges 
‚baude noch unverfehrt daftcht, nur feine vorige 
Widmung verlohern hat, und nun zu feinem, 
‚oder einem andern Gebrauch dient. Aus allem 
dieſem folgt ſo viel: bloßer Untergang des Ge⸗ 
baͤudes, bloße Verlegung des Stiftungskoͤrpers 
von einem Ort an einen. andern, bloße Umbil⸗ 
dung ‚deffelben von einer Form in eine andere, 
4 Br von einem Moͤnchskloſter in ein Chorherren⸗ 
ſtift, von einem Kloſter in ein Lehrinſtitut, iſt 
keine Aufhebung oder Zerſtoͤrung der Stiftung. 5) 
‚Nur dag Fann nach dem Sprachgebraud) mit die 
ſem Damen belegt werden, wodurd eine foiche 
Anſtalt entweder die gemeinfhaftlidie Werbin⸗ 
dung zu einem Endzweck, alfo ihr ganzes Dar 
ſeyn verliert, : oder einem andern JInſtitut einver- 
leibe und damit feiner ——— beraubt 
wird. 6 


a 
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J 1) Unter die Zahl jener, Die blos evangeltfche phy— 


ſiſch zerfalfende Stiftungen hieher rechnen, ($. 86) 
gehört noch Srefenius: Meditationen für Rechts⸗ 
gelehrte 2. B. im Anhang. 


2) Ko a: a, O. ©. 165. 
3) Jede ſolche Aufbebung des vorigen Zwecks, wo— 


durch daß Gebäude unnötig wird, und alfo zu 
fremdem Gebrauch angeweudet, oder als ganz 
unnötig zerfallen muß, heßt eine 3 Deſtruttion 
nach dem Sinn L. 10. C. de hæreticis. 


4) Was zu einer ſolchen Reſidenzverlegung, — 


ſie erlaubt ſeyn ſoll, erfodert werde, davon iſt 
hier die Frage nicht. 


5) Zerſtoͤrung und Jerfall find Ausdraͤcke die eine 


durch Aufloͤſung bewirkte Nichtexiſtenz eines 
Weſens bezeichnen, und ſowol von phyſiſchen 


ale moraliſchen Weſen (entibus phyficis vel mo- 


7. er | 
fi 


er 
* 


ralibus)' gebraucht werden. Man ſagt: ein 


Staat, eine Raͤuberbande iſt zerſtoͤrt worden; 
fo wie man ſagt: ein Haus, ein Schlos iſt jer- 
flört worden, Ob die Ausdrücke alfo eine phy— 
fifche oder moralifbe Zerſtbrung andeuten, 
fommt auf die Natur des Weſens an, worauf 


ſie bezogen werden: Eine Stiftung iſt ein mos 


raltfches Weſen, dag zu Zeiten und meiftend ein 
phyſiſches zu feiner Exiſtenz erfordert, (fo Hat 
eine Moͤnchskongregatton ein Klofter zur Woh— 
‚nung nötig) zu Zeiten aber auch nicht, (fo bedarf 
"eine Stiftuag ju Unterhaltung der Armen fein 
eigned Haus.) Uber aud in erfterem Fall iſt 
das Haus nur ein Theil der Stiftung, iſt Theil 
derfelben nicht vermög feiner phyſiſchen Exiſtenz, 
ſondern vermoͤg ſeiner Widmung, und niemals 
iſt es die Stiftung ſelbſt. Zerſtoͤrung⸗ wenn 
‚fie auf eine Stiftung bezogen wird, "bezieht ſich 
alſo immer, wo nicht allein, doch hauptſachiich 
auf ein moraliſches Weſen. — 
U Ten 6) 
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6) Böhmer de. jure occupandi &c' (ſ. $. 86.) xcCc, 2. 


8S. 37° Rorb tn den rechtlichen Slaatsbetrach 
= tungen 6.136. | 


— S. 193. 
Sie mußte moraliſch nach der von den Paci, 


ſcenten bei den T n exklaͤrten Abſicht 
eyn. 


Eben dies — aus den Tractaten erhellt es 
deutlich — war die Abſicht der Paciſcenten. 
Gleich im erſten Entwurf der Evangeliſchen hies 
es an einem Ort, deſtruirt und abgegangen, 
an einem andern, deſolat worden ſeyn, oder 
kuͤnftig in Abgang kommen. ($. 75.) Ale 
dieſe Ausdruͤcke wurden alfo offenbar für gleich⸗ 
vielbedentend (aequipollent ) angefehen, Letzte⸗ 
re Ausdruͤcke paſſen auf einen blos moraliſchen 
Untergang, ſie paſſen auch auf einen phyſiſchen 
und moraliſchen zugleich; fie paſſen aber nie auf 
einen blos phyſiſchen. Erftere konnten alfo auch 
auf einen blog phnfifhen nicht gemeint feyn, 
Noch Flarer wird diefes, warn man die in dem 
Schriftwechſel desfalls geaͤuſerte Gruͤnde damit 
zuſammenhaͤlt, wo die Evangeliſche behaupteten, 
Aingegangene Kloͤſter fielen ihnen als ihrer Sande 
Territorialherrn und Biſchoͤven als vacant Bis 
ter zu (9 75.) In dem Schwedifchen lateinis _ 
feinen Projekt, das der Grundjtofder. jegigen Fa 
fung iſt, ward auch namentlich von Stiftungen, 
: | die 
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die durch Zufall oder diefe elenden Zeiten, 
‚odervorfäglich zerfiöre worden, geredet, 
zum Kennzeichen‘, dag man moralifche Deftruction 
oder Aufhebung mit im Auge gehabt habe. Blie⸗ 
ben nun gleich jene Beiſaͤtze weg, ſo kann doch 
nimmermehr ezeigt werden, daß dieſes ia der 
Abſi cht — * ſey, um dem Ausdruck: zer⸗ 


ſtoͤrt, eine engere Deutung zu geben. Die 


viel natuͤrlichere Urſache hierzu liegt darin, weil. 
die Evangelifche beforgen mußten, man. möchte 
fid) andrer Seits an dem Ausdruck einer vorfaßs 
lichen Zeritörung ftoffen, und glauben, die Pro⸗ 


‚ teftanten wollten ſich das anderwaͤrts verzichtete 


Recht zu Slofteraufbebungen wieder beilegen, 
diefes allein aber wegzulaſſen mit ıhrem Plan 
auch nicht harmonirt haͤtte, weil alsdann der Aus⸗ 


druck das gleiche Recht auf vorſaͤtzliche Zerſtoͤrung 


nicht mit bezogen, ſondern nur auf zufaͤllige be; 


ſchraͤnkt — welchem beedem auszuweichen der 


ſicherſte Weg war, wenn man der Zerſtoͤrung 
allgemein, ohne Benennung einer Zerfißrungss 
art, gedachte, wodurch die Stelle aufjede paffend 


| ‚blieb, ohne desmegen eine derjelben vor ‚erlaubt 


oder unerlaubte zu erflären, mithin .ohne dem‘ 


Schein eines Widerfpruhs mit andern Stellen, 


wodurch die Evangelifche ſich gewiſſer Zerftörungss 
arten begeben hatten, ausgeſetzt in ker —F 
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$. 1940. ea , a 
Moral muß fie auch vermög des Zuſammen⸗ 
hangs ſehn. Br 


Aus dem. Zufammenhang laͤßt ſich eben das 
abnehmen. Man wendet zwar ein, da die Pro⸗ 
teſtanten aller Einziehung der katholiſchen Kloͤſter 
ſelbſt in dem Fall, wenn ein ganzer Orden ausſtuͤr⸗ 
be, ſich begeben haͤtten, ſo feye kein Fall eines mo⸗ 


raliſchen Untergangs eines katholiſchen Kloſters 


in evangeliſchen Landen möglich, mithin koͤnnten 
die Proteſtanten. welche die Einruͤckung dieſer 


Stelle verlangt, alfo damit ihren Vortheil bezielt 
hätten, es nicht von einem ſolchen verſtanden 


haben, v) Allein man fehe jene Stelle an, und 
vergleiche: ſie mit den Tractaten; ſo wird ſich ein 
gar anders weiſen. Die Karholifhe, auf deren 
Betrieb jene Anordnung über den Fall eines ers 


löfhenden Ordens eingeruckt ward, ſuchten ſich 


gegen Entzichungen, die wider ihren Willen ges 
ſchehen, zu fi chern; daß feine mic ihrem guten 
Willen sefhehen , dazu hatten jene, die dabei ins 
tereßirt waren, durch Verſagung ihres guten Wils 
lens felbft die Mirtel in Händen. Deswegen 
verlangten fie, daß die evangeliſche Stande dem 
Gebrauch ihres Reformattonsrechtes entſagen folls 
ten, nicht allein wenn die Stiftung ſtehe, ſondern 
feldft denn, wenn ein ganzer Orden unfergche, 
mithin eine ſolche Stiftung erledigt werde, ohne 
daß Dabei die Abſicht, fie den Evangeliſchen zu 

uͤber⸗ 
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überlaffen, vorgewaltet hatte. Dadurch waren 
dem evangelifchen Landesherrn Schranfen gefegt, 
daß er nicht eigenmachtig zufahren fonnte, nicht 
aber dem Fatholifhen Befiger und deflen Oberen, 
daß die nicht freiwillig fi der Stiftung entweder 
ganz, oder, welcher Fall noch eher denkbar ift, zum. 
Behuf irgend einer anderen der katholiſchen Reli⸗ 
gion in den Landen evangeliſcher Regenten vor⸗ 
theilhaften Verwendung haͤtten begeben koͤnnen, 
nur daß freilich ein ſolcher Vertrag nicht mit dem 
beſitzenden Orden allein, ſondern auch dem geiſt⸗ 
lichen Oberen, deſſen Rechte, beſonders auch 
durch Feſtſetzung des zu Verhuͤtung eines Ver⸗ 
falls bedungenen Devolutionsrechts 2) jene Stelle 
hierbei eintreten laͤßt, geſchehen kann. Hier⸗ 
durch und noch auf manche andere Art (8 1831.) 
bleibt bis auf den heutigen Tag der Fall eines. 
moralifhen Untergangs Fatholifher Stiftungen 
in: evangelifchen fanden möglih. Noch ein gröfs 
feres Feld der Möglichfeit war hierzu damals offen,. 
als die Evangeliſche zuerſt anf diefe Stelle ans. . 
trugen, (denn aus diefem erften Antrag und der. 
damaligen Sage der Sache muß fi doch ihre Ab⸗ 
fiht dabei am beiten erklaͤren laffen); Damals 
nemlich hatten die evangelifhe wegen der Fatholis 
(hen Stiftungen in ihren Landen mehr nicht nach⸗ 
gegeben, als daß fie jene, die im Eatſcheidziel cpis 
ſtirt Hätten, nicht einziehen oder reformiren, fons 
dern die Geiftliche im Beſi itz laſſen wollten, doch 
dag a) ſolche nie auf andere, als denen fie.urs 
(rss gewidmet/ genen werden aud b } 
dur 


— 
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durch den groͤſſeren Theil des Convents ſolche der 
Landesobrigkeit reſignirt werden: durften. 3) 
Wenn fie nun zugleich fo ſorgfaͤltig waren, fich die 
Renten der eingehenden Klöfter zu bedingen, 
wer wird zweifeln, daß dieſes auf die viele nach 
ihren Antrag übrig bleibende Arten des morali⸗ 
[hen Untergangs gemeint. gewefen, um fid vors 
zufehen, daß in einem ſolchen Fall die alte Strits - 
tigkeiten wegen der auswärtigen Renten nicht wies 
der erwachen möchten, gegen die fie durch das 
Entſcheidjahr, wegen in dieſem nicht gehabten 
Beſitzes, nicht gedeckt gewefen wären? Wer wird 
nicht einfehen, daß eben Deswegen fie hiernicht, wie 
in den übrigen Fallen, den Bezug auf das Ente 
ſcheidziel fetten, durch das allein fie ſchon gefichere 
geweſen wären, wenn blos vom phyſiſchen Zerfall 
ſchon vorher reformirter Stifter die Nede gewe⸗ 
fenwäre? (8. 187.) Hatten aber jene Worte eins | 
‚mal einen Bezug auf moralifhen Untergang, 
und ward anihnen felbft nichts geändert, ſo muͤſſen 
fie auch den einmal gehabten Sinn behalten, wenn 
gleich jetzt wegen geanderter Konvention in jener ans 
dern Stelle wenigereFaͤlle übrig bleiben, wo ſie Ans 
wendung finden fornen, 4) zumalen da diefe doch 
noch bei: weiten nicht ganz cefliven. - 


1) Roch a. a. O. — 

2) Henniges a. a. O. . 26. li. i 

3)don Meiern weſtph. Se. Handl. B. 15. 6. 5, 

4) So begreift das Reformationsrecht der Evan⸗ 
geliſchen z. B. noch heutiges Tages dag chemalg 
darunter verfiandene Recht auf Klöfter * — 
| — . Igionss 
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ligionsuͤbung der Unterthanen in fih,.($.176) 
und geht auch auf ihre Kandfaffen andrer Reli— 
gion, I. P. Osn. Art. 5. 9. 30. ohnerachtet fie 
weder katholiſche Klöfter, noch eine Fatholifche 
Religionsirbung, die im Entfcheidjahr exiffirte, 
Damit einziehen können. Ibid. $. 26 & 32. mit⸗ 

bin weit weniger Fälle übrig ſind, wo es eins 
treten tann. 


9 195 . | 
Ss verftanden harmonirt diefe Stelle mit dem 
Religionsfrieden, dee Nechtsgleichheit nnd 
der politifhen Wahrſcheinlichkeit. 


So bleibt wiederum dieſeStelle harmoniſch mit 
dem Religionsfrieden und dem dadurch in diefem 
Stud beftätigten und von den Evangelifchen als 
Fundament des Rentenbezugs bei denTraftaten anz 
geführtenSpeierifhenXKeichsabfhied. 19.64 & a 
So iſt's der politiſchen Wahrfheinlifeit (F. 175.) 
und dem Geſetz der Rechtsgleichheit gemaͤß, ſo⸗ 
bald man nemlich dieſes nicht auf das Quantum 
ſondern, wie es verſtanden iſt, auf das Quale bes 
zieht. (SF. 44.) Die Evangeliſche ſollten die zu 
ihrer Religion reformirte Stifter mit den Renten 
die fie auswärts am Entſcheidungstag, und wels 
che alfo nicht etwa abgetrennt die Katholiſche bes 
fellen hatten, fo wie die Katholifche die Ihrige mit 
den vorigen Renten, fo, weit fie nicht von den 
Evangelifchen waren eingezogen worden, behals 
ten! die Evangelifche ſollten uber alle enug 

rer 
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ihrer Sande ein von dem andern Theil nicht zu ſtoͤ⸗ 
xrendes, über ihrer Religion Stiftungen nitgend 
befchränftes, uber andrer Religion Kirchenguͤter 
aber an den Zuſtand des Entſcheidjahrs gebundes 
‚nes Reformationsreht haben, die Katholifche 
auch! die Evangelifche endlich ſollten bei Fünftig 
eingehenden ihren (das heißt: fchon in die Kes 
formation gezogenen) Stiftungen wenigſtens 
(denn von diefen müffen doch alle es zugeben) 
die auswärtige Renten behalten, alfo die Kathor 
liſche auch! Entweder dieß ift Rechtsparitaͤt, 
oder es giebt keine! Und entweder hier, wo ſelbſt 
die Worte ſo allgemein ſind, daß ſie auf beede 
Religionstheile gehen koͤnnen, mithin die Mes 
ſtriktion auf die Evangelifhe, wo nicht offenbar 
unvichtig doch zweifelhaft ift, muß die Rechtes 
gleichheit in Anwendung Fommen, oder nirgendg, 
($ 406) ö | | 5 
G. 196. 
Sie difponirt über ale Arten von Gefällen, die 
Zugehoͤrden  foldyer deftruirten Stiftun⸗ 
— gen ſind. | 
Was von dergleichen eingehenden Stiftungen 
gefagt wird, ift, daß deren Befälle dem 
Herrn derfelben bezahlt werden ſollen. Es find 
zwar hier nicht namentlich alle jene einzelne Bes 
nenningen von Gcfällen wiederholt, das ohne 
gefuchte Aengſtlichkeit nicht haͤtte gefchehen Füns 
i i u nen, 
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nen, da ſchon oft genug geſagt war, daß von 
allen Gattungen von Renten in gleichem Fall 
die gleiche Difpofition eintreten ſolle. Da alfo 
alle Arten von Einkünften Subjekt der ganzen 
Difpofition vorher waren , hier bei der Wahl 
einer Benennung nichts die: übrige ausfchlieffens 
des gefezt iſt, und dazu Weder in den Traktaten 
eine Urſache angezeigt iſt, noch eine ſich denken 
lieſe: fo kann Fein Vernuͤnftiger zweiflen, daß 
wieder alle bisher in Betracht gekommene Gat⸗ 
tungen von Gütern und Renten mit gemeint 
ſeyen. ($. 95 und 96) So wie aber in den vo⸗ 
-zigen Difpofitionen nur immer von dem Schick⸗ 
| fal folder Renten die Rede war, welche Zuges 
hoͤrden von Stiftungen find, wobei es aber frei⸗ 
lich einerleiift, ob das, wovon die Rede jeztift, ehe 
es diefer Stiftung zugefommen, felbft Hauptgut 
gewefen oder nicht, ı ) und auc hier wicher es 
heißt: welche Stiftungen verfallen, deren 
Reuten folen bezahle werden, mithin ganz deuts 
lich wieder von folhen Kirchenrenten, die Zuges 
hörden eines eingegangenen Hauprguts find, ge 
redet wird; 2) fo ift es ſchwer zu begreifen, wie 
jemand behaupten will, dieſe Stelle rede von 
Renten, die der Landesherr auf ſolchen auswaͤr⸗ 
tigen Gütern ſchon bei ſtehender Stiftung gehabt 
habe, und habe zur Abficht zu erffären, daß die 
auch nad)" eingegangener Stiftung dem Landes⸗ 
heren fortbezahler werden mußten. 3) Solde 
Menten waren Einkünfte des Landesherrn, nicht 
— der ———— fondirn Saften derfelben, 
v Sweirer Ch.) aa So 
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So lang die⸗ Stiftung ein eignes Kirchengut, 
die Renten Kirchenrenten blieben, fie mochten 
Veraͤnderung leiden, welche fie wollten; ſo hat⸗ 


ten dergleichen herrſchaftliche Abgaben aus einer 


andern Stelle ohnehin ihren Schutz. 4) So⸗ 
bald ſie aber ſo eingiengen, daß die Renten ver⸗ 
moͤg dieſer Stelle dem Herrn des Koſters heim⸗ 
fielen, fo brauchten fie keinen weiter, da der hier 
äugeficherte Bezug des — jene ‚Abgabe vers 
runs — 


1) F. E. kr. &c. c. 3. .. 38. 
29) Zenniges a. a. D. $..47. lit k, 
..3) . — ih primz linex jur, publ. ecclef, 


4) Remlich. in 9. 46. _ Artikels ($, 141. u. f.) 
Siehe Roh a. a. O. ©. 170. J. FE. Bacher 

| "dej jure occupandi &c. &c.$. 36. N. a. 
| 3) . propria nemini fervit. L. 26.f. de Serv, Prad. 


Bejieht ſich nicht blos auf auswaͤrtige, ſondern 
auch inlaͤndiſche ſolche Renten. 


Es wird ferner voriger Satz ſo bezeichnet: die 
Renten auch in fremden Territorien ſollen 
entrichtet weeden. Das Wort: auch, iſt nicht 
zufaͤllig in dieſe Diſpoſition eingefloſſen, ſondern 
nachdem es anfaͤnglich in den evangeliſchen Pro⸗ 
jekten nicht ſtand, von n dieſen fin eingeruͤckt OL 

— Lee: Bez ben, 


— 


} 
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| 

| 
dem (678786) Es maß alfofein e Urſache, daR | 
iſt, eine rechtliche Wirkung haben; und da eine eig⸗ | 
ne Bedeutung jenes Worts niche befondersanges | 
geben iſt, ſo muß es die haben, die der eigens | 
thüumliche Gehalt deffelben mir fi bringe. Die 
fer Gehalt iſt, daß es ein Prädikat einer | 
Sache erweiterungsweife beilegt, ı ) alfo voraus⸗ 
ſezt, daß es auffer foldyen Umftänden, worunter 
bie Sache jetzo betrachtet wird, ihre ebenwol zus 
komme, daß nur des Falls befonders erwähnt 
werde, um anzuzeigen, wie, ohnerachtet hier eini⸗ 
ge Urſache der Verſchiedenheit etwa gefunden wer⸗ 
den möchte, dennoch gleiches Praͤdikat als auſſer 
ſolchen Umftänden eintrete. 2.) Aus dieſem 
Wort wird ur mit Recht gefchloffen, daß die 
Difpofition diefer Stelle noch vielmehr von Mens 
sen in jenem Territorium, worin die Stiftung 
ſelbſt liegt, gelte. 3) Sollte viefes Wort gegen 
allen Sprachgebrauch fo verflanden werden, daß 
diefe Stelle dennoch nur von fremden Territo⸗ 
zien rede: 4) fo war deffen Einſchiebung nicht 
allein überflüßig, fondern gar zweckwidrig, welches 
fi) mit richtigen Auslegungsregeln nicht verein, 
baren laßt. 5) Man wendet zwar ein: in evan⸗ 
gelifhen Landen habe Fein fremder Reichsſtand 
den Sandesheren an deren Ergreifiing hindern 
koͤnnen, auch fein Biſchov (deren Didcefanrcche 
auf die evangelifche Meichsftände und deren evan⸗ 
gelifhe Kirchengütet ganz ſuſpendirt worden) 
‚ habe dazu mehr Gelegenheit gehabt, es wäre alfo 
eine Difpofition darüber ganz überflüßig geweſen, 
Se Dd 2 MDas 
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Das hätte auch ſeine gute Nichtigkeit; wenn Bier 
‚blos: von evangeliſchen Stiftungen. evangeliſcher 
Landesherrn (wie. bei dem Einwand vorausgeſezt 
wird) die Rede ware; Wenn aberdies nicht iſt, 
ſondern ſie auch auf katholiſche Stiftungen ſowol 
in proteſtantiſchen als katholiſchen Landen gehet, 
fo erklaͤret ſich daraus ganz ordentlich, warum 
ein: ſolche ampliative Faſſung dieſer Verordnung; 
wodurch die innlaͤndiſche Pertinenzen mit einbe⸗ 
griffen wurden, noͤthig war, weil nemlich bei jenen 
katholiſchen Stiftungen in evangeliſchen Landen, 
die im Eniſcheidjahr einem biſchoͤvlichen Dioͤteſan⸗ 
regiment unterlagen, eine Hindernis von deſſen 
Seite moͤglich geblieben waͤre, wenn die Stelle 
nur beſtimmt von auswärtigen Gefaͤllen geredet 
haͤtte. Eben hieraus ergiebt ſich alſo ein weiterer 
Beweis für die Nichtigkeit des Satzes, daß dieſe 
Stelle auch von Fatholifhen Fundationen vede, 
weil dadurch allein diefe tele, ne rar 


Deutung erhält, 6) 


| 1) Bien Obf. paßt V. Auch. Befold Thef. pra&, 


V. Auch. 
2) Everhard a Middelburg Loei arg leg. Loc, 110. s 
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= ſobch die verſchiedene Art ceerknttichtung 
zu aͤndern. 


In den obgedachten Ausdrtuͤcken: die Ren⸗ 
en in fremden Territorien jollten gesahle 
‚werden, ſtund ehemals, ftatt: in, aus fremden 
Territorien: gegen Ende aber der Traftaten vers 
änderten. die Kaiferliche lezteres Beiwort in erftes 
news ſteht. ($ 30.) Dadurd wurden 
die Worte: fremde Territorien, die vorher 
mehr auf den Der, woher die Zahlung gefches 
her folle, ihren Bezug hatten, mehr relativ 
auf die Lage dee Mensen ſelbſt, fie. waren 
nun mehr eine Dualificaiion des Subjekts, 
anſtatt daß fie vorher mehr eine Qualification des 
Praͤdikats geweſen waren; denn wenn es vorhes 
hies: die Renten ſollen aus fremden Ter⸗ 
zitorien gezahlt werden; ſo heißt es nun: Die Ren⸗ 
ten in fremden Territorien, ſollen gezahlt wer⸗ 
den. Die Urſache dieſer Aenderung iſt in den 
bisher bekannten Friedenshandlungen nicht ana 
gegeben... Wahrſcheinlich aber beſteht fie in fols 
genden, , Manche Renten find von der Art und 
Natur, daß fie von dem, der fie fchuldig ift, an 
das: Ort abgeliefert werden muͤſſen, wo die Stife 
sung ift, deren fie zugehören; Die meifte aber 
» haben diefe Eigenfchaft nit, fondern die Stife 
tung, welche Eigenthümer in derfelben iſt, muß 
folde in dem Det, wo fie fallen, felbft erheben, 


wie dir Worte anfangs lauteten, daß die Mens 
Dd3 | ten 
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ten aus fremden Territorien, gezahlt werden follem, 
hätte. man fagen Fönnen: weil ſich diefes auf dir 
Zahlung beziehe, fo fen dadurch die Art dee 
Zahlung geändert, daß Eunftig bei allen die Lie⸗ 
ferung von den Zinspflichtigen an den Ort der 
Stiftung gefchehen muͤſſe. Da nun die Abfiche 
der Pacifcenten nicht war, die Natur folcher Ges 
fälle felbft,. mithin die daher beſtimmte Art ihree 
Lieferung. zu andern, diefeg aber dadurch vermies 
den werden Fonnte, wenn gefegt wird: : die Ren⸗ 
ten in fremden Territorien follten gezahlt werden; 
wodurch jene Worte ihren Bezug auf die Art 
der Zahlung verloren, und dann eine dur den 
ganzen Gang, der Traftaten erprobte Maxime der 
Pacifcenten war, . allen Gavillationen möglichft 
yorzubeugen: fo ift hierin billig die Abſicht jenen 
MWortveränderung zu fuchen. I: 


* — | 
Die Ganction gilt bei Stiftungen und deren 
Renten „ihre. Exiſtenz oder ihr Rentenerwerb 
mag Älter ‚oder jünger als das Entſcheid⸗ 
Es wird ferner Hier von. den Renten 
fünftig eingehender Stiftungen, ohne Be⸗ 
fimmung einer Zeit, wenn die Stiftungen, von. - 
denen die Rede iſt, eriftiet haben, wenn ihnen 
folde Renten au Theil worden feyn muͤſten, 
geſprochen. Menten, welche von eingehen 


tif⸗ 
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Stiftungen zwar, ehemals befeffen wurden, aber 
vor der Zeit, ehe fie eingehen, von ihnen rechte 
mäßig veräußert worden find, koͤnnen zu der Zeit, 
wo fie eingehen, nicht mehr als deren .Eigens 
thum, nicht mehr als ihre Renten betrachtet, 
koͤnnen deswegen unter dieſe Diſpoſition nicht ge⸗ 
zogen werden. Niemand wird leicht hiervon das 
Gegentheil. behaupten, Eben fo; aber muͤſſen 
die. Fünftig in Abgang kommende” Stiftungen 
serfallend genannt werden, wenn ſie gleich 
im Jahr 1624 noch nicht exiſtirten, und die Mens 
ten, welche aͤltere oder jüngere Stiftungen zur 
Zeitihres: Zerfalls beſitzen, muͤſſen im gleichermaa⸗ 
ſe ihr Eigenthum genannt werden, wenn ſie 
ſolche gleich erſt nach 1624 rechtmaͤſig erworben 
haben. Alle dieſe ſind alſo dem Wortbegrif nach 
unter der von allen Stiftungen allgemein, und 
von allen ihren Renten ohne Unterſchied reden⸗ 
den Sanction dieſer Stelle begriffen; um ſo 
mehr darunter begriffen, als auch von ſtehenden 
Stiftungen die Evangeliſche Anfangs eben fo alls 
gemein ohne Ruͤckſicht auf das Entfcheidjahr die 
Menten gefodert hatten, in der Folge aber dort, 
und hier nicht_die Erwähnung des Entfcheidziels 

eingefchoben ward, Es wird zwar eingewendet: 
Der Friedensſchluß habe nirgends von Stiftuns 
gen diſponirt, die erſt nach 1624 entfichen, und 
' man habe fih den Fall gar nicht als möglich ges 
dacht, daß nad) diefer: Zeit in einem Lande einer 
Meligion neue Stiftungen anderer Meligion ent 

fiehen „ oder in seinem Lande andrer Religion 
Bun © Dd 4 neue 
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neue Renten erwerben wuͤrden. 1) Sicher iſt 
auch, daß. eine evangeliſche Stiftung in einem 
ſchon fatholifhen fand zu entfichen, oder aus eis 
nem fhon Farholifhen Land neue Renten zu er⸗ 
werben, wenig Hofnung hatte, und eben: dag 
galt umgekehrt von katholiſchen Stiftungen 
Allein wäre aud) blos der Fall hier in Ruͤckſicht 
zu nehmen, ſo iſts doch genug, daß auf der ei⸗ 
nen Seite ein ſolcher Fall nicht ganz unmoͤglich 
war, undsauf der andern eben wegen feiner Sel⸗ 
tenheit, wo. alſo vor jeden: Theil von einer Dis 
fpofition, man mochte fie ſo oder anders machen, 
wenig: Nutzen oder: Schaden vorauszuſehen war, 
Die Sache ‚einereigne umd von jenem verfchichne 
Diſpoſition nicht verdiente; eben dieß find Gruͤn⸗ 
de, anzunehmen, daß desfalls die Paciſcenten 
deſtoweniger geſonnen geweſen, eine Aenderung 
zu machen, und ſich zu uͤberzeugen, daß ſie, um 
doch ihrer Abſicht nach allen moͤglichen Strittig⸗ 
keiten vorzubeugen, auch dieſen Fall unter jener 
allgemeinen Sanction einzufaſſen, deſto weniger 
Bedenken getragen haben, zumal die Sanction 
dem gemaͤs tft, was dag gemeine Staatsrecht 
mit: fi, bringt. (. 233). Wil man: aber den 
Zell ver fo feitenhalten, daß man glaubt, diePas 
ciſcenten könnten: deffen Möglichkeit nicht gedacht 
haben; ſo erwaͤge man nur, daß eine Fatholifche 
Stiftung in Landen eines-Fatholifchen Heren nach 
1624 leicht ventfichen.,. oder Reuten erwerben 
konnte, wo erſt in der Folge durd Erbfolge oder 
Religionsaͤnderung der Landesherr ebangeiiſch 
ur 3 ward, 


Bi. siehe Suftüngen 


ward, oder umgekehrt; mithin dadurch. allemal“ 
der Fall fehr moͤglich bfich, daß eine Stift tung, 
vle erſt nach 1624 entſtanden, "oder eine | 
tungsrente, die erft nach ſolcher Zeit erworben 
worden war, Fünftig unter einem a 
audrer Religion exiſtiren 'undscingchen könne; 
man vergleiche damit, was Anfangs die Evange⸗ 
liſche in ihren — von dein Fall⸗ 
wenn ein $ändesherr durch Erbfolge oder Reu— 
gionsaͤnderung andrer Religion w rde, als’ ſein 
Land, hin und her überlegt haben, 2) und wus 
ſelbſt in dieſer Materie wegen Kirchenrenten ſie 
Anfangs von foldhen Sal einer Religionsaͤnde⸗ 
zung angetragen hatten: (SF $-) und mai wird 
eben daraus dir hinlaͤngliche Ueberzengung erhal⸗ 
ten‘, wie die Paciſtenten ben Fau denken konnten 
und wirklich gedacht haben, daß eine erſt nad) 
1624 entſtandene katholiſche Stiftung unter ei⸗ 
Se Evangeliſchen Landesherrn zur Zeit ihres 
* alls gelegen ſeyn, oder eine aͤltere unter Ka⸗ 
ſchen Renten beſitzen Fünne,chle ſie erſt nach 
PORN erworben ‘hat, und fo umgekehrt. Billig 
wird alſo dem buchſtaͤblichen Sinn nachgegangen; 
und dieſe Stelle von allen vor oder nah 1024 
entftandenen: Stiftungen-, und allen ihren wor 
oder nad) dieſer — erworbenen Renten aus⸗ 
| gelegt, Zu 


8 206 Sr aD. ©. 158. 8. E, Boͤhmer aa: 
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Be - EM, a G. 2000 1. 
Sie Auffert ige Kraft auch Wwiſchen protein 
J a ' fen Landesherren unter ſich. — 


Wenn hiernächft diefer zweite Theil der Sau⸗ | 
etion, fo wie der exſte, von; Renten aus frem⸗ 


‘den, und nicht allein von folhen aus Eatholifchen 


Zetritorien ſpricht, und. daraus bort gefchloffen 


- ward, daß ſie auch auf. Proteftanten unter fid 
"Anwendung leides. fo gilt der nemlihe Say au 


hier, 1) da alle vorige Grunde wieder anfchlas 
gen. (8:84) + Zwar wird gegen die. Anwens 
dung irgend einer Entfcheidung des fünften Arti⸗ 
kels auf, Proteſtanten unter ſich ferner noch ein⸗ 
gewendet, es wuͤrde daraus eine Rechtsdiſparitaͤt 
entſtehen, weil keine derſelben zwiſchen Katholi⸗ 
ſchen unter ſich allein gelten. Allein es ſey dieſes 
wahr, das es doch nicht ganz ift, ($.213) obwol 
bei ihnen. der Fall, wo unter ihnen ‚allein eine 
ſolche Difpofition: gelte, feltner vorfomme” 2i) 
das es hierlinsbefondere nicht iſt, weil, wenn gleich 
nicht dieſe Diſpoſition, dennoch gleiche Staats⸗ 
grundſaͤtze unter ihnen gelten, (6. 22) was ſcha⸗ 
det's? Die Rechtsgleichheit iſt nur für das Ver⸗ 
haͤltniß beeder Religionstheile gegen einander, 
nicht eines jeden unter ſich geordnet. (K. 48) 
Die Evangelifche würden ſich bedanken, wenn fie 
nicht mehr Rechte über ihre Evangeiſche Unter⸗ 
thanen haben ſollten, als katholiſche Landesher⸗ 


ven —— ihre —— Unterthanen haben, 
— Ueber⸗ 


€ 
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Ueberhin liegt hier: die Urſache einer Difparitär 
vor Augen. Nemlich zwiſchen den Evangeliſchen 
unter: ſich war vorhin über dieſen Faͤll des Ren⸗ 
tenbezugs von eingehenden Stiftungen Streit 
entſtanden, zwiſchen den Katholiſchen allein nics 
male; (9. 84) Ihre desfallſige Strittigkeiten 
mit den Katholiſchen, als den vorigen Beſitzern, 
brachten die Frage, wen fie kuͤnftig gehören fol 
ten, amd dadurch die Feſtſetzung eines auch mit 
telbar feine. Folgen gegen andere Proteſtanten 
Auffeenden Erwerbstitels mit; (F. 131) weldes 
fid) bei den Katholiſchen nicht fo verhielt. Die 
Augs burgiſche Confeßlonsverwandte konnten und 
mußten alſo hier eine auch unter ihnen ſelbſt wirk⸗ 
ſame Faſſung der Entſcheidung nothwendig fin⸗ 
den, wozu die Katholiſche für ſich nicht gleiche 

Urſache hatten, Br —— 


1) Andrer Meinung iſt Koch a; a. O. S. 161. 
Boͤhmer a. a. Di F. 40. rar Urea 
2) Sp iſt z. B. Die Verordnung, : daß das Refor⸗ 
matiousrecht der. Territorialgewalt nach deut; 
fer Staatsverfaſſung anhängig fey, eine auch 
auf Katholiſche unter fich anwendbare Diſpoſu, 
tion, obwol fie ſolche fo wenig berechtiat, es ih⸗ 
rer Kirchenverfaſſung entgegen: augzugäden, als 
wenig ein evangeliſcher Regent dadurch befugt 
wird, es gegen ſeine evangeliſche Unterthanen 
Landesverfaſſungswidrig anzuwenden. So iſt 
auch z. B. die Werorduung I, P. Ocu. Art, 53. 
20. wegen Inſinuation Der Paͤbſtlichen Provi⸗ 
onen eine ſolche, die das Intereſſe der Katholle 
Ken unter fich betrifft. J 
§. 29% 
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one et Bor. dr 


rn 


Diefe Berorduungift dem Territorialheren, unter 
dem das Klofter lag, zu But gefihrieben. " 


+. Die Perfon, ‚deren zu Gut die Rentenzah⸗ 
fung verordnet wird, iſt der Herr des zerſtoͤr⸗ 
ven Klofters oderdes Orts, worin es geles 
Ken hatte. Unter dem Wort Bloſter, dem 
in den Entwürfen der Beiſatz dee. (et cætera) ans 
gehänge war, der in-der Folge aus Verſehen, 
oder weil. man mit Recht dachte, daß er fih vom 
felbfi.verfiche, wegblieb,.r) iſt wieder Jede Stifa 
tung, als deren faͤmtliche Gattungen hier Subs 
jeft der, Rede. waren, ‚gemeint; Das: Wort: 
Herr, 2) zumal nach dem: im $ateinifhen ger 
‚ brauchten Ausdrud ( Dominus) , bezeichnet fowol 
einen Eigenthümer, als einen Oberherrn. Das 
mie ihm hier fein anderer als lezterer Sinn beis 
gemeſſen werden koͤnne, ward noch hinzugeſezt, 
oder: des Orts, worin es gelegen hatte. 
Haͤtte jener Ausdruck einen Eigenthuͤmer bes 
zeichnet; fo wuͤrden daraus die vorige Stiftungs⸗ 
befiger gegen die Abfiche dieſer Sanction 3) eis 
nen Anlaß haben ſchoͤp en koͤnnen, zu behaupten, 
es gebuͤhre ihnen: des Zerfalls der Stiftung ohn⸗ 
erachtet der fernere Bezug. Ich fage, einen 
Anlap; denn einen vollwichtigen Grund. hätte eg 
nicht abgeben Fönnen, weil das Friedensinfteus 
ment die Beſitzer geiftlicher Stiftungen, Des. 
dens perſonen oder andere, nirgend mit dem Na⸗ 
—R Zu men 


„im E 4 


— 
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men: Eigenthuͤmer, Farafterificet, noch ihnen ſol⸗ 
chen beilegen konnte, indem beede Religionstheile 
und beſonders die Katholiſche behalpteten, daß 
ſolche nicht ſich, ſondern der ganzen Kirche beſaͤſ⸗ 


ſen, nicht Eigenthuͤmer, ſondern bloße Nutznie⸗ 


fer und Verwalter ſeyen. Dieſe Behauptung 
mar. ein, Hauptgrund, woher die Katholiſche die 


Elßziehung folder Stiftungen, wenn fie, wie 


ſters die Rede fen 


haͤufig geſchah, mit der Bewilligung der beſitzen⸗ 
den Geiſtlichen von den Augsburgiſchen Confeſ— 
fionsverwandten gerechtfertigt ward, widerleg⸗ 
ten: fie war umgekehrt auch ein‘ Hauptgrund, 
womit evangelifhe Stande die Befhuldigung eis 


| nes durch deraleihen Einzichung begehenden 


Spoliums von fidy ablchnten, nnd: foldye als eis 


ne Folge der Kirchendireftion ihrer Sande darftells 
ten. — Auch dieſem Anlaß alfo ward hier 


duch vorgebogen. Denn da von einem Klofter 
wicht gefagt werden -Fann, es fen in einem Ort 
gelegen, wenn es Herr und Eigenthuͤmer deflels 
ben iſt, und der Ort folglich nur eine Iugehörde 
des Kloſters als Hauptgut ift, "mithin, ſo oft dies. 
fes. gefagt wird, - vorausgefezt werden muß, der 


Det oder das Sand: fey nicht des Klofters, fon» 


dern eines andern Eigenthum, und dennoch hier 
Herr des Klöfters oder des Landes, darin es geles 
gen, einerlei ſeyn ſoll: ſo ward damit der Satz 
unverkennbar, daß hier nicht von dem Privatei⸗ 
genthimer des Kloſters, fondern von dem Ober⸗ 
herrn des Sander und des darin gelegenen Klo⸗ 


J in 
f \ . ) 
‘ 
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2) Befold Theſ. pract. V. Herr. Wehner Obt, pract. 
—— BE | | 
3) Senniges a. a. O. $. 47. lit, m, . 


H 20%. 


Sicht dem geiftlichen Drden, der etwa vorher Be⸗ 
ſitzer der abgegangenen Stiftung war. 


Fuͤr die Wahrheit obigen Satzes leiſten die 
Traktaten weitere Buͤrgſchaft. Denn die Evans 
geliſche, aus: deren. Entwürfen die ganze Stelle, 

und auch deren Jateiniſche Faſſung gefloffen ift, 
hatten das nemliche in ihren deutſchen Projekten. 
ſo geſetzt · die Renten, fo dahin (Juden abgegans- 
genen Stiftungen) gewidmet, follten aus andern 
zerritorien nachmals in. das Territorium folgen, 
worin das abgegangene Klofter gelegen; woraus 
fich Elar. zu Tage legt, dag hier nicht von -einer 
Abfolgung an den da abgegangenen etwa anders 
waͤrts noch erifticenden Orden, der vorhin das 
Kloſter inne gehabr hatte, fondern von einer, die. 
an den gefhehen folle, der den Ort innehaben 
würde, worin es gelegen mar, die Rede fe. 
Warum aber-dennod nicht blos Herr des Terris 
toriums gefet, fondern erklaͤrungsweiſe Herr 
des. Kloſters beigefuͤgt worden, anzudeuten, 
daß von einer Perſon die Rede ſey, welche Herv 
des Kloſters ſo wie des Orts in gleichermaaſe ge⸗ 
nannt werden koͤnne, davon iſt die Urſache in der 

ji | dama⸗ 
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damaligen Staateverfaflung zu fuhen Manche 
Klöfter hatten nemlic einen Bezirf von mehres 
. zen Ortſchaften um fi) herum, woruͤber fie Leib⸗ 
bersfchaft, niedere Gerichtbarkeit, aud wohl 
noch mandye andere vorzuglichere Herrſchaftsrech⸗ 
te hergebracht hatten, ohne deswegen unmittelbar 
zu ſeyn. Von ſolchen Fonnte in gewiſſem Sinn 
geſagt werden, daß ſie ein Gebiet haͤtten, Herrn 
des Gebiets ſeyen. Aber widerſinnig waͤre es zu 
fagen,' daß fie auch Oberherrn des Kloſters, alfo 
Dberheren von ſich felbft feyen, fondern.unter fol- 
chen Umſtaͤnden Fonnte nur der Neihsftand un. 
‚ter dem Ausdruck: Herr des Klofters und zus 
gleich des Bezirks, worin es gelegen, hezeichnet wers 
Ren, dem. die Obrigkeit und Schutzherrſchaft 
über. das Klofter, mithin nach feiner Erledigung 
das Recht auf Ergreifung feiner Temporalien 
und anderweite Anordnung darüber zuftand, 
Dusch diefe Verbindung. beeder Ausdrüde war 
alfo der fiherfte Weg exwäahlt, der Misdentung 
auszumweichen, als ware diefe Verordnung dem 
Orden, der. des abgegangenen Klofters voriger 

Beſitzer war, zu Gut gefhrieben, 


F §. 203⸗ 
Auch nicht dem Dioͤceſanvotſteher ſolcher 
2a Sun 
Ehen jene aus den Traktaten gefhöpfte Bes 


merkung lehret aber and) ferner, daß unter diefem 
Kasse; 4 | Ober⸗ 





432 VII. Stil. Bon den Remten Fünftig 


Oberheren des Kloſters von dem hier die Redẽ 
iſt, nicht deſſen Dioͤceſanobrigkeit, ſondern die 
Staatsobrigkeit verſtanden ſey, von deren allein 
in einem Staatsgef etz geſagt werden kann: 
fie fen Herr des Orts, worin die Stiftung ge⸗ 
legen , ‘auf die allein der ehemalige Ausdruck⸗ 
(in das Territorium folgen laſſen, worin die 
Stiftung gelegen) paſſet, als der aller Orten in 
dieſem Religionsvertrag, wo er vorkommt, nicht 
den eben derſelben Dioͤceſangewalt unterworfe⸗ 
nen, ſondern den einer und derſelben Staatsobrig⸗ 
keit gehorchenden Theil des deutſchen Reichs an⸗ 
deutet. 1) Ohnehin wird die geiſtliche Obrig⸗ 
kelt in dein Friedensſchluß nie mit dem Work? 
Herr der Stiftung, noch weniger mit dem 
Ausdruck: Herr des Orts, worin eine Stif⸗ 
tung ‘gelegen, bezeichnet. Wo lezterer nicht ſel⸗ 
sen in dem Friedensinſtrument gebrauchter Aus⸗ 
druck vorkommt, bedeutet er jedesmal den weltli⸗ 
chen Regenten, 2) an ſtatt daß, wo von einem 
geiſtlichen Oberherrn die Rede iſt, ſolcher, wenn 
er nicht mit ſeinem Amtsnamen benennt iſt, (als 
Biſchov u. fe m) 3)- jedesmal durch den Aus⸗ 
deu: Obrigkeit oder geiſtliche Öbrige 
keit, fenntlid gemacht wird, +) obgleich jencr 
bloße Ausdrud: Gbrigkeis, nicht umgekehrt 
immer eine geiftliche Obrigkeit andeutet, fondern 
auch von der weltlichen gebraucht wird, 5): Die⸗ 
fe Betrachtungen, verbunden mit dem, daß ſchon 
der Religiongfricde dem Staatsregenten vermoͤg 
feines ſtaͤndiſchen Beſitzes an den Seiftungent * 
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mar Sande, und der ihm darüber zuftchenden Kar 
ſtenvogtei und Schuggerechtigfeit, das Recht der 
Einfoderung der auswärtigen Renten, felbft 
‚Bei ftehenden Stiftungen, freilid nur zum Vor⸗ 
£heildiefer Stiftungen, beigelegt hatte, (F. 113) 
und daß in dem Speieriſchen Reichsabſchied von 
2544 verordnet war, wie auch Feine mit einer 
ſolchen Stiftung vorgehende kirchliche Aenderung 
jene Rentenzahlung ändern ſolle; daß endlich 
felbft unter Kaͤtholiſchen, fo hoch auch damalen 
noch die Verehrung der Kirchengewalt war, dens 
noch dem weltlichen Negenten niemand die Ober⸗ 
adminiftration und Eintreibung der Renten ſtrit⸗ 
tig machte, und niemand dem geiftlihen Didces 
fanvorficher das Recht beilegte, ſolche Stiftun« 
gen auflerhalb dem Reichzegnd, wozu fie gehoͤr⸗ 
ten, zu verwenden, mithm wohl ohne Abbruch 
der damals ublichen aeiftlihen Gewalt dem Fathos 
liſchen weltlichen Negenten, nicht aber ohne des, 
zen merkliche Erweiterung dem Dibcefanvorfteher: 
in. einem Fatholifhen Sand das Einforderungss 
recht beigelegt werden Fonnte; alle diefe Betrach⸗ 
ungen, fage ich, legen dar; daß hier nur von 
dem Territorialherrn die Mede fe 6) 





4) Man febe 1. P. Oxm. Ars. 5. 8. 25. V. de vel ig. 
territgriis; $. 26. V. tertitoriis vel ditionibus;, 
$. 28: V. refpeftu territorii; $. 29. V. in tekri- 

coriis ſuis; $. 36. V. ratiöne territorli; $. 36; V. 
. & territori Domino; 8. 43: V. tärkitörii jurs 
$- 46: V. extra territoriam; $. 47. V. ir älies 

( nis teffiterüs; 6,48; V;: nr termings.terfiröfiis., 

. - . 22 


Gweiter Ch.) d 2) 


434. VL Stuch Von den Weiten fünftig 


a) Mär ſehe Ibidem ‘Art, 5. 29. . ‚reluentgem: 
- — Dominymi; G. 30. V. Domini 22 Saga 
&36. V. a tęrritorii Domipo; q. 37. V.territoriorum. 
Domioip; $. 42, V. Dominus feudi;' Art. 7. G, 1. 
? V.territorii Dominus;' Art. 7. $.2. V. Domini fui, 
533. B. P. Osn. Art. 528.48. & S. 49. ſodann 
Art, 13.9 8. V. Epiſcopus, Metropolitanus. - 
4) Siehe Tbid. Art. 5. 9. 26..V. NMagiſtratui Catboli- 
5: corumj; Magiftratui ecclefiaftica, -. P 
) Bergleiche Ihid, Art. 5. $. 48..V» Auguftenz Can 
 fefipnis Magiftratuum ; $. 50. Ve ie 1e- 
* ligionis magiſtratus. 
6 Henniges a. a, O. lit. m. — a a. o. im 
— S. 21. ar ll | 


— — 204. 
Si beſtimmt das — aidtaber ie 
Art und ger der Verwendung. 





Dis endlich, „was. dieſe Stelle — be⸗ 
ehe darinn, daß ſolche Menten dem Herren ber: 
Stiftung ausgezahlt werden ſollen; Einis 
ge Aumerkungen ſeyen zu deſſen vollſtaͤndigen Auf⸗ 
ſchluß hinlaͤnglich. Die Zahlung wird a) nicht 
nach dem Maasftab ‚eines: gewiſſen Beſitzes ver⸗ 
ordnet, es kommt mithin, wenn über die Recht—⸗ 
maͤſigkeit einer ſolchen Rente Streit entſtehet, 
noch immer auf die buͤrgerliche Guͤltigkeit der 
Erwerbtitel an, rechtmaͤſige Enreden gegen dieſe 
bleiben zulaͤßig, (F. 108) nur jene, die aus der 
Meltgionsverfchledenheit oder dem Zerfall der 
——— Pen entlehnt werden mögen, = 


/ 
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Bier abgeſchnitten. b) Die Art der Zahlung iſt 
hier nicht beſtimmt. Die bleibt alſo nach wie vor, 
ſo wie ſie die Natur jedes Gefaͤlls mitbringt. 
So bleiben denn auch alle vorige Laſten, die ihm 
in Verhaͤltnis gegen die Staatsgewalt oder die 
Kirche des Landes, worinmn es liegt, oblagen, 
thm auch nach der Stiftungserledigung anhängig. 
Das Bemaͤchtigungsrecht, das hier dem Herrn 
der ledig werdenden Stiftung auf die Renten 
gegeben iſt, kann andere nicht von ihren darau 

habenden Rechten verdringen, kann dem neuen 
Defiger in dem fremden Staat: Fein groͤſſeres 
Recht geben, als diefer dem alten Befiger, an 
deſſen Stelle jener tritt, vergoͤnnt hatte. Urthei⸗ 
le, die gegen dieſen vorhin ſolcher Renten wegen 
rechtskraͤftig ergangen waren, Vertraͤge, die ſol⸗ 
cher daruͤber guͤltig abgeſchloſſen Hatte, muß anch 
er gegen ſich gelten laſſen. Leztlich e) iſt nicht 
geſagt „wozu die gezahlte Rente verwendet werden 
el, Natuͤrlicherweiſe iſt alſo diefes hier dem 
Ermeſſen des Herrn, der ſie empfangen fol, übers 
laſſen. Eben deswegen aber, weil hier nichts 
beſonders verordnet iſt, ſo verſteht es ſich dabei 


von ſelbſt, daß dieſes Ermeſſen Landesverfaſſungs⸗ 
maͤſig geſchehen muͤſſe. Iſt alſo in einem eyans 
geliſchen Sand, worinn eine ſolche Stiftung eins 
geht, eine gewiſſe Norm oder Form vorgeſchrie⸗ 

Ben wornach über das Kirchenvermoͤgen diſponirt 
werden ſoll, fo wird der evangeliſche Stantsres 
gent durch diefe Sanction ſolcher VBerbindlichkeig 
nicht entladen: hat aber aufler dem Feine Schul⸗ 
e 2 dig⸗ 


436 VIII. Stuͤck. Bon den Renten kůnftig 


diakeit, fie den vorigen Meligionsgenoffen zuzue⸗ 
wenden, fondern ihm ſteht freieDifpofition darüber 
zu. 1) ben fo wird dann aber auch der Fathos 
liſche Staatsregent durch fie nicht frei von dew 
mehreren oder minderen. Befchranfungen,. welche 
wegen Art-der Verwendung und Form der Die _ 
fpofition ‚in jedem Fatholifchen Territorium durch 
Die hierarchiſche Verfaſſung diefer Religton herges 
bracht find. Diefe Verordnung, die nur das 
Erhebungsrecht gegen Anfprücheauswärtiger 
Sandesheren. fichert, nimmt -und giebt dem welt 
lichen und dem geiftlihen Arm nichts: von denen 
Rechten, die ihm wegen der im Land zu machens 
den Verwendung folder in Fatholifchen Landen 
eingehender user verfallungsmaäfig zuftehen, 2) 


1) Wer voll von ber dee einer allgemeinen Theis 
lung des Kircheneigenthums zwiſchen beeden 
Religionen nach dem Maasſtab des Entſcheid⸗ 
BR: bem muß. e8 freilich eine auffallende 
ücke im Syſtem machen hier eines katholtfchen 
Klofters Rente gegen dieſen Zuftand in die Hände. 
eines evangelifhen Landesherrn oder umgekehrt 
fommen zu ſehen. Daran iſt aber alddann nicht 
der Friedensſchluß, fondern dag ihm untergefchos 
bene Syftem ſchuld. Der erſte Plan der Evangelts 
ſſchen war, fich alle Klöfter und Kirchenguͤter in 

. Ihren Sanden, auch die, fo noch in katholiſchen 
änden waren, jusneignen. von Meiern a.c.D, 

| u bie im Entfcheidjahr noch katholiſch waren 
für. jene einzelne Gefelfchaften,, die fie damals 

‚ befaffen , lieffen fie bald zutuͤck. &bendaf. Yänger 
bielt es ſchon, big fie ſolche auch für andere; die 

in gewiſſen Gallen an deren Stelle —— ad 

| } en 
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den duͤrfen, gurüclieffen Allda. Allgemein für den 
sangen Religionskoͤrper fie zurückulaffen,, das 
ward nie verlangt, mie bewilligt. Wo alfo 
jegt noch Fälle find, darınn nach dem Friedens⸗ 
ſchluß jened Zueignungsrecht eintritt, da muß 
ed auch im Mangel bedungen⸗er befonderer Nor⸗ 
“men mit eben jenen Solgen eintreten, womit 
es vor dem weſtph. Srieden kraft Religionsfrie⸗ 
dens geuͤbt ward, — Kuͤnftig ad I. P. Osn. 
Art. 5. $. 26. hiervon ein mebrereß! 
8) Unerheblih ift daher der Einwurf, es koͤnne 
dieſe Stelle von katholifhen Stiftungen katho⸗ 
liſcher Lande nicht gemeint geweſen ſeyn, weil. 
— zur Zeit des Friedengfchluffes kein Katholiſcher 
den Gedanken haͤtte haben koͤnnen, ſolche einge⸗ 
hende Kirchenguͤter dem Landesfuͤrſtlichen Fiſcus 
zuzueignen, (Koch a. a. O. S. 176. 179. & 189) 
indem dieſe Stelle das ſo wenig erlaubt, als 
verbietet. | 


$. 20 5, | 
Nicht Reftriction,, fondern Sicherheit ber Anwen⸗ 


dung der Älteren desfaljigen Staatsgrund⸗ 
fäge mar alfo Plan dieſer Sanchon. 


Aus der bisherigen Darfteluug ergiebt fi 
folgendes, als der Plan diefer Verordnung. Ob⸗ 
mol die meifte Stiftungen auswaͤrtige Renten 
haben, die. fuͤr die Zukunft fortgezahlt werden 
follen, fo machte doch die in folhen Stiftern eins 
geführte Reformation einen Zweitel, obalsdann 
bie Sortzahlung gefihehen folle, und nadıdent 

auch dieſer durch den Speierifchen Reichsabſchied 
Ru. Ge; ‚ von 


—ñ— —— 
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von 1344 gehoben war, da vermoͤg deſſen die 
Renten in das Territorium wo das Stift gelegen 
fort gereicht werden ſollten, welcher Religion 
auch die Stiftung, ſeyn mogte, fo blich doch nun 
por den weiteren Zweifel Raum, ob ſich diefes 
auch auf. den Fall erſtreke, wenn eine: Stiftung 
gar eingezogen oder -abgangig wuͤrde. Diefer 
wird'in’ der gegenwärtigen Stelle gchoben; jene 
Verordnung des Meichsabfihicdes wird auch für 
dieſen Sal ſancirt; ſie wird fo. ſancirt, daß ſie 
wie jene eine wechſelſeitig gleiche Verbindlichkeit 
aufſtellt, und eben damit in dem Punkt ſolches 
auswärtigen Rentenbezugs allen Saamen zu kuͤnf⸗ 
tigen Strittigkeiten gaͤnzlich ausrottet. — So 
erſcheint die Sache nach den. Thatumſtaͤuden, 
die ein Privatmann bei dergleichen Auslegungen 
au Huͤlſe nehmen kann. Wie weit in den gehei⸗ 
men Schatz der Archive andere verborgen ſeyn 
koͤnnen, oder zufammenftimmende Staatsver⸗ 
haͤltniſſe in Stand find, dennoch eine abweihende 
Verſahrungsart Deutfcher $andesheren zu grüns 
den, das laͤßt ein Privatſchriftſteller billig dahin 
geſtellt ſeyn. So viel ift wenigftens gewiß, daß 
bei Aufhebung des. Jeſuiterordens mehrere Fachos 
liſche Reichsfürften den gegenfeitigen Geundfag, 
nemlich eine bei ſolchem Abgany dee Stiftung - 
eingeetende Trennung der Renten, geltend zu 
machen gefucht, alfo vor recht schalten. has 
ben, 1) und. daf chen deswegen nun im ums 
gekehrten Sal, wo nicht allen. ewangelifhen - 
Ständen, doch denen, die. vorhin unter jenem 
; hm Grund⸗ 


— 
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Grundſatz katholiſcher Stände gelitten haben, 
eben dadurch vermoͤg der Rechtsgleichheit das 
wohlerworbene Recht zugewachſen ſey, ſich gleichen 
©rundfages zubedienen, ($..55) und daß ſelbſt, 
wenn diefe Stände mitielft Ausheferung der vorher 
entzogenen Renten von ihren vorigen Grundſaͤtzen 
abweichen wollten, audy dadurch jenen die einmal ers 
worbene Befugnis, ſich gleichen Rechts zu bedies 
nen, nicht aus den. Händen gewunden werden 
Fönne, (K. 55. 


1)3. B. das Kuͤrhauß Baiern gegen die Stadt 
Augsburg; der Herr Bifhov von Speier ges 
gen * Herrn Marggraven von Baden Durch⸗ 

ucht. 
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Sak angenemmen worden; daß Zehenden Kir⸗ 
cheneigeuthum, und auch in Haͤnden der Laien 
im Zweifel, wenigſtens ſobald einige Spur eines 
ehemaligen Verbands mit. der Kırche fi) zeigte, 
dafuͤr zu halten, und nur, wo ganz keineSpur eines 
folhen Verbands erhellet, foldye vor weltlich ans 
zunehmen feyen, 7) und eben deswegen führet 
fie auch unfer Feiedensfhluß unter der Zahl dew 
Kirchenrenten ($. 95 & 1144) 


I) Hieronienus in Comment: ad Cap. 3: Malachiae, 
(Anno 408.) Augufinus in Sermone 219. de — 
pore (Anno 420.) ViDs: can, 65. © 66. € 


16. 
2) et Mogüntinum de A. 813. Cap. 38 &u. 
(in Rieger Corp, jur, eccl germ. T. 2. pag. 62.) 
Aus Handbuch der Reichsgeſchichte $. 51 
qq: ‚Schorfelius de antig. in Germ, Jur.C, 8. 
8) S. 4.3. de Beulwiz de Decimaram Thuringic, 
a Moguntinis Archiepiscopis olim exactarum Jußti- 
tia. Fleury hilt- ecclef. T, ı2. L. 58. $. 45. : 
4) Schilter de libert. Ecclef. germ, L. 5. C. 6. $. 5. 
‘ Brückner ‘de emendata occaſione reformarionis 
'. " do&rina de decimis Seh, 1. $. 6, - 
> 5 J!.Brüknerl, c. §. 7. Itter defeudis imp. C. 8. $. 10. 
Cranzin Mewopeli L, I. C. 2. Gryphiander in 
Weichb. Sax. C. 30. 
6 > Cap. ı7 & 19.X X de decimis. Syring vom Zehend⸗ 
„recht C. 3. 9. 6. 
» Lehnre e Cap. 11. Sloſſ col. 15 vergl. mit 
Ari: — ad Art. — 28. 
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Wegen des Neubruchzehenden blieb aber immer 


einiger Streit zwiſchen dem Staat und. 
| der Kirche. | — 


In— ſeiner Ausübung fonnte diefes Keht 
— eben weil es eine Rente von dem Erwachs 
war, ſich jedesmal mur auf angebautes oder nutz⸗ 
bares Land verbreiten. Wenn nun Land neu au⸗ 
gebaut wurde, ſo entſtund ein Erwachs, bei dem 
die Kirche noch nicht im Beſitz der Zehendhebung 
war, und wurde dadurch die Frage moͤglich, ob: 
auch auf ſolches das Zehendrecht der Kirche aus⸗ 
gedehnt werden dürfe? Dieſe entſchieden die 
paͤbſtliche Decretalen freilich ſehr kraͤftig zum 
Vortheil der Kirche. 1) Es wurden aber im 
Deutſchland die unangebauten Orte meiſtens fuͤr 
Staatseigenthum, oder wenigſtens als etwas, 
das der Staatsherrſchaft vorzüglich unterworfen: 
iſt, geachtet; 2) deren Occupation und Anbau 
hieng daher von der Bewilligung des Regenten 
ab. Dieſer ſuchte bei Ertheilung einer ſolchen 
Erlaubniß wie billig, davon einen mehreren Nur: 
zen als von anderem Land, das urſpruͤnglich ein 
Eigenthum der Unterthanen geweſen war, fuͤr 
den Staat zu ziehen. Der ficherſte Weg, der. 
zugleich dem Anbauenden, als eine gewohnte Art 
der Abgift, am mindeſten druͤckend ſcheinen mußte, 
war die Zehendreichung. Dieſes war daher die⸗ 
jenige Seaatelaf,, die dem Untershanen bei ſol⸗ 
— gen 
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2) Man fehe Ibidem Art, 5, 27. V. reluentem: 
Dominum); ‚$.30. V. Domini territorii; $. 34, 
& 36. V,aterriteriiDomino ; $. 37. V.territoriorum 
Dsminis; $.42, V. Dominus feudi; Ars. 7. 6, ı, 
-  Viterritorii Dominus;' Ars. 7.$.2. V. Domini fui, 
3)3. B. J. P. Om. Ars, 5.9.48. & G. 49. ſodann 
| Art, 13. 9. 8. V. Epifcopus, Metropolitanus, 
.4) Siebe Ibid. Art. 5.'$. 26..V. Magiftratui Catholi- 
corum, Magiftratui ecclefiaftico, 
5) Vergleiche Ibid. Art. 5.9. 48. V. Auguftanz Con- 
: fefionis Magiftratuum ; G. so. V. utriusgde re- 
ligionis magiftratus, 
6) Aenniges a. a. D. lin m. Koch a. a. D. im 
Poſtſcript ©: 21. 


ee er 





Sie beftinmmt das nicht aber die 
Art und For der Verwendung. 


“; Das endlich, was dieſe Stelle verordnet, bes 
ſtehht darinn, daß ſolche Reuten dem. Herrn ber 
Stiftung aus geza hlewerdenfolln; Eini⸗ 
ge Anmerkungen ſeyen zu deſſen vollſtaͤndigen Auf⸗ 
ſchluß hzinlaͤnglich. Die Zahlung wird a) nicht 
nach dem Maasftab eines gewiſſen Befitzes ver⸗ 
ordnet, es kommt mithin, wenn über die Recht⸗ 
maͤſigkeit einer ſolchen Rente Streit entſtehet, 
noch immer auf die buͤrgerliche Guͤltigkeit der 
Erwerbtitel an, rechtmaͤſige Enreden gegen dieſe 
bleiben zulaͤßig, (F. 108) nur jene, die aus der 
Rellgionsverſchiedenheit oder dem Zerfall der 
Srtiftungen hätten entlehnt werden mögen, —* 

— er 
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Bier abgeſchnitten. b) ; Die Art der Zahlung ift 
hier nicht beſtimmt. Die bleibt alfo nad wie vor, 
fo wie fie die Natur jedes Gefaͤlls mitbringt. 
So bleiben denn auch alle vorige Laſten, die ihm 


Kirche des Landes, worimn es liegt, oblagen, 
ihm auch nach der Stiftungserledigung auhaͤngig. 
Das Bemaͤchtigungsrecht, das hier dem Herrn 
der ledig werdenden Stiftung auf die Renten 
gegeben iſt, kann andere nicht von ihren darai 
habenden Rechten verdringen, kann dem neuen 
Beſitzer in dem fremden Staat kein groͤſſeres 
RMecht geben, als dieſer dem alten Beſitzer, an 
deſſen Stelle jener tritt, vergoͤnnt hatte. Urthei⸗ 
I; die gegen dieſen vorhin ſolcher Renten wegen 
rechtskraͤftig ergangen waren, Vertraͤge, die fol⸗ 
cher daruͤber guͤltig abgefchlöffen hatte, muß auch 
er gegen fich gelten laffen, Leztlich c) iſt niche 
geſagt, wozu die gezahlte Rente verwendet werden 
00, Natuͤrlicherweiſe ift alſo diefes hier dem 
Ermeffen des Hexen, derfieempfangen fol, übers 
Iaffen. Eben deswegen aber, weil hier nichts 
befonders verordnet iſt, fo verficht eg fich dabei 
von felbft, daß diefes Ermeffen Laudesverfaſſungs⸗ 
mäfig gefchehen muͤſſe. Iſt alfo in einem eyan⸗ 
aelifhen Sand, worinn eine folhe Stiftung eins 
geht, eine gemiffe Norm oder Form vorgefchries 
ben, wornach über das Kirchenvermögen diſponirt 
Verden: fol, fo wird der evangelifhe Staatsre⸗ 
gent durch diefe Sanction folder Verbindlichkeit 
sicht entladen: hat aber auffer dem Feine Schuls 
85, e 2 dig⸗ 
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diakeit, fie den vorigen Religionsgenoſſen zuzu⸗ 
enden, fondern ihm ſteht freieDifpofition darüber 
zu. 1) ben fo wird dann aber auch der Fathos 
liſche Staatsregent durch fie nicht frei von den 
mehreren oder minderen Beſchraͤnkungen, welche 
wegen Art der Verwendung und Form der Di⸗ 
ſpoſition in jedem katholiſchen Territorium durch 
Die hierarchiſche Verfaſſung dieſer Religton herge⸗ 
bracht ſind. Dieſe Verordnung, die nur das 
Erhebungsrecht gegen Anſpruͤche auswaͤrtiger 
Landesherrn ſichert, nimmt und giebt dem welt⸗ 
lichen und dem geiſtlichen Arm nichts von denen 
Rechten, die ihm wegen der im Land zu machen⸗ 
den Verwendung ſolcher in katholiſchen Landen 
eingehender Guͤter verfaſſungsmaͤſig zuſtehen. 2) 


1) Wer voll von ber Idee einer allgemeinen Theis 
Jung des Kircheneigenthums zwiſchen beeden 
Reltgionen nach dem Maasſtab des Entſcheid— 
2 ift, dem muß es freilich eine auffalfende 
üce im Syſtem machen , hier eines katholiſchen 
Klofterd Rente gegen diefen Zuftand in die Hände. 
eines evangelifhen Landesherrn oder umgekehrt 
fommen zu ſehen. Daran ift aber alddann nicht 
: ber Sriedensfchluß, fondern dag ihm untergefchos 
bene Syſtem ſchuld. Der erftePlan der Evangelts 
ſchen war, fich alle Klöfter und Kirchengüter in 
. Ihren. Landen, auch die, fo noch in katholiſchen 
| änden waren, jusneignen. von Meiern a. a. O. 
| — die im Entſcheidjahr noch katholiſch waren 
für jene einzelne Geſeliſchaften, die fie damals 
beſaſſen, lieſſen fie bald zutuͤck. Ebendaſ. Fänger 
hielt es ſchon, bis ſie ſolche auch für andere; die 
in gewiſſen Faͤllen an deren Stelle ——— 
F 4 i + 
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den dürfen, zuruͤcklleſſen Allda. Allgemein für den 
ganzen Religionskoͤrper fie zuruͤckzulaſſen, das 
ward nie verlangt, nie bewilligt. Wo alſo 
jegt noch Fälle find, darınn nach dem Friedens⸗ 
ſchluß jenes Zueignungsrecht eintritt, da muß 
es auch im Mangel bedungen⸗r befonderer Nor⸗ 
‚men mit eben jenen Folgen eintreten, womit 
— es vor dem weſtph. Frieden kraft Religionsfrie⸗ 
dens geuͤbt ward. — Kuͤnftig ad I, P. Oen. 
Art. 5. $. 26. hiervon ein mehreres! 
e) Unerheblich iſt daher der Einwurf, es koͤnne 
dieſe Stelle von katholiſchen Stiftungen katho⸗ 
liſcher Lande nicht gemeint geweſen ſeyn, weil. 
zur Zeit des Friedensſchluſſes kein Katholiſcher 
den Gedanken hätte haben koͤnnen, ſolche einge⸗ 
hende Kirchenguüter dem Landesfuͤrſtlichen Fiſcus 
ijuzueignen/ (Koch a. a. O. S. 176.179: & 189) 
indem diefe Stelle das fo wenig erlaubt, als 
verbietet, 


$. ze 5, 
Nicht Reſtriction, fondern Sicherheit der Anwen» 


dung der Älteren desfaljigen Staatögrunde 
fäge war alſo Pan Diefer Sanchon. 


- Aus der bisherigen Darftelluug ergiebt fi 
folgendes, alsder Plan dieſer Verordnung. Ob⸗ 
mol die meifte Stiftungen auswärtige Renten 
haben, die. fir.die Zukunft fortgezahlt werden 
ſollen, fo machte doch die in ſolchen Stiftern eine 
gefuͤhrte Reformation einen Zweifel, ob alsdann 
die Fortzahlung geſchehen ſolle, und nachdem 
Kup, — durch den ir Reichsabſchied 

| von 
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von 1544 gehoben: war, da vermoͤg deſſen die 
Renten in das Territorium wo das Stift gelegen 
fort gereicht werden follten,” welcher Religion 
auch die Stiftung, feyn mogte, fo blieb Doch nun 
vor den weiteren Zweifel Raum, ob ſich diefes. 
auch auf. den Fall erſtreke, wenn eine: Stiftung 
gar eingezogen oder -abgangig wuͤrde. Diefer 
wird’in’ der gegenwaͤrtigen Stelle gchoben; jene 
Verordnung des Reichsabſchiedes wird auch für 
Dicfen Fall ſancirt; [x wird fo: fancist,. daß fie 
wie jene eine wechfelfeitig gleiche: Verbindlichkeit 
aufftellt, und eben damit in. dem Punkt folches 
auswärtigen Rentenbezugs allen Saamen zu fünfs 
tigen Steittigfeiten gaͤnzlich ausrottet. — So 
erfcheint die Sache nah den. Thatumſtaͤnden, 
die ein Privatmann bei vergleichen Auskegungen 
au Hülie nehmen Fann. Wie weit. in den geheis 
men Schatz der Archive andere verborgen ſeyn 
Fönnen,. oder zuſammenſtimmende Staatsver⸗ 
haͤltniſſe in Stand find, dennoch eine abweichende 
Verſahrungsart Deutfcher Landesherrn zu grins 
den, das läßt ein Privarfchriftfteller billig dahin 
geſtellt ſeyn. So viel ift wentgftens gewiß, daß 
bei Aufhebung des. Jeſuiterordens mehrere Fachos 
liſche Reichsfuͤrſten den gegenfeitigen Grundſatz, 
nemlich eine bei ſolchem Abgang der Stiftung 
eintreteude Trennung der Renten, geltend zu 
machen geſucht, alfo vor recht gehalten. has 
ben, 1) und. daß chen deswegen nun im ums 
gekehrten Sal, we nicht allen. coangelifhen 
Ständen, doch denen, die. vorhin unter jeuen 
u —— Grund⸗ 
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Grundfag katholiſcher Stände gelitten haben, 
eden dadurch vermög der Rechtsgleichheit das 


.,. 24 


abweichen wollten, auch dadurch jenen die einmal er⸗ 
worbene Befugnis, ſich gleichen Rechts zu bedie⸗ 
nen, nicht aus den Haͤnden gewunden werden 
koͤnne. (K. 55. 


| a) 3. B. das Kuͤrhauß Baiern gegen die Stadt 
Aussburg; der Herr Biſchov von Speter' ger 
gen I Herrn Marggraden von Baden Durch⸗ 
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449 IX. Seid, Von dem Recht der Kirche 
Reuntes Stu 7 
Don dem Neubruchzehendrecht ſo weit bie 


-_ = og t —7 — 


| ee ET a . 
Das Zehendrecht überhaupt wird ſo tie an 
dermärts im Staatsrecht, alſo auch in dieſem 
FVriedensſchluß für ein Kirchenrecht ange⸗ 

fehen. . 


Ehe die Cheiftliche Kirche in Deutſchland Fuß 
faßte, hatte fie ſchon jener Art von. Gefälle ,- die 
unter dem aus. der jüdifchen Kirchenverfaflung 
entlehnten, und mit vorgebildeter Fortdauer des 
für jene gegebenen Göttlihen Befehls ehrwuͤrdig 
gemachten Namen der Zehenden von allem Er⸗ 
wachs gehoben wurden, ſich alg eines vermög ihren _ 
Einfegung felbft ihr zufommenden Eigenthums 
bemäphtiget, 1) Mit ihrer damaligen Kirchen⸗ 
verfaſſung gieng auch dieg ausſchließliche Zehen⸗ 
zeht nad) Deutſchland uͤber. 2.) Anfangs fand 
es freilich, in der Abneigung dee neubekehrten 
Völker gegen diefa neue Auflage, und in der da⸗ 
duch, aus Politik nöchig gewordenen MNachſicht 

groſſen Widerſtand. 3) Doech nach und er 


PR 
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wie die Ehrfurcht gegen die Geiſtlichkeit tiefer 
wurzelte, und die Megentengewalt ausgebildeter 
ward, befam auch die Ausubung diefes der Kirch 
. von den Degenten ftillfehweigend uberlaflenen 
Zehendrechts mehr Allgemeinheit, und Sachſen, 
Brandenburg, nebft dem noͤrdlichſten Theil von 
Meftphalen, die bei der Rauhigkeit und dem krie— 
gerifhen Geiſt der Nation fpäter ihren Nacken 
dem hierarchiſchen oder politifhen Joch beugten, 
waren vielleicht die einzigen Gegenden, wo diefee 
ausſchließliche Zehendrecht nie zu einem allgemeis 
nen Sandesgebrauh erwuchs. 4) Wenigſtens 
tft fo viel gewiß, daß, wenn anderwaͤrts in dem 
mittleren Zeitalter dog. deutſchen Staats wieder 
ein groſſer Theil. der Zehenden in weltlichen 
Handen war, dicſes nicht ſowol daher ruͤhre, 
- als hätte die Kirche urſpruͤnglich zu deren ange: 
ſprochenen Beſitz nicht aelangen können, als viel⸗ 
mehr daher, weil bei dem damals herrſchenden 
Fauſtrecht die Kirchen, um hinlänglihen Schuges 
ſich zu verfichenn , durch eigenthuͤmliche oder Tes 
hensweife Begebung ihrer Güter ſich Freunde zu 
machen ihrem Intereſſe gemäß fanden. 5) Hier—⸗ 
von zeuget dag dirtte Eoncilium in fateran, wel 
ches nicht gegen. der Laien unterlaffende gehend“ 
reichung, fondern gegen der Geiftlihen Zehend⸗ 
> veräufferungen an Laien eifert, zum Zeichen, 
daß Feinesweges Nichterwerb, ſondern nur Nicht 
erhaltung die damalige Klage der Kirche in Ber 
zug auf das Zehendrecht war. 6) Es iſt Daher 
ederzeit ea für einen uns 
23 | e9— ah 
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Sa angenommen worden, daß Zehenden Kira 
cheneigesthum, und auch in Händen der Laien 
im Zweifel, wenigftens fobald einige Spur eines 
ehemaligen Verbands mit. der Kırche ſich zeigte, 
dafuͤr zu Halten Tund nur, wo ganz keineSpur eines 
folhen Verbands erhellet, foldye vor weltlich ans 
zunchmen feyen, 7) und eben deswegen führet 
fie auch unser Friedensfhluß unter der Zahl d dee 
Kirchenrenten auf. ( $. 95 &1 144) 


r) Hieronimus in Comment: ad Cap. 3 Malachiae, 
(Anno 408.) Augufinus in Sermone 219. — 
pore (Anno 420.) VıDS: can, 65. © 66. C 


| 16. 

a) — Mogüntinum de A. 813. Cap. 38 &aı. 
(in Rieger Corp. jur, eccl germ. T. 2. pag. 62.) 
Puͤtter Handbuch der Reichsgeſchichte JF. 51. 
N. gg: Schotteliut de’ antiq. in Germ, Jur. C. 8. 

3) ©. z. B. de Beulwiz de. Decimaram Thuringic, 
a Moguntinis Archiepiscopis olim exactarum Jufti- 

; ia, Fleury hilt- ecclef. T, ı2. L. 58. $. 45. 

4) Schilter de libert. Ecclef: germ, L. 5. C. 6. . 5. 

‘ Brückner ‘de emendata  occalione reformiarionis 

. " do&rina ds decimis Seh. 1... 6. 

SBrubner l. c,.,.7. Itter defeudis imp. C. 8. $- 10, 

j Cranzin Metropeli L, I. C. 2. Gryphiander in 
Weichb, Sıx. C. 30. 

6 ) Car ı7 & 19. X de decimis, Syring vom Zehend⸗ 
recht C. 3. 6. 6. 

7 Lehnrecht Cap. 11. Gloſſ. col. 15 vergl. mit 
regt — ad Art. 49 L 25. | 
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Wegen des Neubruchzehenden blieb aber immer 


einiger Streit zwiſchen dem Staat. und 
der Kirche. ne 


In— ſeiner Ausübung konnte dieſes Het 
— eben weil es eine Rente von dem Erwachs 
war, ſich jedesmal nur auf angebautes oder nutz⸗ 
bares Land verbreiten. Wenn nun Land neu au⸗ 
gebaut wurde, ſo entſtund ein Erwachs, bei dem 
die Kirche noch nicht im Beſitz der. Zehendhebung 
war, und wurde dadurch die Frage möglich, ob. 
aud auf ſolches das Zehendrecht der Kirche aus⸗ 
gedehnt werden duͤrfe? Diefe entſchieden die: 
päbftlihe “Decretalen freilich ſehr kraͤftig zum 
Vortheil der Kirche, 1) Es wurden aber im 
Deutſchland die unangebauten Drte meiftens für 
Staatseigenthum, oder wenigſtens als etwas, 
das der Staatsherrſchaft vorzüglich unterworfen, 
iſt, geachtet; 2) deren Occupation und Anbau. 
hieng daher von der Bewilligung des Regenten 
ab, Dieſer ſuchte bei Ertheilung einer ſolchen 
Erlaubniß wie billig, davon einen mehreren Nuz⸗⸗ 
zen als von anderem Land, das urſpruͤnglich ein 
Eigenthum der Unterthanen geweſen war, für 
den Staat zu ziehen. Der ſicherſte Weg, der 
zugleich dem Anbauenden, als eine gewohnte Art 
der Abgift, am mindeſten druͤckend ſcheinen mußte, 
war die Zehendreichung. Dieſes war daher die⸗ 
jenige Sraatslaft, die dem Unterthaneu bei ſol⸗ 
* chen 
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hen Guͤtern weiter aufgebirdet ward. 3) Eine 
doppelte Verzehendung war dem Anbauenden fo 
wenig als dem Herrn gelegen, da fie jenen zw 
fehr druͤckte, mithin die. Staatslaften zu tragen 
unvermögend machte, Dadurch entſtand alfe 
eine Eoflifion mit jener kirchlichen Zehendanſpra⸗ 
he, wobei lejtere, da der Staatsregent das feis 
nige abzufreten nicht. immer geneigt war, oft 
Anwirffam blieb, Nachdem: indeflen es dennoch 
hie und da in Gang Fam, zumal da es Regenten 
aus frommen Abfichten haufig den Kirchenſtiftun⸗ 
gen  abtraten , und davon. der Pabft Anlaß 
nahm, deſto ftärfer auf deffen allgemeine Eins 
führung zu dringen, fo warb ſolches von famtlia 
hen Reichsſtaͤnden unter die: Befchwerden der 
deutſchen Nation gegen den Mömifchen Hof eins 
gerechnet, 4) und die in mehreren Farholifchen 
fanden fhon ehemals von der Landesherrſchaft 
bezogene Movalzehenden, 5) fo mie die darüber 
gemachte Difpofitionen und Verleihungen beweis 
fen. daß die Kiche dazu im Deutfchland ur⸗ 
fprünglich nicht berechtiat gewefen fey. 6) Hatte 
diefes Zehendrecht alfo ſchon bei den Katholifchen, 
zumal weltlichen Landesherren, feinen Eingüng 
finden wollen, ſo war es natuͤrlich, daß nach der 
Reformation die, evangelifhe Landesherren ſich 
noch weit ſtaͤrker dagegen ſezten. Vor dem weſt⸗ 
phaͤliſchen Frieden war kein. Geſetz daruͤber da; 
deſto mehr mußte alfo bei deſſen Behandlung-die 
Nothwendigkeit eines, folden einleuchten, 


1) 


N 
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2) Cap. 2. $. ult. de Deeiimis in VIto. uan Efpen Jus 
Eccles.P. 2. T. 33. C. 6. Nro 15. 

2) Struben rechtl Bedenken Th. 4- St, 109, von 

Breitmayr ad Cod. Bav Th. 2. Kap. 1. $ 7. 

= Neo, g. Titius fpec. jur. publ, Germ, L. 3. C. 7. 


. 16. 3 I | F 
2) —8 a. a D. Klock de Aerario Nto, 34. 
Linker Decis. 1168. Hert de fup. territor, $. 50. 
4) Grav. Nat. Germ. Nro, 23. $. 61. fol. 99, Myler 
ab Ehrenbach de ftatibus imp. P. 2. C. 70. 9. 6. 
5) &o waren fie 5.8. don uralten Zeitenim Badens 
| badifchen uͤblich. In Brabant legten fi die 
Regenten folche auch) bei. ©. Zypaum in Notit. 
Jur. Belgici L, ı. T. 13. $. de Decimis Nro. 6, 
6) S. davon Beifpiele. bei Syring. vom, Zehends 
recht Cap. 7, 9. 9. | 


6. 208. 


Se, da er durch die Neligionstrennung hefti 
ger ward, eine Entfiheidung nothwendig - 


| machte. 
Dieſes ward denn endlich dahin verglichen, wie 
es in dem lezten Abſchnitt der bisher erwogenen 
Sanction befindlich iſt. „Desgleichen (heißt 
„ 28) ſollen diejenige Stiftungen, welche den usen 
Jenner 1624 im Quaſibeſitz des Zehendrechts 
„. 008 Neubruchgütern in fremdem Territorium 
geweſen find, ſolches auch in Zukunft bleiben, 
„ aber fein neues Recht geſucht werden. Unter 
„Aen übrigen Reichsſtaͤnden und Unterthanen 
„ſoll das. Rechtens ſeyn, was bad. gemeine 
Sn Ä u „Recht, 
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„Recht oder jedes Orts Gewohnheit und Ob, 
„ fervan; vom Neubruchzehenden feſtſetzen, oder 
„durch freiwillige Vertraͤge bedungen ift, “ 
Die, Verordnung an fi bedarf wenig Erlaͤute⸗ 
rung, zumal wenn man das bisher gefagte das 
mit zufainnten halt; es fey daher genug, nur einis 
ge Bemerkungen hier anzufügen; 


DIR 2 — ns — i F. 209. 
Deren erſter Theil betrift den 9 — —E 
katholiſcher fo. gut als euangelifcher en 
tungen. 


+  Dicfe Stelle ſagt allgemein, diejenige Stifs 
tungen, welcheu.f.m., Alle find daher eins 
verſtanden, daß fie eben fo gut das Recht Father 
lifcher Stiftungen in auswärtigen evangelifihen 
tanden, als: evangelifher in andern Fatholifhen 
Sanden beſtimme. 1) Und man fann dieß aud) 
nicht. miskeunen. Denn die Stelle ift offenbar 
wicht ſowol zu Feſt ſetzung, als vornemlich zu 
Beſch raͤnkung dieſes Neubruchzehendrechts 
eingerichtet; und doch iſt ſie von den Evangeli⸗ 
ſchen in Antrag gebracht. Dieſen konnte nun. 
an Einſchraͤnkung des Zehendrechts ihrer Stif⸗ 
tungen in auswaͤrtigen katholiſchen Landen nicht 
weiter gelegen ſeyn, als in fo weit fie ſolche, um. 
. gine gleiche bei den Zehenden, die in ihren Landen 
| ae Stiftungen hatten, vr 
! als 
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halten, nachzugeben noͤtig fanden, vLeztere muß⸗ 
te alſo natuͤrlich ihr Hauptzweck, die Bewegur⸗ 
ſache ſeyn, ‚weswegen. ſie auf dieſe Sanction an⸗ 
trugen. Iſt aber dieß, und geht dieſe Stelle zu⸗ 
gleich auf katholiſche und evangeliſche Sti 
gen, fo erwaͤchſt daraus ein weiterer Grund 
warum die unmittelbar en Sanction; 
die fich. gleich allgemeiner Ausdruͤcke bedient, : die 
mit dieſer eine Strophe ausmacht, und derem 
diefe durch das eine Gleichheit beeder Subjekte 
anzeigende Wort: desgleichen (itidem) ange 
hänge it, ebenwol von beebderlei diefen Stiftuns 
gen. ausgelegt ‚werden muß. We man, um 
lezteres laͤugnen und doch erfferes. behaupten zu 
kaͤnnen, angiebt, eschienge diefe Stelle mit der 
vorhergehenden‘ Intche eben ſo unzertrennlich, 
wie fofche mit dem Anfang diefes Paragraphen 
zufammen, ı). wo doch alle eine Strophe aus» 
machen, und leztere offenbar ein vergleichendes 
Verbindungswort zum Anfang hat, ſo iſt ſolcher 
Unterſchied allzuwillkuͤhrlich. ») Dadurch, daß 
hier bei dem Beziehungswort: diejenige, das 
Hauptwort: Stiftungen, ausdruͤcklich wieder⸗ 
holt iſt, laßt ſich ein ſoich intendirter Unterſchied 
nicht erweiſen. Denn einmal iſt es etwas ganz 
gewoͤhnliches, daß wenn Beziehungswoͤrter auf 
das nemliche Subiekt wiederholter vorkommen, 
man, um eine geſchwindere Ueberſicht dee Subs 
jefts, auf welches gezielt wird, zu geben, deflen 
Benennung: wiederhole, ob gleidh die Mede in: 
der nemlichen Verbindung fortwahrs, Zum ans 

| J — 
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dern. war hier bie Wieder holung deſſelben noth⸗ 
wendig, um vorzubeugen, daß nicht der Sag blos 
auf verfallene Stiftungen, von denen der Ein⸗ 
gang dieſer Stelle redete, gemeint ſey, in welcher 
Abficht es bei.dem vorhergehenden zweiten Theil 
dieſer⸗Stelle nicht nöthig war, da fie von fünftig. 
nerfallenden Stiftungen redet, alfo ohnedas fein 
Menſch auf den Einfall fommen fonnte, zu behaup⸗ 
ten, es feydarinn das Subjekt unter der nemlichen 
Qualitaͤt, worunter es im Eingang rn: 
nemlich als ſchon verfallen gemeint. 


1) ©. Rod a. a. 9 . ©. 263. 

2) Um dies zu ‚verfichen, merke man die drei PR 
ſchnitte des 47ſten Paragraphen. Der erfte re⸗ 
det von ſchon derfallenen Stiftungen und ihren 
Renten. Das Subjekt iſt ausgedruckt durch die 
Worte: Fundationibus jam defleu&is. Der zweite. 
handelt von künftig verfallenden: Das Subjekt. 
und deſſen Verbindung mit dem Eingang ift 
durch die Worte: que VERO, fü bezeichnet, daß 
man ſieht, eBift von dem nemlihen Subjekt die’ 
ı 5 Mebe, nemlich von Rirchenfliftungen, aber unter‘ 
bdem entgegengeſezten Verhaͤltniß, ſo weit ſie erſt 
kuͤͤnftig verfallen. Der letzte und gegenwaͤrtige 
ſpricht von ihnen wieder ohne Beziehung auf 
vergangenen oder kuͤnftigen Zerfall, und deswegen 
iſt das Subjekt wieder ausgedruckt: quæ Funda- 
tiones, und wieder mit dem vorheveteaden 

| sur) ITıDEN zuſammengehaͤngt. 
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Jedoch nur in auswärtigen Territorien, und 
fo weit es Proteſtanten und Kathotsfche oder 
erſtere unter ſich mit einander zu thun has 
u In 

Das Neubruchzehendrecht folder Stiftungen 
wird hier in Bezug auf fremde Lerritorien ent 
ſchieden, welches denn aus oben erwähnten Gruͤn⸗ 
den wieder zwifchen Proteſtanten unter fidy fo gut 
als zwifchen Katholiſchen und Evangelifchengilt, ı) 
Daß. es nad der Allgemeinheit der Worte auch zwi⸗ 
ſchen Katholifhen unter fih gelten Fönne iſt 
wohl eben fo gewiß; daß es aber auch vermög 
diefer Stelle gelten müfle, 2) das möchte 
ſchwer zu beweifen ſeyn. Anlaß, eine ſolche Bers 
ordnung zu machen, ware indem vorhergehenden 
Streit zwifhen den Landesheren und der Geiſtlich⸗ 
Feit wohldagemwefen. (F. 207) Da aber diefer die 
Evangelifhe nicht intereßirte, die doch diefe Stelle: 
in Antrag gebracht haben, mithin nicht gefage wer⸗ 


- denfann, fie hätten die Abficht gehabt, auch dieſen 


Streit der Katholifhen unter ſich damit zu ſchlich⸗ 
ten, und da eben fo wenig erhellet, daß die Kas 
tholiſche es zugleich mit in diefer Abſicht bemillige 
baren; fo eemangelt es an dem, mas Seele 
eines Geſetzes oder Vertrags iſt, anWahrfcheinliche 
keit, daß die Abficht gewefen fey, von einem Fall, 
wohin die Worte gezogen werden Fünnen, zu dis 
ſponiren. | 


MC Pe Tee 
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1) Andrer Meinung iſt: Roch a. 0.9, S. 203. 
2 Dae glaubt Buch 0 135. 


§. 211. 


Dabei fol auf Feine Berechtigungstitel, ſondern 
blos auf den wirklichen Beſitz im Entſchid⸗ 
| giel gefehen werden. - 


Es wird hier von ſolchen geredet, die den ıten 
— 1624 im Quaſibeſitz des Zehendrechts 
von Neubrüchen gewefen find. Was wegen des 
gleichen Ausdrucks oben gefagt worden (8. 124.) 
gilt auch hier, es ſchließt nemlich diefer Ausdruck 
die Nothwendigkeit eines wirklichen reellen Beſitzes 
nicht aus. Das, daß hier des Zehendrechts 
erwähnt werde, aͤndert hierannichts. 1) Denn 
weilvon einem Recht hier, wie oben, die Nede war, 
fo mußte freilich Hier von dem Beſitz eines Rechts 
gefprochen werden; da aber bei foldyem fo gut wie 
bei andern der Beſitz mirflidy oder bürgerlich 
(velfadti vel juris) ſeyn kann; fo folgt gar nicht, 
daß hier deswegen nur letzterer gemeint ſeyn koͤnne. 
Der weitere Einwand, es koͤnnte ja in ſolchem 
Jahr an Gelegenheit ermangelt haben, Neubruch⸗ 
zehenden zu ziehen, iſt gar nicht uͤberdacht: denn 
zu geſchweigen, daß er ſich auch bei andern Ren⸗ 
ten und Rechten machen laͤßt, die doch unſtrittig 
auf den bloſſen faktiſchen Beſitz im Entſcheidziel 
ausgeſetzt ſind, ſo gehoͤrt ja zum faktiſchen Beſitz 
des Neubruchzehendens nicht das, daß in Pe 

Jahr 
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Jahr Zehenden von einem damals zum erſten⸗ 
mal bearbeiteten Neubruch gezogen worden ſey, 
fondern es tft genug, (vorausgefekt, daß damals 
niht ein anderer im Bezug von Neubruchzehens 
den fich befunden habe) wenn unter dem von der 
Stiftung damals gezogenen Zehenden auch einiger 
von folhen Gütern gewefen, ‚die vorhin in der 
Oualitaͤt als Neubrüce zu feinem Zehenden ges 
zogen worden, indem die Verzehendung folder an 
einem Ort, wo fihon das Zehendrecht eingeführt 
ift, neu aufgeriffenen Guͤter uicht blog im erſten 
Jahr, fondern immerfort eine Ausubung des 
Neubruchzehudrechts, alfoein faftifher Befig defe 
felben, bleibt, Wird alfo ein bloffer faktiſcher Yes 
fi hier erfodert, um vor die Zufunft ein rechtes 
gültiger Titel zu dem Gebrauch diefes Rechts 
zu fenn; fo ift es allerdings genug, wenn aud) 
damals foches zum erſtenmal und ohne vorherige 
Berichtigung geſchah, da auch cine einmalige Vers 
zehndung immer ein wirklicher Beſitz iſt, auf 
den allein im Friedensſchluß geſehen wird, wenn 
er gleich widerrechtlich geweſen ſeyn kann, als 
worauf es in Faͤllen, wo der decretoriſche Termin 
entſcheidet, wicht weiter ankommt, BREIT 


+ 


1) Genniges a. a. Dig 





Sf: * — 


452 IX. Stuͤck. Bon dem Recht der Kirche 
a Ey | 212. ey . 


Eine Stiftung, die folchen Beſitz in einer Ge⸗ | 
marfung vor fid) bat, darf auch von Fünftig 
eniſtehenden Meubrüchen den Zehenden 
Y heben 


Was verordnet wird, ift, fie follen bei ſolchem 
Befig auch in Zukunft bleiben. Hätte cs vorher 
geherßen: wer damals von Neubruͤchen Zchenden 
geho ben hat, der fol dabei bleiben ; fo wurde 
man häben fagen fönnen, es fen dag Bleiben nur 
für die damals ſchon eriftirende Neubruͤche zuge⸗ 
fagt, deswegen aber, auf kuͤnftig weiter erſcheinen⸗ 
de es augzudehnen, nicht erlaubt worden. So 
eißt eg aber: wer im Beſitz ders Rechts gewes 
In fey, derfolle dabei bleiben. Niemand wird 
äugnen, daß derjenige aus dem, Befiz-des Neus 
bruchjehendecchts geworfen werde, wenn zwar 
die ehemals entflandene ihm nicht wieder entzogen, 
aber die Ausübung‘ des jeden neugebauten Acer, 
an er gebaut wird, feiner Natur nad) umfaſ⸗ 
enden Rechts auf weiter gebaute, nicht geſtattet 
wird, Soll man alfo foldhe Stifter bei dem 
Reche bleiben Laffen, die im Jahr 1624. im 
Befis waren, fo muß man ihnen auch die Vers 
zehendung jed: 8 weiter in der Gemarkung, wor⸗ 
auf foldyes Recht haftet, entitehenden Neubruchs 
zuloflen, Die Traktaten erk aͤren diefe Abſicht 
naͤher. Denn ber dieſen ward anſangs der 
— N Schluß 
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Schluß diefer Stelle fo gefezt, daß der Fall, wo 
die Stifter auf die Norm des Entſcheidjahrs vers 
wiefen wurden, nur auf die damals ſchon eriftis 
sende Meubrüde hätte fönnen bezogen werden, - 
indem wegen aller fünftig ſich etwa hervorthuenden 
Die andere am Schluß dicfer Stelle convenirte 
Norm gelten fol. Diefes ward aber hernach 
geändert, und .Icztere Norm nur auf die zwifcher 
andern Ständen des Reichs firituige Falle ans 
wendbar erklärt, mithin dadurch die vorige Aus⸗ 
grenzung Des Hals von Fünftig entfichenden 
Meubrüchen aufgehoben, ($. 78 20.) Deswe⸗ 
Sen heißt auch der weitere Beiſatz: dagegen 
ſoll Leine neue Berechtigung geſucht wers 
den. Waͤre geſagt worden: fie follen keine 
fuchen; ware alfo der Sag in einen beftimmten 
Bezug auf die Stiftungen, wovon die Rede zus 
vor war, nemlich die den ıten Jenner 1624 im 
Beſitz des Meubruchzchendreihts waren, geſtellt 
worden, fo hätte er feinen andern Sinn haben 
fonnen, alsden, anzudeuten, daß auf Feinencuers 
lich entfichende Novalien das Novalzehendrecht 
ſolcher Stiftungen, ausgedehnt werden folle 
Nachdem aber jest der Satz ohne beflimmten Bes 
zug (imperfonaliter) da ſteht, und durd das 
Wort: dahingegen (autem) als ein Gegenſatz 
des vorhergehenden bezeichnet: iſt: fo fallt eine 
ſolche Misdentung weg, und der Sinn diefes 

Nachſatzes ift nunmehr unzweifelhaft der, daß, 
wo ein Stift diefeg Hecht zus jener Zeit nicht in 
| Hebung gehabt, ‚wenn es gleich etwa den ordent⸗ 
f3 lichen 
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then Zehenden an einem ſolchen Dre haben) 
und aus dem canonifchen Recht, päbftlihen Pri⸗ 
vilegien (deren mehrere Orden hierüber haben) 
oder anderen ‚Gründen eine Anfprache auf den 
Neubruchzehenden herleiten fünnte, dennoch die 
ſes nicht ftart haben, Feinem ein Novalzehend⸗ 
weht, wo es foldes im decretoriſchen Termin 


nicht harte, vergönnt feyn ſolle. ı ) 


4) Das, nicht aber ein Beweis, daß bier nicht 
auf faktiſchen, fondern rechtsguͤltigen Beſitz im 
Entſcheidjahr zu ſehen ſey, folgt aus obigen 
Lorten: obwol Henniges a. a. O. lin 4 auch 


lezteres daraus ſchlleſſen will. 


eo 2ꝛi3. 
Die andere Hälfte dieſer Sanction geht auf ale 
. andere Fälle, wo über die Zehendberechtis 
gung auf Neubrüchen Streit iſt. 


Hiermit war num das Zehendrecht geiftlicher 
Stiftungen auf Neubruͤche, und zwar nur auf 
Neubruͤche in fremden Territorien, in ſeine Schran⸗ 
Fon gewiefen. Wie fol es aber nun in Eollifion 
folder Stiftungen mitihrem eigenen Landesherrn, 
in der Kollifion zwifchen Gemeinden oder dem 
Iandfäßigen Adel, der häufig auch ein Zehends 
recht hergebradht hat, und dann mit feinem Lan⸗ 
desheren wegen der: Menbrüce in Irrungen g& 
sarhen kann, in Colifion zwifchen verfchtenenen 
en n EIER n Reiches 


70 auf Neubruchzehenden. 455 


MReicheftänden untereinander, deren einer oft in 
dem Gebiet des andern Zehenden befisr, und 
dann fein Recht auf Novalland ausdehnen will, 
‚gehalten werden? Auf diefe Fragen enthält der 
letzte Sag diefer Strophe die Antwort; denn dex 
macht zum. Gegenftand feiner Difpofition, die 
übrıge Ständedrs Reiche und Unterthanen. 
ever Fall alfo, der nicht Stifter gegen einen 
auswärtigen Landesherrn, deren Verhältnis vors 
her beftimmt war, in Colliſion bringt, betreffe 
er Reichsſtaͤnde unter fi, oder in Verhalt gegen 
Sandfaßige, mithin mittelbare, geiftliche oder welt⸗ 
liche Reichsglieder, betreffe ee Proteftanten und 
Katholifhe gegen einander, oder eine und andre 
unter fih, (das Geſetz macht Feinen Unterſchied) 
gehört unter die nachfolgende Anordnung. Das 
bei ift auch ſo ſchwer nicht einzufehen, wie wohl 
vorgegeben wird, 1) warum das Gcfek ſich hier 
desAusdruds: unterden übrigen Ständen, bes 
dient habe, obwol es in der vorhergehenden einis 
"get Stände ‚nicht ausdrüdlid “erwähnt habe. 
Denn die Frage von dem Movalzehenden der 
Stifter in andern fanden mußte in deren Ge 
ſichtspunkt, unter dem fie hier in Betrachtung 
Fam, immer zwiſchen der Stiftung und dem fols 
ches Recht als ein Megal anſprechenden Heren des 
Landes obſchweben. War die Stiftung Reiche» 
unmittelbar, fo war alfo der Streit zwifchenzwei 
Meihsftänden; war fie es nicht, fo war der 
E treit zwiſchen einer Reichsunmittelbaren und 

mitselbaven Perfon; allemal war alſo bei jener 
nein f4 Ent; 
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Entfcheidung ein Reichsſtand intereßirt. Durch 
fie war alſo das Recht von Reichsſtaͤnden und von 
Unterthanen in einem gewiſſen Fall, nemlich 
wenn von Neubruͤchen in einem Land, wovon 
eine auswaͤrtige Stiftung das Zehendrecht ans 
ſprach, die Frage war, entſchieden. Bei der 
auf alle andere Faͤlle zielenden nachfolgenden Die 
fpofition konnte alfo mit Recht gefagt werden: 
3wifchen den übrigen Keichsftänden und 
Unterthanen, die nemlich nicht in jenem Vers 
haͤltniß gegen Bnanber zu becrechten kommen. 


| BL Bennigeo a a. D. lie, 


Ä S 214. | 
Und verorünet, Daß zuerft: a) auf Verträge; 
dann b) auf Ortsherkommen; ferner c) auf 
Berhalten in vorigen Fäden, endlich d) auf 

‚ das gemeine eichsſtaaſzrecht geſehen wer⸗ 
den ſoll. 


Die Norm, die vor dieſe Übrige Falle vore 
geſchrieben wird, ſind das gemeine Recht, jedeg 
Orts Gewohnheit und Obſervanz, und freiwillige 
Vertraͤge. Wo alſo Vertraͤge vorhanden find; 
da muß ihnen nachgegangen werden, aber frei: 
willig müffen fie feyn. Jene folglich, die etwa 
wahrend dem dreifigjährigen Krieg abgedrungen, 


oder Bin die — mittelft des zu arten 
ihren 
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ihren Anfprüchen zu Huͤlf gerufenen Banuſtrahls 
veranlaßf worden, gehoͤren nicht hieher. Wo dies 
fe nicht da find, kommt es auf jedes Orts Ger . 
wohnheit und Öbfervanz an. Das Wort 
Obſervanz ftand Anfangs nicht in den Proseften, 
ward aber von den Evangelifdfen in der Folge 
einzurücien begehrt, mithin ihm ein befonderce 
Naͤchdruck beigemeffen, ($. 79731.) Nimmt man 
es im rechtlichen Sinn, fo iſt es mit dem Wort 
Gewohnheit glei viel geltend. Denn der Uns 
terfchied, den man in Rechtsſchriften fonft wohl 
macht, ‚wo Obfervanz das Gorrelarum von einen 
Eoflegialftatut,. Gewohnheit aber der Gegenfag 
yon eınem Geſetz iſt, 1) kann nad der Natur 
der Sache hier nicht anfhlagen, weil bei dem 
Movalzehenden nicht von&ollegialhandlungen, fonz 
dern von Handlungen der. Unterthanen,, die einem 
Geſetz unterliegen, die Rede iſt. Sonſt aber wird, 
dieſes Wort in dieſem Friedensinſtrument nach der 
etimologiſchen Bedeutung des Ausdrucks blos fuͤr 
die Form eines Faktums, ohne Ruͤckſicht auf vor⸗ 
gaͤngige Berechtigung dazu, genommen, 2) Er⸗ 
waͤgt man nun, daß Gewohnheit mancherlei 
rechtliche Erforderniſſe von Verjaͤhrungszeit und 
dergleichen vorausſezt, die an manchen Orten 
unerweislich ſeyn koͤnnen, wenn gleich bewieſen 
werden kann, daß der Fall ſchon einmal vorge⸗ 
Kommen, und eg dabei ohne Widerſpruch auf dies 
fe oder jene Art gehalten worden; .bedenft man 
ferner, daß bei den alten Steittigfeiten überden 
Movyalzehenden , und wen desjals in Deutſch⸗ 
| 515 laand 


458 IX. Stüd. Von dem Recht der Kirche 


land das Recht zuflche, nicht wohl anders als 
durch. ein Zuruͤckſehen auf einen Beſitzſtand wegs 
jufommen war,. mithin man es für vorcheilhaft 
anfehen mußte, ihn zum Maasftab der Entſcheidung 
‚ zu nehmen, wenn er gleich die Eigenfchaften nice 
hatte, die ſonſt erfodert werden, wo ein Beſitz 

zu einem Recht erwachſen fol: fo wird man aus 
obigen Worten mit Grund ſchlieſſen Fönnen, daß 
in Fallen, wo feine Verträge vorliegen, aber 
doch erhellet, wie es vorhin allda ſchon einmal mit 
foldyem Fall gehalten worden, dem nachzugehen 
fene, wenn ſolche Beobachtung an fih ſchon die 
Eigenſchaft nicht Habe, ein verjährtes Recht fefts 
fegen zu koͤnnen. Wäre aber auch auf dieſem 
. Weg zu einer Auskunft nicht zu gelangen, fo fol 
endlich dem gemeinen Recht nahgegangen 
werden. Die bürgerliche oder canoniſche Rechte, 
die fonft unter dem Ausdruck verflanden werden, 
muͤſſen jeden hierbei am eriteneinfallen,. 3) Dens 
noch aber fönnen fie nicht wohl gemeint feyn. 
Die römische Rechte wiffen von der Materie nichts, 
und die Sanonifche wurden von den Katholifchen, 
ſelbſt zum’ Theil geiftlihen Neichsftänden, (die 
licher ihre Kameralintereile vermehrt, als ihre 
ohnehin reiche Geiſtlichkeit auf ihre Unkoſten ber 
reichert fahen ) in diefem Stud nicht angenoms 
men, fordern folder Zehenden theils felbft bes 
hauptet, 4) theils anderen nad Guffinden zu» 
gefhieden; noch weniger Fonnte den Evangelis 
fhen, aus deren Antrag auch diefer Theil der 
Verordnung gefloffen war, je einfallen, neuerlich 
—— — wu 
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zu ihrem groffen Nachtheil ſolche anzuerfennen, 
Das natürlichfte alfo ift, hier, wo von Entſchei⸗ 
dung einer eigentlichen Staatsfrage die Rede war, 
wie weit nemlich der Neubruchzehenden ein Regal 
fey, auf das gemeine Reichs⸗Staatsrecht zuruͤck⸗ 
zugehen. Mad) diefem hatten jeweilsdie Stande 
diefes Recht als ein Regal behaupter, deflen von 
der Kirche unternommene Anmaffung für eine 
gemeine Beſchwerde aller Stande anerfannt: nad) 
dieſem mußte alfo ſolches als eine Folge der fans 
deshoheit, fo lang nicht ein andrer einen fpecicllen 
Erwerbstitel oder ein abweichendes Landesher⸗ 
Eommen darthut, dem Sandesfürften zuerfannt 
werden, Dieſes auf die alte deutfche Landesver—⸗ 
faffung gründende gemeine Staatsrecht ift wohl 
das einzige, das die Evangelifche bei diefen Worten 
im Auge haben Fonnten, das einzige, dag die 
Katholifhe (da fie nicht die geringfte Einwendung 
machten, die fie gegen Aufdringung des canonis 
‚ hen Rechts in dem Punkt eben wohl zu machen 
Urfache gehabt hätten) darunter verftanden haben, 
was alfo der wahre Sinn derfelben ift. 


1) de Selchow Elem, jur, publ, T. 1. C. x. S. 2. 
| Tit 2. — | j 

2) Buder repertor. jur, publ. V. Obfervanz, 

3) Aenniges a.a. D:lie.s. | 

4) Schotts jur. Critik B. 3. ©. 18. 
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